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Der allgemeine Frieden blieb ein dieſem Jahre zwar erhalten, 
an mehrfachen Vorgängen und Erſcheinungen zeigte ſich jedoch, wie 
leicht er geſtört werden kann. 

Im deutſchen Reiche trat durch die Feier des hundertjährigen 
Geburtstags Kaiſer Wilhelms I. und, im Anſchluß daran, durch die 
des Geburtstags des Fürſten Bismarck die fortdauernde Lebhaftigkeit 
des Nationalgefühls hervor. Die gleichwohl wieder ſteigende, ſehr 
verbreitete Unzufriedenheit, welche auch des Reichstags Ablehnung 
einer Vermehrung der Kriegsſchiffe zu Grunde lag, ließ erſt nach, 
als gegen Ende des Jahres, unter faſt allgemeiner Zuſtimmung und 
patriotiſcher Erhebung, nach einer ſchwungvollen Rede des Kaiſers, 
ein deutſches Geſchwader unter dem Prinzen Heinrich von Preußen, 
im Intereſſe des deutſchen Handels und deutſcher Macht nach Oſt— 
aſien geſandt und ein von China abgetretenes Hafengebiet in Beſitz 
genommen wurde. In Preußen wurde ein ſchärferer Ton gegen das 
übermütiger gewordene Polentum angeſchlagen; ein Verſuch jedoch, 
durch Anderung des Vereinsgeſetzes die Elemente des Umſturzes 
weiter zurückzudrängen, ſcheiterte an der Beſorgnis vor der hierin 
etwa liegenden Gefährdung anderer Parteien. 

Die politiſchen Verhältniſſe Oſterreichs wurden faſt gänzlich be⸗ 
herrſcht vom Nationalitätenſtreite in Böhmen, indem das weite Ent⸗ 
gegenkommen der Regierung gegen die Anſprüche der Czechen einen das 
Deutſchtum ganz Oſterreichs gefährdenden Charakter annahm und 
eine gewaltige Auflehnung der Deutſchen hiergegen bewirkte, welche 
auch die Frage der Erneuerung des Ausgleichs mit Ungarn, ſomit 
Grundfragen des Reichs in Mitleidenſchaft zog. Sie führte einen 
gewiſſen Umſchwung herbei, der jedoch von einer Wiedereinſetzung 
des deutſchen Elements in die ihm naturgemäß gebührende führende 
Stellung noch ziemlich weit entfernt war. In Rußland ſahen wir 
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eine innere Politik der Verſöhnung, nach außenhin ein geſchicktes 
Lavieren zwiſchen den ihm von einander feindlichen Mächten entgegen⸗ 
gebrachten freundſchaftlichen Beziehungen. Frankreich, vom Parteihader 
und ſteigender Unbehaglichkeit erfüllt, ſchwelgte in der bedenklichen 
Vorſtellung, eine Allianz mit Rußland als Vorbedingung der Revanche 
gegen Deutſchland endlich erlangt zu haben. In Großbritannien 
mißlang der Verſuch, durch die Farce einer Unterſuchung gegen 
einzelne Perſonen ſich wegen des vorjährigen Anſchlags gegen 
Transvaal in der Meinung Europas zu rehabilitieren, umſomehr, 
als fein Beſtreben ſich rückſichtslos als beſtimmende Macht Süd⸗ 
afrikas zu gerieren, offener hervortrat. Italien unternahm weitere 
Schritte, um die Kolonie in Afrika wieder los zu werden, an der 
es wenig Freude erlebt hatte, und ſich ſtatt deſſen der Beſſerung der 
Finanzen zu widmen. Spanien dagegen ging auf in der Sorge um 
Erhaltung alter Kolonien; der Aufſtand auf den Philippinen wurde 
niedergeſchlagen und Kubas Beruhigung durch Gewährung großer 
Selbständigkeit angebahnt. Auch Portugal hatte Grund, um die Er⸗ 
haltung der Kolonie in Oſtafrika beſorgt zu ſein. Verſuche in Belgien 
zur zeitgemäßen Umbildung des Heeres ſcheiterten, in Holland wurde 
eine umfaſſende ſoziale Geſetzgebung in Ausſicht genommen. Däne⸗ 
mark geriet wieder nahe an einen Verfaſſungsſtreit, die ſkandinaviſchen 
Reiche zu einer weiteren Lockerung ihrer Verbindung. Griechenland 
kam infolge ſeines Verſuchs, ſich Kretas zu bemächtigen, mit der 
Türkei in einen Krieg, in dem es unterlag; jedoch gelang es den 
Großmächten, die Ausdehnung des Kampfs auf die Balkanhalbinſel 
und damit einen allgemeinen Krieg zu verhüten. In Nordamerika 
wurden die Einfuhrzölle zum ſchweren Schaden der Induſtrie Europas 
bedeutend erhöht, Südamerika bildete wiederum den Schauplatz vieler 
Umwälzungen. 
Groß-Lichterfelde, im März 1898. 


Dr. Karl Wippermann. 
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Deutſches Reich. 


Die erſte Frage beim Ausblick auf das beginnende Jahr bildete 
auch diesmal wieder die nach Erhaltung des allgemeinen Friedens. 
Bei der Beſorgnis vor deſſen Störung hatte man lange Zeit nur 
oder vorwiegend Frankreich im Auge gehabt und man war in dieſer 
Beziehung von Jahr zu Jahr beruhigter geworden; das vorige Jahr 
hatte jedoch gezeigt, daß die allgemeine Gefahr an anderen Stellen 
vielleicht eher als dort entſtehen könne. 

Soweit den Äußerungen bei den amtlichen Neujahrs- 
empfängen feſtländiſcher Staatsoberhäupter überhaupt Gewicht bei⸗ 
zulegen iſt, konnte Deutſchland ſich nicht beunruhigt fühlen; zwar 
wurde die Friedensfrage nur an einer dieſer Stellen ausdrücklich 
erwähnt, aber es war gerade Paris, und es geſchah gerade ſeitens 
des Vertreters desjenigen Herrſchers, dem Frankreich im vorigen 
Jahre den ſehnlichen Wunſch nach gemeinſamer Bekriegung Deutſch⸗ 
lands in prunkvoller, aber durchſichtiger Verſchleierung begeiſterungs⸗ 
voll nahe gelegt Hatte: wenn der beim Empfang im Elifeepalafte als 
Doyen des diplomatiſchen Korps auftretende ruſſiſche Botſchafter Baron 
v. Mohrenheim dem Präſidenten Faure, unter einer gewiſſen Be⸗ 
zugnahme auf deſſen vorjährige Zuſammenkunft mit dem Zaren, den 
Wunſch ausdrückte, Frankreich möge die Erfüllung ſeiner Beſtrebungen 
„beſonders in dem endgiltigen Obſiegen der heiligen Sache des Friedens 
finden“, der es unaufhörlich und ſo edelmütig ſeine machtvolle Unter⸗ 
ſtützung geliehen und wodurch es für ſeinen Teil in reichem Maße 
dazu beigetragen habe, „der dankbaren Welt das hohe Gut des 


Friedens zu ſichern“, ſo klang dies eher wie eine Ablehnung jener 
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verblümten Zumutung; und wie Präſident Faure in ſeiner Antwort, 
ſo wird mancher Franzoſe es für klug gehalten haben, vorläufig dieſe 
goldene Brücke des Rückzugs ſcheinbar zu betreten, wo, wie ironiſch, 
aus der Not, nicht vereinzelt losſchlagen zu können, eine Tugend ge⸗ 
macht worden war. Daß in der That nicht Wert darauf gelegt 
werden konnte, wenn Faure in feiner Antwort ebenfalls für den 
Frieden auftrat, erſchien auch äußerlich darin angedeutet, daß er ſich 
nicht enthalten konnte, den „Gedanken der Gerechtigkeit“, worunter 
man in Frankreich ſeit langer Zeit die Rückgabe Elſaß⸗Lothringens 
zu verſtehen pflegt, mit der Sympathie für den Frieden zu verbinden. 
Solchergeſtalt erlangte diesmal der franzöſiſche Neujahrsempfang eine 
Bedeutung, welche unwillkürlich die Erinnerung an dieſe unter dem 
dritten Napoleon ſtattgehabten Empfänge wach rief, nur mit dem 
großen Unterſchiede, daß Frankreich nicht mehr an der Spitze der 
Großmächte ſteht. Der Empfang in Paris würde auch jetzt weniger 
hervorgetreten ſein, wenn nicht ein ſolcher Vorgang an anderen hohen 
Stellen im Auslande aus zufälligen Gründen ausgefallen wäre. Daß 
Europa Zündſtoff zu einem allgemeinen Brande in Menge enthielt, 
ja daß er ſeit Jahresfriſt ſich an manchen Stellen vermehrt und 
gefährlicher geftaltet hatte, war allgemein bekannt, und inſofern er⸗ 
ſchien die allgemeine Lage nicht ſo günſtig, obwohl damals ein die 
Welt befremdender Friedensbruch mit nachfolgender Spannung zwiſchen 
England und Deutſchland vorlag. 

Unter dieſen Umſtänden wurde es dem deutſchen Kaiſer 
vielfach verdankt, daß er bei ſeinem Neujahrsempfange, namentlich 
bei dem der Botſchafter, hinſichtlich der auswärtigen Politik Zurück⸗ 
haltung beobachtete; nur an die in der Ruhmeshalle verſammelten 
kommandierenden Generale richtete er ſich, indem er ihnen gegen⸗ 
über einige militäriſche Fragen berührte; insbeſondere ſoll er, un⸗ 
widerſprochen gebliebener Nachricht zufolge, betont haben, daß es in 
nächſter Zeit im Reiche ernſte militäriſche Aufgaben zu löſen gebe; 
keine Einrichtung des Heeres ſei vollkommen, jede einzelne Organiſation 
müſſe ſtändig weiter ausgedehnt werden, da auch andere Länder Fort⸗ 
ſchritte machten, mit denen wir Schritt halten müßten. Man glaubte, 
daß hiermit wirklich eine „Artillerie⸗Vorlage“ gemeint ſei, vor welcher 
dem ohnehin ſchon ſo ſorgenvollen Steuerzahler bangte, ſeit im 
Dezember v. J. Nachrichten über eine Umgeſtaltung der franzöſiſchen 
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Artillerie verbreitet waren, infolge deren eine Konkurrenz Deutſchlands 
allerdings unter keinen Umſtänden, und um jo weniger abzuwenden 
ſein werde, als die Wichtigkeit dieſer Waffe für die Entſcheidung der 
Feldzüge durch die Vervollkommnung des Infanteriegewehrs noch zu⸗ 
genommen hatte. Indes ſtellte ſich bald heraus, daß dieſe Frage 
nicht ſo enorm belaſtend auftreten werde, als jene Nachrichten hatten 
vermuten laſſen. 

Weit wichtiger erſchien für den Augenblick, daß der Kaiſer jene 
Generale fernerhin mit einem ſoeben vollzogenen Erlaſſe bezüglich 
des Zweikampfs bekannt machte, der ſodann am 4. Januar ver⸗ 
öffentlicht wurde. Er ſtellte ſich dar als eine Ergänzung der Ein⸗ 
führungsordre zu der am 2. Mai 1874 ergangenen Verordnung über 
die Ehrengerichte der preußiſchen Offiziere und enthielt in ſeinem 
Eingange einige überall mit der größten Befriedigung und Dankbarkeit 
aufgenommene Sätze. Beginnend mit den wie Erlöſung klingenden 
Worten: „Ich will, daß Zweikämpfen meiner Offiziere mehr als bisher 
vorgebeugt wird,“ führte der Kaiſer aus, daß die Anläſſe oft gering⸗ 
fügiger Natur ſeien, bei denen ein gütlicher Ausgleich ohne Schädigung 
der Standesehre ſtattfinden könne; der Offizier müſſe es als Unrecht 
erkennen, die Ehre eines Anderen anzutaſten; habe er hiergegen in 
übereilung oder Erregung gefehlt, ſo handele er ritterlich, wenn er 
an ſeinem Unrechte nicht feſthalte, ſondern zu gütlichem Ausgleiche 
die Hand biete. Nicht minder müſſe derjenige, dem eine Kränkung 
widerfahren, die zur Verſöhnung gebotene Hand annehmen, ſoweit 
Standesehre und gute Sitten es zuließen. Deshalb ſei es, ſagte 
der Kriegsherr weiter, ſein Wille, daß der Ehrenrat hinfort grund⸗ 
ſätzlich beim Austrage von Ehrenhändeln mitwirken ſolle, und er 
beſtimmte, daß bei Streitigkeiten der Offiziere die Beteiligten, unter 
Unterlaſſung aller weiteren Schritte, ihrem Ehrenrate ſofort Anzeige 
machen ſollten. Über das hierbei einzuhaltende Verfahren enthielt 
der Erlaß nähere Beſtimmungen; der Zuwiderhandelnde ſolle dem 
Kriegsherrn ſofort namhaft gemacht werden. 

Wohl in der geſamten deutſchen Preſſe wurde aufs wärmſte 
anerkannt, daß der Kaiſer gegen den Duellunfug, der in letzter Zeit 
in den weiteſten Kreiſen tiefe Entrüſtung hervorgerufen hatte, vor⸗ 
ging und ſomit das vom Reichskanzler am 17. November 1895 bei 
der Verhandlung des Reichstags über den traurigen Fall v. Brüſewitz 
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gegebene Verſprechen einlöſte. Freilich ſagte man ſich ebenſo allge⸗ 
mein, daß man nicht wagen könne, zu hoffen, die Ordre werde das 
Duell im Heere ausrotten, daß ferner das Maß ihrer einſchränkenden 
Wirkung von der Schneidigkeit ihrer Handhabung abhängen und daß 
eine Lücke für den Fall verbleiben werde, wenn das Ehrengericht ſich 
für unzuſtändig erkläre und dieſer Spruch Beſtätigung erhalte; auch 
wurde darauf hingewieſen, daß in der Ordre der wichtige Fall eines 
Streits zwiſchen dem Offizier und dem Zivilijten nicht eingehend 
berührt, ja daß darin wiederum von Standesehre und Standesſitte geredet 
werde, deren Wahrung in der Verordnung von 1874 dem Offizier 
bei Meidung des Ausſchluſſes aus dem Heere zur Pflicht gemacht 
worden war. Wenn nun auch aus dieſen Gründen die Ordre nur 
als Abſchlagszahlung angeſehen wurde, ſo trug dies doch der Dank⸗ 
barkeit keinen Eintrag; man glaubte auch, daß Zweikämpfe wegen 
geringfügiger Urſachen nunmehr viel ſeltener vorkommen, und daß die 
Ordre einen tiefen moraliſchen Eindruck machen werde; der Berliner 
„Vorwärts“ aber machte unter dem Rufe „Welch' ein Lärm!“, ſowie 
unter Hinweis darauf, daß Friedrich d. Gr. die Duellanten den 
Mördern gleichgeſtellt habe, in ſchärferen Tönen als gar manche 
andere Organe geltend, daß nur der Befehl des Kriegsherrn an die 
Offiziere, dem für alle Staatsbürger gemachten Geſetze ſich zu unter⸗ 
werfen, helfen könne. Wie zur Beſtätigung dieſer Auffaſſung mußte 
man gewahren, daß gerade ein ſolches durchgreifendes Mittel in ge⸗ 
wiſſen Kreiſen aus dem Grunde verworfen wurde, weil durch ein 
Verbot des Duells „unzählige brave Männer in ſchwere Gewiſſens⸗ 
konflikte geſtürzt und weil der Zuſammenhang geſchichtlicher über⸗ 
lieferungen erſchüttert werden würde“, auf denen der Geiſt des 
Offizierkorps beruhe. 

Beim Herannahen des Endes der parlamentariſchen Weihnachts- 
pauſe drängten ſich bange Zweifel bezüglich einer gedeihlichen Wirk⸗ 
ſamkeit der großen geſetzgebenden Körperſchaften aufs neue auf; und, 
wie ſeit einiger Zeit mit jedem jungen Jahre, ſo ſpähte auch jetzt der 
Patriot aus ſeiner Arche der Beklommenheit wohl aus, ob nicht 
endlich eine Taube ein Blatt vom Baume des Friedens unter den 
politiſchen Parteien bringe; aber die Sylveſternacht allein hatte 
eine Anderung nicht zu bewirken vermocht, es war vielmehr alles 
immer noch wüſt und voll von kleineren Sorgen, ſodaß ernſte innere 
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Gefahren unter dem Schutze minderer Beachtung üppiger gedeihen 
konnten. Die den Staat negierende ſozialdemokratiſche Partei ſaß 
fortwährend mit zu Tiſch und bildete thatſächlich einen mitberatenden 
und beeinfluſſenden Faktor der öffentlichen Angelegenheiten. Aber 
wenn auch die die Verhältniſſe aller Stände immer mehr durch⸗ 
dringende Macht ſozialer Fragen manches erklärte, ſo konnte eigentlich 
doch von einem Volke, dem eine ſo große Zukunft eröffnet worden, 
erwartet werden, daß es aus den Zeiten des Kampfes um die Einheit 
ſich ein hinreichendes Maß idealen Schwunges für die Zeiten des 
mühſamen Ausbaues ſeines prächtigen Neubaues bewahrt habe oder 
daß es, in einiger Selbſtverleugnung, um großer Ziele willen 
Sonderbeſtrebungen in geeigneten Augenblicken zurückzuſtellen ver⸗ 
möge. Man hörte jedoch nicht, daß das Verhalten von Volks⸗ 
vertretern und von Fraktionen oder daß die Läſſigkeit vieler Reichstags⸗ 
abgeordneten im Beſuche der Sitzungen ihnen ſelbſt gegenüber ſeitens 
der Wähler getadelt worden wäre. 

Das preußiſche Abgeordnetenhaus nahm ſeine Thätigkeit am 8., 
der Reichstag nahm ſie am 12. Januar, und zwar dieſer mit der 
zweiten Beratung des Etats für 1897 —98, wieder auf. Die 
Verhandlungen hierüber waren, mit wenigen Ausnahmen, nicht von 
hervorragender Bedeutung, wenngleich der Nutzen einer Erörterung 
vieler bei den einzelnen Reſſorts zur Sprache gebrachten Fragen 
ſich nicht verkennen Tief. Bei dem die Tage vom 12. bis 15. 
Januar anfüllenden Etat des Reichsamts des Innern wurden 
verſchiedene, auf dem ſozialen Gebiete liegende Fragen ausführlicher 
als ſonſt beſprochen. Dahin gehörten die Einrichtung der Fabrik⸗ 
inſpektoren, die Hinderniſſe der Arbeiter-Organiſation, die Bewegung 
in den ſogenannten „Konfektionsbranchen“, deren Mißſtänden man 
nur ſchwer und langſam zu begegnen vermag, ferner die noch nicht 
überſehbaren Wirkungen der vom Bundesrate im März v. J. er⸗ 
laſſenen Bäckerei⸗Verordnung; weiterhin wurden die Verſuche der 
Börſenmänner, das neue Börſengeſetz, namentlich das Verbot des 
Getreide-Terminhandels zu umgehen und die beim großen Streik 
der Hamburger Schauerleute zutage getretenen Verhältniſſe einer 
Beſprechung unterzogen. Bezüglich letzteren Punktes wies der 
Staatsſekretär Graf Poſadowsky, auf Beſchwerden ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Abgeordneten hin, das Recht der Hamburger Behörden 
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nach, die von den Rhedern herbeigeholten Streikbrecher im Hamburger 
Freihafengebiet anzuſiedeln, und Staatsſekretär v. Boetticher 
ſchilderte die Lage des Rhedereigeſchäfts als keineswegs ſo 
glänzend, wie man anzunehmen pflege. Alle dieſe Verhandlungen 
waren reichlich durchſetzt von zum Teil recht lebhaften Streitigkeiten 
über die Art, die Arbeiter zu behandeln, wobei es mehrfach 
zu Angriffen auf den Abg. v. Stumm kam, der jedoch die Ant⸗ 
worten nicht ſchuldig blieb und ſeinerſeits zu Angriffen auf die ihm 
entgegentretenden National⸗Sozialen überging, welche er als Brüder 
der Sozialdemokraten hinſtellte. Recht munter ging es auch bezüglich 
der von Schönlank (ſoz.-dem.) vorgebrachten Beſchwerde über die 
ſeiner Partei ungünſtige Auslegung und Handhabung des Vereins⸗ 
geſetzes ſeitens der ſächſiſchen Regierung her. Dabei beriefen 
ſich ſozialdemokratiſche Abgeordnete auf Aeußerungen des Miniſters 
v. Metzſch in der ſächſiſchen zweiten Kammer, während der ſächſiſche 
Bevollmächtigte Fiſcher die gerügten Mißſtände gänzlich in Abrede 
ſtellte. Endlich wurde zum Etat dieſes Reichsamts die Einführung 
einer allgemeinen Aufſicht über die Nahrungsmittel angeregt, wo— 
bei u. a. die Schwierigkeiten einer einheitlichen Kontrolle der Milch 
durch Schutzmänner recht deutlich vorgeführt wurden. 

Die am 18. Januar in Gegenwart von bloß 20 Volksvertretern 
begonnene und bis zum 22. Januar fortgeführte Beratung des Etats 
des Reichsjuſtizamts führte zu derb vorgetragenen Klagen 
Aue r's (ſoz.⸗dem.) über die lange Verzögerung der ſchon 1891 an⸗ 
geregten reichsgeſetzlcchen Regelung des Str afvollzuges, worauf 
der Staatsſekretär Nieberding erwiderte, die Anſichten über die 
Art des Strafvollzuges hätten ſich ſeit zehn Jahren dermaßen ges 
ändert, daß ſie zu einer völligen Umgeſtaltung der Strafanſtalten 
führen müßten, daß man alſo vorſichtig vorzugehen habe, bevor man 
ſich zu den damit verbundenen großen Koſten, die für Preußen allein 
etwa 100 Millionen ausmachen würden, entſchließe. Als ſodann 
Munckel (freiſ. Vp.) die Härte des Zeugniszwanges für Redakteure 
zur Sprache brachte, legte der preußiſche Juſtizminiſter Schönſtedt 
dar, daß dabei von einer Tortur keine Rede ſein könne. Hiernach 
ſtellte Vielhaben (d. Refp.) die Anfrage, was den Bundesrat zu 
der ſo rückſichtsloſen und unliebſames Aufſehen erregenden Ein⸗ 
ſchiebung des von der Leitung der Kolonialabteilung des Auswärtigen 
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Amtes zurückgetretenen Rates Kayſer zum Senatspräſidenten beim 
Reichsgericht bewogen habe. Staatsſekretär Nieberding lehnte je⸗ 
doch die Mitteilung der Gründe von Ernennungen als nicht üblich 
ab und beſtritt, daß infolge dieſer Ernennung Reichsgerichtsräte um 
Penſionierung gebeten hätten. 

Zum Etat des Reichsſchatzamtes (19.—21. Januar) wurde 
zunächſt die Einſetzung von Behörden zur Auskunfterteilung über 
Zolltarif-Angelegenheiten und zur Entſcheidung von Beſchwerden 
über unrichtige Anwendung des Zolltarifs angeregt; die einen em— 
pfahlen hierfür einzelſtaatliche, die anderen wünſchten Reichs⸗Behörden, 
worauf der Reichstag ſich im allgemeinen für letztere ausſprach. Be⸗ 
greiflicherweiſe kam auch das finanzielle Verhältnis des Reichs zu den 
Einzelſtaaten aufs neue zur Sprache, wobei der Staatsſekretär Graf 
Poſadowsky den Standpunkt wieder geltend machte, daß angeſichts 
der ſteigenden finanziellen Anſprüche des Reiches die Anforderungen 
an die Ueberweiſungen ſich nicht vermehren, ſondern daß dieſe und 
die Matrikularbeiträge ſich decken ſollten. Bei dieſer Gelegenheit 
wies Lieber (Zentr.) die Verſuche des preußiſchen Abgeordneten— 
hauſes, in dieſer wie in anderen Fragen über die Politik des Reiches 
tages zu Gericht zu ſitzen, zurück. Endlich wurde die Einführung 
eines Zolles auf Quebrachoholz, trotz ſeiner Ablehnung durch 
den Bundesrat, mit ziemlicher Breite verlangt, worauf der Staats—⸗ 
ſekretär Graf Poſadowsky ausführte, daß damit den Beſitzern von 
Eichenſchälwaldungen doch nicht wirkſam aufzuhelfen ſein würde; wie 
zu einer beſſeren Beruhigung der Agrarier gab er jedoch zu verſtehen, 
daß die Regierungen dieſe Frage mit Rückſicht auf den dereinſtigen 
Ablauf der Handelsverträge ernſthaft prüfen würden. Als hierauf 
Barth (freif. Ver.) dieſe Aeußerung bedauerte, weil die Agitation 
für den beregten Zoll und gegen die Handelsverträge nun erſt recht 
einſetzen werde, erwiderte der Staatsſekretär mit dem neutralen Hin⸗ 
weiſe, daß neue Handelsverträge doch niemals eine bloße Abſchrift 
der bisherigen zu ſein pflegten. Die beiläufige Berührung dieſes 
ganzen Punktes gab ſodann nicht nur ferneren Rednern Anlaß, ſich 
über die Frage der Verlängerung der Handelsverträge zu ſtreiten, 
ſondern auch in der agrariſchen Preſſe wurde die Gelegenheit 
ergriffen, mit erneutem Eifer gegen die beſtehenden Handelsverträge 
aufzutreten. Die „Schleſiſche Ztg.“ feierte die Rede des Staats⸗ 
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ſekretärs als den „erſten Hoffnungsſtrahl“ der Landwirtſchaft, und 
die „Correſpondenz des Bundes der Landwirthe“ ſagte, ſie wolle ſich 
„dieſer Stunde ſchönes Gut“ nicht durch das begründete Mißtrauen 
gegen den Zickzackkurs der Regierung verkümmern laſſen; weiter als 
Graf Poſadowsky gethan, könne ein Regierungsvertreter „in der 
Preisgabe der bisherigen Handelspolitik“ allerdings noch nicht gehen, 
man könne ſich aber vorläufig an der Befriedigung und dem Stolze 
über die Thatſache genügen laſſen, daß die in den Herzen aller 
Landwirte lebhaften Beifall findende Erklärung, dieſer „Umſchwung“ 
der Anſichten in den Regierungskreiſen, der agrariſchen Aufklärungs⸗ 
arbeit zu verdanken ſei. Ja, das agrariſche Hauptorgan ging noch 
weiter, indem es aus jenem Vorgange ſogar bereits den Schluß 
ziehen zu dürfen glaubte, daß die Regierung „im Prinzip nunmehr 
den Anſpruch auf einen angemeſſenen Getreidepreis“ anerkenne; „ſie 
hat ſich zu unſerer wirtſchaftspolitiſchen Weltanſchauung bekehrt“, 
und im nächſtjährigen Wahlkampfe „müſſen wir unter der Parole: 
Fort mit dieſen Handelsverträgen! ſiegen“. 

Zu dem dieſem Etat am 23. Januar ſich anſchließenden Etat 
der Reichsſchuld ſtellte Lieber (Zentr.) die Behauptung auf, das 
Reich ſei mit der Begebung 30% Anleihen zu früh vorgegangen, 
ihre Ausgabe zu nur 81¼0 / habe einen Verluſt von 
123461537 M. herbeigeführt; in Preußen betrage aus gleichem 
Grunde der Verluſt 95 Millionen. Staatsſekretär Graf Poſ adowsky 
erwiderte, der Markt ſei damals mit 3¼ / Papieren überſättigt 
geweſen, und aus deren Durchſchnitts⸗Begebungskurſe laſſe ſich kein 
Schluß ziehen. 

Zum Etat der Reichspoſt- und Telegraphen-Verwaltung 
wurde vom 28. bis 30. Januar wiederum eine Reihe von Wünſchen 
mit großem Eifer vorgetragen, aber mit ebenſo großer Beſtimmtheit 
zurückgewieſen. Auf eine Ermäßigung der Fernſprechgebühren und 
auf auch nur die geringſte Gewichtserhöhung für einfache Briefe glaubte 
ſich der Staatsſekretär v. Stephan des großen Ausfalles wegen 
nicht einlaſſen zu dürfen, und gegenüber dem Verlangen nach aus⸗ 
gedehnterer Sonntagsruhe der Unterbeamten wurde feſtgeſtellt, 
daß dieſe bereits weit über das Maß deſſen hinausgehe, was mit 
dem Reichstage vereinbart war; zudem ſah der Etat 5000 neue Be⸗ 
amtenſtellen vor. Erläuterungen bezüglich eines durch Vertrauens⸗ 
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bruch an die Oeffentlichkeit gelangten Verbots der Beteiligung an 
Bittſchriften und Agitationen gegen Regierungsvorlagen lehnte der 
Staatsſekretär ab, dagegen gab er die großen Gefahren eines Er: 
kenntniſſes des Oberlandesgerichts Breslau zu, welches die Städte 
berechtigt, auf Grund ihres Beſitzrechtes an Straßen Widerſpruch 
gegen die Anlegung von Telegraphennetzen zu erheben. Schließlich 
ſprach ſich der Reichstag dahin aus, daß die Packetbeſtellung an 
Sonntagen auf Eilſendungen beſchränkt werden möge, und lehnte 
einen Antrag, den Gemahlinnen und Witwen der regierenden Fürſten 
die Portofreiheit zu nehmen, ab. 

Gleichzeitig mit den Etatsberatungen des Reichstages nahmen 
die des preußiſchen Abgeord neten hauſes ihren Verlauf. In 
dem gleich am 8. Januar vom Miniſter Miquel vorgelegten Etat 
für 1897—98 waren die Einnahmen mit 2 046 03 1385 M., die 
ordentlichen Ausgaben mit 1955855029 M., die außerordentlichen mit 
90 176 356 M. veranſchlagt, mithin 119660078 M. Einnahmen 
und 105 374 466 M. Ausgaben mehr als im laufenden Etatsjahre, 
ein erfreulicher Stand der Dinge, wie er kaum jemals vorher dage— 
weſen war. In ſeiner Rede zur Einführung des Etats empfahl der 
Miniſter, in ſo günſtigen Jahren wie in dieſem, den außerordent⸗ 
lichen Etat möglichſt reichlich zu geſtalten, damit eine zu ſtarke Be⸗ 
laſtung des ganzen Etats durch dauernde Ausgaben vermieden werde; 
der für das abgeſchloſſene Etatsjahr 1895 —96 veranſchlagte Fehl⸗ 
betrag von 34 Millionen habe ſich auf 20 Millionen verringert; 
ſtatt deſſen ſei jedoch, weil ſämtliche Betriebsverwaltungen, mit Aus: 
nahme der der Domänen, bedeutende Mehrüberſchüſſe ergeben hätten, 
ein Ueberſchuß von 60 Millionen erzielt worden, woran die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung mit 36 Millionen beteiligtſei. Für das laufende Etatsjahr 
werde ſogar ein Ueberſchuß von 80 Millionen anzunehmen ſein; in⸗ 
folgedeſſen könnten mehrere bisher zurückgeſtellte Bedürfniſſe be⸗ 
friedigt, namentlich die 20 Millionen (durchſchnittlich 10%) be 
tragende Gehaltserhöhung für die mittleren und einen Teil der oberen 
Beamten, im ganzen für 73 500 Beamte vorgenommen werden. 
Der außerordentliche Aufſchwung im Verkehr, bemerkte der Finanz⸗ 
miniſter, ſei ſo plötzlich gekommen, daß ſelbſt diejenigen, die mitten 
im Verkehrsleben und in der Produktionsthätigkeit ſtänden, ihn nicht 
hätten vorausſehen können; daraus erkläre ſich auch die viel zu hohe 
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Veranſchlagung des Fehlbetrags im Etat 1895 96. So ſei denn 
der Irrtum verzeihlich, denn wenn man ſich irre, ſei es immer 
beffer, man irre ſich zu ſeinem Vorteile als zu ſeinem Nachteile. 
Die allgemeine Beratung des Etats in Verbindung mit der 
erſten Beratung eines Geſetzentwurfs über die Regelung der Richter⸗ 
gehälter nahm die Tage des 18., 19. und 21. Januar in Anſpruch. 
Bachem (Zentr.) hielt es für einen Fehler, daß hinſichtlich der Be⸗ 
ſoldungsaufbeſſerungen die Verhältniſſe im Reiche nicht berückſichtigt 
und nicht feſte Grundſätze befolgt worden ſeien, wie es doch bei 
dieſer nicht bloß finanziellen, ſondern zugleich eminent politiſchen Frage 
nötig ſei. Der hiernach auftretende Graf Limburg⸗Stirum erregte 
mit ſeinen Darlegungen größeres Aufſehen. Er hatte ſchon am 7. Januar 
in einer Parteiverſammlung der Konſervativen zu Breslau, an— 
ſcheinend namens der Parteileitung, die fortdauernde Uebereinſtimmung 
der konſervativen Partei mit dem Bunde der Landwirte aufs nachdrück⸗ 
lichſte betont, eine überraſchende Eröffnung, weil ſie in geradem 
Gegenſatze zu der Erklärung ſtand, welche der Abg. v. Manteuffel erſt 
am 19. Nov. v. J., ebenfalls anſcheinend namens der Parteileitung, 
auf dem Berliner Delegiertentage dieſer Partei offenbar nur im Hin⸗ 
blick auf die Agrarier abgegeben hatte, und wonach man fortan jeder 
Demagogie aus dem Wege gehen wollte. Die Gährung unter den 
Konſervativen ſchien alſo nun doch noch nicht beendet zu ſein, ja die 
hierauf gebauten Hoffnungen ſchienen wieder rückgängig werden zu 
müſſen. Wohl wie zum Zeichen des Erſtarkens dieſer wieder oben⸗ 
auf gelangten Richtung unternahm nunmehr Graf Limburg beim 
preußiſchen Etat einen Angriff gegen den Staatsſekretär v. Marſchall, 
einen Hauptvertreter der Handelsverträge, indem er mit bezug auf 
den im Dezember v. J. in Berlin verhandelten politiſchen Senſations⸗ 
prozeß v. Lützow⸗Leckert, das Verhalten des Auswärtigen Amtes 
des Reichs zur Preſſe und ihren Vertretern einer ungünſtigen Kritik 
unterzog und die Regierung ermahnen zu müſſen glaubte, in ihrem 
nicht zu vermeidenden Verkehre mit der Preſſe ſich nur an anſtändige und 
gediegene Elemente zu halten; namentlich riet er dem Auswärtigen Amte 
Vorſicht an, damit es nicht etwa mit einer Zeitung in Verbindung trete, 
welche in ihrer ganzen Haltung den Verdacht erregen könne, daß ſie 
die aus einem Miniſterium kommenden Mitteilungen gegen ein 
anderes verwende. Damit verband der Redner „im Auftrage“ feiner 
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Freunde den Hinweis, daß die Vorgänge bei jenem Prozeſſe auf 
einen ſchlimmen Mangel an Einheitlichkeit im Staatsminiſterium und 
auf den Mangel einer notwendigen ſtarken Zentralſtelle hindeuteten. 
Der Miniſterpräſident Fürſt zu Hohenlohe erwiderte, der Prozeß 
gegen die zwei unbedeutenden Journaliſten ſei notwendig geweſen, 
weil es ſich um verleumderiſche Beleidigung von Beamten des Hofes 
und des Auswärtigen Amtes gehandelt habe; Verhandlungen unter 
den Reſſorts würden nicht haben genügen können, und der Staats— 
ſekretär v. Marſchall ſei in dem ganzen Prozeſſe nicht vorgegangen, 
ohne fortlaufend das Staatsminiſterium in Kenntnis zu ſetzen, deſſen 
Zuſtimmung er erhalten habe. Wie man daraus einen Mangel an 
Einheitlichkeit des Miniſteriums herleiten wolle, ſei unerfindlich, viel⸗ 
mehr herrſche in demſelben in allen politiſchen Grundanſchauungen 
volle Uebereinſtimmung. Die meiſten der folgenden Redner ließen ſich, 
neben ihren Aeußerungen zum Etat, mit Vorliebe über das vom 
Grafen Limburg berührte Thema vernehmen, v. Zedlitz (freikonſ.) 
mit dem Verlangen nach Reform der politiſchen Polizei, Richter 
(freiſ. Vp.) mit dem Rate, die Regierung ſolle „die Tarnkappe der 
offiziöſen Preſſe“ wegwerfen, und mit Beſtreitung der Einheitlichkeit 
des Miniſteriums, wenigſtens hinſichtlich der Frage einer Aenderung 
des Vereinsrechts. Der Miniſter Freiherr v. d. Recke beklagte die 
vorgekommenen Mißgriffe der politiſchen Polizei, ſtellte ihre Reform, 
ſowie die der Kriminalpolizei in Ausſicht und erklärte, das Verſprechen 
des Reichskanzlers wegen landesgeſetzlicher Regelung des Koalitions— 
rechts werde gehalten werden. Friedberg (nat.-lib.) vermißte immer 
noch eine Aufklärung darüber, wie der Staatsſekretür des Auswärtigen 
Amtes jahrelang von Beamten der politiſchen Polizei habe beläſtigt werden 
können. Stöcker (b. k. Fr.) meinte, die deutſche Preſſe maße ſich 
zuviel Einfluß an und ſei im Punkte der perſönlichen Ehre die ſchlechteſte 
der Welt; der deutſche Geiſt müſſe wieder in fie einziehen. v. Putt⸗ 
kamer⸗Plauth (konſ.) endlich glaubte, daß durch die Erklärung des 
Miniſterpräſidenten das Anſehen der Regierung nicht befeſtigt worden 
ſei. In demſelben Sinne ſprachen ſich einige Tage ſpäter konſervative 
und nationalliberale Organe dahin aus, es ſei doch in jenem Prozeſſe 
das Vorhandenſein von Spannungen unter einigen Miniſterien feſtge⸗ 
ſtellt und es hätte ſchon vor Jahren dem vom Polizeikommiſſar 
v. Tauſch getriebenen Unfuge geſteuert werden ſollen. 
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Zum Etat ſelbſt iſt nur die Bemerkung Richter's (freiſ. Vp.) 
hervorzuheben, daß der Finanzminiſter ſich im Budget ſtets zu ſeinen 
Gunſten verrechne, um Millionen über Millionen aufzuſpeichern, 
und daß ſowohl Friedberg (nat. lib.) als Brandenburg (Centr.) 
in den Vorſchlägen zu den Beſoldungsaufbeſſerungen keine Beſeitigung 
der beſtehenden Ungleichheiten erblickten, worauf der Juſtizminiſter 
Schönſtedt in ſeiner Begründung des Richterbeſoldungsgeſetzes her⸗ 
vorhob, daß in dem Maße der Beſoldung der Land- und Amtsrichter 
ein Sicherheitsventil gegen den Andrang zum Juſtizdienſte geſchaffen 
werden müſſe. Miniſter Miquel verwahrte ſich gegen die Annahme, 
daß er dem Richterſtande nicht gebührende Wertſchätzung entgegen⸗ 
bringe. 

Wenn hierauf die Polenfrage vor der Landesvertretung aus— 
führlicher zur Erörterung kam, ſo war dies allerdings hoch an der 
Zeit und im Staatsintereſſe ſehr erwünſcht, denn die Polen in Poſen 
und Weſtpreußen hatten in letzter Zeit eine geradezu drohende Haltung 
gegen das Deutſchtum angenommen; einzelne Vorgänge hatten das 
Hochbedrohliche dieſes Zustandes offengelegt. Obwohl der Miniſter 
des Innern ſich entſchieden gegen die polniſche Agitation ausgeſprochen 
hatte, erklärte der Poſener „Oredownie“, daß demnach alles beim 
alten bleiben und im Fall einer Beſchränkung der Vereine die Be⸗ 
wegung im polniſchen Volke zwar eine Zeit lang langſamer ſtrömen 
werde, aber nur um ſpäter um jo breiter und kräftiger emporzu— 
ſprudeln; der „Kuryer poznanski“ hatte ſogar geäußert, der Ger⸗ 
maniſierungseifer habe einen ſo ſtarken Grad erreicht, daß die Polen 
nun bald der allgemeinen bürgerlichen Rechte beraubt werden würden; 
aber der Druck ſei ſchließlich gut; man habe überlaut beraten und 
polternd gebeten, das Geflüſter jedoch ſei die Sprache der unter⸗ 
jochten Völker, und eine verſchworene Nation, deren Stimme nach 
außen nicht mehr vernommen werden könne, bilde eine unangreifbare 
Macht. Wo eine der Hauptquellen polniſcher Aufhetzung zu ſuchen 
ſei, hatten aufs neue verſchiedene Vorfälle gelehrt. Ein am 15. Januar 
auf Antrag des Erzbiſchofs v. Stablewski vor der Strafkammer in 
Poſen gegen den Kreisſchulinſpektor Rudenek aus Jarotſchin und den 
Lehrer Wenzel in Jaratſchewo wegen Beleidigung des Propſtes 
Szadzinski in Witaſzyce verhandelter Prozeß endete mit Freiſprechung, 
weil der Beweis erbracht war, daß dieſem Propſt mit vollem Rechte 
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„Verhetzung gegen die Oberen und Vergiftung der Seelen der Kinder“ 
öffentlich vorgeworfen war, denn er hatte dem Lehrer Wenzel barſch 
vorgehalten, daß er auf höhere Weiſung in der Schule das deutſche 
„Vater unſer“ habe beten laſſen, wodurch „dem Volke die Zunge aus 
dem Munde und die Religion aus dem Herzen geriſſen“ werde. 
Darauf hatte der Erzbiſchof v. Stablewski gleich am 17. Januar 
„den Jahrestag ſeiner Weihe“ zum Anlaß genommen, die Geiſtlichen 
ſeines Sprengels zur Vorſicht in ihren Äußerungen zu ermahnen, 
weil jede ſolche Unüberlegtheit „die erwünſchte Gelegenheit“ abgeben 
könne, „Kirche, Geiſtliche und Glauben im allgemeinen anzuſchwärzen.“ 
Stablewski hielt es auch für angebracht, die Geiſtlichen „beſonders 
nachdrücklich vor Schürung des nationalen Haſſes“ zu warnen; ſie 
ſollten vielmehr in einer Gegend, in der zwei Nationalitäten leben, 
die infolge übermäßiger Gefühlsaufwallung leicht in Zwiſt geraten 
könnten, als „Engel des Friedens“ auftreten. Nach allem Bisherigen 
war es aber ſehr zweifelhaft, ob die polniſche Geiſtlichkeit in dem 
Sinne handeln werde, aus welchem gefloſſen zu ſein dieſer Erlaß ſich 
den Anſchein gab, und man vernahm Stimmen ſtarken Mißtrauens 
gegen Herrn v. Stablewski, der 1891 in ſeiner Rede zu Thorn 
für die polniſchen Unterthanen Preußens das Recht in Anſpruch ge— 
nommen hatte, im Kriegsfalle zu entſcheiden, auf welcher Seite ſie 
fechten wollten. Sein jetziger Erlaß und der Ausgang jenes Pro⸗ 
zeſſes machten unter den Polen fo wenig Eindruck, daß der „Oredo— 
wnic“ am 21. Januar die Beſeitigung jenes aufhetzenden Propſtes 
als „Anfang eines zweiten Kulturkampfes“ ausgab, welcher gegen 
die Gläubigen gerichtet ſei und „die Lockerung der alten traditionellen 
polniſchen Bräuche“ bezwecke. 

Sehr dreiſt brachte nun bei der Etatsberatung des Abgeordneten⸗ 
hauſes der Pole Motty die Beſchwerde vor, daß wiederum Mittel 
zur Unterſtützung des Deutſchtums im Oſten ausgeſetzt ſeien, die nur 
zur Unterdrückung der polniſchen Nationalität dienten. Der Kultus⸗ 
miniſter Boſſe wies dies mit dem Hinweiſe zurück, daß das Polen- 
tum von Jahr zu Jahr angreifender gegen die Deutſchen werde und 
daß es hinſichtlich des Schulweſens beſſer ſei, ein Kind gehorche, als 
daß es polniſch lerne, denn nur damit werde es ein preußiſches Kind; 
die Regierung werde in der Polenfrage zielbewußt ihren Weg weiter 
gehen. Über dieſe Bemerkungen regte ſich v. Czarlinski (Pole) 
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dermaßen auf, daß er fie, wenn fie nicht bewieſen werden könnten, 
für eine niederträchtige Verleumdung halten zu müſſen erklärte. Der 
Vicepräſident Kruſe (nat. lib.) ließ es natürlich am Ordnungsrufe 
nicht fehlen, Miniſter v. Miquel ſtellte aber nunmehr feſt, daß die 
polniſche Preſſe in wachſender Stärke, Bitterkeit und Bosheit den 
preußiſchen Staat nicht blos als fremden, ſondern ſogar als feind⸗ 
lichen behandele. Miniſter Boſſe fügte hinzu, die polniſchen Abge⸗ 
ordneten hätten oft genug die Geduld dieſes Hauſes gemißbraucht 
und betonte die nationalen Aufgaben, welche die Regierung dem 
Polentum gegenüber mit Gerechtigkeit, aber auch mit Strenge zu 
erfüllen habe. Faſt täglich leſe man in der polnifchen Preſſe, daß 
es nur darauf ankomme, die polniſche Nationalität zu ſammeln und 
zu ſtärken, um ſie auf eine größere Aktion vorzubereiten; in einer im 
Auslande gehaltenen Verſammlung habe ſich ein polniſcher Redner 
gegen das Duell mit dem Grunde gewandt, man dürfe auf dieſe 
Weiſe kein polniſches Blut vergießen, da es vielleicht noch in einer 
wirklich heiligen Sache gebraucht werde. „Wir ſind es nicht geweſen“, 
fuhr der Miniſter fort, „die eine neue und unnöthige Schärfe in dieſe 
Dinge hineingebracht haben; es ſind polniſche Agitatoren, welche dieſe 
Verhältniſſe in einer Weiſe behandelt haben, die das deutſche Gefühl 
mit der tiefſten Entrüſtung erfüllen mußte. Wir werden nicht auf⸗ 
hören, die preußiſchen Unterthanen polniſcher Zunge mit voller Gerechtig⸗ 
keit zu behandeln, aber wir werden ungeſetzlichen Beſtrebungen mit 
allen uns durch Recht und Geſetz gegebenen Mitteln unnachſichtlich 
entgegentreten. Mögen die Angriffe kommen, von welcher Seite ſie 
wollen; weder Lockungen noch ſentimentale Redensarten, noch auf⸗ 
reizende Kundgebungen in der polniſchen Preſſe, noch die feindſeligen 
Nadelſtiche einzelner Polniſchgeſinnter werden uns hierin beirren. 
Schwankungen der Staatsregierung ſind nicht vorhanden, ſie iſt ſich 
ihrer Pflicht in dieſer Beziehung vollkommen bewußt“. 

Dieſe kräftige Zurückweiſung der Polen war wohl das Wichtigſte 
in der ganzen Etatsberatung. Hatten ſie vielleicht noch gehofft, daß 
ſie es nur mit dem ſtrengen Vorgehen eines Reſſorts zu thun hätten, 
ſo war ihnen dieſer Hoffnungsſchimmer nunmehr genommen, denn es 
trat deutlich hervor, daß die ſcharfen Erklärungen der Miniſter auf 
beſonderen Beſchlüſſen der Staatsregierung beruhten. Dieſe Wendung 
fand natürlich in allen deutſch geſinnten Kreiſen den größten Beifall, 
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deſſen Außerungen ſich faſt durchgängig mit dem Hinweis verbanden, 
daß die polniſche Geiſtlichkeit die Seele der großpolniſchen Bewegung 
bilde. Beſtätigung fand dies in der Haltung von Organen der 
Centrumspartei, deren jetzt angeſehenſtes, die „Köln. Volks.⸗Ztg“., nun⸗ 
mehr von einem ſtillen Kulturkampfe redete. Die deutſchen Katholiken, 
meinte dieſes Blatt, müßten mehr als verblendet ſein, wenn ſie ruhig 
zuſchauen wollten, wie zuerſt die Katholiken polniſcher Zunge unter⸗ 
gebuttert würden, bis zuletzt der Verſuch der Unterbutterung aller 
deutſchen Katholiken von neuem wiederholt werde; „den miniſteriellen 
Regionen werde deshalb die ſchärfſte Oppoſition nicht erſpart bleiben“. 
Katholikenfeindliche Polenhetze und verfaſſungswidrige Reaktion auf dem 
Gebiete des Vereinsrechts, das ſei mehr, als das moderne Rechts— 
bewußtſein ertragen könne; die Katholiken müßten mit den Polen im 
neuen Kampfe zuſammenſtehen. 

Endlich gedachten bei der allgemeinen Etatsberatung mehrere 
Redner des neuen Reichsbörſengeſetzes und ſeiner bisherigen Aus— 
führung. Die vom Miniſter Brefeld hierzu erlaſſenen Beſtim⸗ 
mungen hatten auf Seiten der Gegner dieſes Geſetzes großen Wider— 
ſpruch erfahren; ſie ſollten über den Buchſtaben deſſelben hinaus⸗ 
gehen, und der Verkehr könne ſich mit ihnen nicht abfinden, da ſie 
geradezu den Verſuch darftellten, alle allmählich entſtandenen Formen 
des Großhandels zu zerſtören, in denen er ſich bisher bewegt habe. 
Im Handelsſtande ſträubte man ſich, der Börſe nicht angehörende 
Perſonen in den Börſenvorſtand zuzulaſſen; an mehreren Hauptorten 
des Landes wurden die Börſen faſt gar nicht mehr beſucht, dagegen 
private Börſenverſammlungen errichtet, über deren Eigenſchaft als 
Handelsbörſen ſodann Meinungsverſchiedenheiten entſtanden. Miniſter 
Brefeld behandelte im Abgeordnetenhauſe dieſe Fragen ſehr vor— 
ſichtig, und der von ihm angeſchlagene Ton ſchien anzudeuten, 
daß er darauf ausgehe, eine allmähliche Beruhigung ſowie die Nüd- 
kehr zu einer zweckmäßigen Form des Getreidehandels herbeizuführen. 

Nach Verweiſung des Etats an die Budgetkommiſſion des Ab- 
geordnetenhauſes wenden wir uns der oben verlaſſenen Einzelberatung 
des Etats im Reichstage wieder zu, wo zum Titel über den Reichs- 
kanzler und die Reichskanzlei am 5. und 6. Februar intereſſante 
Verhandlungen über die Polenfrage und über den oben erwähnten 
politiſchen Prozeß ftattfanden. Die kräftigen Zurückweiſungen, welche 
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die Polen im preußiſchen Abgeordnetenhauſe von drei Miniſtern er⸗ 
fahren hatten, ließen ſie erſt recht nicht ruhen, ſondern im Namen 
der polniſchen Fraktion klagte v. Komierowski aufs bitterſte, daß 
ſeine Landsleute, obwohl ſie ſich „gegen den Umſturz“ gewandt und 
die Regierung unterſtützt hätten, von den Behörden unterdrückt und 
verfolgt würden, wodurch ein den Staatsintereſſen zuwiderlaufender 
Erbitterungszuſtand entſtanden ſei. Darauf erwiderte der Reichs⸗ 
kanzler Fürſt zu Hohenlohe, die Polenfrage gehöre als eine aus⸗ 
schließlich preußiſche eigentlich nicht in den Reichstag, und die 
preußiſche Regierung ſei die Antwort auf die polniſchen Be⸗ 
ſchwerden nicht ſchuldig geblieben; zum Überfluß aber bemerke er, 
daß den polniſch ſprechenden Preußen die verfaſſungsmäßigen Rechte 
niemals gekürzt worden ſeien, vielmehr habe ſich ihre materielle 
Wohlfahrt unter der preußiſchen Regierung gehoben, auch für ihr 
Bildungs bedürfnis ſei in ausgiebigſter Weiſe Sorge getragen worden; 
ohne die Erziehung eines früher nicht vorhanden geweſenen polniſchen 
Mittelſtandes durch Gründung von Schulen würde „die polniſche 
Aggreſſiokraft“ vielleicht nicht jo ſtark geworden ſein; neben ihren 
Rechten hätten die Polen auch Pflichten, namentlich die, ſich ganz 
und gar als preußiſche Staatsangehörige zu fühlen; leider aber 
werde vielfach eine Art nationaler Propaganda gepflegt, die in be⸗ 
wußtem Gegenſatze zum preußiſchen Staate ſtehe; dem entgegen⸗ 
zutreten, erfordere die Staatsweisheit und das Intereſſe der Polen 
ſelbſt, die ſonſt bittere Enttäuſchungen erfahren würden. Dem 
Reichskanzler gegenüber gab Lieber dem Mitgefühle der Centrums⸗ 
partei, deren deutſche Geſinnung doch über jeden Zweifel erhaben 
ſei, für den polniſchen Volksſtamm Ausdruck, während v. Jazdzewski 
in der beabſichtigten Germaniſierung der Polen eine Verletzung ihrer 
verfaſſungsmäßigen Rechte erblickte, und endlich Haſſe (nat. ⸗lib.) ſeine 
Freude über die Rückkehr der Regierung zu den Grundſätzen v. Grol⸗ 
man's in der Polenfrage ausſprach. 

Hiernach wurde zu dieſem Etat von Ancker (freiſ. Vp.) und 
Genoſſen dem Staatsſekretär v. Morſchall eine treffliche Gelegen⸗ 
heit geboten, den, wie oben erwähnt, vom Grafen Limburg⸗Stirum 
im preußiſchen Abgeordnetenhauſe unternommenen ſog. Vorſtoß der 
Konſervativen noch gründlicher, als es bereits dort geſchehen war, 
zurückzuweiſen. Der Antrag auf ein Erſuchen an den Reichskanzler, 
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das preußiſche Staatsminiſterium zu Vorkehrungen zu veranlaſſen, 
welche Verdächtigungen der oberſten Reichsbehörden durch 
Organe der politiſchen Polizei, wie ſie im Prozeß Leckert⸗ 
v. Lützow zu Tage getreten ſeien, ausſchließen, wurde von Munckel 
(freiſ. Vp.) eingehend begründet. Davon ausgehend, daß das öffentliche 
„Waſchen dieſer ſchmutzigen Wäſche“ im Reichstage geſchehen müffe, 
ſchilderte er die Bedenklichkeit des Umſtandes, daß Leute, wie der 
vom Reichskanzler als nicht hoffähig bezeichnete v. Lützow und der 
um die baldige Erledigung einiger Miniſterſitze beſorgte Untertertianer 
Leckert vermöge ihrer Verbindung mit der politiſchen Polizei die 
halbamtliche Preſſe bloß deshalb zur Beleidigung hoher Reichs- 
beamten benutzt hätten, um ſagen zu können, dieſe Beleidigungen 
gingen vom Staatsſekretär des Außern aus; gar keine Polizei ſei 
einer ſolchen vorzuziehen, deren Mitglied v. Tauſch eben diejenigen, 
welche jene Artikel geſchrieben, mit Ermittelung der Verfaſſer betraut 
habe; wenn die politiſche Polizei, die allerdings mit Menſchen ver⸗ 
kehren müſſe, mit denen anſtändige Leute nicht gern zu thun haben, 
erhalten bleiben müſſe, ſo möge man ſie unter Zucht und Ordnung 
in den Käfig ſetzen, in dem man gefährliche Tiere zu bewahren 
pflegt. Der Reichskanzler Fürſt zu Hohenlohe billigte in ſeiner 
Erwiderung zunächſt, daß eine die Gemüter des deutſchen Volks be⸗ 
wegende Sache wie dieſe im Reichstage zur Sprache gebracht werde, 
wenngleich dem Reichskanzler eine Einmiſchung in die Verwaltung 
eines Einzelſtaats nicht zuſtehe; die politiſche Polizei ſei wegen des 
notwendigen Schutzes der Bürger gegen verbrecheriſche Unternehmungen 
unentbehrlich, und es ſei Übertreibung, wegen der von ihr in der 
Wahl von Agenten begangenen Mißgriffe die ganze Einrichtung zu 
verurteilen; der preußiſche Miniſter des Innern habe gleich nach den 
Enthüllungen alle Maßregeln getroffen, um ſolche Vorgänge für immer 
unmöglich zu machen. Nun kam der Staatsſekretär v. Marſchall 
an die Reihe, um die vom Grafen Limburg-Stirum im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe vorgebrachten Behauptungen, hinter welchen die 
ganze konſervative Partei ſtehen ſollte, unter Bezugnahme auf die 
Verhandlungen jenes Prozeſſes, im Einzelnen zu widerlegen: die 
Helden desſelben ſeien im Auswärtigen Amte niemals empfangen, 
die Ränke zur Erregung von Spannung unter einzelnen Miniſterien 
ſeien gerade vom Auswärtigen Amte durchkreuzt worden, und es ſei 
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eine Forderung der öffentlichen Moral geweſen, angeſichts der 
ſyſtematiſchen Verdächtigung von Beamten, einen Schurkenſtreich be⸗ 
gangen zu haben, die Schuldigen auf die Anklagebank zu bringen 
und ſo die Integrität von Beamten klarzuſtellen; vor dem Prozeſſe 
wäre eine Entlarvung der Thäter unmöglich geweſen, nachher ſei die 
Entfernung des Kriminalkommiſſars v. Tauſch beim Miniſter des 
Innern angeregt, ein Schluß auf Mangel an Einheitlichkeit im 
Staatsminiſterium könne alſo nicht gezogen werden. Nach der ganzen 
überlegenen Art und Weiſe, wie der Staatsſekretär die Sache im 
Einzelnen behandelte, ging ziemlich allgemein die Anſicht dahin, in 
dieſem Turniere ſei Graf Limburg ſamt dem ihm zu Hülfe 
ſpringenden Grafen Mirbach von der Lanze des Freiherrn 
v. Marſchall dermaßen niedergeſtreckt worden, daß beide völlig 
beſtaubt und unter Bücklingen gegen den Sieger die Arena ver⸗ 
ließen; man hatte den Eindruck, daß ſie mit dem Vorſtoß der 
Sache ihrer Partei geſchadet hätten. Graf Mirbach verſicherte 
bei ſeinem Rückzuge noch, unter dem Fürſten Bismarck würden 
ſolche Dinge nicht in die Offentlichkeit gekommen ſein. Bebel 
(ſoz.) dagegen meinte, die Machenſchaften eines v. Tauſch ent⸗ 
ſprächen gerade dem Bismarck'ſchen Syſteme. Richter (freiſ. Vp.) 
rühmte das Verdienſt des Badenſers v. Marſchall, einen in Preußen 
leider hoch gekommenen Unfug aufgedeckt zu haben; auch Rickert 
(freiſ. Ver.) ſprach dem Staatsſekretär ſeine Anerkennung aus, 
v. Hodenberg (Welfe) endlich bezeichnete Herrn v. Tauſch als Pro⸗ 
dukt der Politik der erſten 20 Jahre des Reichs. 

Endlich wurde beim Etat des Reichskanzlers von Barth (freif. Ver.) 
und Genoſſen ein Erſuchen um baldigſte Vorlegung einer Denkſchrift 
über die erkennbaren volkswirtſchaftlichen Wirkungen der Handels— 
verträge von 1892 und 1894 geſtellt und vom Reichstage angenommen, 
nachdem der Staatsſekretär v. Marſchall es als Irrtum bezeichnet 
hatte, wenn aus der obigen Außerung des Reichsſchatzſekretärs auf einen 
Zwieſpalt in der Reichsregierung über dieſe Verträge geſchloſſen werde; 
die Ausarbeitung eines autonomen Tarifs ſei eben auch für den zu 
erhoffenden Fall einer Fortſetzung der Handelsverträge notwendig. 

Bei dem vom 12. bis 17. Februar beratenen Militäretat 
wurde eine Anzahl von Wünſchen und Beſchwerden vorgebracht, 
letztere vorzugsweiſe von Soziald emokraten. Herrn Bebel (ſoz.), 
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welcher eine ſozialdemokratiſche Agitation in den Kaſernen in 
Abrede ſtellte, trat der preußiſche Kriegsminiſter v. Goßler mit 
ähnlicher Schärfe, wie einſt ſein Vorgänger, entgegen; wenn die 
Heeres verwaltung ſich gegen dieſe Agitation zu ſchützen ſuche, jo ſei 
dies angeſichts der Beſchlüſſe der Londoner ſozialdemokratiſchen Kon⸗ 
ferenz wohl gerechtfertigt. Dieſe Zurückweiſung gab wiederum Bebel 
(ſoz.) Stoff zu ausführlichen Auseinanderſetzungen über die Unftatt- 
haftigkeit der „Verhetzung“, welche im Heere gegen die Sozial- 
demokraten getrieben werde, und über das Programm ſeiner Partei, 
welches der Kriegsminiſter nicht verſtehe. v. Goßler andererſeits 
wollte in Bebels Worten ein neues Bekenntnis zur internationalen 
Revolutionspartei finden. Das Redeturnier der Beiden endete da⸗ 
mit, daß der eine die deutſche Republik in ſichere Ausſicht nahm, der 
andere ſie als Phantom bezeichnete. Als ſodann Peus (ſoz.) die 
Boykottirung von Lokalen durch die Militärbehörden bekämpfte, 
ſuchte der Miniſter v. Goßler, unter Bezug auf die Verhandlungen 
des Gothaer Parteitages der Sozialdemokraten, die ſittlichen An⸗ 
ſchauungen derſelben zu kennzeichnen, während auch v. Vollmar 
(ſoz.) die völlige Rechtsgleichheit für die Sozialdemokraten im Heere 
in Anſpruch nahm. Im übrigen erfuhr man durch den Minifter 
v. Goßler, daß der badiſche Lieutenant v. Brüſewitz, deſſen rohe 
Handlungsweiſe ſo großes Aufſehen erregt hatte, in dem geheimen 
Militärſtrafprozeſſe wegen Todſchlags und unberechtigten Gebrauchs 
der Dienſtwaffe zu Dienſtentlaſſung und 3 Jahren 20 Tagen Ge- 
fängniß verurteilt worden ſei. Haſſe (natlib.) wies die Außerung 
des engliſchen Staatsſekretärs für den Krieg, daß das engliſche Heer 
keine Rekruten bekommen würde, wenn dieſe einer Sklaverei wie die 
deutſchen Rekruten unterworfen werden ſollten, gebührendermaßen als 
Unverſchämtheit und Lächerlichkeit zurück. Im übrigen wurden von 
der zur Vermehrung der Reſerven an Verpflegungsmitteln verlangten 
Summe zwei Millionen vom Reichstage geſtrichen. 

Beim Etat des Penſionsfonds ſetzten ſich am 18. und 
20. Februar die Angriffe gegen die Militärverwaltung fort, welche 
eine zu große Zahl von Offizieren in den Ruheſtand zu ver- 
ſetzen pflege. Als Generalleutnant v. Viebahn dieſer Behauptung 
mit der ziffermäßigen Nachweiſung entgegentrat, daß in den letzten 
Jahren die Zahl dieſer Penſionierungen abgenommen habe, erwiderte 
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Galler (ſüdd. Vp.), auch dieſer kunſtvolle Zahlenaufbau ſtoße die 
Thatſache nicht um, daß ſich 1887 —88 die Ausgaben für Offizier⸗ 
penſionierungen verdoppelt hätten; Redner beſtritt ferner, daß die 
Gründe dieſer Penſionierungen den Reichstag nichts angingen, der 
vielmehr darauf zu ſehen habe, daß mit den Geldern der Steuer- 
zahler kein Mißbrauch getrieben werde. Dagegen machte der Miniſter 
v. Goßler geltend, daß in dieſer Frage auch der Kaiſer unantaſt⸗ 
bare Rechte beſitze. Schließlich ſprach ſich der Reichstag für Feſt⸗ 
ſtellung allgemeiner Grundſätze über Stellenbeſetzung durch Militär⸗ 
anwärter aus. 

Zum Etat des Reichsinvalidenfonds wurde am 23. Februar 
behufs Erhöhung der Penſionen von Kriegsteilnehmern der Dis⸗ 
pofitionsfonds des Kaiſers um 960000 Mark erhöht. 

Bei der Beratung des Etats des Auswärtigen Amts gab 
der Staatsſekretär v. Marſchall, auf Anregung von Haſſe (natlib.), 
Aufſchluß über Deutſchlands Haltung in der die Großmächte grade 
beſchäftigenden Frage Kreta's. Im Orient habe Deutſchland keine 
Sonderintereſſen zu verfolgen; um ſo rückhaltloſer könne es ſich daher 
der Aufgabe widmen, zur Erhaltung des Friedens beizutragen, der 
durch Griechenlands völkerrechtswidriges Vorgehen, wegen der Rück— 
wirkung auf andere Völkerſchaften gefährdet ſei; es komme darauf 
an, dieſe Gefahr zu beſeitigen und auf Kreta einen die Forderungen 
der chriſtlichen Bevölkerung befriedigenden Zuſtand herzuſtellen, ohne 
den Beſtand des türkiſchen Reichs zu beeinträchtigen. Dieſe Richtung 
der Politik wurde von den Rednern verſchiedener Parteien vollſtändig 
gebilligt, von Lieber (Centr.) mit der Nutzanwendung, daß Deutſchland 
leider 1871 in der römiſchen Frage vom Grundſatze der Nichtein— 
miſchung in die inneren Angelegenheiten eines anderen Staates ab- 
gewichen ſei. Der Vergleich war nicht paſſend, weil dieſer Grundſatz 
gerade durch die Ablehnung des auf Einmiſchung gerichteten damaligen 
Centrumsantrags gewahrt worden war. 

Neben den Beratungen des Reichstags über den Etat gingen 
in den zwei erſten Monaten die einiger nicht unwichtiger Geſetz⸗ 
entwürfe und ſelbſtändiger Anträge her. Auf Anregung von Lenz⸗ 
mann (freiſ. Vp.) wurde, im Hinblick auf neuere, Aufſehen erregende 
ſtarke Mißſtände auf dem Gebiete des Irrenweſens, am 16. Januar 
ein Erſuchen an die Regierungen um Vorlegung eines Geſetzentwurfs 
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beſchloſſen, welcher Grundſätze aufftelle, nach denen die Aufnahme, 
die Aufenthaltsverhältniſſe und die Entlaſſung von Geiſteskranken in 
die und aus den Auſtalten reichsgeſetzlich geregelt werde. Der 
Staatsſekretär v. Boetticher hatte zwar die Zuſtändigkeit des Reichs 
nicht beſtritten, aber auch angedeutet, daß einzelne Bundesſtaaten die 
von ihnen erlaſſenen Vorſchriften bisher für ausreichend gehalten zu 
haben ſchienen; ſollte jedoch hierdurch nicht die nötige Sicherheit ge⸗ 
boten werden, ſo könnte allerdings das Reich wohl eingreifen. 
Übrigens trat in dieſer Sitzung die Saumſeligkeit der Abgeordneten 
gewaltig hervor; ſie begann in Anweſenheit von nur zwölf Mit⸗ 
gliedern, dann waren es ihrer 20; als ſich aber bei Lenzuiann's 
Rede über dieſe wichtige Frage, in welche er den Prozeß gegen 
die Alexianer hineinzog, der lange Zeit alle Gemüter erregt hatte, 
die Zahl der Volksvertreter kaum vermehrt hatte, gab er ſeinem Un⸗ 
mute hierüber Ausdruck, unter vorzugsweiſem Tadel der Centrums⸗ 
fraktion, die doch beſonderen Anlaß gehabt hätte, einer dem Ultra⸗ 
montanismus etwa ungünſtigen Ausbeutung jenes Prozeſſes entgegen⸗ 
zutreten, aber nur in Stärke von zwei Mann erſchienen ſei. Dem 
Redner konnte nur erwidert werden, daß von ſeinen Parteigenoſſen 
noch weniger zur Stelle wären. 

Am 20. Januar fand im Reichstage eine aufklärende Ver⸗ 
handlung der Frage ſtatt, ob Deutſchland an der Übung, daß alle 
Seeſchiffe den Fiſchereifahrzeugen ausweichen, feſthalten oder 
ſich einer internationalen Vereinbarung über Verhütung des Zu⸗ 
ſammenſtoßes der Schiffe auf See anſchließen ſolle. Man zog 
ſchließlich letzteres vor, weil ein gegen unſere Übung verſtoßender 
ausländiſcher Segler nicht belangt werden könne. 

Von Geſetzvorlagen kam am 23. Januar zuerſt eine Novelle zum 
Unfallverſicherungs-Geſetze von 1884 und dem Ausdehnungs⸗ 
geſetze von 1885 an die Reihe. Die 440 Paragraphen dieſer beiden Ge⸗ 
ſetze waren um etwa 100 von meiſt untergeordneter Bedeutung vermehrt; 
grundſätzliche Tragweite hatte nur die Verſicherung gegen Unfälle bei 
Nebenbeſchäftigungen, die Ausdehnung des Kreiſes der entſchädigungs⸗ 
berechtigten Hinterbliebenen auf die Enkel und Geſchwiſter des Ge⸗ 
töteten, die Verſicherungspflicht der mit Bauarbeiten ſich beſchäftigenden 
Betriebe in ihrer ganzen Ausdehnung und der geſamten Thätig⸗ 
keit der jetzt ſchon teilweiſe verſicherten Schlächtereien und Apotheken 
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ſowie des mit einem Handelsgewerbe verbundenen Lager- und Fuhr⸗ 
werksbetriebes, auch der Anſchluß der geſamten Seefiſcherei an die 
See⸗ und Berufsgenoſſenſchaft. Die Vorlage wanderte nach längeren 
Verhandlungen natürlich erſt an eine Kommiſſion, auf deren Vor⸗ 
ſchlag am 10. Februar die Regierungen erſucht wurden, vor der 
weiteren Beratung der Vorlage im Plenum einen Geſetzentwurf 
wegen Ausdehnung der Unfallverſicherung auf die Strafgefangenen 
vorzulegen. 

Ein Geſetzentwurf wegen Umwandlung des 4% Zinsfußes 
der 440 Millionen Reichsanleihe in 3¼ % fand am 3. und 
18. Februar, nach dem Vorgange von Bayern, Württemberg und 
Baden, an ſich keinen Anſtand; es würde nur, und zwar von Red⸗ 
nern aus den verſchiedenſten Parteien, einer jährlich 2 Millionen 
Mark ausmachenden Feſtſetzung von bloß 3%, und einer Beſchränkung 
der vorgeſchlagenen 8-jährigen Schonzeit der Konvertierenden der Vor⸗ 
zug gegeben worden ſein, wenn nicht der Staatsſekretär Graf Poſa— 
dowsky Gründe ſozialpolitiſcher Humanität und fiuanzpolitiſcher 
Klugheit dagegen eingewandt hätte. 

Nachdem am 3. Februar eine Grundbuchordnung ohne 
weiteres genehmigt war, wurde, nach einer Verhandlung vom 8. bis 
10. Februar, einem Handelsgeſetzbuche zugeſtimmt, zu deſſen Be⸗ 
gründung der Staatsſekretär Nieberding zeigte, daß man bei der 
Ausarbeitung des beſtehenden Handelsgeſetzbuchs über die Grenzen 
des eigentlichen Handelsrechts hinaus in Gebiete des bürgerlichen 
Rechts hinübergegriffen habe, um in den Zeiten der Zerſplitterung 
wenigſtens auf dieſem Felde Einheitlichkeit herbeizuführen, daß aber 
nach dem Zuſtandekommen des bürgerlichen Geſetzbuchs eine neue 
Faſſung um ſo notwendiger geworden ſei, als in der Zwiſchenzeit 
neue gewerbliche Betriebsformen und Geſchäfte zu größerer Bedeutung 
aufgewachſen ſeien; auch habe ſich der Kreis der dem Handelsgeſetz⸗ 
buche unterworfenen Perſonen erheblich vermehrt; es wolle nicht mehr 
ein Geſetzbuch für Handelsgeſchäfte, ſondern für Handelsgewerbe und 
ihre Unternehmer, die Kaufleute, ſein. Weiterhin ging am 8. und 
23. Februar der Entwurf eines Geſetzes glatt durch, wonach die 
Zivilprozeßordnung und das Geſetz wegen Beſchlagnahme des 
Arbeits- oder Dienſtlohnes zu Gunſten der unehelichen, alimen⸗ 
tationsberechtigten Kinder gegenüber dem Vater geändert wird. 
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Ferner wurde am 23. Februar einem Geſetzentwurfe zugeſtimmt 
wonach, ähnlich wie für das laufende Rechnungsjahr, für 1897—98 
Vorſorge getroffen wurde, daß die Hälfte der aus den ſog. Übers 
weiſungsſteuern zu erhoffenden, die aufzubringenden Matrikularbei⸗ 
träge etwa überſteigenden Mehreinnahmen zur Verminderung der 
Reichsſchuld verwendet werden ſoll. Dadurch geſtaltete ſich zwar 
der an ſich ſchon reichlich verwickelte Apparat der Überweifungen und 
Matrikularbeiträge noch ſehr viel verwickelter; aber es wurde damit 
den Einzelſtaaten entgegengekommen, welche es, angeſichts des für 
1896— 97 erlaſſenen, gewöhnlich nach dem Urheber, dem Abg. 
Lieber, benannten Geſetzes für unzuläſſig hielten, daß ihnen nur die 
Vorteile der Überſchußjahre geſchmälert, die Nachteile der Defizitjahre 
aber in unverminderter Höhe aufgeladen bleiben ſollten. Von frei⸗ 
ſinniger Seite wurde dieſes Geſetz für einen Automaten erklärt, die 
Zentrumsleute fanden in ihm nur den Keim zu einem Automaten, 
andere aber vermuteten, es bedeute einen Anker, an dem das Schiff 
der Zentrumspartei, welche dieſen Weg zur Reichsfinanzreform er⸗ 
öffnet habe, für die nächſtjährigen Reichstagswahlen feſtgelegt 
werden ſolle. 

Am 18. Februar drang v. Levetzow (konſ.) auf Vorlegung 
eines Geſetzentwurfs über die Organiſation des Handwerks 
damit die Beteiligten endlich wüßten, woran ſie ſeien. Staatsſekretär 
v. Boetticher teilte dieſen Wunſch, deſſen Erfüllung jedoch große 
Schwierigkeiten entgegenſtänden, denn von einer einzigen Regierung 
ſeien beim Bundesrate nicht weniger als 60 Abänderungsanträge ein⸗ 
gegangen. Während dieſer Beratung, gerade zur Faſchingszeit, fand 
ſich Ahlwardt im Reichstage wieder ein, dem er wegen ſeines 
Aufenthalts in Amerika ſeit Monaten ohne Entſchuldigung fern ge⸗ 
blieben war, ein Verhalten, das ſchon längſt den Ausſchluß aus der 
Volksvertretung verdient hätte, für das aber die Geſchäftsordnung 
keine Beſtimmung enthielt, wahrſcheinlich weil man dergleichen nicht 
für möglich gehalten hatte. Nachdem er ſeine Rückkehr den Anhängern 
bereits mit den Worten mitgeteilt hatte, „die Verhältniſſe in Deutſch⸗ 
land“ erforderten dringend ſeine Gegenwart, wurde er jetzt vom 
Präſidenten v. Buol aus Verſehen mit Händedruck begrüßt, worauf 
er das Wort ergriff, um die Urſachen der Not der Handwerker klar⸗ 
zulegen; dabei erregte er einen Skandal derſelben Art wie bei ſeinem 
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vorigen parlamentariſchen Auftreten; wie er damals von Geſindel 
ſprach, ſo redete er jetzt von der Notwendigkeit einer Reinigung des 
germaniſchen Hauſes vom jüdiſchen Ungeziefer. Leider bedurfte es erſt 
der Mahnung Richter's (freiſ. Vp.), bis der ſchwerhörige Präſident 
v. Buol (Centr.) den Ordnungsruf erließ, worauf Ahlwardt 
erklärte, eine beleidigende Abſicht habe ihm ferngelegen; wenn er aber 
das Ungeziefer beleidigt haben ſollte, ſo entſchuldige er ſich bei dieſer 
Tierklaſſe. Wegen dieſer verſtärkten Beleidigung rief ihn der Präſi— 
dent unter lebhafteſtem Beifall des Hauſes „wiederholt und aufs 
nachdrücklichſte“ zur Ordnung. Einige Tage ſpäter ſuchte er in einer 
Volksverſammlung zu Berlin ſeinen Weggang nach Amerika damit 
zu begründen, daß die antiſemitiſche Bewegung in Deutſchland 
ſich in nutzloſen Kämpfen zerſplittert, während ſich in Amerika ein 
günſtiger Boden für ſeine Agitation gezeigt habe. Er ſchilderte 
Amerika als von Juden aufs jämmerlichſte geknechtet, wie er von 
ihnen in Verſammlungen mit faulen Eiern beworfen ſei, wie aber 
die Anſtändigen ihm geholfen hätten, Amerika antiſemitiſch zu machen; 
er habe dort in verſchiedenen Städten 17 Klubs und 2 Zeitungen 
gegründet, ja die Bewegung ſei ſchon nach den Samoa- und den 
Gilbert⸗Inſeln verpflanzt, ſodaß er wohl ſagen könne: „Ich habe in 
Amerika den Antiſemitismus dauernd begründet“. Dieſen von den 
Zuhörern mit ſtürmiſcher Heiterkeit aufgenommenen Vortrag ſchloß 
der Redner mit einem Vergleiche zwiſchen Juden und Affen und mit 
der Frage: „Was iſt denn in Wirklichkeit an mir auszuſetzen?“ 
Später erfuhr man aus einer vom Polizeipräſidenten von New⸗York 
zur Eröffnung des Hebrew Technical Institute gehaltenen Rede, 
daß er dem Ahlwardt nach jeder von ihm gehaltenen Verſammlung 
eine Leibgarde von 40 jüdiſchen Poliziſten zu feinem Schutze erfolg⸗ 
reich habe angedeihen laſſen. 

Der Reichstag beſchäftigte ſich ferner am 4. Februar, auf An⸗ 
regung von Auer (ſoz.) und Genoſſen, mit der Frage des Acht— 
ſtündigen Arbeitstages und ſprach ſich zum Schluß dieſer Ver— 
handlungen, am 19. Februar, auf Antrag von Hitze (Centr.), für 
Anſtellung von Erhebungen aus, in welchen gewerblichen Betrieben 
durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Geſundheit der 
Arbeiter gefährdet werde, und für eine alsdann durch Verordnungen 
vorzunehmende Regelung der Arbeitszeit. 
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Die Novelle zum Margarinegeſetz vom 12. Juli 1887 war 
im Juli v. J. an den vom Reichstage beſchloſſenen verſchärfenden 
Maßregeln geſcheitert; die Ablehnung ſeitens des Bundesrates war 
von den Agrariern ſehr ungnädig aufgenommen, und ihre Agitation 
ſchien hauptſächlich wegen dieſes Punktes die frühere Heftigkeit wieder 
annehmen zu ſollen. In der ſchon oben erwähnten konſervativen 
Verſammlung zu Breslau am 7. Januar, in der Graf Limburg⸗ 
Stirum die nachdrücklich Unterſtützung des Bundes der Land— 
wirte durch die Konſervativen verkündigt hatte, war der Abg. 
v. Plötz, unter Zuſtimmung der Verſammlung, wieder mit ſämt⸗ 
lichen weitgehenden agrariſchen Forderungen aufgetreten. Die 
Generalverſammlung dieſes Bundes, welche ſodann am 15. 
Februar in Berlin tagte, benahm ſich zwar äußerlich etwas zurückhaltender 
als ihre drei Vorgängerinnen, verlangte aber, ſtolz auf das vom Bunde 
bereits Errungene, nämlich auf die Geſetze über unlauteren Wett⸗ 
bewerb und über die Börſe, größeres Vertrauen der Regierungen, 
entſchiedenere Durchführung des Börſengeſetzes und Hülfe bei allem, 
was zu einer blühenden Landwirtſchaft nötig ſei; einzelne Redner 
hielten ſogar ein Geſetz gegen „die Judeneinfuhr“ für ſo nötig, wie 
ein Viehſeuchengeſetz. Die Derbheit, welche die Verſammlung ſich 
diesmal verſagt hatte, wurde vom Organe des Bundes nachgeholt, 
das von der Verteidigung der Landwirte gegen die auf fie los⸗ 
hackenden „Krallen des Drachens der goldenen Internationale“, einen 
gefährlicheren Feind als die Franzoſen 1813 u. 1870 geweſen, und 
von der „trockenen Guillotine des Hungers“ ſowie von dem 
drohenden Hinauswandern der Landwirte in's Elend ſprach. In der 
an dieſe Verſammlung am 16. Februar in Berlin ſich anſchließenden 
Verſammlung der „Steuer- und Wirtſchaftsreformer“ gab der 
Abg. v. Manteuffel zu, daß die preußiſchen Behörden ſich hülf⸗ 
bereit gezeigt hätten, behauptete aber, von Seiten des Reichs ſorgten 
gewichtige Faktoren dafür, daß jeder Verſuch einer Verbeſſerung der 
Lage im Keime erſtickt werde, wie ja „die Forderungen der Land⸗ 
wirtſchaft bezüglich des Margarinegeſetzes in wirklich ſchnöder Weiſe 
abgewieſen worden“ ſeien. Der hierauf am 19. Februar von der 
„Köln. Ztg.“ geäußerte Wunſch, daß der Grad, welchen der 
Übermut der Agrarier erreicht, den Regierungen doch endlich die 
Augen öffnen und ſie veranlaſſen müßte, mit größter Entſchiedenheit 
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dagegen Front zu machen, ging gerade hinſichtlich des Margarine⸗ 
geſetzes nicht in Erfüllung; immerhin zeigte ſich der Bundesrat zu 
einem Entgegenkommen bereit, als von Konſervativen und gleichzeitig 
aus der Centrumspartei Geſetzvorſchläge im Reichstage eingebracht 
wurden, in welchen die im vorigen Jahre verlangten Beſtimmungen 
ein wenig gemildert waren. Was den einen der damaligen Streit⸗ 
punkte betrifft, ſo wurde jetzt an der Trennung der 
Verkaufsräume für Butter und Margarine wenigſtens für 
Städte über 5000 Einwohner feſtgehalten; der andere Streitpunkt, 
das Färbeverbot, wurde von den Antragſtellern zwar feſtgehalten, 
ſie deuteten jedoch an, daß ſie auch jedes andere, ihren Zwecken ent⸗ 
ſprechende Auskunftsmittel gutheißen würden. In der That glaubte 
der Bundesrat, wie der Staatsſekretär v. Boetticher bei der am 
19. Februar ſtattfindenden erſten Beratung dieſer Geſetzvorſchläge 
mitteilte, infolge von Verſuchen, die er im Reichsgeſundheitsamt hatte 
anſtellen laſſen, ein Mittel gefunden zu haben, durch welches das 
Vorhandenſein von Margarine bei Butterfälſchungen feſtgeſtellt werden 
könne, nämlich das Dimethylamidoazobenzol. Deſſen einfache 
Bezeichnung als Buttergelb würde vielleicht weniger Zutrauen er⸗ 
weckt haben, als das Geheimnisvolle dieſes großartigen Namens, 
wogegen derſelbe freilich bei anderen gerade Mißtrauen in die 
Löſung der großen Frage erzeugte. Hinſichtlich der Trennung der 
Verkaufsräume wurde in der Preſſe eingewandt, daß ſich die Polizei⸗ 
aufſicht alsdann nur noch auf das Buttergeſchäft richten würde, weil 
es eben niemandem einfallen würde, Margarine durch Butter zu 
„verfälſchen“. Durch die reichliche Beſprechung dieſer Fragen ſchien 
mancher Abgeordnete unſchlüſſig geworden zu ſein, und ſo ſtellte ſich 
ſowohl am 19. Februar als auch am 3. April der Reichstag bei der 
Abſtimmung als beſchlußunfähig heraus. Aber auch vorher ſchon 
war der Beſuch des Reichstages äußerſt ſpärlich, ſodaß die Beſchluß⸗ 
unfähigkeit ſich ſchon gar manchmal gezeigt hätte, wenn ein Antrag 
auf Auszählung eingebracht worden wäre. Die Sache wurde ſo 
arg, daß der Reſtaurateur im Reichstage Schadenerſatz für die bei 
ihm nicht genoſſenen Speiſen verlangte. Die Verhandlungen ſelbſt 
zogen ſich mühſelig, langſam, wie des Markes und der Kraft entbehrend, 
öde und endlos, ohne Verhältnis zur Wichtigkeit des Gegenſtandes, 
die Aufmerkſamkeit kaum feſſelnd, hin. Weniger die Kraft der Über- 
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zeugung, die Wärme der Empfindung, die Macht der Perſönlichkeit ſchien 
beherrſchend und beſtimmend zu ſein, als die Routine, die parlamen⸗ 
tariſche Mache. Zur Gewinnung eines raſchen überblicks über die 
Beſchlußfähigkeit pflegten wohl, wenn auch nicht offiziell, die Hüte in 
der Garderobe gezählt zu werden; für den armen Reſtaurateur kam 
aber noch längſt nicht auf jeden Hut ein Beefſteak, während doch 
ſonſt gerade die Langweiligkeit langatmiger Reden dazu einge⸗ 
laden hatte. 

Mit ſcharfer Teilung wurde im Reichstage Stellung genommen 
zu der hierauf ſich nahenden Anfrage wegen Gewährung des allge- 
meinen, direkten, geheimen Wahlrechts für die Wahlen zum 
Landes ausſchuſſe der Reichslande. Die am 25. Februar von 
den elſaß⸗lothringiſchen Abgeordneten Winterer und Preiß zur Be⸗ 
gründung dieſes Verlangens aufgeſtellten Behauptungen der Macht⸗ 
lofigkeit und Unbeliebtheit dieſer Landesvertretung wurden von ver⸗ 
ſchiedenen Rednern unterſtützt. Bueb (ſoz.) hielt den Landesaus⸗ 
ſchuß für eine nur nach der Pfeife der Regierung tanzende Körper⸗ 
ſchaft, Lieber (Centr.) ſprach von Kirchhofsruhe in den Reichslanden 
als Folge ihrer Behandlung mit Zuckerbrot und Peitſche, Lenz⸗ 
mann (fr. Vp.) glaubte, die Politik der Polizeiwillkür habe uns 
von Elſaß⸗Lothringen eher noch mehr entfernt, und Werner (Antiſ.) 
tadelte, daß die dortigen Beamten nicht verſtanden hätten, die Herzen 
der Bevölkerung zu gewinnen. Dagegen ſuchte der Bundesratsbevollmäch⸗ 
tigte Halley nachzuweiſen, daß im Landesausſchuſſe alle intelligenten 
Elemente und unabhängigen Berufsſtände vertreten ſeien, ja gerade das 
tüchtige, gebildete Bürgertum in allen ſeinen Arten überwiegend zur 
Geltung gelange. Graf Stolberg (konſ.) hob hervor, daß bei Befolgung 
des Antrags ein unentbehrliches Erfordernis erſprießlicher Entwickelung 
der reichsländiſchen Politik genommen würde, und v. Marquardſen 
(nat. ⸗lib.) ſah keinen Grund, gerade dieſem Lande mehr zu gewähren, als 
irgend ein anderer Einzelſtaat im Reiche beſitze. Der Antrag wurde 
zwar in erſter und zweiter Leſung angenommen, es machte aber 
den Eindruck, daß durch das ganz offenbar völlig ausſichtsloſe Ver⸗ 
langen eines unzweifelhaft gefährlichen Verſuchs lediglich agitatoriſche 
Zwecke verfolgt würden. Gemäßigte Politiker ſprachen in der Preſſe 
die Überzeugung aus, daß in der Behandlung der Reichslande der 
Wechſel von Härte und übelgelohnter Liebkoſung nicht wieder auf 
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kommen und den unverſöhnlichen Widerſachern des Reiches nicht, wie 
durch jenes Verlangen, geſtattet werden dürfe, die erlöſchende Flamme 
franzöſiſcher Sympathie immer von neuem anzublaſen, daß vielmehr 
deren Erlöſchen in Ruhe abgewartet werden müffe. 

Inmittelſt war der preußiſche Etat aus der Kommiſſion an 
das Abgeordnetenhaus zurückgelangt, welches ſich nun mit großer 
Langſamkeit und Weitſchweifigkeit an die nähere Beſichtigung der 
einzelnen Titel begab. Bei dem des Miniſteriums des Innern rief 
am 10. Februar Jaeckel (freiſ. Vp.) eine erregte Verhandlung über 
die Poleufrage hervor, indem er, zu vielſeitiger Verwunderung, als 
Deutſcher das Vorgehen der Behörden und den „deutſchen Chau— 
vinismus“ im Poſen'ſchen für die eingetretene Verſchärfung dieſer 
Frage verantwortlich machte, wobei ihn der Pole v. Jazdzewski 
unterſtützte. Der Miniſter Freiherr v. d. Recke wies den Vorwurf 
der Verhetzung entſchieden zurück, führte Außerungen der Preſſe als 
Beweis dafür an, daß von polniſcher Seite gegen die Beamten ge 
hetzt werde, und ſagte, es handele ſich darum, den Polen mit Feſtig⸗ 
keit zum Bewußtſein zu bringen, daß ſie Preußen ſeien. Graf 
Limburg⸗Stirum (konſ.) betonte, der Agitationsſtoff ſei dadurch 
vermehrt worden, daß ein Geiſtlicher, der im Abgeordnetenhauſe die 
ſchärfſten Reden gegen die Regierung gehalten habe, zum Erzbiſchof 
von Poſen ernannt ſei. Andererſeits beſchwerte ſich Szmula (Centr.) 
über Auflöſung von Verſammlungen wegen Gebrauchs der pol— 
niſchen Sprache. Auf eine Frage Rickert's (freiſ. Ver.) wegen Re⸗ 
form der politiſchen Polizei erwiderte der Miniſter Freiherr 
v. d. Recke, eine alte, wohlbegründete Einrichtung dürfe auf ein Ge⸗ 
ſchrei in der Preſſe hin nicht gleich umgeſtürzt werden; an Der- 
beſſerungen werde es nicht fehlen, einzelne Fehler von Beamten 
würden aber nie aus der Welt geſchafft werden können. Auf 
Stöcker's (b. k. Fr.) Beſchwerde, daß der Profeſſor Thumajan 
über die Verfolgung armeniſcher Chriſten nicht habe öffentlich reden 
dürfen, entgegnete der Miniſter, die Ausweiſung ſei demſelben nur 
wegen der Angriffe auf den uns befreundeten Sultan angedroht 
worden. 

Zum Juſtizetat legte der Miniſter Schönſtedt am 15. de 
bruar, auf Anregungen Munckel's (freiſ. Vp.), dar, in welcher 
Weiſe die neue Prüfungsordnung dem bürgerlichen Geſetzbuche 
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im Rahmen der akademiſchen Lehre Platz ſchaffen ſolle. Miniſter 
Schönſtedt lehnte ferner grundſätzliche Erörterungen über das Be⸗ 
gnadigungsrecht mit dem Bemerken ab, daß die Zahl der ab- 
gewieſenen Begnadigungsgeſuche ſo groß als die der bewilligten und 
ein Fall ſeiner Einſprache gegen eine Begnadigung nicht vorgekommen 
jei, Außerungen, für welche Rickert (freiſ. Ver.) und Porſch (Centr.) 
dem Miniſter Dank ausſprachen. 

Bei der am 23. Februar begonnenen Beratung des Etats der 
öffentlichen Bauten warnte v. Heydebrand (fonf.) vor weiteren 
koſtſpieligen Kanalbauten; als hierauf der Miniſterialrat Schulz 
mitteilte, daß die Koſten des Dortmund-Ems-Kanals um 
15 Millionen Mark überſchritten ſeien, ſprach Graf Kanitz (fonf.) 
den Wunſch aus, daß man mit dem Bau dieſes Kanals lieber auf⸗ 
hören möge; Miniſter Thielen hielt aber die Vollendung dieſes 
Werkes für ſelbſtverſtändlich. Ihm ſtimmte beſonders v. Pletten⸗ 
berg (Reichsp.) bei, damit die Marine unabhängig von der eng⸗ 
liſchen Kohle werde. 

Die Beratung des Etats im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, 
ſoweit wir ſie bis dahin verfolgt haben, wurde von der einiger anderer 
wichtigen Gegenſtände mehrfach begleitet oder unterbrochen. Am 
8. Januar ſtellte Stephan (Centr.) eine Anfrage bezüglich der in 
Oberſchleſien wegen Gebrauchs der polniſchen Sprache ſtatt— 
gehabten Auflöſung von Verſammlungen, wodurch die Ver— 
faſſung verletzt ſei; ungerechtfertigt ſei es auch, führte der Redner aus, 
daß der die Verbindung politiſcher Vereine unter einander 
verbietende § 8 des Vereinsgeſetzes noch angewandt werde, obwohl 
der Reichskanzler im Reichstage die Aufhebung dieſer Beſtimmung in 
Ausſicht geſtellt habe. Der Miniſter des Innern, Freiherr v. d. Recke, 
erwiderte, in den drei hier in Betracht kommenden Fällen ſei die 
Auflöſung erfolgt, weil die überwachenden Beamten das in dieſen 
Verſammlungen an Stelle der waſſerpolniſchen Volksſprache 
angewandte Hochpolniſch nicht verſtanden hätten, das Überwachungs⸗ 
recht nicht illuſoriſch gemacht werden dürfe, die Polizeibeamten aber 
unmöglich polyglott ausgebildet werden könnten. Die am 9. Januar 
ſich hieran ſchließende Beſprechung der Angelegenheit führte zu ſcharfen 
Reden. Munckel (freiſ. Vp.) meinte, die Beamten müßten eine ſo 
verbreitete Sprache verſtehen, Stephan (Centr.) ſtellte einen erheb⸗ 
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lichen Unterſchied jener beiden polniſchen Idiome in Abrede und be⸗ 
hauptete, die großpolniſche Agitation, welche ſich übrigens gar nicht 
auf die Losreißung von Preußen richte, ſei nur durch verkehrte Maß⸗ 
regeln der Regierung hervorgerufen. Motty (Pole) behauptete, die 
Behandlung der Polen in den letzten Jahren fördere nicht das fried⸗ 
liche Zuſammenleben, und die polniſchen Vereine bildeten einen Damm 
gegen die Sozialdemokratie, Dasbach (Centr.) hielt die Bekämpfung 
einer Mutterſprache für ein Mittel, die Bevölkerung aufs äußerſte zu 
empören. Auf der anderen Seite bezweifelte v. Heydebrand (fonf.), 
daß das geltende Recht ausreiche, der großpolniſchen Bewegung mit 
genügender Schärfe entgegenzutreten; v. Zedlitz (freikonſ.) verlangte 
ebenfalls eine Ergänzung des beſtehenden Vereinsrechtes, was von 
Rickert (freiſ. Ver.) bekämpft wurde. Schließlich ſtellte der Miniſter 
Freiherr v. d. Recke anheim, die Entwicklung der Dinge bezüglich 
des Vereinsgeſetzes abzuwarten, und erklärte, die Regierung ſei ent⸗ 
ſchloſſen, die augenſcheinlich im Wachſen begriffene großpolniſche Be⸗ 
wegung mit allen Mitteln zu bekämpfen. Obwohl mit dieſer Ver⸗ 
handlung die Frage erſchöpft zu ſein ſchien, wurde ſie bereits am 
29. Januar vom Polen v. Czarlinski wie etwas ganz Neues noch⸗ 
mals vorgebracht. Er ging davon aus, daß das Vereins- und 
Verſammlungsrecht, weil es in der Verfaſſung gewährleiſtet iſt, 
über dem Überwachungsrechte der Regierung ſtehe, die mithin für die 
Sprachenkenntnis der Beamten ſorgen müſſe. Der Miniſter Freiherr 
v. d. Recke hoffte dagegen, das Oberverwaltungsgericht werde der 
Auffaſſung beitreten, daß ein Grund zur Auflöſung einer Verſamm⸗ 
lung vorliege, ſobald das Überwachungsrecht infolge Gebrauchs einer 
fremden Sprache undurchführbar ſei; andernfalls werde die Regierung 
den Weg der Geſetzgebung beſchreiten, denn entſchiedene Maßregeln 
ſeien infolge der wachſenden Gefahr der polniſchen Agitation not⸗ 
wendig, welche beſonders von den ſeit der pelpliner Konferenz von 
1894 wie Pilze aus der Erde geſchoſſenen polniſchen Vereinen ge⸗ 
trieben werde. Für die polniſche Seite traten Mizerski ſowie die 
Centrumsleute Koeren und Porſch auf; auch Rickert (freif. Ver.) 
vermißte einen Nachweis der behaupteten Staatsgefährlichkeit; dagegen 
traten Gerlich (freifonf.), Sattler (nat.⸗lib.) und Graf Lim⸗ 
burg⸗Stirum (fonf.) für die Anſicht des Miniſters auf, letzterer 
mit dem Wunſche nach einer Regelung durch Geſetz. Ein im Sinne 
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ſcharfen Vorgehens gehaltener Geſetzentwurf wegen Anderung des Ge⸗ 
ſetzes über die Fortbildungsſchulen in Weſtpreußen und Poſen 
wurde am 9. und 14. Januar genehmigt. 

Dem Schickſale des Lehrerbeſoldungsgeſetzes wurde, nach 
dem Scheitern des vorjährigen Entwurfs, mit bangen Hoffnungen 
entgegengeſehen. Nachdem die Kommiſſion, an welche es am 27. No⸗ 
vember v. J. vom Abgeordnetenhauſe gewieſen war, ihren Bericht 
erſtattet hatte, fand die zweite Beratung am 11. und 16. Januar 
ſtatt, bei der die Centrums⸗ und konſervative Partei die von den 
Nationalliberalen und von der linken Seite geſtellten Anträge ab⸗ 
lehnten, wie es ſchien, in dem Glauben, das von dem 1892 ge- 
ſcheiterten Schulgeſetzentwurfe des Miniſters Grafen Zedlitz ver⸗ 
folgte Ziel ſpäter doch noch erreichen zu können. Die Minderheit 
blieb zwar dabei, daß den großen Städten Unrecht geſchehe, wenn 
man ihnen die Zuſchüſſe des Staates zum größten Teil nehme, ſie 
ſtimmte aber um der Lehrer willen ſchließlich doch dafür. Im all⸗ 
gemeinen blieb die Empfindung vorherrſchend, daß die langjährigen 
Arbeiten nun zum Abſchluß gebracht werden müßten, um den Volks⸗ 
ſchullehrern endlich die geſetzliche Sicherung ihres Einkommens zu 
verſchaffen, welche ein großer Teil von ihnen ſo ſchwer vermißt und die 
eine Grundlage für einen ſpäteren weiteren Ausbau ihrer Beſoldungs⸗ 
verhältniſſe ſchafft. Am 22. Januar und 18. Februar paſſierte die 
Vorlage auch glücklich das Herrenhaus, freilich nicht ohne daß die 
Bürgermeiſter der großen Städte noch einmal für deren Intereſſe 
aufgetreten waren; ein ferneres Bedenken derſelben, daß in dem 
Zwang zum Eintritt in die Alterszulageklaſſen ein Eingriff in das 
Selbſtverwaltungsrecht liege, wurde vom Miniſter Boſſe zerſtreut. 
Zum Troſte der Konſervativen, welche, wie die Grafen v. d. Schulen⸗ 
burg-Beegendorf und Zieten-Schwerin, bedauerten, daß 1892 
die Krone „dem Anſturme der liberalen Parteien gewichen“ ſei, wurde 
beſchloſſen, die Staatsregierung um baldigſte Vorlegung eines allge⸗ 
meinen, auf chriſtlicher und konfeſſioneller Grundlage beruhenden 
Volksſchulgeſetzes zu erſuchen. Wegen einiger vom Herrenhauſe 
vorgenommener Anderungen mußte das Geſetz an das Abgeordneten— 
haus nochmals zurückgehen. Nachdem hier am 22. Februar Rickert 
(freiſ. Ver.) das Geſetz, mit dem die Lehrer nicht ganz zufrieden fein 
würden, als Abſchlagszahlung bezeichnet, Miniſter Boſſe aber erwidert 
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hatte, die Lehrer müßten anerkennen, daß ihnen alle Parteien unter 
ſchweren Opfern entgegengekommen ſeien, wurde der Entwurf mit allen 
gegen eine Stimme angenommen. 

Der ebenfalls bereits im November v. J. an eine Kommiſſion 
gewieſene Geſetzentwurf wegen obligatoriſcher jährlicher Tilgung der 
Staatsſchulden und die Errichtung eines Ausgleichsfonds wurde 
nach längeren Beratungen in der Art angenommen, daß die Tilgung 
im Etatsjahr 1897—98 mindeſtens / % der Staatskapitalſchuld 
und von da an / % betragen ſoll; der Ausgleichsfonds von 
80 Millionen wurde abgelehnt; ſtatt deſſen wurde ein Artikel ein⸗ 
geführt, wonach ein nach der Jahresrechnung ſich ergebender Über⸗ 
ſchuß im vollen Betrage zur weiteren Tilgung von Staatsſchulden 
bezw. zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen zu verwenden iſt. Ein 
Antrag, für unvorhergeſehene Ausgaben der Eiſenbahnverwaltung 
einen Dispoſitionsfonds bis zur Höhe von 20 Millionen zu bil⸗ 
den, wurde auf Einſprache des Miniſters v. Miquel zurückgezogen, wie 
derſelbe auch ſchon in der Kommiſſion diejenigen bekämpft hatte, welche 
ſich gegen die jetzt übliche Verwendung der Eiſenbahnüberſchüſſe zur 
Deckung der etatsmäßigen Ausgaben des allgemeinen Staatshaus⸗ 
halts gewandt hatten. Das Herrenhaus ſtimmte der geänderten 
Vorlage am 19. Februar zu, nachdem Miniſter v. Miquel auf den 
Ausgleichsfonds verzichtet hatte, da deſſen Zwecke ſich bis zu einem 
gewiſſen Punkte auch durch eine gute Ausſtattung des außerordent⸗ 
lichen Etats in guten Jahren erreichen ließen. 

Der ſchon bei der Etatsberatung zur Sprache gekommene Ge⸗ 
ſetzentwurf wegen der Beſoldungen der Richter wurde nach Be— 
ratungen vom 22. Januar und 24. März angenommen. Hiernach 
wird, an Stelle der getrennten Etatsverbände für die einzelnen Ober⸗ 
landesgerichtsbezirke, ein gemeinſamer, die ganze Monarchie um⸗ 
faſſender Etatsverband der Land- und Amtsrichter gebildet, in den 
auch die Staatsanwälte, unter völliger Gleichſtellung im Gehalte mit 
den Richtern, aufgenommen ſind; für die übrigen höheren Juſtiz⸗ 
beamten gilt das Dienſtaltersſtufen⸗Syſtem. Der durch die Vorlage 
in Verbindung mit dem Gehaltsaufbeſſerungsplane erforderte Mehr⸗ 
betrag beläuft ſich auf 2366600 Mark. Hiernach folgte die Ge⸗ 
nehmigung eines Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen 
und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten; die Bezüge 
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wurden allgemein erhöht, insbeſondere die der Hinterbliebenen um 
20%. Daran ſchloſſen ſich Erſuchen des Abgeordnetenhauſes für 
eine ſtrengere Quarantäne des vom Auslande eingeführten Viehs 
und für Einführung der Staffeltarife ſowie eine Zuſtimmung des 
Herrenhauſes zu dem im Reichstage vorliegenden Margarinegeſetze 
in der Faſſung, welcher jetzt die Regierung zuſtimmte. 

Während dieſer erſten zwei Monate der parlamentariſchen Ver⸗ 
handlungen wurde die öffentliche Aufmerksamkeit durch Kund⸗ 
gebungen des Kaiſers mehrmals abgelenkt. Er hatte am 4. Fe⸗ 
bruar im Luſtgarten beim Berliner Schloſſe eine beſondere Feierlichkeit 
veranſtalten laſſen behufs Übergabe von Fahnenbändern, welche 
der Czar dem preußiſchen Kaiſer⸗Alexander⸗Garde⸗Grenadier⸗Regimente, 
deſſen Inhaber er iſt, verliehen hatte, und bei der hiernach im Schloſſe 
ſtattfindenden Frühſtückstafel hielt der Kaiſer, als Antwort auf einen 
Trinkſpruch des ruſſiſchen Oberſten und Flügeladjutanten Nepokoit⸗ 
ſchitztij, eine politiſch bemerkenswerte Anſprache. Dem Danke, den 
er im Namen der ganzen deutſchen Armee abſtattete, fügte er hinzu, 
dieſer neue Beweis der Huld des Czaren reihe ſich an die dem Re⸗ 
gimente von feinen früheren Chefs zu Teil gewordenen Gnadenzeichen, 
welche auf Daten zurückführten, an denen beſonders der Februar fo 
reich ſei hinſichtlich der Beziehungen der Waffenbrüderſchaft 
beider Heere; das Regiment werde ſich auch mit beſonderer Freudigkeit 
der Tage entſinnen, an denen der Czar aus eigener Entſchließung 
ſich an die Spitze der Regimentsfahnen geſetzt und ſie unter dem 
Jubel der Bevölkerung nach Breslau geführt habe, eine Stadt, deren 
Namen dauernd die Beziehungen der Vorfahren des Czaren mit denen 
der preußiſchen Könige verkörpern werde. Dieſe Worte glaubte man, 
nach Lage der Dinge, dahin deuten zu dürfen, daß die Vorgänge bei 
des Czaren vorjährigem Beſuche in Frankreich, welche ſeinem Beſuche 
in Breslau gefolgt waren, ungeachtet einiger Punkte, welche damals 
in Deutschland einiges Befremden hervorriefen, unſer gutes Ver⸗ 
hältnis zu Rußland nicht beeinträchtigt hätten. Zum mindeſten war 
nun ja die Waffenbrüderſchaft mit dem ruſſiſchen Heere, wie damals 
im Lager bei Chalons, ſo auch jetzt hier verſichert, wo man nun ein 
Zeichen ruſſiſcher Sympathie mehr als dort beſaß. 

Einige Tage ſpäter wurde in der Preſſe von Seiten, auf denen 
man es genau zu wiſſen ſchien, mitgeteilt, der Kaiſer habe am 


1897. 3 


34 Marinetabellen des Kaiſers. Neue Forderungen im Marine⸗Etat. 


8. Februar, bei einem vom Finanzminiſter v. Miquel gegebenen 
Diner, im Geſpräche mit einigen Abgeordneten ſehr entſchieden die 
Notwendigkeit einer Verſtärkung der Flotte betont und ein Zu⸗ 
ſammengehen der Konſervativen, der Reichspartei und der 
Nationalliberalen im Reichstage als das Mittel zur Erfüllung großer 
patriotiſcher Aufgaben befürwortet. Damit habe er die Vorzeigung 
von Tabellen verbunden, auf welchen von ihm die Entwicklung der 
Kriegsmarinen Deutſchlands, Frankreichs und Rußlands zufammen- 
geſtellt war. Es ſchien hierdurch veranſchaulicht werden zu ſollen, 
wie ſehr Deutſchland, obwohl ſein überſeeiſcher Handel nur noch dem 
Englands nachſtehe, von ſeinen Nachbarn hinſichtlich der Entwicklung 
der Flotte überflügelt worden ſei, und daß auch das im jetzigen 
Marineetat Geforderte nur das Allernotwendigſte bilde. In ſeinen 
weiteren Erläuterungen habe der Kaiſer als Aufgabe der deutſchen 
Flotte im Kriegsfalle nicht bloß die Behauptung der Oſtſee, ſondern 
auch die der Nordſee hingeſtellt; es handele ſich nicht um uferloſe 
Flottenpläne, ſondern um ganz beſtimmte, durch die Lage Deutſch— 
lands bedingte Ziele, deren Erreichung eine Lebensfrage des Reichs 
bilde und an deren nachdrückliches Anſtreben er immer wieder zu 
mahnen ſich verpflichtet fühle. 

Die im Marineetat enthaltenen Forderungen, auf welche ſich 
dieſe Einwirkung des Kaiſers bezog, betrafen eine erſte Rate für ein 
Panzerſchiff erſter Klaſſe, das im Jahre 1901 den alsdann 
33 Jahre alten „Kaiſer Wilhelm“ erſetzen ſollte, und die Mittel 
für den Erſatz des Aviſo's „Falke“, des Kanonenboots „Hyäne“ 
wie auch des untergegangenen „Iltis; ganz neu war nur die 
Forderung von zwei erſten Raten für zwei Kreuzer zweiter Klaſſe, 
eine erſte Rate für ein Torpedo-Divifionsboot und für Torpedoboote; 
alle übrigen Forderungen waren zweite und weitere Raten für im 
Bau befindliche bereits bewilligte Schiffe. Ferner war im außer⸗ 
ordentlichen Etat eine Rate von einer Million Mark zum Bau eines 
großen Torpedodocks auf der Werft in Kiel enthalten, ſodaß für 
einmalige ordentliche Ausgaben 31750927 Mark, für die des außer⸗ 
ordentlichen Marineetats 38683341 Mark verlangt waren. 

Die Kundgebung des Kaiſers für den Marineetat ſchloß ſich 
unmittelbar an die vom Staatsſekretär Hollmann in der Rechnungs- 
kommiſſion des Reichstags abgegebene Erklärung, daß der baldigſte 
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Erſatz von zehn der größten, aber veralteten Kriegsſchiffe von höchſter 
Dringlichkeit ſei, und daß unverzüglich Maßnahmen zu ihrem Umbau 
ergriffen werden müßten, damit ſie wenigſteus bis zu ihrem Erſatz 
eine beſchränkte Verwendbarkeit im Kriege erlangten; auf Geheim⸗ 
haltung dieſer Angaben werde kein Wert gelegt, weil der Zuſtand 
unſerer alten Schiffe allen intereſſirten Nationen bekannt ſei. Die 
Kommiſſion nahm dieſe Eröffnungen in den von ihr am 25. Februar 
über die Reichsausgaben⸗ und Einnahmen für 1895—96 erſtatteten 
Bericht mit dem Bemerken auf, daß die Marineverwaltung durch 
Überſchreitung der Bewilligungen behufs Umbaues des „König 
Wilhelm“ um 767706 M. „nach der Sachlage pflichtgemäß“ ge⸗ 
handelt habe. Dieſer Kommiſſionsbericht in Verbindung mit der 
Mahnung des Kaiſers wurden ſpäter vielfach in den Kreis ſehr er⸗ 
regter öffentlicher Beſprechungen gezogen, welche die Verhandlungen 
der Budgetkommiſſion und dann die des Reichstages ſelbſt über den 
Marineetat begleiteten. 

Wie der obige Ausſpruch des Kaiſers über Deutſchlands Ber- 
hältnis zu Rußland, ſo wurde es, namentlich im Hinblick auf die 
im Orient entſtandenen Wirren, allgemein mit großer Befriedigung 
aufgenommen, daß er am 8. Februar in einer Antwort auf den Ge⸗ 
burtstagsglückwunſch der Alteſten der Berliner Kaufmannſchaft, 
neben der Freude über den von Handel und Gewerbe im letzten 
Jahre genommenen Aufſchwung, das Vertrauen ausſprach, es werde 
der Friede nach außen und innen dem Vaterlande noch lange er⸗ 
halten bleiben. 

Eine vierte Kundgebung des Kaiſers fand bei einem vom Ober⸗ 
präſidenten v. Achenbach den Mitgliedern des brandenburgiſchen 
Provinziallandtags am 26. Februar in Berlin gegebenen Mahle 
ſtatl. Auf eine Anſprache des Gaſtgebers erwiderte nämlich der 
Kaiſer: Aus der märkiſchen Heide, wo er von alten Kiefern und 
Eichen umrauſcht geweſen, ſei er zu deren lebendem Ebenbilde, den 
märkiſchen Männern, gekommen, mit denen zu verkehren ihm ſtets 
wie ein belebender Trunk ſei. Die ganze jetzige Zeit ſtehe ſchon 
unter dem aufgehenden Frührote des anbrechenden Morgens des 
hundertjährigen Geburtstags Wilhelm's I, den die Vorſehung ge⸗ 
ſchaffen habe, um das ſeit Barbaroffa’s Zeiten zerſplitterte Vaterland 
zu einigen. Herangereift in ſchwerer Zeit der Prüfung, habe er ſich 
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Jahre lang auf ſeinen Beruf vorbereitet und die größten Gedanken 
bereits in ſeinem Haupte fertig gehabt; er habe zuerſt das Heer aus 
den dinghaften Bauernſöhnen zu einer kräftigen, waffenglänzenden 
Schar zuſammengereiht und dann mit ihr Brandenburg-Preußen all⸗ 
mählich an die führende Stelle in Deutſchland geſetzt. Hätte dieſer 
König im Mittelalter gelebt, er wäre heilig geſprochen, und Pilger⸗ 
züge aus allen Ländern wären gekommen, um an ſeinen Gebeinen 
Gebete zu verrichten. Es müſſe etwas beſonderes bedeuten, daß 
Gott ſich einen Märker zu der großen Aufgabe ausgeſucht habe, und 
ſolange der märkiſche Bauer noch zum Hohenzollernhauſe ſtehe, werde 
dieſes an ſeiner Aufgabe nicht verzweifeln. Schwer genug ſei die 
uns Allen aufgebürdete Aufgabe des Kampfes gegen den Um— 
ſturz mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln; die Partei, welche es 
wage, die ſtaatlichen Grundlagen anzugreifen, die gegen die Religion 
ſich erhebe und „ſelbſt nicht vor der Perſon des Allerhöchſten Herrn 
Halt macht“, müſſe überwunden werden. Freuen werde er ſich, 
jedes Mannes Hand in der ſeinigen zu wiſſen, wenn ihm nur ge— 
holfen werde in dieſem Gefechte, das wir nur in der ſtändigen Er⸗ 
innerung an den ſiegreichen Mann durchführen könnten, dem wir das 
Reich verdankten und „in deſſen Nähe durch Gottes Fügung ſo 
mancher brave, tüchtige Ratgeber war, der die Ehre hatte, feine Ge⸗ 
danken ausführen zu dürfen, die aber alle Werkzeuge ſeines erhabenen 
Wollens waren“. Dann würden wir richtig wirken und im Kampfe 
nicht nachlaffen, um das Land von dieſer Krankheit zu befreien, die 
nicht nur unſer Volk durchſeuche, ſondern auch das Familienleben zu 
erſchüttern trachte. Hoffentlich, ſo ſchloß der Kaiſer, werde er ſeine 
Märker um ſich ſehen, „wenn die Flammenzeichen ſich enthüllen“. 
War auch dieſe Rede kein Staats-, ja nicht einmal ein öffent⸗ 
licher Akt, ſo wurde ſie ihrer Bedeutung nach in der Offentlichkeit 
doch gleich einer ſolchen aufgenommen und behandelt; hatte ja doch 
auch das amtliche Telegraphenbureau und der „Reichsanzeiger“ ſo⸗ 
gleich für ihre Verbreitung geſorgt. Die Erörterungen in den Partei⸗ 
organen waren recht lebhaft und zum Teil ſehr kritiſch gehalten. Wie 
gewöhnlich in ſolchen Fällen, ſuchte jede Partei das ihr Zuſagende 
aus der Rede heraus: oder auch wohl in fie hineinzuleſen. Die Be⸗ 
ſprechungen drehten ſich vorwiegend um die ſogenannte Umſturzfrage 
und um gewiſſe Äußerungen über Kaiſer Wilhelm I. Die „Kreuz⸗ 
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zeitung“ war vor allem von der Erwähnung des Bauernſtandes 
und von der Bezeichnung der in ihm als Bedingung allen Gedeihens 
lebenden Kraft entzückt und ſah die Rede als ein die Märker adeln⸗ 
des köſtliches Wort an, das mit goldenen Lettern in das Buch der 
Geſchichte des Reichs eingetragen zu werden verdiene. Blätter der 
Centrumspartei glaubten, die Rede finde den richtigen Kampf 
darin, daß des alten Kaiſers Ausſpruch: „Dem Volke muß die 
Religion erhalten werden“ bei der Schule und in den kirchen— 
politiſchen Verhältniſſen Anwendung finde. Das Organ der 
Chriſtlich⸗Sozialen ſagte, der Trompetenſtoß zum Sammeln gegen 
die Sozialdemokratie ſei ſchon oft erklungen, aber noch ſehe man die 
Kugel nicht rollen; von wem ſollten die Truppen für dieſen Kampf 
geſtellt werden? Der Kaiſer könnte allerdings einen großen Heer⸗ 
bann um ſich ſammeln, wenn er nur erſt dem Kriegs rufe den 
Kriegs plan folgen ließe; wenn einmal, an Stelle der hergebrachten 
Militärvermehrungs⸗Parole, bei Neuwahlen der Schlachtruf: „Für 
Chriſtentum und Deutſchtum“ erſchallte, würde der Kaiſer mit 
einem Schlage auch zum geiſtigen Herzoge aller Deutſchen werden. 
Das Organ der National-Sozialen warf die Frage auf: „Was 
mag der Kaiſer wollen?“ Denn daß er ſeine Rede ohne grundlegenden 
Plan gehalten habe, daß ein ſolcher Aufruf an das deutſche Volk 
nicht auf Vorarbeiten innerhalb der Regierung zurückſchließen laſſe, 
ſei faſt undenkbar; und da es ſcheine, daß der Kaiſer auf einen Streit 
mit der Reichstagsmehrheit rechne, ſo müſſe man rufen „O deutſcher 
Kaiſer, nein und abermals nein!“, aber ſchon rolle es in den Wolken, 
und die Hundertjahrfeier Wilhelm's I drohe, zur Agitation gegen 
den Umſturz zu werden. Dies konnte jedoch die „National-Ztg.“ 
aus der Rede nicht folgern, vielmehr meinte ſie, dieſe Feier werde 
einfach den ſeltenen Mannes⸗ und Herrſchertugenden des alten Kaiſers 
gelten, zu denen vor allen die gehört habe, große und geniale Männer 
an die Stellen zu bringen, wo ſie das Höchſte leiſten konnten. Von 
anderen Seiten wurde darauf aufmerkſam gemacht, daß des Kaiſers 
Ruf noch immer verhallt ſei gleich der Stimme des Predigers in der 
Wüſte; ſelbſt das zündendſte Feldgeſchrei bedeute noch keine gewonnene 
Schlacht; welche Folgerung ſei aus der Sedanrede gezogen? Die 
Sozialdemokratie habe vielmehr neue Siege erfochten, ſie herrſche im 
Parlamente, und die Regierung ſehe ruhig zu; harte Thatſachen hätten 
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gelehrt, den Dingen peſſimiſtiſch zuzuſchauen und abzuwarten, was 
da kommen werde; noch ſei es unvergeſſen, wie die Umſturzvorlage 
unter dem Lachen der Nation in das Grab geſunken ſei und wie 
die dem Kaiſer im Kampfe am nächſten Stehenden müßig das Schwert 
in der Scheide gelaſſen hätten. Die freiſinnige „Voſſiſche Ztg.“ 
wollte das Heilmittel in einer unumwundenen Erklärung des Staates 
erblicken, daß er weder Kraft noch Pflicht habe, einen Teil der Ge- 
ſellſchaft, wie z. B. die Agrarier, vor dem anderen zu begünſtigen 
oder zu bereichern; das agrariſche Hauptorgan indeſſen meinte am 
4. März, das Volk müſſe irre werden, wenn die Regierung das 
Heilmittel nicht in der Feſtigung, Kräftigung und Schirmung des 
Mittelſtandes erblicke. Die „Hamburger Nachr.“ kamen am 
3. März auf ihre ſchon oftmals geltend gemachte Anſicht zurück, daß 
eine Aktion gegen die Umſturzpartei nur dann Erfolg haben könne, 
wenn die Regierung ſich an die Spitze ſtelle und unzweideutig die 
zu erreichenden Ziele bezeichne; daß mit volltönenden Worten etwas 
zu erzielen ſei, vermöchten nur die chriſtlich-ſozialen Paſtoren zu 
glauben; ein Spezialgeſetz wäre nicht zu umgehen. In demſelben 
Sinne bedauerten am 4. März die „Berliner Neueſten Nachr.“, daß 
anſcheinend halbamtlich in der „Nordd. Allgem. Ztg.“ vom 2. März 
„die Gedanken der leitenden Kreiſe der Reichsregierung“ 
dahin entwickelt ſeien, der praftifche Politiker müſſe ſich, da mit dem 
jetzigen Reichstage eine nationale Politik nicht getrieben werden könne, 
und keine Ausſicht auf Beſſerung ſich eröffne, darauf beſchränken, 
„unter den gegebenen Verhältniſſen die Aufgaben des Staats zu er— 
füllen, ſo gut oder ſchlecht es eben gehe“. Die wenigſten der 
Antworten auf des Kaiſers Mahnung zeugten von gutem Willen, ihr 
zu folgen. 

Am meiſten aber beſchäftigte ſich die Preſſe mit der kaiſerlichen 
Abſchätzung des perſönlichen Anteils Kaiſer Wilhelms J. und 
des Fürſten Bismarck an den großen Erfolgen, ja ſie nahm ſogar 
größtenteils Stellung dagegen; jedoch nicht mangels Anerkennung 
der Verdienſte des alten Kaiſers, ſondern weil ſie das vom jetzigen 
Kaiſer entworfene Bild deſſelben nicht für zutreffend hielt. Die be- 
treffenden Ausführungen der Preſſe erſchienen unwillkürlich und meiſt 
ſehr gegen den Wunſch ihrer Urheber in einer Art oppoſitionellen 
Gewandes, ein Zug, der am 1. März noch Verſtärkung erhielt 
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infolge der Mitteilung der freiſinnigen „Berliner Ztg.“, daß die 
Worte des Kaiſers vom 26. Februar zum Teil weit ſchärfer gelautet 
hätten, als fie durch das amtliche Telegraphenbureau und den „Reichs⸗ 
anzeiger“ verbreitet worden waren; die Sozialdemokratie habe der 
Kaiſer eine bis auf den letzten Stumpf auszurottende Peſt genannt, 
ferner habe die Wendung von „jedes Mannes Hand“ den Zuſatz 
gehabt „er ſei edel oder unfrei“ und die Ratgeber des alten Kaiſers 
ſeien nicht als die Werkzeuge, ſondern als die Handlanger ſeines 
erhabenen Wollens bezeichnet. Wenn auch kein Grund vorlag, dieſe 
Angaben über die Kaiſerrede für glaubwürdiger zu halten als die 
amtlichen, und wenn auch ein Organ wie das freiſinnige „Berliner 
Tageblatt“ ſich gegen den „Karnevals⸗Übermut, tiefe Mißſtimmung 
in das Volksgemüt zu tragen“, entrüſtungsvoll wandte, ſo wurden ſie 
doch in den öffentlichen Beſprechungen vielfach verwendet, vermutlich, 
weil ſie keine Ableugnung erfuhren. Nur eine namenloſe Korreſpondenz 
in mehreren Blättern berichtete von großem Mißfallen in der Um⸗ 
gebung des Kaiſers, wie über deſſen Trinkſpruch eine andere Lesart 
als die halbamtliche habe verbreitet werden können, worauf die „Ber⸗ 
liner Ztg.“ verſicherte, jene Mitteilungen ſeien nicht bloß ihr gemacht 
worden und ſie beruhten nicht auf Indiskretion von Teilnehmern 
am Gaſtmahle, die, wie nunmehr wiederum von anderer Seite ver⸗ 
lautete, gleich nach dem Mahle von v. Levetzow und v. Manteuffel 
erſucht ſein ſollten, nicht ſelbſtändig etwas über die Anſprache ver⸗ 
lauten zu laſſen. 

Die Kritik wandte ſich vor allem gegen die Auffaſſung, als ob 
alle leitenden politiſchen Ideen vom alten Kaiſer perſönlich ausge⸗ 
gangen und von den damaligen Staatsmännern in ſeinem Sinne 
nur ausgeführt worden wären. Man berief ſich u. a. auf v. Sybel's 
Werk über die Entſtehung des deutſchen Reiches, aus dem zur Ge— 
nüge hervorgehe, daß Fürſt Bismarck alles eher als ein gefügiges 
Werkzeug oder gar ein bloßer Handlanger geweſen, daß derſelbe viel⸗ 
mehr in entſcheidenden Augenblicken Lagen zu ſchaffen gewußt habe, 
die dem Könige unwiderſtehlichen Zwang auferlegten, und daß er ſich 
der Perſonen und Dinge als Hülfsmittel bedient habe, um dem 
Herrſcher ſeinen Willen zu ſuggerieren. Eine Anzahl politiſcher 
Blätter berief ſich ferner auf die gerade um dieſe Zeit erſchienene, 
vom Profeſſor Oncken in Gießen auf Veranlaſſung des Kaiſers 
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zur Hundertjahrfeier verfaßte Feſtſchrift, insbeſondere auf die darin 
enthaltenen näheren Angaben über das vom König Wilhelm im 
Babelsberger Parke mit Herrn von Bismarck gehabte Geſpräch, in⸗ 
folgedeſſen erſterer ſeine ſchon aufgeſetzte Abdankungsurkunde zerriſſen 
und an Bismarck die Führung durch das Wirrſal des Verfaſſungs⸗ 
konflikts übergeben hatte. Andere beriefen ſich auf die Werke von 
Buſch und dem königlichen Vorleſer Hofrat Schneider zum Beweiſe, 
wie ſchwer es dem alten Könige überhaupt geworden, ſich mit der Kaiſer— 
idee zu befreunden. Mit ſolchen und ähnlichen Gegenbeweisführungen 
pflegte ſich der Hinweis auf die Selbſtloſigkeit des alten Kaiſers, 
ſein einſichtsvolles Eingehen auf die kühnen Gedanken des großen 
Staatsmannes und feine wandelloſe Treue zu dem Manne ſeines 
Vertrauens zu verbinden. Ein Beiſpiel wurde herausgegriffen: des 
alten Kaiſers Widmung einer Nachbildung des Niederwald-Denkmals 
an den Fürſten Bismarck mit den Worten: „Das gehört Ihnen, 
das iſt doch eigentlich ein Denkmal, das mehr Ihnen als mir gilt!“ 
Die „Leipziger Neueſten Nachr.“ hoben am 2. März hervor, Kaiſer 
Wilhelms I. Größe liege gerade nicht in der Genialität feines Geiſtes, 
in dem vorausſchauenden Blicke, in der Energie der Ausführung; ſie 
liege vielmehr in ſeinem ſchlichten, allem unnützen Prunke abholden 
und doch innerlich vornehmen Weſen, in ſeinem ſicheren Takte und 
in der Entſagung, die er ſelbſt in der Verfolgung feiner Lieblings- 
gedanken geübt habe; er hätte nicht zu denen gehört, die neue Ge— 
danken denken und mit ihnen die Welt entzünden, ihm habe die Phantaſie, 
die Leidenſchaftlichkeit, das Dämoniſche gefehlt, ihm bleibe das Menſch— 
liche, Königliche. Im Sinne höchſt loyaler Empfindungs⸗Oppoſition 
ſprachen die „Münchener Neueſten Nachr.“ am 2. März von der 
ſchmerzlichen Wahrnehmung, vom kaiſerlichen Herrn Sätze vernommen 
zu haben, die „den Anſchauungen der ungeheueren Mehrheit unſerer 
Nation ſo ſehr zuwiderlaufen, wie der Geſchichte“. Und, während 
andere Blätter „den Kaiſer der Legende“ einfach abwieſen, glaubte 
das nationalliberale „Leipziger Tageblatt“ am 7. März einer 
Bedrückung der Patrioten Ausdruck geben zu ſollen durch die Be⸗ 
merkung, die Rede des Kaiſers enthalte, natürlich unbeabſichtigt, den 
Keim eines Konflikts in den Gemütern, indem fie die Frage habe 
anregen müſſen, ob die Dankbarkeit für den Fürſten Bismarck in 
deutſchen Herzen nicht ſträflichen Raub an den gleichen Gefühlen 
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für Wilhelm I. bedeute; allein das deutſche Volk ſei ſich völlig klar 
darüber, daß der Ruhm des Einen dem des Anderen nichts zu nehmen 
vermöge; beſtehen bleibe aber eine andere Gefahr: dadurch, daß dem 
Kaiſer die jüngſte Geſchichte Deutſchlands anders gelehrt worden zu 
fein ſcheine, als die Wiſſenſchaft fie lehre, jo viel anders, daß ſelbſt 
die leidenſchaftlichſten Haſſer des Fürſten Bismarck es ängſtlich ver⸗ 
mieden, dem kaiſerlichen Urteile beizutreten, fielen den Gegnern der 
monarchiſchen Autorität Waffen in die Hände; Kundgebungen dieſer 
Art in einem faſt als intim anzusehenden Kreiſe berührten, zumal 
im Falle ihrer halbamtlichen Veröffentlichung, das Gebiet miniſterieller 
Verantwortlichkeit. Die demokratiſche „Frankfurter Zeitung“ 
wünſchte daher, daß ſolche Kundgebungen hinfort nicht mehr halb⸗ 
amtlich mitgeteilt werden möchten; bezüglich des „Sanges an Agir“ 
und des Bildes vom h. Michael ſei es ja auch nicht geſchehen. 
Dagegen trat am 18. März der Landrat v. Löbell als einer der 
Teilnehmer an jenem Diner öffentlich in Rathenow mit der Erklärung 
auf, daß ſolche Außerungen des Markgrafen von Brandenburg die 
Politik wohl eigentlich nichts angingen; die Verdienſte Bismarck's, 
Moltke's und Roon's, für die jetzt plötzlich auch die oppoſitionellen 
Blätter aufträten, ſeien vom Kaiſer bei früheren Gelegenheiten in ſo 
überwältigender Weiſe anerkannt und gefeiert worden, daß man ſich 
vergeblich unterfange, ihm Unterſchätzung deſſen vorzuwerfen, was in 
den Tafeln der Geſchichte an erſter Stelle glänze; als Ohrenzeuge 
bezeichne er es als Mißverſtändnis, daß in des Kaiſers Außerungen 
eine Herabſetzung der Verdienſte jener Männer erblickt werde. 
Alles in allem konnte man ſagen, daß dieſe zum Teil peinliche öffent⸗ 
liche Beſprechung, die leider ſchwerlich zu vermeiden geweſen wäre, 
im ganzen den Charakter einer wohlwollenden Appellation an den 
beſſer zu unterrichtenden Kaiſer trug. 

Vor dem Ende dieſer eifrigen Erörterungen begann die ſog. 
Flottenfrage ſich in den Vordergrund zu ſchieben. Die Beratung 
des ſchon oben erwähnten Marineetats begann in der Budget— 
kom miſſion des Reichstages am 5. März, und zwar wandte man 
ſich auf Wunſch Lieber's (Centr.) zunächſt dem Etat der einmaligen 
Ausgaben zu, um den auf ihm laſtenden allgemeinen Alp in irgend 
einer Weiſe zu beſeitigen. Lieber wies auf das große Erſtaunen 
hin, welches die Höhe dieſes Etats und die damit zuſammenhängenden 
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Anleiheforderungen von 57 Millionen Mark hervorgerufen hätten, 
und verlangte wegen der Forderung erheblicher Schiffsneubauten die 
Vorlegung einer in Ausſicht geſtellten Denkſchrift, zumal da nicht⸗ 
amtliche Kundgebungen den neuen Etat, zur Beunruhigung der Be⸗ 
völkerung, ſogar nur als den Anfang uferloſer Pläne erſcheinen 
ließen. Hierauf legte der Staatsſekretär Hollmann dieſe Denk⸗ 
ſchrift mit etwa folgender Begründung vor. „Wir müſſen reinen 
Wein einſchenken“; nicht um uferloſe Pläne handele es ſich, 
ſondern um ganz beſtimmte Abſichten; alles, was für die nächſten 
Jahre werde gefordert werden, habe der Reichstag ſchon 1873 im 
Flottengründungsplane bewilligt. Redner ſchilderte alsdann das 
Alter und die Mängel der drei zu erſetzenden Panzerſchiffe. Die 
Verwendung der Schiffe überhaupt hänge von der o berſten Kriegs⸗ 
leitung ab, und dieſe ſei der Meinung, daß Deutſchland imſtande 
ſein müſſe, auch zur See ſehr ſtark zu kämpfen; die Kreuzer 
dienten nicht bloß dem überſeeiſchen Dienſte, ſondern ſeien auch für 
die heimiſche Schlachtflotte ganz unentbehrlich, weil ſie den Schlacht⸗ 
ſchiffen Seitendeckung gewähren müßten; allerdings ſollten vom 
nächſten Jahre an ſieben Kreuzer gebaut werden, dies genüge aber 
noch nicht, ſondern es fehlten dann noch zehn Kreuzer erſter bis 
vierter Klaſſe, fünf Aviſos und einige Kanonenboote zum Gebrauch 
in den chineſiſchen Gewäſſern und in unſeren Kolonien; auf den Er— 
ſatz des abſterbenden Materials durch neues nicht hinzuweiſen, würde 
ein Verbrechen gegen die Marine und das Reich ſein; für den 
Küſtenſchutz brauchten wir gar keine Marine; aber wir müßten, 
um nicht zu verhungern, jede Blockade zur See verhindern; wie 
Frankreich ſich eine ſtarke Flotte baue, um eine Machtſtellung in der 
Welt einzunehmen, ſo könnten auch wir eine ſolche Stellung nicht ohne 
eine ſtarke Flotte behaupten; das Anſehen unſerer Macht gehe zum Teufel, 
wenn wir nicht auch „in den exotiſchen Gewäſſern“ den Daumen auf 
das Auge drücken könnten. „Was wir in der Entwicklung von Plänen 
vorzeigen, reicht nur bis 1900.“ Dieſe Außerungen des Admirals 
Hollmann machten den größten Eindruck. Lieber glaubte, aus der 
Denkſchrift folgern zu müſſen, daß hiernach in dieſem Jahre und in 
den nächſten Etatsjahren 328 Millionen für Schiffsneubauten zu be⸗ 
willigen wären, wodurch die Schulden des Reiches ſich um jährlich 
100 Millionen vermehren würden, und Richter wünſchte, daß der 
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Reichskanzler zur nächſten Sitzung „vorgeladen“ würde, damit man 
erfahre, ob er und der Schatzſekretär von dieſer Denkſchrift Kenntnis 
gehabt hätten; der Plan von 1873 ſei antiquiert und nur künſtlich 
herangezogen als Unterlage für die neuen Forderungen; bisher ſei 
vielmehr förmlich und feierlich feſtgeſtellt worden, daß bis zum Ende 
des Jahrhunderts für kein Panzerſchiff, außer für „König Wilhelm“, 
eine neue erſte Rate zum Erſatz gefordert werden ſollte. Die ganze 
Weiterberatung wurde infolge dieſer Wendung ausgeſetzt. 

In der Preſſe wurde ſogleich für und gegen die durch die 
Denkſchrift der Marineverwaltung eröffneten Ausſichten Partei er⸗ 
griffen. Die „Freiſinnige Ztg.“ rechnete aus, daß die Ausgaben 
für Militärzwecke in den letzten 23 Jahren ſich um 409 Millionen 
vermehrt hätten, insbeſondere die für die Marine von 21 Millionen 
im Jahre 1872 auf 91 Millionen im Jahre 1895— 96 geſtiegen 
ſeien und daß, der neuen Denkſchrift zufolge, für die nächſten drei 
Jahre 328 371000 M. für Schiffsneubauten in Ausgabe kommen 
ſollten, insbeſondere für jedes dieſer Jahre 75, ſtatt bisher 59 
Millionen M., die Forderung neuer Steuern folge daraus von ſelbſt. 
Hiergegen vernahm man Stimmen, welche darauf hinwieſen, daß der 
ähnliche, der großen Heeresvermehrung von 1893 gemachte Vorhalt, 
das deutſche Volk könne dieſe Laſten nicht tragen und würde wirt⸗ 
ſchaftlich ruinirt werden, ſich nicht beſtätigt habe, daß vielmehr gar 
keine neuen Steuern nötig geworden ſeien und die Finanzen des 
Reichs wie der Einzelſtaaten ſich ſogar erheblich gebeſſert hätten. 
Dazu kam der Hinweis, daß die gegenwärtige ſchlimme Zuſpitzung 
der Orientfrage eine ſtarke Mahnung enthalte. Auch wurden die 
Ausführungen des engliſchen Wochenblattes „Spectator“, wie ſchlimm 
es dem deutſchen Reiche in einem Kriege mit England gehen würde, 
verwendet; dabei ging man nun aber viel zu weit und ſetzte ſich 
der Bemerkung der Gegner aus: Da ſehe man, wo hinaus es mit 
den Flottenplänen wolle, Deutſchland ſolle neben ſeinem großen 
Landheere eine der engliſchen ebenbürtige Marine bauen und unter⸗ 
halten. Auf Seiten der gemäßigten Parteien wurde der Marineverwaltung 
vollſtändig darin Recht gegeben, daß die beſcheidenen maſchinellen Ein⸗ 
richtungen der hölzernen, gepanzerten Schiffe von 1873 nicht im entfern⸗ 
teſten in Vergleich geſtellt werden könnten mit den Anforderungen, welche 
der großartige Aufſchwung der Technik an die heutigen Stahlſchiffe 
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ſtelle, und daß ferner der Schutz der Nord- und Oſtſeeküſten auf 
der hohen See liege. 

Als die Budgetkommiſſion des Reichstages ihre Beratung des 
Marineetats am 8. März fortſetzte, wandte ſich der Berichterſtatter 
Lieber (Centr.) gegen die neue Denkſchrift; er beſtritt die Behaup⸗ 
tung, daß alles, was jetzt gefordert werde, ſchon früher bewilligt 
worden ſei, und hob hervor, daß die Anſichten über den Wert der 
einzelnen Marineeinrichtungen erheblich geſchwankt hätten; früher ſeien 
die Kreuzer Selbſtzweck für den überſeeiſchen Dienſt geweſen, heute 
ſehe man ſie als Hilfsſchiffe für die Panzer an; derartigen Wand— 
lungen in den Anſchauungen könne der Reichstag nicht folgen; auf⸗ 
fallend wäre ferner, daß der jetzige Staatsſekretär in ſeiner Meinung 
über die Bedeutung der Küſtenverteidigung von der ſeiner Vorgänger 
gänzlich abweiche; zudem befinde ſich die ganze neue Denkſchrift in 
größtem Widerſpruch mit der vorjährigen Sachlage und Auffaſſung. 
Redner ſchloß mit der Frage, was der Reichskanzler zu den neuen 
Marineforderungen ſage. Fürſt zu Hohenlohe verlas hierauf eine 
Erklärung, in der es hieß, das in voriger Sitzung übergebene Schrift⸗ 
ſtück ſolle weder eine neue Regierungsvorlage noch eine Denkſchrift 
zum vorliegenden Etatsentwurf wie etwa die über den Flotten⸗ 
gründungsplan von 1873 darſtellen, ſondern fie trage nur einen in- 
formatoriſchen Charakter, und zwar ſolle damit der rechnungsmäßige 
Schiffbeſtand nach dem Plane von 1873 und ſeinen Ergänzungen 
nachgewieſen werden gegenüber dem jetzigen thatſächlichen Schiff⸗ 
beſtande; ferner ſolle damit der Nachweis erbracht werden, welche 
Mittel für den Zeitabſchnitt in Anſpruch zu nehmen ſeien, welcher 
zur Vollendung der im vorliegenden Etatsentwurf beantragten Schiffs⸗ 
neubauten erforderlich ſei; unabweislich ſei die Aufgabe des Reiches, 
nach Maßgabe der in jenem Schriftſtücke enthaltenen thatſächlichen 
Angaben eine den Bedürfniſſen der Landesverteidigung, den An⸗ 
forderungen des auswärtigen Dienſtes und dem Schutze des deutſchen 
Handels genügende Flotte zu ſchaffen und zu erhalten; wann und in 
welchem Umfange die Zuſtimmung des Reichstags nachgeſucht und 
erteilt werde, müſſe ſich ſelbſtverſtändlich nach der geſamten Finanz⸗ 
lage richten. 

Staatsſekretär Hollmann ergänzte ſodann ſeine neulichen Dar⸗ 
legungen durch eine Tabelle über den Marineetat, die Bevölkerungs⸗ 
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zahl und die Küſtenausdehnung von Deutſchland, Italien, Oſterreich⸗ 
Ungarn, Großbritannien, Frankreich, Rußland und Nordamerika; da⸗ 
ran knüpfte er folgende Bemerkungen: Das Schwergewicht liege in 
der Notwendigkeit, das jetzige Material aufzufriſchen; gehe es ſo fort 
wie bisher, ſo löſe ſich die Marine ganz von ſelbſt auf; von „ufer⸗ 
loſen Plänen“ könne vielleicht einmal nach etwa 10 Jahren die 
Rede ſein, jetzt handele es ſich nur um Erhaltung des bisher Ge⸗ 
ſchaffenen; leider lägen infolge von Abſtrichen, die der Reichstag vor⸗ 
genommen, große Verſäumniſſe vor, die ſich nun rächten und wieder 
gut gemacht werden müßten; hinſichtlich der Armierung hätten die 
Anſichten der maßgebenden Perſonen über die militäriſche Bedeutung 
der einzelnen Typen wechſeln müſſen; wir ſtänden eben nicht allein 
in der Welt und müßten auch dem Rechnung tragen, was an Marine⸗ 
Erfahrungen überall geſammelt wird; die Verwaltung könne nichts für die 
geradezu entſetzlichen Fortſchritte der Technik, die man nicht auf⸗ 
halten könne, ſondern denen man trotz aller Koſten folgen müſſe. 
Dagegen machte Richter (freiſ. Vp.) geltend, Deutſchland habe ſeit 
einigen Jahren das 1¼ fache von dem geleiſtet, was unſere Ver⸗ 
bündeten, Oſterreich⸗Ungarn und Italien, aufgebracht; die Anſchauungen 
des Admirals Hollmann ſeien die eines Generals, nicht die eines 
Staatsmannes, und durch die Erklärung des Reichskanzlers ſei man 
nicht klüger geworden; bedauerlich ſei, daß die wirklich maßgebenden 
Perſonen nicht vor dem Reichstage erſchienen; die Zerfahrenheit und 
Planloſigkeit in den regierenden Kreiſen ſei groß. Hammacher 
(nat.⸗lib.) erkannte zwar die Schwierigkeiten der Finanzlage an, 
meinte jedoch, dieſe Bedenken müßten ſchweigen, wenn das Intereſſe 
der Landesverteidigung es verlange; die Ausführungen des Admirals 
Hollmann machten den Eindruck tiefſter Überzeugung und hätten im 
Volke das Märchen von den uferloſen Plänen beſeitigt; Hollmann 
habe dankenswerter Weiſe mit offenen Karten geſpielt, von Vertuſchen 
könne nicht mehr die Rede ſein. Graf Holſtein (fonf.) verlas den 
Artikel des engliſchen „Spectator“, der ſich über unſere Kreuzer⸗ 
flotte luſtig machte, und meinte, in einem Kriege mit England würde 
unſere Kriegs⸗ wie Handelsflotte bald vernichtet ſein. Lieber (Centr.) 
legte den Artikeln engliſcher Blätter keine Bedeutung bei und führte 
aus, die fortdauernden Ausgaben für die Marine ſeien ſeit 
23 Jahren um 130, die einmaligen um 323% geſtiegen, und an 
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der geſamten Reichsanleihe ſei die Flotte mit 13,38% beteiligt. Wie 
lange könne das noch fortgehen, wie lange würde man uns für un⸗ 
produktive Zwecke noch Kredit geben? „Lieber ein Ende mit Schrecken, 
als ein Schrecken ohne Ende!“ Alle nationalen Redensarten ſeien 
hier wertlos, die wahre Vaterlandsliebe liege gerade im Maßhalten. 

Zwar ſprach ſich am 12. März die Budgetkommiſſion für Be⸗ 
willigung des verlangten Panzerſchiffes aus; um fo größeren Wider- 
ſtand ſetzte aber der Vertreter des Centrums, Lieber, der Bewilli⸗ 
gung der erſten Raten von je einer Million für zwei Kreuzer 
zweiter Klaſſe entgegen. Admiral Hollmann that ſein Außerſtes, 
um ſie durchzuſetzen: mit Zahlen, ſagte er, ſuche man dem friedlichen 
Staatsbürger Gruſel zu bereiten, wobei verſchwiegen werde, auf wie 
viele Jahre die Summe berechnet ſei; das Reich würde die Kreuzer, 
wenn ſie abgelehnt würden, im aus wärtigen Dienſte ſehr vermiſſen; 
die in Oſtaſien müßten wegen Ausbeſſerungsbedürftigkeit zurückberufen 
werden; zu Paraden würden die Schiffe nicht vergeudet, der komman⸗ 
dierende General ſehe wegen Mangels an Aufklärungsſchiffen feine 
gänzliche Ohnmacht ein, und es werde der Tag kommen, an dem man 
die Ablehnung der Kreuzer ſehr bedauern werde. Gleichwohl 
wurden ſie und der Aviſo „Erſatz Falke“ abgelehnt, und nur der 
Erſatz für „Hyäne“ und „Iltis“ genehmigt. 

Während dieſer Verhandlungen und nach ihnen ſummte es aufs 
neue in der Preſſe wie in einem Bienenkorbe. Alles rechts Stehende 
war für die Flottenſache, Centrum, Freiſinnige und Sozialdemokratie 
dagegen. Die Widerſacher ließen ſich am lauteſten vernehmen. Da 
wurde vor allem Front gemacht gegen die Abſicht, Deutſchland zu 
einer erſten Seemacht wie Frankreich zu erheben und gegen die 
Vorſtellung, daß unſer Anſehen zum Teufel gehen werde, wenn wir 
z. B. nicht dem japaniſchen Reiche mit einer großen Flotte im⸗ 
ponieren könnten. In der Centrumspreſſe hieß es, die Centrums⸗ 
wähler würden an ihren Abgeordneten gänzlich irre werden, wenn ſie 
auch nur annähernd vollſtändig die Marineforderungen bewilligten; 
auch ſei es ſchwer, zu glauben, daß der Kaiſer ſolchen Plänen die 
Zuſtimmung gegeben hätte, wenn ſeine Berater ihn über die not⸗ 
wendige Rückwirkung auf den Steuerbedarf völlig aufgeklärt hätten. 
Auf demokratiſcher Seite hörte man, das, was bis zum Ende des 
Jahrhunderts für die Flotte gefordert werde, überſteige bereits ſo ſehr 
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alles beſonnene Maß, daß wirklich von einer Uferloſigkeit geſprochen 
werden müſſe; Deutſchland bilde feiner ganzen Lage nach eine Land⸗ 
macht, und Fürſt Bismarck habe vor einem Wirtſchaften auf Preſtige 
gewarnt; die Einmiſchung in alle möglichen Streitigkeiten 
würde dem deutſchen Handel nur zum Schaden gereichen, die in den 
„Grenzboten“ verlangte deutſche Beſitzergreifung Syriens gebe bereits 
einen Vorgeſchmack, auf welche Klippen man mit dieſem Weltmacht⸗ 
ſtreben zuſteuere. In Verbindung mit dieſen Betrachtungen pflegte 
die Anſchauung hervorzutreten, daß innerhalb der Regierung die 
nötige Einheit fehle; die „Frankf. Ztg.“ vom 10. März meinte 
ſogar, die unverantwortlichen Stellen gingen einfach über die verant⸗ 
wortlichen hinweg, und die „Voſſiſche Ztg.“ vom 11. März wünſchte, 
daß das deutſche Volk nicht „unabläſſig durch ſenſationelle über⸗ 
raſchungen“ beunruhigt werden möchte; nach Anſicht des katholiſchen 
„Weſtfäl. Merkur“ in Münſter zeigte es ſich jetzt „mit erſchreckender 
Deutlichkeit, wie innerhalb der Regierung der Widerſtand gegen die 
rieſigen Gelüſte der Marineſchwärmer vollſtändig in die Brüche 
gegangen“ ſei. Zwiſchen den Freunden und den Gegnern der Vor⸗ 
lage ſtanden Einige, welche wohl mit ſich reden laſſen wollten, wenn 
der Handel vorzugsweiſe zu den Koſten herangezogen, z. B. allen 
Seeſchiffen im überſeeiſchen Handel eine nach dem Tonnengehalt um⸗ 
zulegende Steuer aufgebürdet würde, denn dies ſei recht und billig. 
Die Freunde der Etatsforderung zeigten ſich befriedigt, daß die 
Regierung endlich klar zum Gefecht gemacht habe und den Reichstag 
zwinge, vor der Nation offen und frei zu bekennen, ob er die Be⸗ 
deutung einer Flotte für Deutſchlands Zukunft begreife oder nicht; 
der Handel, hieß es hier, hat den größten Aufſchwung genommen, 
kann ſich aber auf dem Weltmarkte nur halten, wenn er geſchützt 
wird; die Flottenfrage ſei als Parole für die nächſten Reichstags⸗ 
wahlen zu begrüßen; die über See auswandernden Deutſchen dürften 
uns nicht verloren gehen, ſondern müßten durch feſte Bande an das 
Mutterland gekettet werden; immer noch pflegten ſie ſchüchtern und 
behutſam aufzutreten, weil ſie der Zuverſicht auf genügenden Schutz 
von der Heimat aus entbehrten. Die „Köln. Ztg.“ ſprach ſich voll 
Dankbarkeit darüber aus, daß Admiral Hollmann die Hoffnungen 
derjenigen Kolonialkreiſe zerſtört habe, deren Pläne auf eine deutſche 
Seeherrſchaft in fernen Meeren gingen; lehne der Reichstag die 
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Erſatzbauten für abgängige Schiffe ab, ſo gebe er klar zu verſtehen, 
daß er die Marine unter den Rang herabdrücken wolle, den ſie nach 
dem alten Flottenplan einnehmen ſolle. Infolge der Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſe bat Admiral Hollmann um Entlaſſung vom Amte eines 
Staatsſekretärs des Reichsmarineamts. 

Die Beratung des Marineetats im Plenum des Reichstags be— 
gann am 18. März damit, daß der Reichskanzler Fürſt zu Hohen— 
lohe gegenüber dem Widerſtreite der Meinungen noch einmal die 
allgemeinen Geſichtspunkte zuſammenfaßte, aus denen jene Forderungen 
für die Marine erhoben worden ſeien. Ernſthafte Politiker, ſagte er, 
würden unzweifelhaft die Zeit nicht zurückwünſchen, in der es keine 
deutſche Flotte gab; ſie ſei das Ergebnis der politiſchen Entwicklung 
Deutſchlands, das vermöge ſeines in der Welt errungenen Anſehns 
gewiffermaßen ohne eigenes weiteres Zuthun den anderen Groß— 
mächten gegenüber in die Stellung eingerückt ſei, die, einmal erworben, 
ohne Gefährdung der Lebensintereſſen der Nation nicht wieder auf⸗ 
gegeben werden könne. Die Forderungen für die Marine müßten 
von dem Standpunkte beurteilt werden, daß Macht und Anſehen eine 
Vorbedingung bilde, um für die wirtſchaftliche Entwicklung eines 
Volkes eine ſichere und ungeſtörte Grundlage zu ſchaffen. Wir 
müßten nun der Thatſache Rechnung tragen, daß die deutſche In— 
duſtrie ſeit 1879 einen außerordentlich ſtarken Aufſchwung erfahren 
habe; es müſſe die Möglichkeit der Ausfuhr auf friedlichem Wege 
geſichert und es müſſe Vorſorge getroffen werden, daß es niemand 
als leichte Aufgabe zu betrachten vermöge, die freie Fahrt auf unſeren 
Meeren und in unſeren Häfen zu ſtören. Daraus folge die Not- 
wendigkeit einer leiſtungsfähigen Flotte, zumal im Hinblick auf 
die deutſchen Kolonien. Der Begriff einer ſolchen Flotte könne, 
der Natur der Sache nach, kein ganz feſtſtehender ſein. Wie die 
Finanzlage ſich darſtelle, gingen die Forderungen keineswegs über 
die Kräfte des Reiches hinaus. Dieſen Erklärungen des Reichskanz⸗ 
lers fügte der Staatsſekretär v. Marſchall längere Auseinander⸗ 
ſetzungen hinzu. Im Lande, ſagte er, tobe ein Streit über die Marine, 
der mit perſönlicher Bitterkeit geführt werde, als ob es ſich darum 
handele, zwiſchen den Parteien und den Gruppen der Bevölkerung 
eine unüberbrückbare Kluft zu Schaffen. Dem gegenüber wolle er nach⸗ 
weiſen, daß es zwiſchen den uferloſen Plänen und dem praktiſchen 
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Bedürfniſſe eine breite Mittelſtraße gebe, welche zu wandeln die 
Kommiſſion nicht verſtanden habe. Der Popanz einer Weltpolitik ſei 
erfunden, um Schrecken zu erregen, allein „bange machen gilt nicht!“ 
Niemand werde imſtande ſein, unſere Politik auf die Bahn von 
Abenteuern zu führen, aber fordern müſſe man, daß das deutſche 
Schwert zu Waſſer und zu Lande ſcharf und ſchneidig ſei, um jeder⸗ 
zeit deutſches Recht und Intereſſe zu ſchützen. 1873 ſei der Bau 
von 32 Kreuzern in Ausſicht genommen, jetzt aber würden wir nach 
Vollendung aller Erſatzbauten bloß 22 Krenzer beſitzen; das Bedürf⸗ 
nis des Schutzes der Deutſchen im Auslande ſei geſtiegen, aus 
Mangel an Schiffen könnten wir ihn jedoch nur in geringem Maße ange⸗ 
deihen laſſen; die Ausfuhr nach überſeeiſchen Plätzen habe ſich 
auf hunderte von Millionen erhoben, und die Regierung ſei zu der 
Erkenntnis gelangt, daß die Auswanderung in ſolche Bahnen ge⸗ 
lenkt werden müſſe, daß der Deutſche im Auslande dem Deutſchtum 
erhalten bleibe. Heute hätten wir jedoch nur 15 fertige Kreuzer; da⸗ 
durch müſſe ein unhaltbares Mißverhältnis entſtehen. Im vorigen 
Jahre habe der Reichstag beigetragen, dieſen Rückgang aufzuhalten, 
der Beſchluß der jetzigen Kommiſſion aber reiße eine neue Lücke; ſie 
wolle mit dem Umbau von Kreuzern ein Jahr lang pauſieren, aber 
der auswärtige Dienſt könne nicht pauſieren, in Oſtaſien und vor 
Kreta habe das Auswärtige Amt mit dem Mangel an Kriegsſchiffen 
zu kämpfen gehabt. Als dritter Vertreter der Regierungen wieder⸗ 
holte der Staatsſekretär Hollmann ſeine ſchon in der Kommiſſion 
gemachten Ausführungen. 

Von den Abgeordneten ergriff zunächſt v. Kardorff (Reichsp.) 
das Wort, um das Ausreichende der Finanzlage hervorzuheben, wo⸗ 
gegen Müller aus Fulda verſicherte, das Centrum werde nur das 
zum Erſatz alter oder untergegangener Schiffe Erforderliche be- 
willigen; bei weiterem Nachgeben würde bald die Forderung für 
Kreuzer zweiter Klaſſe folgen; wo keine deutſchen Kriegsſchiffe ſich 
ſehen ließen, blühe der deutſche Außenhandel am beſten. Am zweiten Ver⸗ 
handlungstage ſuchte der Staatsſekretär Graf Poſadowsky darzu— 
legen, daß hinſichtlich der Finanzlage jeder Abgeordnete es auf ſein 
Gewiſſen nehmen könne, für die Forderungen zu ſtimmen. Dagegen 
wandte ſich v. Vollmar (ſoz.⸗dem.) gerade aus finanziellen Gründen 


wider die Vorlage; außerdem behauptete er, der Reichskanzler habe 
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vor dem Einbringen der Denkſchrift nichts von ihr gewußt, und er 
wunderte ſich, daß man nicht offen ſage, alles das ſei der Wunſch 
des Kaiſers; der Schutz der Deutſchen im Auslande bilde offenbar 
nur Vorſpann für eine Weltpolitik; unfähig ſei eine Diplomatie, 
die nur dann vorzugehen vermöge, wenn ſie die Kanonen hinter ſich 
wiſſe; man ſcheine mit Konflikt zu drohen. Der Reichskanzler Fürſt 
zu Hohenlohe verſicherte hierauf, er habe die bewußte Denkſchrift 
vorher gekannt und ihr zugeſtimmt, der konſtitutionelle Grundſatz ſei 
mithin keineswegs durchbrochen. Für die Nationalliberalen erklärte 
v. Bennigfen, fie wollten mit ihrer Zuſtimmung keine Verpflichtung 
für weitere Forderungen in den nächſten Jahren übernehmen und 
gingen von der Vorausſetzung aus, daß es ſich nicht um Schaffung 
einer Marine erſten Ranges handele. Das Anſehen des Reichs— 
tags ſei übrigens im Rückgange und nur dadurch aufrecht zu er— 
halten, daß die großen Parteien wieder, wie in früheren wichtigen Mo⸗ 
menten, den Vorurteilen der Menge entgegenträten. Richter (freiſ. Vp.) 
wiederholte im weſentlichen ſeine ſchon in der Kommiſſion erhobenen 
Einwände und meinte, wir könnten doch nicht an jedem Punkte der 
Erde Schiffe haben, um irgendwen in Grund zu bohren; „man“ 
glaube, überall dabei ſein zu müſſen, wo irgend etwas los ſei, die 
Zweckbeſtimmung der Kreuzer ſei nun ſchon dreimal geändert. Dieſe 
Bemerkungen veranlaßten den Staatsſekretär v. Marſchall zu der 
Bemerkung, wenn wir nicht mehr unſere Intereſſen in kritiſchen 
Fragen, z. B. in Transvaal, ſchützen dürften, dann könnten wir 
unſere Kriegsflotte und auswärtige Politik ruhig an den Nagel 
hängen. v. Plötz, erklärte, die Minderheit der Konſervativen, welche 
im vorigen Jahre gegen die Marineforderungen geſtimmt habe, 
werde jetzt für die neuen Forderungen eintreten, ein Zeichen, daß 
ſie nicht eine Politik der Rache gegen diejenigen treibe, welche die 
Schuld an dem durch die Handelsverträge eingetretenen Niedergange 
trügen. Bei der Fortſetzung der Verhandlung am 20. März trat 
Barth (freiſ. Ver.) für die Forderungen auf, da es ſich doch nur 
um Bewilligung in dieſem oder im nächſten Jahre handele. Staats⸗ 
ſekretär Hollmann wies dem Abg. Richter gegenüber darauf 
hin, daß die Handelswelt bezeugen könne, wie ſchon ſehr oft das 
Erſcheinen eines Kreuzers ihr großen Nutzen gebracht habe. v. Stumm 
(konſ.) verglich das Verhalten der Gegner mit dem Verkaufe der 
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früheren deutſchen Flotte durch Hannibal Fiſcher; die jetzigen größeren 
Koſten könnten viel leichter getragen werden, als 1873 die geringeren; 
das eine Schiff ſei im Intereſſe des Weltfriedens nach Kreta ge⸗ 
ſchickt, es ſei aber unſer letztes, das hierfür verfügbar geweſen, ſodaß, 
falls es Havarie leiden ſollte, wir uns eine unglaubliche Blamage 
zuziehen würden. Bachem (Centr.) hielt es für an der Zeit, den 
hochfliegenden Marineplänen ein Ende zu machen, denn mit der 
Steigerung der indirekten Steuern wären wir am Ende; wenn wir 
aber alles auf Anleihen nähmen, wäre das nicht ein Frevel an 
unſeren Söhnen und Enkeln? 

Die Verhandlung endete damit, daß in der That, den 
Kommiſſionsvorſchlägen entſprechend, zwar der Panzer-⸗Erſatz 
„König Wilhelm“ genehmigt wurde, und zwar mit 245 Stimmen 
gegen 91 Stimmen der Freiſinnigen, Sozialdemokraten, Polen, 
Elſäſſer und ſüddeutſchen Volkspartei, dagegen der Kreuzer O mit 
204 gegen 143 Stimmen der Konſervativen, der Reichspartei, der 
Nationalliberalen, der Reformpartei und eines Teiles der freifinnigen 
Vereinigung, der Kreuzer P ſowie der Aviſo „Falke“ in ein⸗ 
facher Abſtimmung abgelehnt, auch die erſten Raten für die 
Torpedoboote ſowie bei den 4 zweiten Schiffs bauraten je eine 
Million geſtrich en wurden. 

Dieſer Ausgang einer der wichtigſten Reichsangelegenheiten rief 
das größte Aufſehen hervor. Solange die weiteren Flottenpläne 
noch nicht erkennbar waren und ihre ſog. Uferloſigkeit noch wie 
drohend vorſchwebte, mochten auch die Freunde der jetzigen Forderungen 
weniger zahlreich geweſen ſein; aber nach den klaren und beruhigen⸗ 
den Darlegungen der berufenſten Sachverſtändigen und der Vertreter 
des Bundesrats hatte ſich in der Bevölkerung die Stimmung 
erheblich zu gunſten der Vorlage gewandt; nur im Parlamente ſelbſt 
war ſie nicht hinreichend vorgedrungen. Da doch feſtſtand, daß der Reichs⸗ 
tag nicht die Abſicht hatte, eine Verkümmerung in der ſchon ohnehin lang⸗ 
ſamen Entwickelung dieſes Zweigs der nationalen Wehrkraft herbei⸗ 
zuführen, ſo fragte man wohl, welcher Beweggrund denn eigentlich 
die Entſcheidung beherrſcht habe. Und da hieß es auf einer Seite, 
kleinliche Rechthaberei und tendenziöſe Fraktionspolitik ſei beſtimmend 
geweſen; viele indes meinten, es handele ſich um eine Machtfrage, 
indem Mißſtimmung über verſchiedene andere Angelegenheiten zu dem 
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Beſtreben geführt hätten, eine Kriſis in der Regierung Hervor- 
zurufen. In der demokratiſchen Preſſe war allerdings eine gewiſſe 
Befriedigung über die Möglichkeit eines „Konflikts“ nicht zu ver⸗ 
kennen, und das Entlaſſungsgeſuch des Admirals Hollmann wurde 
bereits als ein Zugeſtändnis an das konſtitutionelle Prinzip angeſehen. 
Um ſo ſtärker und öfter vernahm man dagegen dringende Warnungen 
vor einem ſchwächlichen Zurückweichen der Regierung, der Reichstag 
müſſe aufgelöſt und nötigenfalls nochmals aufgelöſt werden, wobei 
die Preſſe einer gewiſſen Richtung es ſich nicht entgehen ließ, auf 
das frühere angebliche ſchwache Zurückweichen der preußiſchen Re⸗ 
gierung in der Schulgeſetzfrage als auf ein mahnendes Beiſpiel hin— 
zuweiſen. Der Budgetkommiſſion wurde es wohl zum Vorwurf ge—⸗ 
macht, der ſteten Betonung der ſchlechten Finanzlage nicht entſchiedener 
entgegengetreten zu ſein; habe doch ſelbſt der freifinnige Rechenkünſtler 
Richter feſtgeſtellt, die finanziellen Ergebniſſe des Jahres 1896—97 
beſtänden darin, daß den Einzelſtaaten 15 Millionen über die 
Matrikularbeiträge herausgezahlt, Anleihekredite nicht in Anſpruch 
genommen, 24 Millionen zur Schuldentilgung erübrigt und auf die 
folgenden Jahre wenigſtens 21¼ Millionen M. Überſchuß übertragen 
werden würden. In der That ſtellte ſich ſchon Ende Mai heraus, daß diejes- 
Jahr mit 100 Millionen Überſchuß abſchließe. Die „Voſſiſche 
Ztg.“ blieb jedoch dabei, es handele ſich nur um das Geld; Deutjch- 
land ſei ſchon jetzt genötigt, jeden Nerv anzuſtrengen, um das Land- 
heer in gehörigem Zuſtand zu erhalten; da ſei es unmöglich, für die 
Flotte gleiche Anſtrengungen zu machen. Gegner des Centrums ver- 
ſicherten, es würde, und wenn der Reichskanzler ſamt den Staats⸗ 
ſekretären mit Engelzungen geredet hätten, ſtarr bei der Ablehnung 
verblieben ſein aus Rückſicht auf die aus anderen Gründen ver⸗ 
ſtimmten Wähler in Rheinland, Weſtfalen und dem Süden ſowie 
auf das nahe Ende der Legislaturperiode; das Centrum habe eben 
ſeinen Ruf als Volkspartei nicht einbüßen mögen, in den Reden 
ſeiner Führer und in den Auslaſſungen ſeiner Preſſe ſuche man ver⸗ 
geblich etwas vom Gefühl der Verantwortlichkeit, man ſpiele die 
Entſchiedenen, denen die Zukunft keine Sorge mache und beliebe, die 
Freunde der Flottenverſtärkung als Hurrahpolitiker u. dergl. hinzu⸗ 
ſtellen. Endlich ſpielte in dieſe Betrachtungen der Preſſe die Er⸗ 
zählung hinein, ein Abgeordneter habe vor der Abſtimmung ſeinen 
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Kollegen die Folgen der Ablehnung der Kreuzer mit den ſchwärzeſten 
Farben ausgemalt und gerade dadurch ungünſtig eingewirkt. Die 
„Magdeb. Ztg.“ meldete hierüber des näheren, Freiherr v. Stumm 
ſei es geweſen, der am 17. März im Reichstagsgebäude erzählt habe, der 
Kaiſer habe bei einem Spaziergange im Tiergarten ihn beauftragt, 
im Reichstage zu verbreiten, er hätte geäußert „Wenn mir der 
Reichstag meine Schiffe nicht bewilligt, giebt es einen Kladderadatſch, 
wie er noch nicht da war“. Dieſelbe Mitteilung verbreitete das 
„Berliner Tageblatt“, und zwar mit dem Zuſatze, v. Stumm habe 
hinzugefügt, alle Miniſter würden die Koſten einer Ablehnung der 
Marinevorlage mit ihren Portefeuilles zu bezahlen haben. Das Blatt 
ſelbſt fügte hinzu, in ſolchen Außerungen würde „ein Rückfall in die 
Anſchauungen aus der Zeit Ludwigs XIV. liegen“. Die „Voſſiſche 
Ztg.“ erging ſich in langen Ausführungen über die Bedauerlichkeit 
einer ſolchen Einwirkung, wie die v. Stumm's, auf parlamentariſche 
Kreiſe, und fragte, wohin man kommen ſollte, wenn der Anſchein 
eines perſönlichen Gegenſatzes zwiſchen dem Träger der Krone und 
dem Parlamente bei Reichstagswahlen die politiſche Erörterung be⸗ 
herrſchen würde. In der „Poſt“ wurde endlich zugegeben, daß 
v. Stumm ſeinen politiſchen Freunden Außerungen des Kaiſers über 
die Marinefrage mitgeteilt habe, unwahr ſei aber die Darſtellung 
des „Berl. Tageblatts“. Wie nun auch die durch Herrn v. Stumm 
mitgeteilten Außerungen gelautet haben möchten, ſagte nunmehr am 
20. März die „Nat.⸗Ztg.“, ſo habe doch dieſer Vorgang ſo ungünſtig 
eingewirkt, daß es Herrn v. Stumm zuzuſchreiben wäre, wenn die 
etwa vorhanden geweſenen Ausſichten auf eine Verſtändigung ſich 
weiter vermindert hätten; dieſer Herr habe in den letzten Jahren 
ſchon ſo großen Schaden durch ſeine Berufung auf angebliche 
Außerungen des Kaiſers angeſtiftet, daß er ſich doch endlich ent⸗ 
ſchließen möchte, ſeine Zunge beſſer zu hüten. übrigens wurde der 
Grund der Entſcheidung des Reichstags auch auf Seiten einiger 
Flottenfreunde in Verſtimmungen erblickt. In dem national⸗ 
liberalen „Leipziger Tageblatt“ z. B. hieß es, in der letzten Zeit 
habe ſich, während noch vor vier Wochen die Ausſichten der Marine⸗ 
forderung keineswegs ungünſtig geſchienen hätten, in weiten Volks⸗ 
kreiſen eine gewiſſe allgemeine Mißſtimmung geltend gemacht, die 
ſodann von den Gegnern jener Forderungen für ihre Zwecke erfolg⸗ 
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reich ausgenutzt worden ſei. Den erſten Anlaß hätten Außerungen 
bei obigem Diner des Miniſters v. Miquel gegeben; da ſie jedoch 
nicht mit Beſtimmtheit als richtig hätten feſtgeſtellt werden können, 
würde die Mißſtimmung darüber raſch verwiſcht worden ſein, wenn 
nicht bald darauf die Rede an die Mitglieder des brandenburgiſchen 
Landtags gefolgt wäre; es gelte, „einen ſtillen, aber ſich mehr und 
mehr vertiefenden Gegenſatz zwiſchen dem Träger der Kaiſerkrone und 
einem namhaften Teile des Volkes zu beſeitigen“; der Ausgleich 
könne nur durch offene Ausſprache erfolgen, die der Kaiſer ja liebe. 
Geſetzt, dieſe Auffaſſungen wären begründet, ſo würden ſie doch 
gerade den Beweis unſachlicher Beweggründe für die Entſcheidung 
des Reichstags enthalten. 

Außer dem ſeltſamen Flottenvorſpiel gingen während des März 
der kaiſerlichen Hundertjahrfeier fernerhin einige bemerkenswertere 
parlamentariſche Vorgänge voraus. Am 11. März beſchloß der 
Reichstag auf Antrag von Lenzmann (freiſ. Ver.) ein Erſuchen 
an die Regierungen um baldigſte Vorlegung eines Geſetzentwurfs, 
wodurch die Rechtsverhältniſſe zwiſchen den land- und forſtwirt— 
ſchaftlichen Arbeitern ſowie dem Geſinde einerſeits und deren 
Arbeitgebern andererſeits reichsgeſetzlich geregelt werden. Das Er- 
ſuchen dürfte aber wohl ausſichtslos ſein, weil die Verhältniſſe des 
Geſindes ſich je nach dem landſchaftlichen und dem Volkscharakter in 
Deutſchland ſo verſchiedenartig entwickelt haben und auf ſo vielen 
von einander abweichenden Eigentümlichkeiten des Gewohnheitsrechts 
wie der Stammesnatur beruhen, daß ſie ſich ſchwerlich in gedeihlicher 
Weiſe über einen Kamm werden ſcheeren laſſen. Auch ſchien eine 
Übertragung des Gewerberechts auf ein dem Rechte der Familie und 
des Hausweſens angehörendes Gebiet viele Gegner zu finden, welche 
davon nur eine weitere Erſchütterung des Anſehns der Herrſchaft 
über das Geſinde erwarten zu müſſen glaubten. Dagegen erhoben 
ſich Stimmen für eine Regelung des Geſinderechts im Wege der 
einzelſtaatlichen Geſetzgebung. 

Am 7. März ließ der Bundesrat an den Reichstag einen Ge⸗ 
ſetzentwurf gelangen über die Errichtung einer Gedenkhalle zu 
Ehren der im Feldzuge gefallenen oder ſchwer verwundeten deutſchen 
Krieger. Die Halle ſollte in Berlin errichtet, und zur Ausarbeitung 
eines Bauplans ſowie für ſonſtige Vorarbeiten ſollte eine Summe 
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von 50000 Mark zur Verfügung geſtellt werden. In der Begrün⸗ 
dung der Vorlage war von der bevorſtehenden Hundertjahrfeier Kaiſer 
Wilhelm's I. ausgegangen, welche die der Gründung des Reichs voran⸗ 
gegangenen großen Ereigniſſe lebhaft ins Gedächtnis rufe. Da ge⸗ 
zieme es ſich und entſpreche es dem hehren Sinne des für das Heer 
väterlich beſorgt geweſenen verſtorbenen Kaiſers, das Andenken an die 
für Deutſchlands Wiedergeburt in den Tod gegangenen Krieger durch 
ein unvergängliches Zeichen zu ehren. Zu dieſem Zwecke ſolle, nach 
dem Wunſche des Kaiſers, in Geſtalt eines monumentalen Bau⸗ 
werks eine Halle errichtet werden, in deren Innern die Namen der 
im Feldzuge von 1870—71 gebliebenen ſowie der infolge der dort 
erhaltenen Wunden verſchiedenen oder dauerndem Siechtum verfallenen 
Krieger verzeichnet werden ſollten. Das Bauwerk ſelbſt würde etwa 
zwei Millionen Mark koſten. Gleichzeitig empfahl die „Nordd. Allg. 
Ztg.“ die Anlegung eines ſolchen, wie ſie ſagte, architektoniſchen 
Namens buchs in künſtleriſchem Zuſammenhang mit der Umgebung, 
namentlich mit anderen Denkmälern, „die ſich auf die Großthaten 
unſerer Väter und der noch lebenden Generation beziehen“. Die 
„Köln. Ztg.“ ergänzte am 9. März die Mitteilungen, indem ſie ſagte, 
es ſei in Ausſicht genommen, das Halbrund zwiſchen dem Branden⸗ 
burger Thor und dem Tiergarten mit ſchönen Bogenhallen einzu⸗ 
faſſen, in deren Innern die Tafeln mit den Namen aller Gefallenen 
aufgeſtellt werden würden. 

In der ſogleich an alle dieſe Angaben ſich knüpfenden öffent⸗ 
lichen Beſprechung trat zwar die Bereitwilligkeit zur Erfüllung eines 
Wunſches des Reichsoberhaupts hervor, und es wurde deſſen pietätvoller 
Gedanke dankbar anerkannt; der Vorſchlag ſelbſt begegnete aber auf 
allen Seiten, mit ſeltener Übereinſtimmung der Parteien, einer voll⸗ 
ſtändigen Abneigung. Man hob hervor, es würde ſich um die 
Verzeichnung von 130 bis 150000 Namen nebſt Truppenteil handeln, 
denn zu dem vom Grafen Moltke in ſeiner Geſchichte des deutſch⸗ 
franzöſiſchen Kriegs angegebenen Verluſte von 6247 Offizieren und 
123453 Mann würden billiger Weiſe auch noch die Namen aller 
kommen müſſen, die, ohne verwundet zu ſein, den Strapazen des 
Feldzugs zum Opfer gefallen ſind; die Halle im Berliner Invaliden⸗ 
park, welche die Invalidenſäule umgiebt, und an deren Innenſeite die 
Namen aller 1848—49 gefallenen Krieger verzeichnet ſind, biete nur 
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ein abſchreckendes Beiſpiel. Richtiger ſei es wohl, die Namen der 
Gefallenen an ihren Geburtsorten oder da wo ſie gedient hatten, zu 
verzeichnen, wie das auch bisher allgemein üblich geweſen, indem die 
Zahl der Kriegerdenkmale, ſelbſt an zahlreichen kleinen Orten, bereits 
übergroß ſei, wogegen die Vereinigung aller Namen an einem Orte 
nicht nur künſtleriſch unſchön erſcheinen, ſondern auch praktiſch un⸗ 
zweckmäßig wirken würde, weil bei einer ſolchen Menge unmöglich ſich 
jemand zurecht finden könne. Ferner hielt man es nicht für geſchmack— 
voll, dem aus jenem Thore Schreitenden durch eine ausgedehnte 
architektoniſche Anlage den ſchönen Einblick in den hier beginnenden 
ausgedehnten Park zu entziehen. Statt eines neuen toten Denkmals 
wäre es wohl richtiger, den Hinterbliebenen die 2 Millionen zuzu⸗ 
wenden. Von mehreren Seiten wurde darauf hingewieſen, welchen 
verwirrenden, geradezu abſchreckenden Eindruck die enormen Felder mit 
Maſſen aufmarſchierender Schriftzeichen machen würden; es wäre 
eine Leichenhalle an einer von Berlins ſchönſten Stätten und ein 
rieſiges Adreßbuch oder eine von Kleinſchrift angefüllte große Zeitung 
auf Stein; weihevoll wirkten ſolche Tafeln nur an den Sockeln der 
Denkmäler; der Plan ſei zu plötzlich hervorgetreten, beſſer hätte zu⸗ 
vor mit den Volksvertretern vertrauliche Fühlung genommen, es hätten 
ſachkundige Männer mit künſtleriſchem Urteil herangezogen werden 
ſollen. Als die Vorlage am 12. März im Reichstag zur erſten 
Beratung ſtand, hatte man den Eindruck, daß überhaupt nichts 
Neues mehr darüber zu ſagen und daß ſie durch die ſtattgehabte 
öffentliche Beſprechung bereits hinlänglich abgethan ſei. Zur Sache 
ergriff denn auch nur der Reichskanzler Fürſt zu Hohenlohe das 
Wort, um feſtzuſtellen, daß hier zwei Anſchauungen, eine praktiſche und 
eine ideale ſich gegenüber ſtänden, und um die Meinung zu vertreten, 
daß die den verdienſtvollen Streitern in ihrer Heimat bereits geſetzten 
Denkmäler nicht genügten, ſondern eine Zuſammenfaſſung ihrer 
Namen in der Hauptſtadt nötig ſei. Wie es ſchien, wurde aus 
Höflichkeit und im Hinblick auf die nahe Hundertjahrfeier die Vor⸗ 
lage nicht ohne weiteres abgelehnt, ſondern ihr durch Verweiſung an 
eine Kommiſſion ein ſtilles Begräbnis bereitet, nachdem aus dem 
Reichstag niemand für ſie aufgetreten war. In der Preſſe wurden 
ihr auch jetzt noch einige kräftige Worte nachgeſchleudert; Provinzial⸗ 
blätter erklärten, Berlin brauche nicht auf Koſten des Reichs um ein 
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neues Bauwerk bereichert zu werden; andere hielten die Höhe des 
Kyffhäuſer für die richtige Stelle; wieder andere ſagten, die Auswahl 
der Namen würde eine kaum zu bewältigende Arbeit geweſen ſein, 
denn die Grenzlinie zwiſchen leichter und ſchwerer Verwundung ſei 
fließend, wie denn auch nicht feſtzuſtellen ſei, ob ein Krieger ſeit dem 
Friedensſchluß infolge von Verwundung oder aus anderen Urſachen 
verſtorben ſei. Es wurde im einzelnen ausgerechnet, daß 1112 Tafeln 
von 4m Höhe und Im Breite nötig geweſen fein würden. Anſtatt 
des ſteinernen Albums ſei immer noch ein Denkmal des eiſernen 
Kanzlers in Berlin zu vermiſſen, obwohl längſt ein Komitee und 
alle Mittel dafür vorhanden, auch zahlreiche Entwürfe ausgeſtellt ge⸗ 
weſen ſeien, und ſelbſt jetzt wolle die Arbeit nicht fortſchreiten, wo 
doch gerade aus den Briefen des erſten Kaiſers die Worte bekannt 
geworden, in denen er von dem Adler geſprochen habe, den der 
Kanzler neu geſchaffen, und in denen er bewegt die Pläne geprieſen, 
die ihm „der Genius ſeiner ſchöpferiſchen Kraft“ eingegeben habe. 
Ein wichtiger Punkt der Sozialpolitik, die am 4. März v. J. 
vom Bundesrate erlaſſene Verordnung über die Bäckereien, wurde 
am 17. März im Reichstage zur Sprache gebracht. Die infolge der⸗ 
ſelben entſtandenen Mißſtände ſollten ſo erheblich ſein, daß v. Man⸗ 
teuffel, v. Kardorff und v. Stumm ein Erſuchen um Anderung be⸗ 
antragten. Die Konſervativen wären, wie Graf Stolberg aus⸗ 
führte, am liebſten für Beſeitigung der Verordnung, würden ſich je⸗ 
doch mit einer Beſchränkung auf die großen Betriebe in den Städten 
begnügen. Aus dem hierauf vom Staatsſekretär v. Boetticher mit⸗ 
geteilten Ergebniſſe der von einer beſonderen Reichskommiſſion 
angeſtellten Prüfung ging allerdings hervor, daß für einige Bezirke 
Bayerns und Thüringens ſowie für Hamburg ſchwere Schädigungen 
eingetreten ſeien; da aber die Regierungen von Preußen, Bayern, 
Württemberg, Heſſen, Braunſchweig und einigen Kleinſtaaten noch 
kein Urteil hätten abgeben können, andere ſich gegen ſofortige 
Anderung ausgeſprochen, auch die Mehrzahl der preußiſchen Regierungs⸗ 
präſidenten die vollſtändige Bewährung der Verordnung anerkannt 
hätte, ſo halte der Bundesrat jegliche Anderung für zu früh. Gleich⸗ 
wohl waren manche Nedner für Aufhebung der Verordnung; der 
Nachweis der Nachteile in der Hälfte oder einem Drittel der Be⸗ 
triebe genüge dazu. Vielhaben (ſoz.) und v. Kardorff glaubten 
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ſogar, daß durch ſolche Anordnungen die Sozialdemokratie groß ge= 
zogen werde; der Direktor im Reichsamt des Innern Woedtke wies 
dies zwar zurück, Bebel (ſoz.) aber hielt die Verordnung für eine 
Notwendigkeit. Zum Schluß wurde der Antrag durch Übergang zur 
Tagesordnung erledigt. 

Das preußiſche Abgeordnetenhaus ſetzte während des März. 
die zweite Beratung des Etats fort. Bei der über den Eiſenbahn— 
Etat machte Miniſter Thielen die ebenſo erfreuliche als intereſſante 
Mitteilung, daß die Einnahmen im abgeſchloſſenen Etatsjahr ſich auf 
1033 Millionen belaufen hätten, gegenüber dem Anſchlag von 
980 Millionen; an den Mehreinnahmen ſei der Perſonenverkehr mit 
16, der Güterverkehr mit 31 Millionen beteiligt; die etatsmäßigen 
Ausgaben ſeien um 800000 Mark gegen den Anſchlag herabgegangen; 
während der letzten 5 Jahren wären die Verkehrseinnahmen ſtändig 
geſtiegen und die Ausgaben trotz Steigens der Beſoldungen und 
Löhne geſunken; das Ergebnis des laufenden Etatsjahrs werde ſich 
noch günſtiger geſtalten; gegenüber einem Vorſchlage der Einnahmen 
auf 1020 könne man auf 1092 Millionen Mark rechnen, und der 
Überſchuß werde nahezu eine halbe Milliarde betragen. Beim land⸗ 
wirtſchaftlichen Etat kam es zu Zuſammenſtößen zwiſchen Agrariern 
und Freiſinnigen, die Graf Limburg-Stirum (konſ.) für die Ver⸗ 
hetzung des Bauernſtandes verantwortlich machte, während Graf 
Kanitz, v. Heydebreck, Frentz und Fiſcher (ſämtl. konſ.) An⸗ 
griffe der Freiſinnigen auf die Landwirtſchaftskammern und den Bund 
der Landwirte zurückwieſen. Beim Etat der Finanzverwaltung 
wurde der Titel, in dem 19½ Millionen zur Verbeſſerung der Ge- 
hälter der mittleren und höheren Beamten ausgeſetzt waren, ſowie 
die zur Begründung beigefügte Denkſchrift, unter Beifügung einiger 
Erklärungen zu weiteren Gunſten der Beamten, genehmigt. Vom 
Etat abgeſehen, beſchäftigte ſich das Abgeordnetenhaus im März 
meiſtens mit minder wichtigen Fragen. Am 1. u. 2. März wurden, 
auf Anregung von konſervativer Seite, wiederum Angelegenheiten zur 
Sprache gebracht, die zunächſt das Reich angehen. Auf die Frage 
wegen eines Schutzzolles auf Quebrachoholz erteilte Miniſter 
b. Brefeld eine Antwort, wie fie bereits im Reichstage gegeben war, 
nämlich daß es während der Dauer der Handelsverträge zu einer 
Anderung nicht kommen dürfe, und auf eine Anfrage wegen Vor⸗ 
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legung eines Geſetzentwurfes über Organiſation des Handwerks 
auf den von der Regierung am 3. Auguſt v. J. im „Reichsanzeiger“ 
veröffentlichten Grundlagen verſchaffte der Miniſter Brefeld einiges 
Licht über die Stellung der Regierung zur Handwerkerpolitik, ein 
Punkt, mit dem ſich der Landtag des näheren erſt im Mai zu be⸗ 
ſchäftigen hatte. Ein von Virchow (freiſ. Vp.) und Genoſſen ge⸗ 
ſtellter Antrag, die Staatsregierung aufzufordern, noch in dieſer 
Tagung einen Geſetzentwurf über die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Staats (Komptabilitätsgeſetz) vorzulegen, 
wurde, unter Zuſtimmung des Miniſters v. Miquel, am 19. März 
angenommen. Ein Geſetzentwurf zur Regelung der Reiſekoſten 
und der Tagegelder der Beamten auf Dienſtreiſen fand gleich 
am 24. März Zuſtimmung, wenn er auch erſt ſpäter endgültige An⸗ 
nahme fand. 

In Hinblick auf die dankbaren Gefühle des deutſchen Volks für 
Kaiſer Wilhelm I. verſtand es ſich ganz von ſelbſt, daß deſſen 
hundertjähriger Geburtstag wie ein nationaler Feſttag gefeiert werde. 
In allen Teilen Deutſchlands hatte man dies ſchon frühzeitig ins 
Auge gefaßt, namentlich ſeit Jahresanfang hatte von vielen Vor⸗ 
kehrungen hierzu verlautet. In einigen Kreiſen wurde der Jahrestag 
nicht erſt abgewartet. So veranſtaltete „der Kyffhäuſer-Verband 
der Vereine deutſcher Studenten“ bereits am 14. Januar in 
Berlin eine Feier, an welcher Vertreter aus allen deutſchen Univerſitäten, 
an denen dieſer Verein beſteht, teilnahmen. Dieſer großen Zahl 
ſchloſſen ſich Studierende aus Oſterreich, der Schweiz, den Oſtſee⸗ 
provinzen und aus Siebenbürgen an. Sie alle unternahmen in 
langem Zuge eine Wagenfahrt nach Charlottenburg, wo ſie im 
Mauſoleum am Sarge Kaiſer Wilhelms Kränze niederlegten und 
ihre Fahnen ſenkten. Von hier begaben ſie ſich auf den Berliner 
Kreuzberg zu dem den Streitern im Befreiungskriege gewidmeten 
Denkmale, wo nach dem Geſange des Liedes „Der Gott, der Eiſen 
wachſen ließ“ der Vorſitzende des Verbandes, Kandidat Peisker, in 
einer warmen Anſprache an die Zeit erinnerte, da die Hand des 
korſiſchen Eroberers ſchwer auf unſerem Vaterlande laſtete, aber auch 
an die Worte, mit denen die Königin Luiſe ihre Söhne ermahnte, 
die verloren gegangenen Güter der Nation wieder zu erkaufen, Worte, 
welche der damalige Prinz Wilhelm in großartigſter Weiſe erfüllt 
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habe. Der Fortführung des ſo Erlangten gelobten die Anweſenden 
ſich zu weihen, die begeiſterungsvoll, unter den Klängen der Muſik 
und der Schläger, ein Hoch auf das ruhmreiche Hohenzollernhaus 
ausbrachten. Bei dem unter Teilnahme hoher Militärs ſich daran 
ſchließenden Feſtkommerſe gab Redakteur Eichler einen Ausblick 
auf die Zukunft und ſprach über nationale Zuſammengehörigkeit, Zu⸗ 
ſammenhang der Kultur und des Geiſtes und über Vergrößerung 
der Kriegsmarine. Mit größtem Jubel wurde ein Hoch auf den 
Fürſten Bismarck ausgebracht. Am 21. Januar genehmigten ſodann 
die Berliner Stadtverordneten eine Magiſtratsvorlage wegen 
Einſetzung eines Ausſchuſſes für die ſtädtiſche Feſtfeier und Be— 
ſchaffung einer an die Schüler der ſtädtiſchen Schulen zu verteilenden 
Feſtſchrift. Damit verknüpfte ſich der erſte einer Reihe von Miß— 
tönen, welche der Parteigeiſt in verſchiedenen Formen leider in die 
Feſtlichkeiten hineinklingen ließ. Die ſozialdemokratiſchen Stadtver⸗ 
ordneten erhoben Verwahrung gegen dieſe Verwendung der „von der 
Allgemeinheit“ aufgebrachten ſtädtiſchen Mittel, da es unverantwortlich 
ſei, dem Perſonenkultus ſo hohe Summen zu opfern, die weit beſſer 
zur Linderung des Elends in der Großſtadt verwendet würden. Der 
Proteſt richtete ſich ferner gegen die Feſtſchrift für die Schulen, 
weil man nicht das Vertrauen zu einer der geſchichtlichen Wahrheit 
entſprechenden Darſtellung des Lebensbildes des Kaiſers hegen könne. 
Die Proteſtierenden behaupteten, ſich eins zu wiſſen mit allen freiheit⸗ 
liebenden Elementen der Stadt, welche jährlich der im März 1848 
in Berlin Gefallenen und der damals vom Prinzen von Preußen 
geſpielten Rolle ſowie des mit ſeiner Zuſtimmung zu Stande ge— 
kommenen Geſetzes gedächten, das zwölf Jahre lang die arbeitende 
Bevölkerung entrechtet und geächtet habe. Der Proteſt wurde in 
der Verſammlung gebührend zurückgewieſen und in der Offentlichkeit 
als ein neues, wahrhaft erſchreckendes Zeichen von Unverbeſſerlichkeit 
und Gefährlichkeit der Umſtürzler behandelt. Insbeſondere wurde es 
auch zurückgewieſen, daß die Sozialdemokraten ſich den Anſchein 
gaben, als ob die Märzkämpfer von 1848 Vorläufer der heutigen 
revolutionären Propaganda geweſen ſeien. Es gab aber auf demo— 
kratiſcher Seite Verteidiger jenes Proteſtes, der, wie die „Frankfurter 
Ztg.“ ausführte, das gute Recht feiner Urheber, alſo weder Vater⸗ 
landsloſigkeit noch Anarchismus, geweſen ſei. Auf dieſen erſten 
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Mißton folgten um Mitte Februar zwei andere: die Abneigung gegen 
Zulaſſung einer Landesfeier im Fürſtentum Reuß ä. L. und eine 
Kundgebung des welfiſchen Hauptorgans in Hannover gegen eine 
Feſtteilnahme der Mitglieder dieſer Partei, und zwar wegen der Be⸗ 
handlung des hannoverſchen Königshauſes durch Wilhelm I. fowie 
„im Hinblick auf das dadurch für die Allgemeinheit wie für zahlloſe 
Einzelne herbeigeführte Elend“. 

Dieſe Mißtöne gingen zwar bald unter in der allgemeinen Feſt⸗ 
freude der Patrioten; fie bildeten aber doch eine Mahnung, daß 
man unter keinen Umſtänden und zu keiner Zeit die inneren Ge⸗ 
fahren unterſchätzen ſolle. Um ſo erhebender war der Eindruck eines 
am 22. Februar vom Prinz-Regenten von Bayern an ſein 
Staatsminiſterium gerichteten Erlaſſes mit dem Ausdruck der Be⸗ 
friedigung über die von zahlreichen Gemeinden, Vereinen und Komitees 
in Bayern vorbereitete würdige Gedenkfeier, und mit der Erklärung, 
es ſei ſein Wunſch, daß an dieſer Feier auch die ſtaatlichen und 
kirchlichen Behörden ſowie das Heer teilnehmen. Damit ſchien 
jedoch der Biſchof von Regensburg nicht ſehr einverſtanden zu ſein, 
denn in einem Erlaſſe des biſchöflichen Ording riats Regens— 
burg v. 8. März ſprach ſich der Unmut darüber ziemlich deutlich 
aus. Der Biſchof habe „in Erfahrung gebracht“, daß, einem Wunſche 
des Regenten zufolge, alle übrigen bayeriſchen Oberhirten einen Hin⸗ 
weis auf jene Feier zu erlaſſen gedächten; deshalb werde auch hier 
„geziemend darauf aufmerkſam gemacht“; in den bewußten 100 Jahren 
habe die Geſchichte viele Ereigniſſe verzeichnet, welche wahre Freude 
und bitteres Leid bedeuteten, von denen viele ſchon bei der Hundert⸗ 
jahrfeier der Geburt Ludwigs I. „und des Papſtes Pius IX. 
heiligen Andenkens“ in die Erinnerung gekommen ſeien; ſo ragten 
auch „im Leben des genannten Kaiſers Wilhelm“ der Krieg mit 
Frankreich, die Gründung des Reichs und die Thatſache hervor, daß 
„nach dem unheilvollen Kulturkampfe“ Wilhelm J. dem Papſte die 
Hand gereicht habe; freilich bedrohten gegenwärtig im fernen Weſten 
neue ſchwarze Wolken den Frieden der Völker, aber gerade beim be⸗ 
vorſtehenden Anlaſſe müßten wir Gott bitten, uns vor Peſt, Hunger 
und Krieg zu bewahren, Bayern, Deutſchland und das mit ihm 
ſtammverwandte Oeſterreich zu ſegnen und Bayerns angeſtammtes 
Königshaus zu erhalten. Es waren vor allem bayeriihe Blätter, 
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welche dieſen Erlaß einer vernichtenden Kritik unterzogen; die „Augsb. 
Abend⸗Ztg.“ z. B. fagte, es laſſe ſich kaum eine raffiniertere Ver⸗ 
eitelung, ja geradezu Verhöhnung der Anordnung des Staatsober⸗ 
haupts denken, und vermutlich habe man in Regensburg eine Keſſel⸗ 
probe veranſtalten wollen, um zu ermitteln, wie weit man gegen⸗ 
wärtig in der Nichtachtung der Staatsgewalt gehen dürfe, ohne 
Gegenmaßregeln befürchten zu müſſen. Solche Auswüchſe gab es 
jedoch nur wenige; vielmehr gipfelte die auch in Bayern herrſchende 
patriotiſche Stimmung in dem am 6. März zu München, unter 
Teilnahme der Prinzen Ludwig und Rupprecht von Bayern ſowie 
der Miniſter v. Crailsheim, v. Riedel und v. Leonrod ſtatt— 
gehabten Feſtkommers der dortigen Korpsſtudenten, bei dem der 
Reichsrat Ritter v. Maffei in ſeiner Feſtrede den alten Kaiſer als 
den Heros der deutſchen Einheit begrüßte, dem die Anweſenden 
freudigen und ehrerbietigen Sinnes ihre Dankbarkeit zu Füßen legten, 
ohne übrigens ſeines treueſten Dieners, ſeines beſten Beraters, des 
Fürſten Bismarck, vergeſſen zu wollen. Hiernach führte der 
Univerſitätsrektor Geh. Rat v. Kupffer noch aus, daß es unmöglich 
ſei, den Kaiſer Wilhelm I. ohne ſeine treuen Berater zu feiern, 
ſondern er und feine Paladine müßten unbedingt als ein geſchicht⸗ 
liches Ganzes betrachtet werden; das Volk habe den Kaiſer auch nicht 
den Großen genannt, weil ſeine Heldengeſtalt dem Volke viel zu 
nahe geſtanden habe, ſondern liebkoſend als den „Alten“ oder den 
Heldenkaiſer bezeichnet, der nicht bloß dem Feinde gegenüber, 
ſondern auch im Kampfe mit ſich ſelbſt ein Held geweſen ſei. 

Dieſe Auffaſſung von einer gewiſſen untrennbaren Einheit des 
jetzt zu feiernden Kaiſers und ſeiner hervorragenden Ratgeber fand 
man gerade um dieſelbe Zeit neu beſtätigt durch 17 bisher nicht be⸗ 
kannt geweſene Briefe desſelben an den Fürſten Bismarck, welche 
Profeſſor Kohl in Leipzig im 4. Bande ſeines „Bismarck-Jahr— 
buchs“ veröffentlichte. Es ging aus dieſen zum Teil 1883 ge⸗ 
ſchriebenen Briefen namentlich hervor, daß der Kaiſer den günſtigen 
Umſchwung der öffentlichen Meinung allein als das Werk der großen 
Vorausſicht ſeines Kanzlers angeſehen hat und daß eine Mitfeier der 
Verdienſte des letzteren der gegenwärtigen Huldigung für den alten 
Kaiſer nur zu gute komme. 

Eigentümlicher Weiſe kamen vor der eigentlichen Kaiſerfeier 
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noch fernere Gegner verſchiedenſter Art mit ihren Mißtönen zum 
Vorſchein. So geſtand die nordſchleswig'ſche Dänenpreſſe mit 
größtem Unmute, daß zahlreiche ihrer vermeintlichen Geſinnungs⸗ 
genoſſen an der Feier teilzunehmen gedächten. Was die Polen be⸗ 
trifft, ſo erließ zwar der Erzbiſchof v. Stablewski am 14. März 
eine äußerlich unanfechtbare Aufforderung zu einer kirchlichen Feier; 
Blätter aber, wie der „Goniec Wielkopolski“ erinnerten daran, daß 
der alte Kaiſer in dem Jahre geboren ſei, in welchem Dombrowski 
die Legionen bildete, daß er ferner ſchon mit 9 Jahren von der 
Gründung eines unabhängigen Herzogtums Warſchau habe hören 
müſſen und daß er 1830—31 ſicherlich viel von den Heldenkämpfen 
der Polen gegen die Ruſſen gehört habe. 

Der 20. März ſah wiederum Feſtfeiern an mehreren deutſchen 
Univerſitäten; in Berlin begaben ſich wiederum Vertreter der 
Studentenſchaft mit Bannern zur Niederlegung von Kränzen nach 
dem Mauſoleum. Eine hervorragende Feier fand, in Gegenwart 
der Kaiſerin Friedrich, des Prinzen Fried rich Leopold und 
der früheren Generaladjutanten des verſtorbenen Kaiſers in der 
Königlichen Akademie der Künſte zu Berlin ſtatt, wo der Dber- 
präſident von Weſtpreußen, Miniſter a. D. v. Goßler eine Rede 
über die Verdienſte des Gefeierten um die Entwicklung der deutſchen 
Kunſt hielt. Eine eingehende Betrachtung, ſo führte der Redner 
aus, laſſe erkennen, daß wir nach 1870 nichts erwarben, was nicht 
in der Stille vorbereitet und ſchon innerer Beſitz war. Renaiſſance 
und Plaſtik ſeien zu hoher Vollendung erblüht, und in raſcher Auf⸗ 
einanderfolge hätten wir die Muſeen für Kunſtgewerbe, Völkerkunde, 
Urgeſchichte, griechiſche Altertümer und die Nationalgallerie entſtehen 
ſehen; kein Staat ſei fo reich an provinziellen Kunſt⸗ und Gewerbe⸗ 
muſeen geworden als der preußiſche; der Kirchenbau ſei zu neuem 
Leben erwacht, die Hohenzollern- und die Marienburg wären wieder 
erſtanden. An demſelben Tage richtete der Prinz-Regent von 
Bayern einen Erlaß an das bayeriſche Heer, wonach, um 
dem ehrenden Gedächtnis beſonderen Ausdruck zu geben und das in 
opfervollen Kämpfen begründete Gefühl der Zuſammengehörigkeit 
aller deutſchen Truppen auch nach außen hin zu kennzeichnen, das 
Heer, außer der bayeriſchen, auch eine deutſche Kokarde anlegen 
ſolle, die auch die anderen deutſchen Regierungen, nach gemeinſamem 
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Beſchluß, ihren Truppen verleihen würden. Dieſer, wie ſich ſpäter 
herausſtellte, vom König von Sachſen angeregte Akt wurde vielfach 
als ein geſchichtlicher von nicht hoch genug anzuſchlagender moraliſcher 
und praktiſcher Bedeutung gewürdigt. 

Der Glanzpunkt der kaiſerlichen Hundertjahrfeier bereitete ſich in 
Berlin vor. Zur Vorfeier fand hier am 21. März Gottesdienſt in der 
Garniſon- und in der Kaiſer-Wilhelm⸗Gedächtniskirche ſtatt; in der 
Aula der Univerſität hielt Profeſſor Brunner eine Rede über das 
Leben und die Bedeutung Kaiſer Wilhelms I. in Bezug auf die politiſche, 
wirtſchaftliche und geiſtige Entwicklung des deutſchen Volks; der 
Reichskanzler gab ein Feſtmahl; bei dem der Reichstagsmitglieder 
hielt Präſident v. Buol die Feſtrede. Für die zahlreich angelangten 
Fürſtlichkeiten war Feſtmahl im königlichen Schloß und Feſtvorſtellung 
im Opernhauſe. 

Der Feſttag des 22. März begann damit, daß der Kaiſer und 
ſeine Gemahlin das Mauſoleum in Charlottenburg beſuchten, 
während die Großherzogin Louiſe von Baden das Standbild 
ihres Vaters im Zeughauſe ſchmückte. Nach einer unter den Linden 
abgehaltenen Parade kam es zur feierlichen Enthüllung des vom 
deutſchen Volke dem Kaiſer Wilhelm I. gewidmeten Denkmals, 
welches der regierende Kaiſer, nachdem ihm einſt vom Reichstage das 
Nähere über die Ausführung überlaſſen worden war, in Geſtalt eines 
Reiterdenkmals des zu Feiernden vor den Haupteingang zum könig⸗ 
lichen Schloß, dieſem zugewendet und nach hinten mit einer Halle 
umgeben, hatte errichten laſſen. Der Feſtplatz mit den rot ausge⸗ 
ſchlagenen Tribünen, Fahnenmaſten und Laubgewinden füllte ſich be 
reits um 9 Uhr vormittags, die umliegenden Häuſer waren bis auf 
das Dach mit Menſchen beſetzt; das Denkmal ſelbſt war verhüllt 
mit einem Vorhang von Segeltuch, auf ihm ein großer Adler, um⸗ 
geben von einer Borte von Kornblumen. Davor ſtanden laub— 
geſchmückte Kanonen und eine Ehrenwache. Die Schulkinder trafen 
in langem Zuge ein, die Studentenſchaft in „Wichs“ und mit 
Bannern, die Rektoren in Talaren, die Abordnungen ruſſiſcher Regi⸗ 
menter in Pelzmützen, öſterreichiſche Huſaren mit ſilbernen Kränzen, 
die Botſchafter, die Johanniterritter, im ganzen 5000 Perſonen. In 
drei rot drapierten Pavillons gegenüber dem Denkmal nahmen zahl⸗ 
reiche Fürſtlichkeiten Platz; es erſchienen die beiden Kaiſerinnen, die 
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preußiſchen Prinzen und Prinzeſſinnen, der Prinzregent von Bayern, 
die Könige von Sachſen und Württemberg, die Großherzöge von 
Baden, Heſſen, Sachſen, der Herzog von S.-Altenburg, die Fürſten 
von Waldeck, Schaumburg⸗Lippe, beider Schwarzburg, der Regent von 
Lippe⸗Detmold, die Erbprinzen von Meiningen, Anhalt, Reuß j. L., 
Oldenburg, Baden und S.⸗Koburg⸗Gotha, ferner der Fürſt von 
Hohenzollern, Prinz Friedrich Karl von Heſſen, die Bürgermeiſter von 
Hamburg, Bremen, Lübeck, Herzog Friedr. Ferdinand zu Schleswig⸗ 
Holſtein, der Kronprinz von Schweden, Erzherzog Friedrich, die Her⸗ 
zöge von Genua und von Connaught, Großfürſt Wladimir, Prinz 
Ferdinand von Rumänien und Prinz Thomas von Savoyen, ein 
großer Teil der Genannten mit ihren Gemahlinnen; die Regentin 
der Niederlande hatte zu ihrer Vertretung zwei Militärs geſandt. 
Um 11 Uhr erſchien der Kaiſer in der Uniform der Garde du 
Corps an der Spitze der Fahnenkompagnie des erſten Garderegiments 
unter den Klängen des Pork'ſchen Marſches. Der Kronprinz und 
Prinz Eitel Friedrich marſchierten bei der Fahnenkompagnie. Nach 
einem vom Generalſuperintendenten Faber geſprochenen Gebete ließ 
der Kaiſer durch Matroſen die Denkmalshülle fallen, während die 
Truppen das Gewehr präſentierten, die Glocken läuteten, die Kanonen 
donnerten, die Muſik die Nationalhymne anſtimmte und ein viel⸗ 
tauſendſtimmiges Hoch erſcholl. Nunmehr begaben ſich die Fürſtlich⸗ 
keiten zu einem Rundgang um das Denkmal, an dem zahlreiche 
Kränze niedergelegt wurden. Die Großherzogin von Baden ſah mit 
den jüngeren kaiſerlichen Kindern den Vorgängen aus einem Fenſter 
des Schloſſes zu. Von ½ 12 bis 1 Uhr dauerte der Vorbeimarſch 
der Truppen der Berliner Garniſon. Hiernach verſammelte der 
Kaiſer die früheren Flügeladjutanten ſeines Großvaters in deſſen 
Sterbezimmer und verlieh ihnen in einer Anſprache das Recht, das 
Namenszeichen desſelben auf den Achſelſchnüren zu führen; dasſelbe 
werde er ſelbſt und der jeweilige Erbe der Krone Preußens zum 
ewigen Angedenken und zur lebendigen, aneifernden Erinnerung an 
die Regierungszeit Wilhelm's I. tragen. Als ſodann die vielen 
Fürſtlichkeiten im königlichen Schloſſe zum Feſtmahle verſammelt 
waren, brachte der Kaiſer etwa folgenden Trinkſpruch aus: Ein 
Geiſt tief empfundener und hoher Feſtesfreude ziehe durch das deutſche 
Volk; ihm entſprechend hätten die Fürſten ſich zufammengefunden, um 
1897. 5 
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das Andenken des verewigten Kaiſers zu feiern; dafür ſpreche er aus 
bewegtem Herzen tiefgefühlteſten, innigſten Dank aus; er wolle hier 
nicht ſeines Großvaters Verdienſte feiern; das Verhalten des deutſchen 
Volkes zeige bereits, wie lebendig dieſe geſamte Perſönlichkeit vor 
Aller Augen ſtehe; ſein Geiſt ſchreite heute durch das Volk, und wir 
gedächten ſeiner in ſeiner Demut, ſchlichten Einfachheit und Pflicht- 
treue, der geſagt habe, daß er mehr durch ſeine Demütigungen, als 
durch ſeine Erfolge gelernt habe; das Andenken an ihn ſolle für die 
Fürſten ein erneuter Anſporn ſein, für die Völker zu leben und zu 
arbeiten, wie er; „wir aber“, ſo ſchloß der Kaiſer, „indem wir uns 
von neuem zu innigem Bunde feſter Freundſchaft und Waffenbrüder- 
ſchaft verſprechen, wollen mit dem Ruf auf das Wohl des deut— 
chen Vaterlandes und des deutſchen Volkes ihm und unſeren 
Fürſten Gruß entbieten“. 

Die Stadt Berlin that ihr Außerſtes, um den Tag als einen feſt— 
lichen erſcheinen laſſen. Die Feſtſtraße mit ihren 15 m hohen vergoldeten 
Obelisken, ihrem Schmucke von Blumen, ſymboliſchen Zierraten, duf- 
tigem Tannengrün und durch Laubgewinde verbundenen Bannermaſten 
vom Denkmal Friedrichs d. Gr. an bis zum neuen Denkmal ge— 
währte einen prächtigen Anblick. Ein anmutiges Bild bot das Denk— 
mal der Kaiſerin Auguſta zu Seiten dieſer Feſtſtraße dar, ebenſo der 
dekorative Hintergrund für die Denkmäler der Helden aus den 
Freiheitskriegen. Auf der anderen Seite der Feſtſtraße ſchien die 
„Neue Wache“ durch hohe, mit Kriegstrophäen bekrönte Pylonen 
erweitert. Außerdem zeigten wohl alle, auch die entlegenſten Straßen 
der Reichshauptſtadt den ſchönſten Schmuck, zum Teil in üppigſter 
Weiſe. An zahlreichen Feſtmahlen ſah Berlin ſeine Bürger vereinigt; 
bei einem derſelben feierte der Univerſitätsprofeſſor Schmoller den 
alten Kaiſer als Reformator des Heeres und fügte hinzu: was uns 
an der Art des großen Kaiſers beſonders anzog, war ſeine tiefe 
Geiſtes⸗ und Gemütsanlage, er haßte Phraſe und äußeren Schein, 
war von unbedingtem Gottvertrauen und furchtlos bei jeder Gefahr; 
„er war empfänglich für jeden Rat, aber er ließ ſich nicht in dem 
Recht der Krone, an der Staatsleitung mitzuwirken, in irgend einer 
Weiſe beeinfluſſen; da war es vor allem die unvergleichliche Staats- 
kunſt eines Bismarck, die ihm den Mut gab, das Staatsſchiff über 
alle Fährniſſe hinwegzuleiten“. 
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Nachdem am erſten Feſttage Vertreter des Heeres durch Vor⸗ 
beimarſch vor dem Nationaldenkmal dem gefeierten Kaiſer gehuldigt 
hatten, geſchah dies an einem zweiten Feſttage, dem 23. März, 
durch die Berliner Bürgerſchaft als Vertreterin des denkmal— 
ſtiftenden deutſchen Volkes. Die fürſtlichen Herrſchaften hatten wieder 
dem Denkmal gegenüber in den Pavillons vor dem Schloſſe Platz 
genommen, zu Seiten des Kaiſers der Regent von Bayern und Groß⸗ 
fürſt Wladimir. Unter den Klängen der Nationalhymne nahte der 
Bürgerfeſtzug. Ein Prunkwagen mit der „Germania“ hielt vor 
dem Fürſtenzelte, worauf dieſe, von einer Schauſpielerin dargeſtellt, 
bald zum Kaiſer links, bald zum Denkmal rechts gewandt, eine 
dichteriſche Anſprache hielt, die mit einem Hoch auf den Kaiſer ſchloß. 
Die Menge ſtimmte lebhaft ein, die Muſik ſpielte „Heil Dir im 
Siegerkranz“ und vom Luſtgarten her ließen ſich die Kanonen ver- 
nehmen. Inzwiſchen legte das Feſtkomitee einen ſilbernen Kranz am 
Denkmal nieder, worauf der Weitermarſch der feſtlichen Menge in 
ziemlich raſchem Tempo erfolgte, die Augen programmmäßig, wie bei 
Militärs, nach links, alſo dem Denkmale gerade abwärts gerichtet. 
Die zahlreichen, feſtlich geſchmückten Gruppen riefen ſichtlich überall 
großes Wohlgefallen hervor, die alten Ritter, die zahlreichen Banner 
und Abzeichen der vielen Innungen, die Turner, die Radfahrer mit 
ihren blumenumwundenen Rädern, die Pracht des die Wagen der 
Studenten zierenden Blumenſchmucks und die zahlreichen, mit Korn⸗ 
blumenkränzen bedeckten weiß gekleideten Jungfrauen. 

Das Reiter-Denkmal Kaiſer Wilhelms J. erhebt ſich mit 
dem Bronzepoſtament bis zur Höhe von 20 m über dem Straßen⸗ 
niveau auf einem elliptiſchen Granitunterbau, dem ſich vier diagonal 
vorſpringende Löwengruppen angliedern. Die in Erz gegoſſene 
Reiterfigur iſt 9 m hoch; der Kaiſer iſt auf vorwärts ſchreitendem 
Pferde dargeſtellt, welches der Friedensgenius, in der Linken die 
Palme, geleitet; der Kaiſer trägt über der einfachen Uniform mit auf⸗ 
geſchlagenem Generalskragen den offenen Mantel, der herabfallend 
auch den Rücken des Pferdes umſchließt; der Kopf iſt mit dem Helm 
bedeckt, die Linke faßt den Zügel, die Rechte ſtützt ſich auf den 
Kommandoſtab, der 6 m hohe Friedensgenius, deſſen Haar Lorbeer⸗ 
zweige umwinden, blickt zum Kaiſer hinauf. Das Poſtament trägt 
an den Seiten Reliefdarſtellungen des Kriegs und des Friedens. Die 
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vordere Inſchrifttafel trägt die Worte „Wilhelm der Große, deutſcher 
Kaiſer, König von Preußen 1861 — 1888“, die hintere enthält die 
Worte „In Dankbarkeit und treuer Liebe das deutſche Volk“. Das 
Denkmal mit Zubehör iſt nach der Seite der Straße „Unter den 
Linden“ von einer Sandſteinhalle in Breite von 80 und einer Tiefe 
von 45 m umrahmt, auf deren Endpunkten ſich aus Kupfer getriebene 
Quadrigen erheben. Das Ganze iſt von Profeſſor Begas ausgeführt 
und koſtet 4 Millionen Mark. 

Wie wohl jedes Denkmal ſeine Kritiker findet, ſo wurden auch 
gegen dieſes Denkmal alsbald tadelnde Stimmen laut, beſonders 
lobende nicht. Von einer Seite wurde ihm Mangel an Einheit und 
Monumentalität vorgeworfen und in dem Fachblatte „Kunſtwart“ 
wurde geſagt: „Da ſteht es nun, eine Art von Vorbau vor dem 
Schloß, von keiner Stelle, als von den Schloßfenſtern aus, gut zu 
ſehen, ungroß und uneinfach, beinahe ſtumpfſinnig im Wiederholen 
derſelben abgebrauchten Motive; kunſtgewerblich, wo monumentale 
Kraft am Platze iſt, in ſeinem Beſten von theatraliſchem Schwunge, 
grundfremd dem Geiſte nach ihm, den es feiern ſoll, als Ganzes ein 
Prachtſtück etwa A la Louis XIV; man nenne die Dinge beim rechten 
Namen: Das Nationaldenkmal iſt verfehlt“. In ähnlicher Weiſe 
wurde in dem im Miniſterium der öffentlichen Arbeiten heraus⸗ 
gegebenen „Centralblatt der Bauverwaltung“ geſagt: „AU 
dieſes in realiſtiſch⸗maleriſcher Bewegung ſprudelnde Leben iſt nicht 
dienſtbar gemacht denjenigen Kunſtgeſetzen, die für ein ſolches Denk— 
mal gefordert werden müſſen; die Anmut iſt geſchmeidige Grazie, die 
männliche Kraft iſt lautes Pathos geworden; eins fehlt dem Werke, 
das iſt die ruhige, ernſte, architektoniſche Gebundenheit, die tiefe 
denkmalmäßige Strenge“. Der „Reichsbote“ hielt die Geſtalt des 
Friedens für verfehlt, die wie ein Lazzarone mit ihren ungefügen 
Gliedmaßen an den Stufen lagere, nichts ausdrückend von dem, was 
das Wort Frieden bedeute, es wäre denn ein fauler Frieden. Wohl 
allgemein war man übrigens der Meinung, daß die Verhältniſſe des 
Reiters wegen der mangelnden Perſpektive, alſo wegen der ganzen 
Wahl des Platzes vor dem Schloſſe, nicht als die richtigen 
erſcheinen, da er nunmehr auf dem Pferde zu hucken ſcheine. Auf⸗ 
fallend erſchien manchem der dem Kaiſer in die Hand gegebene Mar⸗ 
ſchallsſtab, den er niemals geführt, und der Mangel eines Degens, 
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wobei der Einwand, daß ſich derſelbe unter dem Mantel, aber jeden⸗ 
falls ohne die Konturen zu zeigen, befinde, nicht aufzukommen ver⸗ 
mochte. Unſchuldig war der nie ausbleibende Berliner Witz, daß der 
Kaiſer auf dem Begaſus reite. Endlich fand die Bezeichnung 
Wilhelms I. als „der Große“ mehrfachen Widerſpruch. Man 
konnte wohl die hohe Pietät verſtehen, die den Kaiſer veranlaßt haben 
mochte, ſchon jetzt durch den Gebrauch dieſer Bezeichnung ſozuſagen 
bei der Geſchichte den Antrag auf ihre Verleihung zu ſtellen; andere 
Patrioten aber hielten dieſe Bezeichnung für eine Überſchätzung und 
ſprachen von einem Mißtone; auch wurde berichtet, Fürſt Bismarck 
habe geſprächsweiſe, unter Hervorhebung von des alten Kaiſers 
Heldenmut, Hingebung, Arbeitſamkeit und Pflichttreue, geäußert „nicht 
der Große, wohl aber ein Held“. Die „Heidelb. Ztg.“ ſagte, in 
Wemut darüber, daß Profeſſor Oncken aus Gießen in einem zu Kon⸗ 
ſtanz über den alten Kaiſer gehaltenen Vortrag ihn den Großen ge- 
nannt hatte, „das Volk und die Geſchichte läßt ſich darin nicht kom⸗ 
mandieren; ſolche ehrende Beinamen ſind und müſſen ſein ein Werk 
freiwilliger, nicht erzwungener und gemachter Anerkennung“. Und ſo 
wiederholten ſich einige ſchon bei der öffentlichen Beſprechung der 
kaiſerlichen Rede vom 26. Februar vernommene Ausſprüche. 

Die nationalen Feſttage brachten ferner einige patriotiſche Er⸗ 
laſſe des Kaiſers. Zunächſt einen an das preußiſche Heer 
bezüglich der Anlegung einer deutſchen Kokarde, die nach ein⸗ 
mütigem Beſchluſſe der verbündeten Regierungen zu derſelben Stunde 
allen deutſchen Truppen verliehen werde „als Wahrzeichen der 
errungenen Einheit und als eine für alle Zeiten ſichtbare Mahnung, 
einzuſtehen für Deutſchlands Ruhm und Größe, es zu ſchirmen mit 
Blut und Leben“. Dankerfüllt und voller Zuverſicht, ſagte der Kaiſer 
weiter, ruhe ſein Blick auf dem Heere, dem die fürſorgende Liebe 
des großen Kaiſers gewidmet geweſen; deshalb beſtimme er an erſter 
Stelle für das Heer ein zur Erinnerung an den Tag geſtiftetes 
Denkzeichen. Durch einen beſonderen Erlaß wurde näheres über 
die Anlegung der Kokarde verfügt. Die in Württemberg und Baden 
ergangenen Erlaſſe bezüglich der Kokarde waren in ähnlichen patrio⸗ 
tiſchen Tönen gehalten wie die für Bayern und Preußen. Die 
Stiftung der deutſchen Kokarde wurde wiederholt in allen Schichten 
der Bevölkerung als ein neuer großer Fortſchritt aufs wärmſte 
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begrüßt und weckte nebenbei die Erinnerung an die von 1848— 1851 
eingeführt geweſene ſchwarz⸗rot⸗goldene Kokarde, Farben, gegen die 
Herr v. Bismarck ſich am 6. September 1849 fo heftig ausgeſprochen 
und die er nach Errichtung des norddeutſchen Bundes abgewieſen 
hatte, beide Male weil ſie 1848 „in revolutionärem Dienſte“ dem 
Heere gegenüber verwendet wären. Jetzt trat gegen das neue Ein⸗ 
heitszeichen nur ein Mann wie Sigl im „Bayer. Vaterland“ auf 
mit den Worten, daß dieſe Kokarde einige wenige Leute noch ver⸗ 
rückter machen werde, „als ſie es ſo ſchon ſind“, und daß es dabei auf 
„die langſame Einſackung Süddeutſchlands, vor allem Bayerns“ ab- 
geſehen ſei. 

Das Nähere über die Stiftung der Erinnerungsmedaille 
wurde vom preußiſchen Staatsminiſterium bekannt gemacht. Sie ſollte 
aus Bronze von eroberten Geſchützen angefertigt werden, auf der Vorder⸗ 
ſeite das Bruſtbild Wilhelm's I. mit Inſchrift enthalten und an 
orangefarbenem Bande getragen werden. Nachträglich wurde verfügt, 
daß die Medaille, deren Koſten der König aus eigenen Mitteln be— 
ſtritt, auch den Veteranen der Feldzüge von 1864, 1866 und 1870 
bis 1871 zu Teil werden ſolle. Weiterhin erfolgte eine Anzahl von 
Auszeichnungen, Gnadenbeweiſen und Beförderungen. Die Groß— 
herzogin von Baden erhielt das Großkreuz des Louiſenordens, die 
Staatsſekretäre v. Boetticher und d. Stephan ſowie Prediger 
Hülle in Berlin den Wilhelmorden, Profeſſor Esmarch in Kiel 
ſowie die Schloßhauptmänner von Wuſterhauſen und Benrath wurden 
Exzellenz. Der Schwarze Adlerorden wurde nicht verliehen; ihn hatten 
zuletzt am 27. Januar Miniſter Miquel und der Vorſtand des 
Zivilkabinets, v. Lucanus erhalten. Beſonders bemerkenswert end⸗ 
lich erſchien die Begnadigung mehrerer wegen Duells zu Feſtungs— 
haft Verurteilten, ſo des in Glatz ſitzenden Zeremonienmeiſters 
v. Kotze, der Herren Borchert, v. Sprenger und Ritter. Mit 
Rückſicht hierauf tauchten in der Preſſe Zweifel auf, ob der obige 
Erlaß gegen das Duellweſen im Heere die erhoffte Wirkung haben 
könne. 

Das Nationalfeſt wurde in zahlloſen Orten des Reiches 
und in vielen des Auslandes, einſchließlich der anderen Erdteile würdig 
gefeiert. In Württemberg allein dürfte es wohl keinen einzigen 
Ort gegeben haben, der nicht ſein Feſt gehabt hätte. In weiten 
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Bevölkerungskreiſen, ſelbſt in politiſch weit nach links ſtehenden, wurde 
es übrigens ſchmerzlich empfunden, daß in dieſen Feſttagen von oben 
her öffentlich des Fürſten Bismarck nicht gedacht war. Als Grund, 
warum ſeine Figur wie die der übrigen Paladine Wilhelm's I. nicht 
am Nationaldenkmal angebracht waren, ließ ſich annehmen, daß der 
Reichstag einſt nur die Hälfte der verlangten Koſten verwilligt hatte; 
der Grund jener ſeiner Außerachtlaſſung aber erſchien unklar, da ihm 
doch der Kaiſer ſchon vor einigen Jahren ſeine Gnade wieder zuge— 
wandt und ihn ſehr hoch geehrt hatte. Bei vielen Feſtlichkeiten im 
Reiche wurde dagegen des Fürſten in einer Weiſe gedacht, daß man 
ſeiner und des alten Kaiſers als einer ſelbſtverſtändlich untrennbaren 
Einheit gedachte. Dies that vor allen Prinz Ludwig von Bayern, 
des Regenten älteſter Sohn, bei der Feier der Offiziere des Be⸗ 
urlaubtenſtandes in München, indem er insbeſondere die Menſchen⸗ 
kenntnis des gefeierten Kaiſers pries, mit der er hervorragende 
Männer an den rechten Platz geſtellt und durch die er einen Erfolg 
nach dem andern erlangt habe, ſo namentlich „das Dreigeſtirn Bis— 
marck, Moltke, Roon“. Am ſtärkſten wurde Fürſt Bismarck bei der 
Feſtfeier in Leipzig durch eine Rede des Profeſſors Kohl in den 
Vordergrund gerückt. Nimmer, ſagte dieſer, wäre ohne Bismarck 
das Reich erſtanden, ja ohne ihn wäre das Königtum in Preußen 
vielleicht zu einem weſenloſen Schatten zuſammengeſchmolzen; das habe 
Wilhelm I. bei jeder Gelegenheit freudig anerkannt und ſo durch 
aktenmäßige Zeugniſſe ſelbſt am beſten jeder Verdunkelung der Ge⸗ 
ſchichte durch den Nebel Höfifcher Geſchichtsklitterung vorgebeugt. In 
dieſem Sinne war die ganze lange Rede gehalten, die mit dem 
Schmerzausdrucke ſchloß, daß abermals Fürſt Bismarck als ein Ge— 
ächteter gelte, deſſen Verdienſte an Wilhelms I. Gedächtnistage her⸗ 
vorzuheben, nunmehr eine beſondere Pflicht des deutſchen Volkes bilde. 
Auch die konſervative Fraktion des Reichstags ließ ihr Feſtmahl 
am 23. März nicht vorübergehen, ohne des Fürſten Bismarck warm 
zu gedenken; ihr Feſtredner v. Levetzow bemerkte in der Feſtrede, 
Kaiſer Wilhelm I. habe es verſtanden, Herr zu bleiben und Heroen 
zu treuen Dienern zu haben. Auf den Gruß der Fraktion ſprach 
der Fürſt ſeinen verbindlichſten Dank aus. Außer 1400 Begrüßungs⸗ 
telegrammen gingen zu dieſem Tage dem Fürſten zahlreiche briefliche, 
darunter manche poetiſche Grüße zu. In einem derſelben hieß es: 
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„Was Du ihm warſt, ihm war's bewußt, Er trug es ſtill in ſeiner 
Bruſt, Der alte Kaiſer! Geziert mit eignem Heldentum, Litt gern 
er Deinen Weltenruhm, Ein Fürſt, ein Weiſer“. Ein anderes Ge— 
dicht begann alſo: „Er ſprach das Wörtchen Niemals! Deſſ' Feſt 
wir heut begehen, Das ſoll wie Flammenzeichen in deutſchen Herzen 
ſtehen“. In Friedrichs ruh ſelbſt brachten 2000 Perſonen der 
Umgegend dem Fürſten einen Fackelzug. Bald darauf erließ er 
eine öffentliche Dankſagung für „die vielen ehrenvollen Begrüßungen“, 
die er in Anknüpfung an den Geburtstag des verewigten Kaiſers 
aus allen Teilen Deutſchlands erhalten habe. 

Ein Fackelzug wurde auch dem Kaiſer am zweiten dieſer 
nationalen Feſttage gebracht, und zwar von Berliner Studierenden, 
deren Abordnung er ſodann empfing, und der gegenüber er ſeinem 
Danke die Mahnung beifügte, das, was der alte Herr vermacht habe, 
ſtets treu zu bewahren, auch vor allem dafür zu ſorgen, „daß im 
Volke nicht ſo genörgelt werde, wie es jetzt leider der Fall iſt“. 
Nörgeleien im weiteſten Sinne kamen allerdings leider ſogar an dieſen 
patriotiſchen Gedenktagen vor. Am auffallendſten waren wieder Vorgänge 
im Fürſtentum Reuß ä. L., in deſſen Hauptſtadt Greiz das Feſt— 
komitee keine Antwort auf die Bitte um Erlaubnis zur Abhaltung 
eines Gottesdienſtes erhalten hatte; der Feſtredner, Geh. Rat 
Stier erwähnte dies mit dem Ausdrucke großen Bedauerns. Ferner 
kam das Unerhörte vor, daß die von einem preußiſchen Unterthan in 
Greiz zur Feier des 22. März ausgeſteckte preußiſche Fahne 
auf Veranlaſſung des Landratsamts entfernt wurde. Nach der Er— 
klärung des Bürgermeiſters Roesler in der „Greizer Ztg.“ hatte 
er das Erſuchen des Landratsamts, die Fahne entfernen zu laſſen, 
weil ſonſt politiſche Gegenkundgebungen und damit Störung der 
öffentlichen Ordnung eintreten könnten, nicht befolgt, worauf der 
Stellvertreter des Landrats ſelbſt die Fahne habe einziehen laſſen. 
Die Bevölkerung des Landes zeigte ſich, wie immer, ſo patriotiſch 
wie nur irgend jemals zuvor; ſie würde daher auch ſelbſt dann nicht 
anders beurteilt ſein, wenn ſie etwa, ähnlich wie im Preußeuliede, 
geſungen hätte „ich bin ein Reuße ä. L., will ein Reuße ä. L. ſein“; 
jener amtliche Akt trug aber das offenkundigſte Zeichen preußenfeind⸗ 
licher Geſinnung, die, wie ſich nun ergab, durch eingewanderte „Welfen“ 
in Kreiſen verbreitet war, in denen man ſie am wenigſten ſuchen ſollte. 
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Dieſen Elementen, zu welchen der Vertreter des Landrats, Herr 
v. Uslar-Gleichen, gehörte, wehte im Geiſte immer noch die Fahne 
weiß und gelb voran, weil fie in dieſem Ländchen noch nach 32 Jahren 
im ſtillen die hohe Wonne ganz fühlen zu können wähnten, Welfen 
zu ſein. Die von ihnen „befürchteten“ Gegenkundgebungen hätten 
doch nur in ihrem eigenen Aushängen hannöverſcher Fahnen beſtehen 
können. Außer der allgemeinen Entrüſtung in Deutſchland hatte 
dieſe am politiſchen Horizonte plötzlich aufgeſtiegene Wolke glücklicher 
Weiſe keine üblen Folgen; es entwickelte ſich aus ihr ſogar ein 
reinigendes Gewitter, denn der Erbprinz Heinrich von Reuß 
j. L. verurteilte in einem veröffentlichten Schreiben an den Stadtrat 
von Gera „aufs entſchiedenſte das antinationale Gebahren der 
Regierung zu Greiz“, welches er als den guten uralten reußiſchen 
Namen herabwürdigend ſchmerzlichſt empfunden habe; alle Mitglieder 
des Hauſes Reuß j. L. würden an deutſch⸗nationaler Geſinnung von 
niemandem übertroffen, die Fahnenaffäre aber ſei eine Infamie und 
unerhörte Beleidigung Preußens, durch die er ſich verletzt fühle. Nun 
richtete der Fürſt von Reuß ä. L., gleich nach ſeiner Rückkehr von 
der kurz vor der Nationalfeier angetretenen italieniſchen Reiſe, an 
den Kaiſer ein Schreiben mit lebhaftem Bedauern über das Ver⸗ 
fahren jenes Beamten, der ſofort ſeiner Stellung enthoben ſei. Der 
Fürſt that ſogar noch ein übriges, indem er nachträglich am 9. April 
bei Hofe eine Kaiſer Wilhelm⸗Feier veranſtaltete. Den Kokarden⸗ 
Erlaß hatte er übrigens gleich am 22. März bekannt gemacht. Die 
reußiſche Frage war ſomit überraſchend ſchnell, noch bevor es zu diplo⸗ 
matiſchen Erörterungen und zur Aufſtellung eines Weißbuchs kommen 
konnte, gelöſt. 

Ferner wurde die Nationalfeier in gewiſſen ultramontanen 
Kreiſen, von einem Teile der Sozialdemokraten und von Dänen 
im Schleswig'ſchen feindſelig behandelt. Die großen klerikalen Tages⸗ 
zeitungen hielten ſich leidlich zurück, nicht aber die kleinen, in das 
Volk dringenden Organe dieſer Richtung im Rheinlande. Die 
unter den Bauern an der Moſel, in der Eifel und auf dem Huns⸗ 
rück verbreitete „Koblenzer Volks⸗Ztg.“ z. B. erkannte ironiſch an, 
daß der alte Kaiſer ein frommgläubiges Gemüt „zur Schau trug“, 
meinte aber, trotzdem hänge feiner Regierung ein unauslöſchlicher 
Makel an, und die „Trier'ſche Landes-Ztg.“ des Abg. Kaplans 


74 Mißtöne und Jubel bei der Nationalfeier. 


Dasbach wollte vermöge falſchen Zitats aus dem Tagebuche der 
Gräfin Voß glauben machen, Kaiſer Wilhelm J. ſei einſt katholiſch 
getauft worden. Die Beſtimmungen, welche der Erzbiſchof von Poſen 
zur Hundertjahrfeier angeordnet hatte, nahmen ſich recht beſcheiden 
aus neben feinen weitgehenden Anordnungen zur 900 jährigen Feier 
des Martyriums des h. Adalbert. Ein Teil der Sozialdemokraten. 
ließ ſich durch die Führer nicht von der Nationalfeier abziehen; um 
fo ſchlimmer trieb es die andere Seite; die „Sächſiſche Arbeiter-Ztg.“ 
in Leipzig z. B. ſprach von dem großen Spektakel, dem Geſtank 
zahlloſer Talglichter, gemachten Blumen und gemachter Begeiſterung. 
Ahnlich ſprach das Dortmunder Organ dieſer Partei von den in 
allen Straßen benebelt umherſchwankenden Patrioten mit dem Geſange 
„Deutſchland, Deutſchland hat den Dalles“. Während in den 
Städten des Herzogtums Schleswig die Feier großartig und die 
Teilnahme ziemlich allgemein, an vielen ländlichen Orten ſogar 
glänzend war, bemühte ſich die däniſche Preſſe in Nordſchleswig, 
gegen die Feier zu eifern und zu hetzen. Darin zeichnete ſich nament⸗ 
lich die vom Abg. Hanſſen herausgegebene Zeitung „Heimdal“ in 
Apenrade aus. Alle dieſe Feindſeligkeiten waren glücklicherweiſe nicht 
von großer politiſcher Bedeutung und trugen ſchließlich nur dazu bei, 
das Großartige und Erhebende der geſamten Feier noch mehr hervor— 
treten zu laſſen, welche unwiderleglich bewies, wie tief der Reichs⸗ 
gedanke Wurzel geſchlagen und wie einmütig die Perſönlichkeit Wil⸗ 
helms I. beurteilt und verehrt wird. Trotz aller politiſchen Gegen- 
ſätze und Verſtimmungen trat die Freude, ein Deutſcher zu ſein, und 
das hehre Bewußtſein von unſerm großen ſchönen Vaterlande in be 
geiſterungsvollen Reden und in den mannigfachſten Kundgebungen 
hervor. Es nahm ſich die Feier im ganzen aus wie ein einziges 
jubelndes Bekenntnis nimmer verglühender Dankbarkeit und des Be— 
wußtſeins der wiedergewonnenen nationalen Kraft in feſtgefügter Zu⸗ 
ſammengehörigkeit von Fürſt und Volk. Die anſcheinend beliebteſte 
der zahlloſen dichteriſchen Verherrlichungen Wilhelms I. war 
wohl die von den Profeſſoren Hans Meyer und Krauſe, welche mit 
den Worten beginnt: „Es kam vor hundert Jahren, Der uns auf 
Gottes Ruf Mit deutſchen Heldenſcharen Ein Vaterland erſchuf.“ 
Die letzte dieſer Feſtfeiern beſtand in der Huldigung der Studierenden 
der techniſchen Hochſchule in Hannover am Kaiſerdenkmale auf dem 
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Wittekindsberge der Weſtfäliſchen Pforte. Einen würdigen Ab⸗ 
ſchluß erhielt die geſamte Feier durch einen Erlaß des Kaiſers 
vom 26. März, worin er dankbar bekundete, daß ſie von allen 
deutſchen Patrioten ohne Unterſchied des Bekenntniſſes, der Partei⸗ 
ſtellung und des Berufs in Nord und Süd, Oſt und Weſt des 
großen Vaterlandes und überall, wo Deutſche weilen, mit Begeiſterung 
begangen ſei; allen, welche zur Verherrlichung dieſes nationalen Feſt⸗ 
tages beigetragen haben, ſpreche er feinen wärmſten Dank aus, be- 
ſonders denen, welche Standbilder errichtet oder Stiftungen begründet 
hätten; die ſchönſte Ehrung erblicke er jedoch in dem gemeinſamen 
Gelöbnis, allezeit mit unermüdlicher Pflichttreue dem erhabenen Bei⸗ 
ſpiele des verehrten Kaiſers nachzueifern. 

Die allgemeine Befriedigung über dieſe neue Kundgegung des 
nationalen Geiſtes wurde, wie ſchon erwähnt, für viele nur durch 
eins getrübt: durch die Nichtberückſichtigung des Fürſten Bismarck 
ſeitens des Kaiſers. Die, wie oben erwähnt, ſchon während der feſt⸗ 
lichen Tage laut gewordenen Außerungen des Bedauerns ſetzten ſich 
noch weiter fort, je näher der 83. Geburtstag des Fürſten heran⸗ 
rückte. Die Gefahr liegt vor, ſagte ein Augsburger Blatt, daß 
von der nationalen Feier als vorherrſchende Nachwirkung ein bitterer 
Nachgeſchmack übrig bleibt, und zwar gerade in den beſten Kreiſen 
des Volks. „Was will der Handlanger da! Man ignoriere ihn 
und er wird nicht mehr ſein; der königliche Wille hat ihn ja zu 
dem erhoben, was er war und iſt, er kann ihn auch zunichte machen; 
leider ſtimmt das aber nicht, das Genie iſt unüberwindlich; die Welt⸗ 
geſchichte wird auch über die bismarckloſe Enthüllungsfeier ehernen 
Fußes hinwegſchreiten und den Namen Otto von Bismarck ſtabiliſieren 
wie einen Bronzefelſen und das deutſche Volk wird ihr Recht geben 
und nach wie vor ſeine begeiſterte Huldigung darbringen, wie Wilhelm 
dem Dankbaren, ſo Otto dem Großen. Das wird ſich am 1. 
April wieder zeigen.“ Mit derſelben Bitterkeit ſagte ein Leipziger 
Blatt: „Der Schmerz ſteigt tief empor aus jenem Schachte der 
Vergeſſenheit, in den das amtliche Berlin den großen Kanzler zu 
werfen das Bedürfnis empfand; ein tiefer und trauriger Blick des 
Schickſals gleitet über das Feſt und der Mut des Volkes ſinkt; der 
Erbe des bayeriſchen Thrones hat preiſend des Fürſten Bismarck ge⸗ 
dacht, der Wittelsbacher ſprach und der Hohenzoller ſchwieg, welch' 
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melancholiſches Bild! Aber dem Prinzen Ludwig ſei es doppelt 
gedankt.“ 

In der That trat am 1. April die Begeiſterung für den 
Fürſten wieder mächtig hervor. Auch dieſe Kundgebungen ſind 
nicht zu zählen, die Wärme der Empfindung, die Anhänglichkeit an 
den Liebling des Volkes zeigte ſich eben in einem Maße ähnlich wie 
im Jahre 1892 bei des Fürſten Reife nach Wien und Süddeutſch⸗ 
land und wie 1895. In der Feſtrede bei einer Feier in Berlin 
ſchilderte der Abg. Hahn, wie vor Bismarcks Berufung das 
monarchiſche Gefühl gering geworden, wie er aber für die Monarchie 
alles gethan und gewagt, allen Haß, der zu tragen war, auf ſeine 
Schultern genommen habe als „der Apoſtel der monarchiſchen Ge⸗ 
ſinnung in Deutſchland“. Bei einem großen Feſte in München 
führte Profeſſor Stieve aus, daß die Geſchichte keine Verbindung 
kenne, wie die des Fürſten Bismarck mit ſeinem König, den nicht zu 
überwältigen, ſondern zu überzeugen, der Titanenkraft des erſteren 
gelungen ſei, „ein wunderbar edles Verhältnis, durch das allein die 
nationale Einigung ermöglicht wurde“; wie dem Bauherrn, ſo werde 
das Volk auch dem Baumeiſter die Treue halten. Das Außerſte 
in edlem, erhabenem Schwung zeigte die auch redneriſch vollendete 
Rede des Profeſſors Wex bei der Gymnaſialfeier in Dortmund. 
„Was er geleiſtet, dem lohnet kein Lohn ... Her hat gezeigt, daß 
die Geſchichte nicht von einer Mechanik gemacht wird, ſondern daß 
es der Genius des großen Mannes iſt, dem alles Geſchehene ent— 
ſtrömt; in ihm atmete die urgeborene Kraft des deutſchen Volkes, 
in ihm ballte ſich das Drängen des Jahrhunderts zum entſcheidenden 
Wirken zuſammen; ſein Genius ſchritt ſicher durch die tiefſten Finſter⸗ 
niſſe der Zeit, ſein Auge war ſchärfer, ſein Blick reichte weiter, ſein 
Ohr hörte das Flüſtern der voranſchreitenden Geiſter der Geſchichte.“ 

Nach dieſen und vielen ähnlichen erhabenen Ausſprüchen, von 
denen noch ein Aufſatz des Profeſſors Lorentz in der „Tägl. Rund⸗ 
ſchau“ über „Held und Genie“ hervorzuheben iſt, zuckte es überall 
freudig auf, als durch das amtliche Telegraphenbureau in Berlin 
die Nachricht verbreitet wurde, unter den zahlreichen, dem Fürſten zu⸗ 
gegangenen Glückwunſchtelegrammen befinde ſich auch ein in ſehr herz⸗ 
lichen Ausdrücken abgefaßtes Telegramm des Kaiſers. Um ſo 
betrübender aber wirkte der Rückſchlag durch die Mitteilung der 
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„Hamburger Nachrichten“ vom 5. April, daß ein ſolches Telegramm 
in Friedrichsruh nicht eingetroffen ſei, in Verbindung mit der Mit⸗ 
teilung des Berliner „Volk“ vom 6. April, vor wenigen Wochen, 
bei der Hochzeitfeier des Grafen von Bismarck-Bohlen mit der Tochter 
des Hausminiſters v. Wedell habe der Kaiſer dieſen veranlaßt, den 
ſchon eingeladenen älteſten Sohn des Fürſten Bismarck wieder „aus⸗ 
zuladen“, und es ſei „ganz ausdrücklich“ der Toaſt auf die Familie 
v. Bismarck aus der vorgelegten Liſte der hochzeitlichen Redner ge⸗ 
ſtrichen worden. Schon wagten ſich Gegner des Fürſten in der 
Preſſe mit der Meinung hervor, die Nachricht des Telegraphenbureaus 
ſei von Friedrichsruß ausgegangen, um ſodann in Abrede geſtellt 
werden zu können; das Bureau machte jedoch am 7. April bekannt, 
es ſei mit jener Nachricht, die es vom Hofrat de Grahl mit dem 
Bemerken, ſie ſei durchaus zutreffend, erhalten habe, getäuſcht 
worden. Es war dies dieſelbe Perſon, welche ſchon im vorigen 
Jahre durch eine Aufſehen erregende falſche Faſſung des Breslauer 
Czarentoaſtes Unheil angerichtet hatte. Nun gab es in der Preſſe 
ein Suchen und Verlangen nach den „Hintermännern“ des Hofrats, 
nach den Urhebern der „Intrigue“, nach der Stelle, von der nicht 
zum erſten Male derartige Manöver ausgegangen wären, die, wie 
ein Braunſchweiger Blatt meinte, darauf berechnet ſeien, den Kaiſer 
und den Fürſten gleichzeitig zu verletzen. Dieſer eifrigen Suche 
wurde jedoch ein plötzliches Ende gemacht, indem der wohl minder 
heilige Grahl, wie in einer Flucht vor der Offentlichkeit, in einer 
Nervenheilanſtalt verſchwand. 

Es ſchien alſo nunmehr kein Zweifel mehr obwalten zu können, 
daß Fürſt Bismarck aufs neue in Ungnade gefallen war. Schmerz 
und Trauer überkam die Vaterlandsfreunde. „Jetzt liegts wie ein 
dumpfer Albdruck auf den Seelen!“ rief das Organ des Bundes der 
Landwirte. „Es iſt nicht gleichgiltig für die Entwicklung des Reiches, 
ob zwiſchen dem Kaiſer und dem Fürſten Vertrauen oder Abneigung 
beſteht“, hieß es an anderen Stellen, denn es liege die Gefahr vor, 
daß das reiche Gut an nationalem Empfinden, welches der Fürſt 
gehäuft habe, dem Kaiſertum und dem monarchiſchen Gedanken ver- 
loren gehe, und daß aus dem Zwieſpalt, in den ohne Wunſch und 
Willen die treueſten Söhne des Vaterlands verſetzt würden, eine tiefe 
Mißſtimmung geboren werde; ſo weit ſei es gekommen, daß überall 
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bis tief in die Kreiſe des Kleinbürgertums die bitterſte Kritik geübt 
werde. Ebenſo hielt der „Hannoverſche Courier“ vom 9. April für 
ausgemacht, daß zwiſchen „dem königlichen Schloß in Berlin und 
Friedrichsruh eine ernſte nachhaltige Verſtimmung“ beſtehe; es wäre 
zwecklos, dieſe Thatſache zu verſchleiern, die Urſache könne aber nur 
in den vorjährigen Enthüllungen über den deutſch-ruſſiſchen Geheim⸗ 
vertrag und ſeine Nichterneuerung liegen; die jetzige Unterlaſſung 
einer kaiſerlichen Ehrung für den Fürſten habe ſo großes Erſtaunen 
hervorgerufen, weil die Hundertjahrfeier ein Staatsakt, die Ent— 
hüllung des von der Nation geſetzten Denkmals eine Regierungs- 
handlung geweſen ſei, daher auch das Reichsamt des Innern die 
Arrangements geleitet habe. Das „Leipziger Tageblatt“ endlich ſprach 
ſich am 18. April mit größter Betrübnis und Bitterkeit aus. Alle Liebe, 
die der erſte Kaiſer hinterlaſſen, ſei ſeinem Enkel entgegengebracht 
worden und jede im Sinne des Volkes vollbrachte That desſelben ſei 
mit freudiger, auch jetzt unverminderter Bereitwilligkeit aufgenommen, 
und dennoch habe ſich infolge mehrerer Vorgänge der Nation eine 
tiefe Beſorgnis wegen der Zukunft bemächtigt; es greife eine Em— 
pfindungsoppoſition im Reiche um ſich, wodurch die natürliche 
Gruppierung der Streiter in den notwendigen politiſchen Kämpfen 
verwirrt und die Sammelpunkte der Getreuen des Kaiſertums unzu— 
gänglich gemacht würden. Was not thue, ſei ein Erſtarken der Selb⸗ 
ſtändigkeit, des Unabhängigkeitsſinnes nationalgeſinnter Männer, 
Tugenden, die ſich am Fürſten Bismarck emporrankten, wie der 
22. März und der 1. April gezeigt habe. 

Unter den 3000 an dieſem Tage in Friedrichsruh ein— 
gegangenen Depeſchen befanden ſich zahlreiche aus den kleinſten Orten 
aller Teile des Reichs; ſie gingen aus von Feſtverſammlungen, 
akademiſchen Körperſchaften, Kollegien von Lehrern und Lehrerinnen, 
Schulen, Geſellſchaften, Gemeinderäten, Kolonialabteilungen, Jung— 
frauenkränzchen, Krieger⸗, Sänger⸗, Sportvereinen, beſonders vielen 
aktiven Militärs, penſionierten und Reſerve-Offizieren, zahlreichen 
Unteroffizierskorps und Beamtenvereinigungen. Sie alle ſprachen 
ſich, neben aller Verehrung, in einem durch das höchſte Vertrauen 
hervorgebrachten fordialen Tone aus. Es war ein buntes Rufen von 
Hurrah, Hoch, Heil, Gutheil, Allheil, Glückauf, Gluͤckzu, Horridoh 
Schlauch und ſogar Gut Holz des Keglers. Was die Telegramme 
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aus dem Auslande betrifft, ſo mögen als Abſendungsſtätten nur 
herausgegriffen werden: Rio de Janeiro, Bahia, Coſta Nica, Jeruſa⸗ 
lem, Pretoria, Valdivia, Peking, Bogota, Mexiko, Göteborg, Riga, 
Bilbao, Barcelona, Orſova, Baltimore, Johannesburg, Theben. In 
den dichteriſchen Zuſendungen kam das Vermiſſen des Fürſten bei 
der Nationalfeier vielfältig zum Ausdruck. Da hieß es z. B. „Kein 
Menſch ſoll uns Dein Bild verdunkeln, Und wär er noch jo hoch ge— 
ſtellt. Im hellſten Glanze wird es funkeln, So lang noch Deutſche 
auf der Welt!“ Eine andere begann mit den Worten „Jubelnd rings 
in deutſchen Landen grüßten wir den alten Herrn. Der am nächſten 
ihm geſtanden, blieb der ſtolzen Feier fern“. Begeiſterungs-, ſehn⸗ 
ſuchts⸗, herzvoll klangen die ſichtlich aus den tiefſten Gefühlen empor⸗ 
geſtiegenen Zurufe. Reichsſchmied, Einiger, Gründer, der wahre, 
große Begründer, der rechte Bauherr, der größte Haudlanger der: 
Weltgeſchichte, Du Einzigſtmann, Du Leewſter, der unerreichte Kapell⸗ 
meiſter im europäiſchen Konzert, Friedensfürſt, größter Kolouialpoli⸗ 
tiker, Vater der Bauern, Schöpfer der Nationalflagge, der erſte 
Maſchiniſt des Reichs, ſcharfäugiger Hüter der ſtolzeſten Güter, 
Lehrmeiſter des Volks wurde der Fürſt vertraulich angeredet. Den 
ihm zum 1. April zugedachten Fackelzug nahm er erſt am 10. Mai 
entgegen, wo er in ſeiner Erwiderungsrede ſeines vor jetzt 50 Jahren 
erfolgten „Eintritts in die parlamentariſche Politik“ gedachte. In 
dieſer langen Zeit habe er viel Liebe und viel Haß erfahren, er be⸗ 
trachte es aber als einen Vorteil des Alters, daß man gegen Haß, 
Beleidigungen, Verleumdungen gleichgiltig, während die Empfänglich⸗ 
keit für Liebe und Wohlwollen ſtärker werde. Den Eindruck der in 
Friedrichsruh erhaltenen Beweiſe der Liebe ſeiner Landsleute werde 
er aus dieſem Leben mitnehmen, wenn er es verlaſſe. 

Nach dieſem Verlaufe patriotiſcher Feſte ging's wieder an die 
ſaure Tagesarbeit und an die weitere Auskämpfung der politiſchen 
Gegensätze, die in ungeſchwächtem Maße aufs neue hervortraten. 
Zunächſt in betreff der Forderungen für die Marine. Denn es 
ſtand ja eine nochmalige Entſcheidung hierüber bei der dritten Leſung 
des Etats im Reichstage bevor. Auf Seiten der gemäßigten Par⸗ 
teien hörte man wohl, der Gegenſatz zwiſchen den bei der National- 
feier wieder lebendig gewordenen Erinnerungen und der traurigen 
Gegenwart, wie ſie durch die Marinebeſchlüſſe des Reichstags zum 
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gemeinverſtändlichen Ausdruck gebracht worden, ſei allzu klaffend, als 
daß nicht der patriotiſche Unmut in vielen Tauſenden deutſcher Herzen 
hell auflodern ſollte; aber, nüchtern betrachtet, könne man an der 
ferneren geſchloſſenen Haltung der entſcheidenden Centrumsfraktion 
nicht zweifeln, die ja verſichert habe, nicht aus Handelsleuten zu be 
ſtehen und nicht um Schiffe Jeſuiten einkaufen zu wollen, freilich aus 
dem einfachen Grunde, weil es dieſen Preis nicht gab; man glaubte, 
ſie wolle bloß herrſchen im deutſchen Reiche, Machtproben ablegen, 
wozu ſelbſt eine ſo große Angelegenheit wie die Flotte herhalten 
müſſe. Von anderer Seite wurde verſichert, das ganze Geheimnis 
dieſer Haltung des Centrums beſtehe darin, daß es durch Zuſtimmung 
zu Ausgaben, welche die Notwendigkeit einer Vermehrung der Reichs⸗ 
ſteuern nach ſich zu ziehen drohten, ſich die breite demokratiſche 
Schicht entfremden würde, auf welche es ſich mehr und mehr ge— 
gründet, und daß dies mit Sicherheit den Zerfall der Partei herbei— 
führen würde. In der That riefen die Organe des Centrums alle 
Mann herbei; auf Seiten ſeiner freiſinnigen Genoſſen zeigte ſich 
zwar eine entfernte Geneigtheit, den Marineforderungen noch zuzu— 
ſtimmen, aber nur unter der ausgeſprochenen Bedingung, daß der 
Reichskanzler „dem Fortſchritt hold“ werde; denn es genüge nicht, 
daß er, wie man wohl glauben wolle, aller Reaktion abgeneigt ſei; 
ſondern er müſſe, ſtatt mit Gedenkhallen und Automatengeſetzen, mit 
Vorlagen kommen, die dem Geiſte der Zeit eutſprechen; dann würde 
er bald eine Mehrheit hinter ſich haben. In Verbindung damit 
wagte ſich die Behauptung hervor, der vorige Reichskanzler habe ein⸗ 
mal den Fortſchrittsmann Richter als Staatsſekretär des Reichs⸗ 
ſchatzamts ins Auge gefaßt. 

In der vom 26. bis 29. März ftattfindenden dritten Etats⸗ 
beratung des Reichstags verſicherte zum Marineetat Lieber— 
mann (dtſchſoz. Refp.), daß die Mehrheit der Abgeordneten nicht 
die des Volks hinter ſich habe, daß die Flottenpläne die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Volks nicht überſtiegen und daß jedenfalls das heran— 
wachſende Geſchlecht opfermutig dieſe Laſten auf ſich nehmen werde. 
Förſter (dtſchſoz. Refp.) betonte ſogar, eine Großmacht wie Deutſch⸗ 
land müſſe Weltpolitik treiben, und da befinde man ſich bezüglich der 
Beſchaffung neuer Schiffe geradezu in einer Notlage. Endlich legte 
der Staatsſekretär Hollmann nochmals einige günſtige Worte für 
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die geforderten Kreuzer ein: Prinz Friedrich Karl habe 1878 geſagt, 
in der Marine liege die Zukunft des Reichs, ſie müſſe uns die vom 
Landheere geſchaffene Lage feſthalten. Es half aber alles nichts, die 
Kreuzer wurden aufs neue abgelehnt. 

Darob großer Jubel auf ſozialdemokratiſcher und Triumph 
auf Seiten der Centrumspartei. „In den Grund gebohrt“, 
frohlockte der „Vorwärts“, „iſt die deutſche Zukunftsflotte, die jahre⸗ 
lang in dem uferloſen Wolkenkuckucksheim der chriſtlich⸗germaniſchen 
Welt⸗ und Nebelpolitik herumſchwamm“, weil ſie den nationalen 
Intereſſen ebenſo ſchroff widerſpreche wie dem nationalen Empfinden. 
Und die katholiſche „Köln. Volks-Ztg.“ äußerte: „Was iſt nun aus 
dieſer mit jo großem Elan begonnenen Marine-Affäre geblieben? 
Unluſt, Vermehrung der Verſtimmung, Zuſpitzung des Ver- 
hältniſſes zwiſchen Centrum und Reichsregierung und Erſchwerung 
der Fortführung der Geſchäfte; alles das hätte man ſich überlegen 
ſollen, ehe man dieſe Affäre anfing, und das Centrum hätte man 
doch füglich ſchon vorher kennen dürfen; die Marine⸗Enthuſiaſten und 
die deutſchen Weltpolitik⸗Phantaſten haben eine jämmerliche Rolle ge⸗ 
ſpielt.“ Die Rolle und die Beweggründe der Centrumsfraktion 
wurden jedoch in der Preſſe der Parteien der Reichstagsminderheit 
anders aufgefaßt; es habe, hieß es hier, der Anlaß mißbraucht 
werden ſollen, um eine beſtimmte Stelle die Macht des Centrums 
fühlen zu laſſen; wie eine Drohung habe die Außerung von deſſen 
Wortführer Lieber geklungen, das Centrum werde ſeinen Mantel 
niemals nach dem Sturme, ſondern nur nach der Sonne drehen. Es iſt 
und bleibt, hieß es in der Berliner „Börſen⸗Ztg.“, ein unnatürlicher 
Zuſtand, daß die drei- bis viermal ſtärkere proteſtantiſche Be⸗ 
völkerung des proteſtantiſchen Kaiſerreichs von der katholiſchen Minder⸗ 
heit majoriſirt wird. Die Frage, wo das hinaus wolle, wurde 
namentlich in nationalliberalen Blättern behandelt. Da hieß es u. 
a.: „Drei Tage lang haben wir in rauſchenden Feſten das Andenken 
Wilhelms J. gefeiert; überall Worte und keine Thaten“; die That 
liege nur auf Seiten der Reichstagsmehrheit; die negierenden Parteien, 
ſagten die „Berliner Neuſte Nachr.“, ſind bei uns die regierenden ge⸗ 
worden und fie treten mit um jo größerer Rückſichtsloſigkeit auf, als fie 
genau wiſſen, daß ſie es ungeſtraft thun können“; denn zur Auflöſung 
des Reichstags könne die Regierung ſich wegen des unſicheren 
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Erfolges nicht entſchließen. An ſolche Betrachtungen reihten ſich an⸗ 
zügliche Bemerkungen, wie dieſe: War aber Friedrich d. Gr. des 
Erfolges ſicherer, als er die ſchleſiſchen Kriege begann, oder Wilhelm J., 
als er nach Böhmen und an den Rhein zog? Unverblümter fragten 
Blätter, wie z. B. die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Ztg.“ in Eſſen, ob nicht 
endlich der große Augenblick nahe, in dem ſich erweiſen müſſe, ob 
Wilhelm II. verſuchen werde, in die Fußſtapfen Kaiſer Wilhelms I. 
zu treten und die moraliſche Verantwortung für die Flottenreorgani— 
ſation auch gegen den Willen des Volks zu übernehmen? Warum 
werde nicht wenigſtens das einfachſte Mittel ergriffen, die Auflöſung 
des Reichstags? Keine beſſere Wahlparole werde es geben, als 
„Für die deutſche Kriegeflotte!“ Selbſt ein Blatt wie der 
„Schwäbiſche Merkur“ in Stuttgart warf die Frage auf: „Soll 
und kann die Regierung die Niederlage, welche ſie mit voller Wucht 
trifft, ruhig hinnehmen, nachdem ſie die Bewilligung der in Rede 
ſtehenden Forderungen mit allem Nachdruck als eine Lebensfrage 
unſerer nationalen Zukunft Hingeftellt hat?“ In dieſem Ideen-Zu— 
ſammenhange wagte ſich der Gedanke vom Nahen eines beſonderen 
Planes hervor, als Ende März dem Staatsſekretär Admiral Holl— 
mann ein längerer Urlaub erteilt und der Chef der oſtaſiatiſchen 
Kreuzer⸗Diviſion, Kontre-Admiral Tirpitz, in einer Weiſe zu ſeiner 
Vertretung beſtellt wurde, daß man darin den Nachfolger erblicken 
mußte. Wenigſtens wurde gleichzeitig an die Stelle Tirpitz's, der 
ſchon lange als organiſatoriſche Kraft erſten Ranges gelten ſollte, 
der Kontre-Admiral v. Diedrichs ernannt. Der Name Tirpitz galt 
mehrſeitig als Bürgſchaft für eine energiſche Aufrechterhaltung des 
Marineprogramms, der „Konflikt“ galt für aufgeſchoben, und es 
mußte ſich bei den nächſtjährigen Reichstagswahlen herausſtellen, ob 
das Centrum ſeines „See-⸗Siegs“ froh werden würde. 

Wenn es noch eines Zeichens bedurft hätte, daß die Regierung 
dieſe Marinefrage nicht etwa verſumpfen, ſondern bei erſter 
günſtiger Gelegenheit aufs neue in den Vordergrund zu ſchieben ge- 
denke, ſo konnte es darin gefunden werden, daß der Kaiſer am 27. 
April durch den Korreſpondenz⸗Sekretär feiner Schatull⸗Verwaltung, 
Geh. Reg.⸗Rat Mießner, an die Magiſtrate der preußiſchen 
Städte eine von ihm ſelbſt angefertigte vergleichende Marine— 
Tabelle überſenden ließ, welche die Flottenverhältniſſe des Reichs 
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von 1886 und 1896 veranſchaulichte. Aus der „Einſt und jetzt“ 
überſchriebenen Tabelle ging hervor, daß das Reich damals 27 
Schiffe mit 343 Geſchützen hatte, während ihm jetzt nur 14 Schiffe 
mit 168 Geſchützen zur Verfügung ſtehen, insbeſondere, daß die ge— 
ſamte Kreuzerflotte des Jahres 1886 allmählich aus der Liſte für 
den auswärtigen Dienſt ohne jeden Erſatz verſchwunden, mit dieſem 
vielmehr erſt im vorigen Jahre begonnen iſt. Zu dieſer unbeſtreit⸗ 
bar rein fachlichen Darſtellung warf die „Freiſinnige Ztg.“ die Frage 
auf, was der Geh. Rat Mießner mit dieſer Wiederaufnahme der 
„Agitation für die Flottenvermehrung“ bezwecke. In gleichem Sinne 
fragte die demokratiſche „Frankfurter Ztg.“, wie man dazu komme, 
mit politiſchen Dingen die Magiſtrate zu behelligen, die doch nach 
früheren Miniſterial⸗Entſcheidungen als Kommunalbehörden keine 
Politik treiben dürften. Andererſeits nahm die ſog. Bismarckpreſſe 
Anlaß, das kaiſerliche Rundſchreiben als „beredte Anklageſchrift gegen 
den neuen Kurs“ und als Ruhmeslied der Amtsführung des erſten 
Kanzlers zu bezeichnen, der nicht aus Rückſichten bequemerer Führung 
der parlamentariſchen Geſchäfte nach ſchwächlichem Kampfe die Zipfel⸗ 
mütze über die Ohren gezogen und ſich zu Bette gelegt habe, „wie 
es andere gethan“. 

Faſt gleichzeitig mit der Nachricht über die kaiſerliche Verſendung 
der Marinetabellen an die Städte, wurde in der gefamten Preſſe 
folgende Nachricht der „Leipziger Neuſten Nachr.“ verbreitet: Als 
der Kontre⸗Admiral Prinz Heinrich vom Kaiſer den Befehl er— 
halten habe, ihn beim Regierungsjubiläum der Königin von England 
zu vertreten, habe er die Mannſchaft ſeines Flaggenſchiffs „König 
Wilhelm“ antreten und ihr eine Depeſche verleſen laſſen, in 
welcher der Kaiſer ſage, er bedauere, daß er zu der Feier kein beſſeres 
Schiff als jenes zur Verfügung ſtellen könne, während andere Staaten 
mit ihren neuſten, ſtattlichſten Kriegsſchiffen glänzen würden. Dies 
ſei die traurige Folge des Verhaltens jener vaterlandsloſen Ge— 
ſellen, welche die Beſchaffung der für das deutſche Reich notwendigſten 
Kriegsſchiffe zu hintertreiben wüßten. Er werde aber nicht raſten in 
dem Beſtreben, ſeine Marine auf die gleiche Höhe zu bringen, deren 
ſich die Armee erfreue. Ein Berliner Blatt beſtritt dieſen Wortlaut 
der Depeſche mit der Verſicherung, es ſei nur das Bedauern aus⸗ 
geſprochen worden, nicht ein modernes Schiff ſenden zu können. 
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Die Preſſe geriet in große Aufregung über dieſe angeblichen 
Außerungen. Auf einer Seite hielt man es für ganz unmöglich, daß 
der Kaiſer ſich in dieſer oder einer ähnlichen Weiſe geäußert haben 
könne, weil es in Widerſpruch mit den Thatſachen ſtehen und eine 
Beleidigung des Reichstags enthalten würde; dieſer habe auch keinen 
Panzer abgelehnt, es ſeien deren vier neue vorhanden, mithin ſei es 
keineswegs notwendig, den 32-jährigen „König Wilhelm“ nach England 
zu ſenden, und um ſo weniger, als gerade für Repräſentationszwecke 
die „Hohenzollern“ erbaut worden ſei; jedenfalls laſſe ſich über die 
Richtigkeit der Anſchauungen über den Wert der Marine für Deutſch⸗ 
land ſtreiten, die amtlichen Denkſchriften der Marineverwaltung 
ſtänden mit einander in Widerſpruch und es laſſe ſich doch nicht be⸗ 
haupten, daß die Mitglieder der Reichstagsmehrheit gegen ihre Über- 
zeugung geſtimmt hätten. Ein anderer Teil der Preſſe zeigte ſich 
höchſt aufgebracht darüber, daß das Volk dem Kaiſer nicht an die 
Hand gehe, und es wurde gefragt, wie es nur möglich ſei, daß Kaiſer 
und Volk, die doch dasſelbe wollten, nicht dasſelbe beſchlöſſen. Und 
nun kam, wie ſchon bei früheren Gelegenheiten, ein nervöſes Drängen 
nach amtlicher Veröffentlichung des Wortlauts jener Depeſche. Der 
Einwand, daß es ſich um eine Korreſpondenz mit einem königlichen 
Prinzen handele oder daß deren Verleſung an Bord eines Kriegs— 
ſchiffs keinen öffentlichen Vorgang bilde, ſollten in unſerer Zeit der 
Offentlichkeit nichts gelten, die Sache müſſe im Reichstage zur Sprache 
gebracht werden. Manche meinten aber doch, bei ruhiger Überlegung 
könne man es gar nicht verwunderlich finden, wenn der Kaiſer ſeinem 
Unwillen wirklich einen ſtarken Ausdruck verliehen hätte; genieße denn 
dieſer Reichstag überhaupt noch Achtung? Kein Wunder, wenn die 
Nation ſich von ihm abwende und wenn ein ſtarker Wille nichts von 
dieſer Art von Volksvertretung mehr erwarte; es hätte ſich eher ſchon 
längſt erwarten laſſen, daß der Monarch feinem Unmute über die 
Verſagung deſſen, was ihm am meiſten am Herzen liege, in irgend 
einer Weiſe Luft mache. Eine amtliche Richtigſtellung erfolgte ſchließlich 
nicht, die freiſinnige Preſſe erging ſich aus dieſem Anlaſſe in den 
düſterſten Betrachtungen über die geſamte innere Lage und in 
der Vorausſagung radikalen Ausfalls der nächſtjährigen Wahlen, 
während das Hauptorgan der Centrumspartei, die von ihrem Führer 
Lieber im November v. Is. als Schutztruppe des Kaiſers hingeſtellt 


Dritte Beratung des Reichstags über den Etat. 85 


war, unter dem Vorgeben einer ungenügenden Preßfreiheit ſich der 
Beſprechung der Sache entzog. 

Außer den Marinefragen beſchäftigten den Reichstag bei der 
dritten Leſung des Etats nur wenige Gegenſtände. Ein Antrag auf 
Gewährung von Tagegeldern für die Reichstagsabgeordneten wurde 
mit 179 gegen 49 Stimmen angenommen, während gleichzeitig der 
ſchwache Beſuch des preußiſchen Abgeordnetenhauſes den Beweis zu 
liefern ſchien, daß auch dieſes Mittel nicht vor ſtändiger Verödung 
der Parlamente ſchütze. Zum Etat des Auswärtigen Amts er— 
hoben Bebel (ſoz.) und Liebknecht (ſoz.) Beſchwerden wegen 
grauſamer Behandlung eines in Barcelona verhafteten deutſchen 
Anarchiſten; Staatsſekretär v. Marſchall wies jedoch nach, daß 
unſere Regierung ſich dieſes Mannes, eines deutſchen Deſerteurs, 
angenommen habe und daß von Tortur gegen ihn und feine Ge- 
noſſen keine Rede ſein könne. Als die Budgetkommiſſion zum Etat 
des württemberg'ſchen Kontingents eine Erklärung für Unter⸗ 
bringung der zwei neuen württemberg'ſchen Infanterie-Regimenter in 
Weingarten ftatt in Ulm beantragte, legte der württemberg'ſche Kriegs⸗ 
miniſter Schott v. Schottenftein unter humoriſtiſchen Wendungen 
dar, daß aus Verwaltungsrückſichten dem Wunſche nicht nachgegeben 
werden könne. Damit kam er jedoch übel an beim Centrumsführer 
Lieber, der unter der Darſtellung, daß es ſich nunmehr um eine 
hochpolitiſche Angelegenheit, um die Berückſichtigung der Reichstags⸗ 
beſchlüſſe, handele, der beantragten Erklärung zum Siege verhalf. 

Der am 29. März vom Reichstag endgültig genehmigte Etat wies in 
Einnahme und Ausgabe 1 307 576039 Mark auf. Daran ſchloß ſich 
im April und Mai die Genehmigung von drei Nachtragsetats. 
Der erſte betraf die Mittel für Zwecke der Verwaltung des Reichs- 
heeres, nämlich für Einführung des Schnell-Ladegeſchützes, trag⸗ 
barer Schützengräben und der Schießlanze als Einheitswaffe 
der Kavallerie. Bei der Beratung hierüber ſuchte Bebel (ſoz.) die 
Ablehnung ſeitens ſeiner Partei mit dem oben erwähnten angeblichen 
kaiſerlichen Ausſpruche zu begründen. Der zweite Nachtragsetat enthielt 
61000 Mark für Vermehrung des Perſonals beim Reichsver— 
ſicherungsamt und 100000 Mark für die Beteiligung des Reichs 
an der Pariſer Weltausſtellung; der dritte Nachtragsetat betraf 
60000 M. zur Verſtärkung des Vergütungsfonds des Auswärtigen Amts. 
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Die allgemeinen Betrachtungen über Vorgänge in der inneren 
Politik hatten bereits mehrfach damit geendet, daß ſich die Folgen bei 
den nächſtjährigen Parlamentswahlen zeigen würden, von denen ein 
Teil der vielen Unzufriedenen eine gründliche Umwandlung der Lage 
erhoffte, der andere befürchtete. Daß ein gedeihlicheres Zuſammen⸗ 
wirken von Regierung und Volksvertretung erſt von der Bildung 
einer großen, echt national geſinnten Mehrheit des Reichs— 
tags zu erwarten ſtehe, lag zwar auf der Hand und wurde auch 
von allen Seiten zugegeben; es unterblieben aber fortwährend alle 
hierzu nötigen Vorbereitungen der Parteien. Auf freiſinniger 
Seite wurde ſchon im Januar ein Verſuch angeſtellt, wenigſtens 
beide Parteien dieſer Richtung einander näher zu bringen. Der 
geſchäftsführende Ausſchuß des „Wahlvereins der Liberalen“ oder der 
„Freiſinnigen Vereinigung“ wandte ſich an den der „Frei- 
ſinnigen Volkspartei“, um eine Klärung mit Rückſicht auf den 
bevorſtehenden ſchweren Reichstagswahlkampf herbeizuführen, da eine 
rechtzeitige Verſtändigung über die aufzuſtellenden Kandidaten „an- 
geſichts der Gefahr, mit welcher die extrem-agrariſche Agitation unſer 
öffentliches Leben bedroht“, ein dringendes Gebot ſei. Es wurde da— 
her eine Verſtändigung auf Grundlage der Aufrechthaltung des gegen— 
wärtigen Fraktionsbeſitzſtandes vorgeſchlagen. Die Geſchäftsleitung 
der Freiſinnigen Volkspartei, vertreten durch den Abg. Richter, 
machte jedoch Schwierigkeiten; es ſei „ſtets“ ihr oberſter Grundſatz, 
die freien Entſchließungen der Wähler als maßgebend anzuſehen, nicht 
ihnen durch ſolche Abkommen vorzugreifen, nicht von oben herab zu 
dekretieren, von unten herauf müßten die Entſchließungen ſich auf- 
bauen. Im übrigen ſchien aus der ablehnenden Antwort die Be⸗ 
ſorgnis hervorzugehen, auf jene Weiſe Mandate am Ende an die 
Bruderfraktion zu verlieren. In einem Teile der Preſſe der Frei- 
ſinnigen Volkspartei wurde „dieſer Streit um drei oder vier Man⸗ 
date“ für allzu kleinlich gehalten; es könne dadurch die Thatkraft des 
Bürgertums gelähmt werden und man würde an der Zukunft ver⸗ 
zweifeln, wenn die Linke nicht einmal unter ſich einig werden könne; 
ihr Hader um ein halbes Dutzend Mandate könne ein halbes oder 
ganzes Hundert anderer Mandate koſten. Nun wurde von dritter 
Seite eingeworfen, ohne Heranziehung der gemäßigt Liberalen 
würde für die liberale Sache überhaupt nichts erzielt werden können, 
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eine Auffaſſung, welcher jedoch die Thatſache entgegenſtand, daß die 
beiden äußerſten Flügel der Liberalen ſchon längſt ſich gegenſeitig 
nicht mehr als Liberale anerkannten. Die Freiſinnige Vereinigung 
ſetzte trotz der Richter'ſchen Ablehnung ihren Annäherungsverſuch fort 
und betonte vor allem, daß infolge dieſes Streits in einer Reihe von 
Wahlkreiſen Konflikte entſtehen und infolgedeſſen beiden freiſinnigen 
Richtungen Mandate verloren gehen würden. Endlich kam es am 19. Fe⸗ 
bruar zu einer Beſprechung zwiſchen den Vertrauensmännern beider Rich⸗ 
tungen; fie endete jedoch ausſichtslos, weil die Männer der ſchärferen 
Tonart eine gemeinſame allgemeine Erklärung rundweg ablehnten, 
und die Herren von der milderen Richtung von einer vorgeſchlagenen 
provinzenweiſen Erörterung der Verhältniſſe der Wahlkreiſe nur eine 
Verſchärfung der etwa vorhandenen Gegenſätze beſorgten. Dieſer 
Erfolg, meinte nunmehr die Richter'ſche „Freiſinnige Ztg.“, ſei 
leider bereits jetzt, und zwar „gerade durch das ganze Vorgehen der 
Freiſinnigen Vereinigung“ eingetreten; das Organ der letztern, das 
„Reichsblatt“ aber ſagte pikiert „Herr Richter will nicht; nun, 
dann läßt ers eben bleiben; die Verantwortung haben die Leute zu 
tragen, welche, als es noch Zeit war, das Mahnwort zur Einigkeit 
nicht ſprechen und nicht hören wollten“. Der ganze Verſtändigungs⸗ 
verſuch hatte alſo nur zu einer noch weiteren Trennung der feind⸗ 
lichen Brüder geführt, deren Gegner daher von einer „Auseinander- 
verſtändigungs-Aktion“ derſelben ſprachen. Zum Schluß kam 
der Abg. Barth am 21. Februar in einer großen Verſammlung von 
„Liberalen“ zu Greifswald auf die Theorie zurück, welcher die 
That ſo kläglich verſagt hatte, nämlich, daß die einzelnen Gruppen 
der Liberalen das, was ſie trennt, bei Seite ſtellen und nur auf das, 
was ſie einige, ſehen müßten; im übrigen ſuchte er allen Haß beider 
Fraktionen gegen „die Agrardemagogen, eine Beunlenpeſt, gefahr⸗ 
bringender als die Influenza“, abzulenken. 

Eine zweite für die nächſten Wahlen wichtige Wendung wurde 
vorübergehend für möglich gehalten, nämlich eine bis zur Auflöſung 
der nationalliberalen Partei gehende Annäherung derſelben an 
die Agrarier. Es waren allerdings einige ſeltſame Dinge in dieſer 
Richtung vorgekommen; aber es zeigte ſich anfangs Mai, daß Ver⸗ 
ſtändigungsverſuche, welche lediglich in der Provinz Hannover 
zwiſchen beiderſeitigen Vertrauensmännern vorgekommen und überdies 
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geſcheitert waren, von Gegnern, namentlich auf freiſinniger Seite, 
vorzeitig und grundlos Übertreibung und Verallgemeinerung erfahren 
hatten. Die „Voſſiſche Ztg.“ konnte ſomit ihre am 23. April be⸗ 
gonnene Verhöhnung der Nationalliberalen, die Behauptungen vom 
angeblichen Wahlbündnis der Partei v. Bennigſens mit denen, 
welche einſt geſagt hatten, dieſer Herr und andere könnten ihnen 
„ſchnuppe ſein oder ſonſt was“, nicht fortſetzen. 

Ein auf die nächſten Wahlen bezüglicher geſunder, aber ver- 
einzelter Vorgang war zu erblicken in einer am 6. März zu Mörs 
in der Rheinprovinz ſtattgehabten vorbildlichen Verſammlung 
nationaler Parteien d. h. von Wählern der konſervativen, der 
freikonſervativen, der nationalliberalen Partei und des Bundes der 
Landwirte. In der That trat hier nur hervor, was die nationalen 
Parteien einigt. Man erkannte an, daß der Hauptgrund der Not 
der Landwirtſchaft in der durch die Dampfkraft erleichterten Einfuhr 
ausländiſchen Getreides liege, war aber weit entfernt, Getreide⸗ 
monopol, Antrag Kanitz und Beſeitigung der Handelsverträge zu ver⸗ 
langen; die Parole für die Reichstagswahlen wollte man dagegen in 
einer Verſtändigung zwiſchen Induſtrie, Handel und Landwirtſchaft 
über dieſe Verträge, ſowie in Bekämpfung der Sozialdemokratie, der 
polniſchen wie der däniſchen Bewegung finden. Vielleicht veranlaßt 
durch die Vorgänge in dieſer Verſammlung, ſtellten die „Hamburger 
Nachrichten“, das Blatt, dem fortwährend nähere Beziehungen zum 
Fürſten Bismarck nachgeſagt wurden, den Plan eines „Kartells 
der produktiven Stände“ auf. Es liege durchaus im Intereſſe 
aller Produzenten, ſich zu vereinigen, um denjenigen Einfluß auf die 
Geſetzgebung zu erlangen, der ihnen gebühre und den ſie jetzt wegen 
ihrer Uneinigkeit und deshalb nicht beſäßen, weil im Parlamente fo 
viele Leute das große Wort führten, die an der nationalen Arbeit 
nicht beteiligt ſeien, und weil dort Fraktionsintereſſen den Ausſchlag 
gäben, die alles andere, nur nicht der Ausdruck der Bedürfniſſe des 
praktiſchen Lebens unſeres Volkes wären. 

Von der konſervativen Partei als ſolcher ließ ſich ſchon nach 
dem, was bereits oben (S. 69) von ihr geſagt wurde, nichts ernſt— 
liches im Sinne eines Zuſammenſchluſſes der nationalen Parteien 
erwarten. Nicht bloß hatte ſie die begonnene Abſchwenkung von den 
Agrariern wieder aufgegeben, ſondern ſie geriet aus Anlaß der am 
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8. April im Reichstagswahlbezirke Torgau-Liebenwerda ſtatt— 
gehabten Erſatzwahl in Streit mit den Alt-Chriſtlich-Sozialen, 
fo daß fie den von ihr beim vorjährigen Ausſcheiden des Hof- 
predigers a. D. Stöcker verkündigten Grundſatz, zwar getrennt von 
dieſer Partei marſchieren, aber vereint mit ihr ſchlagen zu wollen, 
ſchon bei dieſem erſten Anwendungsfalle wieder aufgab. An dem 
glänzenden Siege des freiſinnigen Kandidaten Knörcke gab das 
Stöcker'ſche „Volk“ den Konfervativen die Schuld, weil fie ſich vom 
falſchen Liberalismus hätten umſtricken laſſen. Hierunter verſtand 
das Blatt ſchon bloß das Einſtehen der Konſervativen für den frei— 
konſervativen Kandidaten Buſſenius in Torgau. Freilich war dieſer 
ein Agrarier; deren Organ ſchob die Schuld an dieſem Wahlausfall 
der Regierung zu, „gegen die nun einmal ein tiefer, im Herzen 
ſitzender Unmut“ begründet ſei. Auf freiſinniger Seite hieß es da⸗ 
gegen, dieſen Sieg verdanke die freiſinnige Wählerſchaft ſich ſelbſt, 
nicht unnatürlichen Bündniſſen, und er ſei überhaupt das Zeichen 
eines allgemeinen „Zuges nach links“, ſodaß das liberale Bürger— 
tum mit der beſten Ausſicht den allgemeinen Wahlen entgegen gehen 
könne. Allerdings ging durch dieſen „Torgauer Marſch nach links“ 
den Konſervativen, neben Plauen, Kolberg, Halle, Löwenberg, Schlett⸗ 
ſtadt und Mörs, in kurzer Zeit das ſiebente Reichstagsmandat an 
minder rechts ſtehende Richtungen verloren. 

Auf die Centrumspartei war bezüglich eines Parteien-Zu⸗ 
ſammenſchluſſes am wenigſten zu rechnen. Ihre Anhänger ſtimmten 
anfangs April bei der Reichstags⸗Erſatzwahl im Bezirke Schwetz 
für den hierdurch zum Siege über den deutſchen Kandidaten gelangten 
Polen Saß⸗Jaworski, wie von dem Centrumsblatte „Schleſiſche 
Volks⸗Ztg.“ zugegeben wurde. Die Gefährlichkeit dieſes Spiels trat 
recht deutlich darin hervor, daß polniſche Arbeiter, die erhitzt 
von der Wahl zurückkehrten, den deutſchen Lehrer Grütter aus 
Luſchkowko auf der Eiſenbahnfahrt von Schwetz nach Terespol 
töteten, und daß der „Oredownik“ dieſen Wahlſieg als „Illuſtration 
der elementaren Bewegung“ feierte, welche jetzt das ganze polniſche 
Volk von Putzig bis Myslowitz durchwühle. Man müſſe, ſagte das 
Blatt weiter, ſich mit der Thatſache zufrieden geben, daß das 
nationale Erwachen des polniſchen Volkes unter preußiſchem Szepter 
auf organiſchem Wege vor ſich gehe. Vor allem aber kündigte die 
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katholiſche „Köln. Volks⸗Ztg.“ am 9. April ein „noch ſachlicheres 
Auftreten“ des Centrums im Reichstage und damit die Herbeiführung 
einer Verſchärfung des Gegenſatzes zur Regierung an; die Zeit ſei 
vorbei, wo die Reichstagsmehrheit geneigt ſei, „beſondere Opfer zu 
bringen, um die Weiterführung der Reichskanzlerſchaft des Fürſten 
Hohenlohe oder irgend eines ſonſtigen Reichskanzlers zu ermöglichen“; 
die Verantwortung dafür falle auf die Inſtanzen, welche es nicht 
verſtanden hätten, das bisherige große Entgegenkommen des Centrums 
zu verſtehen und zu würdigen. Das Ergebnis dieſer Umſchau über 
die Haltung der Parteien beſtand alſo darin, daß nirgends ſich die 
Ausſicht auf einen Zuſammenſchluß nationalgeſinnter Parteien 
für die nächſten Reichstagswahlen eröffnete, ſondern daß faſt jede 
nur darauf ausging, wie bisher, den anderen möglichſt viele Vor⸗ 
teile wegzuſchnappen. 

Die nächſten politiſchen Vorgänge drehten ſich wieder um die 
Verhandlungen der großen Parlamente. Im Reichstage wieder— 
holten die Polen am 29. und 30. März die Klagen, mit denen 
ſie bereits im preußiſchen Abgeordnetenhauſe gründlich abgewieſen 
waren. Wie ſchon dort, waren es beſonders v. Czarlinski und 
v. Jazd zewski, welche in der wegen Gebrauchs der polniſchen 
Sprache ſtattgehabten Auflöſung von Verſammlungen Rechts— 
verletzungen erblickten. Hiergegen blieb dem Staatsſekretär v. 
Boetticher nur übrig, die im Abgeordnetenhauſe ertheilten Ant— 
worten zu wiederholen und auf die vom preußiſchen Miniſter des 
Innern gegebenen Anweiſungen zu verweiſen. Unterſtützung fanden 
die Polen von den Mitgliedern der freiſinnigen Volkspartei, Pachnicke 
und Lenzmann. Erſterer brachte vor, daß kürzlich in Hinterpommern 
bäuerliche Verſammlungen in jeder Weiſe erſchwert und daß damit 
unnötig Aufregung hervorgerufen ſei; das ſei nicht die Art, wie man 
zu germaniſieren habe. Lenzmann hielt ein Reichsvereins- und 
Verſammlungsrecht für nötig, bezüglich deſſen die Regierungen 
ihr Verſprechen nicht erfüllt hätten. Dieſen Vorwurf wies der 
Staatsſekretär v. Boetticher mit dem Bemerken zurück, daß er ſich 
doch nur gegen die preußiſche Regierung richten könne, dieſe aber 
nicht treffe, da ſie ſich ſoeben mit Fertigſtellung eines Geſetzes zur 
Beſeitigung des die Verbindung der politiſchen Vereine unter ein⸗ 
ander verbietenden § 8 des Vereinsgeſetzes beſchäftige. 
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Nachdem der Reichstag ſodann am 2. April einen Antrag von 
Liebermann (d. Refp.) für Wiedereinführung der konfeſſionellen 
Eidesformel angenommen hatte, beſchäftigte er ſich am 2. und 3. 
April mit dem von der Centrumsfraktion abermals eingebrachten 
Antrage auf Aufhebung des Jeſuiten-Ausweiſungs-Geſetzes von 
1872. Dabei ereignete ſich das Merkwürdige, daß von konſervativer 
und von freiſinniger Seite, vom Grafen Limburg-Stirum und 
Rickert, beantragt wurde, nur den § 2, alſo die Beſtimmung auf⸗ 
zuheben, wonach ausländiſche Jeſuiten aus dem Reichsgebiete ausge⸗ 
wieſen, inländiſchen aber Aufenthalts beſchränkungen innerhalb des 
Reichsgebiets auferlegt werden können. Namens des Centrums be⸗ 
ſtanden zwar Graf Hompeſch und Lieber auf der Abſchaffung 
des ganzen Geſetzes, ſie erklärten ſich aber mit jenem Antrage als 
einer Abſchlagszahlung dankbar einverſtanden. Rickert meinte, § 2 
habe für die katholiſche Bevölkerung entſchieden etwas Verletzendes. 
Bei der Abſtimmung wurde nicht nur der Hauptantrag, und zwar 
gegen die Stimmen der beiden konſervativen Parteien, der National⸗ 
liberalen und einiger Freiſinnigen, ſondern auch der Antrag auf Auf⸗ 
hebung nur des $ 2 angenommen. Über dieſe Beſchlüſſe frohlockten 
die Anhänger der Centrumspartei, während ſich auf anderen Seiten 
großes Bedauern zeigte; es fehle, hieß es hier, dem Meſſer der Stiel, 
falls der Bundesrat letzteren Beſchluß annehmen ſollte, denn es 
bleibe alsdann zwar der Jeſuitenorden vom Reichsgebiete ausgeſchloſſen 
und die Errichtung von Niederlaſſungen unterſagt, aber die Jeſuiten 
ſelbſt würden zugelaſſen ſein und könnten dann wegen Verſtoßes 
gegen §1 nicht mehr ausgewieſen oder interniert, § 1 ſelbſt aber würde 
wirkungslos oder zu einer Quelle fortwährender Streitigkeiten werden, 
in welchen der Staat eine geradezu lächerliche Figur ſpiele. An 
ſolche Urteile knüpften ſich ſodann in der Preſſe noch einmal ein⸗ 
gehende Darlegungen der friedenſtörenden Natur der Jeſuiten und 
ihrer ſtiftungsmäßigen Aufgabe des Kampfes gegen die evangeliſche 
Kirche. Die Münchener „Allgemeine Ztg.“ ſah in den Beſchlüſſen 
ein neues Zeichen der „Centrumsherrſchaft“ und der Widerftande- 
loſigkeit des Reichstags gegen eine wehrloſe Auslieferung des Staats 
an eine herrſchbegierige Kleriſei, gleichwie der ganze Reichsgedanke 
nicht mehr im Parlamente, ſondern in den Fürſten ſeine 
feſteſte Stütze habe. Große Verwunderung hörte man ferner über 
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die Abſtimmung eines Teiles der Nationalliberalen für Aufhebung 
des § 2, während bis dahin gerade dieſe Partei am entſchiedenſten 
ultramontanen Gelüſten gegenübergetreten ſei. Hr. v. Bennigſen 
habe allerdings ſchon bei der Beratung des Reichstags vom 17. 
Juni 1896 angedeutet, daß ſich über die Preisgebung des § 2 unter 
Umſtänden vielleicht reden ließe. Jetzt war er nicht erſchienen und 
die Namen ſeiner Meinungsgenoſſen ſind nicht bekannt geworden. 
Im ganzen ſah man in den neueren Beſchlüſſen eine weitere Ab— 
brödelung des ganzen zum Schutze des Staates erlaſſenen Geſetzes. 
Im übrigen wurde vor den Oſterferien des Reichstags nur noch das 
ſchon oben erwähnte Handelsgeſetzbuch erledigt, und zwar fand 
trotz ſeiner Wichtigkeit und Ausdehnung die zweite und dritte Leſung 
vom 5. bis 7 April in rapider Eile ſtatt. Bei dieſer Treibjagd 
lief der Handelsſtand die große Gefahr einer Verſchlechterung ſeiner 
Verhältniſſe, denn die Kommiſſion hatte alle lediglich auf dem Grunde 
von Treue und Glauben im Handelsverkehr beruhenden Ausnahmen 
von dem ſonſt geltenden Rechte beſeitigt, und der Reichstag zeigte, 
trotz der laut gewordenen Entrüſtung der Kaufleute und der 
Warnungen der beiden Vertreter Hamburgs, Neigung, die Kommiſſions— 
beſchlüſſe zu genehmigen, da man augenſcheinlich keine Luſt hatte, 
auf die Sache näher einzugehen. Nur die Drohung eines Abgeord— 
neten mit Auszählung des ſpärlich beſuchten Hauſes und das Schreck— 
mittel, nach Oſtern noch einige Sitzungen auf die Vorlage verwenden 
zu müſſen, übte Wirkung und erzwang die Annahme jener Be— 
ſtimmungen. 

Das preußiſche Abgeordnetenhaus beſchäftigte ſich bis zur 
Oſterpauſe nur noch (am 5. April) mit einem von Motty (Pole) 
vorgeſchlagenen Geſetzentwurfe, wonach Grundſtücke behufs Hebung 
der Landeskultur mit bevorrechtigten Meliorationsdarlehen ſollten 
belaſtet werden können, am 6. April mit einem ſpäter zur endgültigen 
Annahme gelangten Geſetzentwurfe wegen Aufwendung von 16 
Millionen M. für den Umbau des Charite e-Krankenhauſes in 
Berlin und die Verlegung des dortigen Botaniſchen Gartens, 
der ſchon ganz in das Häuſermeer hineingeraten war, nach dem bis⸗ 
herigen Gute Dahlem am Grunewald, und endlich wurde am 6. 
April eine Aufforderung an die Regierung beſchloſſen, dem gewerb— 
lichen, insbeſondere auch dem kaufmänniſchen und dem ländlichen 
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Fortbildungsſchulweſen, unter voller Wahrung ſeines Charakters 
als einer Gemeinde⸗Einrichtung, eine weitergehende Förderung zu teil 
werden und zu dieſem Zweck vom nächſten Etatsjahr an ein be⸗ 
ſtimmtes Beitragsverhältnis des Staat eintreten zu laſſen. 

Der Kaiſer hatte am 4. März der Vereidigung der Marine⸗ 
rekruten in Wilhelmshaven beigewohnt und folgenden Tags mit 
ſeinem Bruder der Stadt Bremen einen Beſuch abgeſtattet. Als 
am 8. April dem Reiche einer ſeiner verdienſtvollſten Männer, der 
Staatsſekretär des Reichspoſt⸗ und Telegraphenamts, Dr. v. Stephan, 
durch den Tod entriſſen wurde, ehrte der Kaiſer das Andenken an 
ihn durch perſönliche Teilnahme an der Trauerfeier und durch ein 
an die Wittwe gerichtetes Schreiben, in welchem er ſagte: „Wie die 
Geſchichte die Erinnerung ſeiner genialen Schöpfungen bewahren 
wird, ſo werden mir die hohen Verdienſte, die er ſich um das Vater⸗ 
land erworben, und die unentwegte Treue, die er unter vier Königen 
und drei Kaiſern bis zum letzten Athemzuge bethätigt hat, allezeit unver⸗ 
geſſen ſein“. Die am 21. April erfolgte Ankunft des Kaiſers in 
Wien wurde allgemein als ein erfreuliches Zeichen des Einver⸗ 
ſtändniſſes der drei Oſtmächte in der wieder aufgelebten Orientfrage 
augeſehen, und um ſo mehr, als dieſer Aufenthalt der Reiſe des 
Kaiſers Franz Joſeph nach Petersburg unmittelbar vorherging. Kaiſer 
Wilhelm nahm im Offizier⸗Kaſino der Joſephſtädter Kavallerie⸗Kaſerne 
zu Wien an einer Frühſtückstafel teil, wobei er in einer Erwiderung 
auf die Anſprache des Oberſten v. Ströhr ſeine Zufriedenheit über die 
Leiſtungen feines öſterreichiſch-ungariſchen Huſarenregiments ausſprach, 
das er ſodann bei einer Parade auf der Schmelz dem Kaiſer Franz Joſeph 
vorführte. Von Wien begab ſich der Kaiſer am 23. April nach 
Strehlen bei Dresden zur Feier des Geburtstags des Königs von 
Sachſen, wozu auch die Kaiſerin ſich eingefunden hatte. Folgenden 
Tags in Karlsruhe eingetroffen, gedachte der Kaiſer in feiner Ant- 
wort auf eine Anſprache des Oberbürgermeiſters Schnetzler, an die 
kaiſerliche Hundertjahrfeier anknüpfend, in warmen Worten der Mit⸗ 
wirkung des Großherzogs von Baden am Zuſtandekommen der 
deutſchen Reform. Weiterhin ſprach er die Hoffnung aus, daß, ſo⸗ 
weit er die Lage überſehe, der Friede für Deutſchland, ja wohl 
auch für Europa gewahrt bleiben werde, zu deſſen Erhaltung aber 
eine ſtarke Armee und Marine erforderlich ſei, ein bei der Lage 
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der Orientfrage immerhin wertvoller und mit Dank aufgenommener 
Ausſpruch. Ende April hielt ſich der Kaiſer bei ſeiner Mutter zu 
Kronberg im Taunus, ſodann in Schlitz auf und am 4. Mai er⸗ 
ſchien er auf der Werft des „Vulkan“ in Bredow bei Stettin, wo 
er, von einer dichtgedrängten Menge freudig begrüßt, beim Stapel- 
lauf des für den „Norddeutſchen Lloyd“ in Bremen beſtimmten 
Doppelſchrauben-Schnelldampfers anweſend war, welcher Ein— 
richtungen beſitzt, um als Hülfskreuzer der Marine zu dienen, und 
für das größte Schiff der Welt galt, denn es iſt 648 Fuß über 
Deck lang, beſitzt eine Breite von 66 Fuß und vom Hauptdeck bis 
zum Kiel eine Tiefe von 43 Fuß; die Maſſe wiegt mehr als 
170000 Zentner und fein Inhalt beläuft ſich auf nahezu 14 000 
Regiſter⸗Tonnen. Der Taufakt wurde von der Gemahlin des Präſidenten 
des Aufſichtsrats des Lloyd, Plate, mittelſt einer in Verſen ge— 
haltenen, ſchwungvollen Anſprache vollzogen, die mit der Benennung 
des Schiffs „Kaiſer Wilhelm der Große“ ſchloß. Der Vor— 
ſitzende des Aufſichtsrats der Aktiengeſellſchaſt „Vulkan“, Geh. Kom— 
merzien⸗Rat Schlutow, wurde vom Könige ins Herrenhaus berufen. 
Wie ſchon bei früheren Frankreich bewegenden unpolitiſchen Vorgängen, 
gab der Kaiſer ſeine Teilnahme an dem großen Pariſer Brand— 
unglück vom 4. Mai zu erkennen; er erſchien zu dieſem Zweck im 
franzöſiſchen Geſandtſchaftshotel zu Berlin und ſandte dem Präſidenten 
Faure telegraphiſch den Ausdruck feines Mitgefühls. Vom 11. bis 
14. Mai weilte das Kaiſerpaar nebſt zwei Söhnen in Schloß Kurzel 
bei Metz, am 15. hielt es feierlichen Einzug in Straßburg, an den 
nächſtfolgenden Tagen nahm es Aufenthalt in Wiesbaden. 

Nach den Oſterferien hatte der preußiſche Landtag nichts 
eiligeres zu thun, als ſich der endlichen Erledigung des Etats zu 
widmen, der füglich bereits ſeit 4 Wochen, zum Beginn des neuen 
Etatsjahres von dem ſchon ſeit dem 20. November v. J. ver⸗ 
ſammelten, ſeit dem 8. Januar mit dem Etat befaßten Landtag 
hätte fertig geſtellt ſein müſſen. Die Beratung des Kultusetats, 
des einzigen, um welchen es ſich bei der zweiten Beratung im Ab- 
geordnetenhauſe noch handelte, wurde hier vom 28. April bis 8. Mai 
behandelt. Hierbei traten mehrere intereſſante Epiſoden ein. Zu⸗ 
nächſt führte Roeren (Centr.) Beſchwerde darüber, daß noch immer 
nicht mit dem Reſte der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung 
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aufgeräumt ſei, denn fortwährend würden die Katholiken auf dem Ge⸗ 
biete des Volksſchulweſens ungleich behandelt; wenn tauſende von 
Kindern ohne Religionsunterricht aufwachſen müßten, ſo entſtehe 
daraus Material für diejenige Partei, deren Anwachſen den Kaiſer 
veranlaßt habe, zum Kampfe gegen ſie aufzufordern; auch die Ger⸗ 
maniſierung in den öſtlichen Landesteilen bedeute ein gutes Stück 
Proteſtantiſierung; ungerecht ſeien auch die den katholiſchen Ordens— 
niederlaſſungen und Vereinen auferlegten Beſchränkungen. Die 
Antwort hierauf übernahm erſtlich v. Eynern (nat.⸗lib.), welcher 
darauf hinwies, daß das Centrum da, wo es ihm paſſe, Sozial 
demokraten bei der Wahl zu unterſtützen pflege, daß ferner, wie be⸗ 
reits im vorigen Jahre nachgewieſen worden, eher die Evangeliſchen 
zur Beſchwerde über ungleiche Behandlung berechtigt ſeien; daß aber 
die Ordensniederlaſſungen nicht zu klagen hätten, zeige das Kloſter 
Maria Laach, welches im Begriff ſtehe, durch die Ausdehnung ſeiner 
wirtſchaftlichen Betriebe den ganzen Bauernſtand der Umgegend auf⸗ 
zuſaugen. Sodann wies auch Miniſter Boſſe die Behauptung un⸗ 
gleicher Behandlung der Katholiken entſchieden zurück; die katholiſchen 
Orden würden nirgends ſo gut behandelt wie bei uns und nähmen 
auch an Zahl bedeutend zu. Um ſo ſchärfer ging hierauf v. Jazd⸗ 
zewski vor indem er vor allem die Erhaltung der auf göttlicher 
Ordnung beruhenden polniſchen Nationalität forderte, die Ver⸗ 
ſetzung polniſcher Oberlehrer in andere Provinzen tadelte und die 
Errichtung einer polniſchen Univerſität in Poſen verlangte. 
Miniſter Boſſe hingegen erwiderte, die polniſche Agitation beſchränke 
ſich nicht bloß auf die Erhaltung der Mutterſprache, ſondern richte 
ih gegen das Deutſchtum fewie gegen das Anſehn und den Be— 
ſtand des preußiſchen Staates; eine polniſche Hochſchule und die 
Zurückverſetzung polniſcher Oberlehrer würden nur dieſer Bewegung 
zu gute kommen; wenn die Polen ihre ſtaats bürgerlichen Pflichten 
nicht gutwillig erfüllten, ſo müßten und würden ſie dazu gezwungen 
werden. Graf Limburg-Stirum (konſ.) bedauerte am 29. April, 
daß das Centrum ſeinen grundſätzlichen Standpunkt wieder habe 
hervorkehren laſſen, da doch die Anſprüche der katholiſchen Kirche an 
den Staat an und für ſich unannehmbar ſeien; ihre geiſtlichen 
Oberen hätten hinſichtlich des Religionsunterrichts in der Volksſchule 
niemals weſentliche Beſchwerden vorgebracht. Mit aller Schroffheit 
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entgegnete hierauf der Kaplan Dasbach (Centr.): So lange unſere 
Wünſche nicht erfüllt werden, werden wir ſie alle Jahr hier zur 
Sprache bringen, manchmal in gemäßigtem Ton, manchmal in 
ſchärferem. Ferner bemerkte der Redner, die Aufhebung des Ordens⸗ 
geſetzes unterbleibe aus einem ganz hinfälligen Grunde; er führte fo- 
dann eine Anzahl von Fällen angeblich ungleicher Behandlung der 
Katholiken an, wünſchte, daß der Miniſter den Berichten feiner unter- 
geordneten Beamten über katholiſche Angelegenheiten etwas mehr Mif- 
trauen entgegenbringe, und führte als Autorität für die Falſchheit der 
jetzigen Polenpolitik den Schriftſteller Delbrück an, der in den 
„Preußiſchen Jahrbüchern“ behauptet habe, auch wohlthätiger Zwang 
erbittere und die ſtets uneins geweſenen Polen wären durch falſche 
Politik einig geworden. Miniſter Boſſe erwiderte, der Kaplan habe 
in ſeinen einzelnen Angaben eine Menge von Thatſachen wie Kraut 
und Rüben durcheinander gemengt, und wenn man alles auf Pari⸗ 
tät und Konfeſſionalität ſtellen wollte, ſo wäre dies ein Verhältnis, 
über das die Evangeliſchen ſich mit Grund beklagen könnten. Nun⸗ 
mehr brachte Beumer (nat.⸗lib.) zur Sprache, daß in dem für die 
evangeliſchen Schulen im Regierungsbezirk Arnsberg vorgeſchriebenen 
Riemenſchneider'ſchen Lehrbuche gute Gedichte aus angeblich fittlichen 
Gründen verſtümmelt worden ſeien; geſtrichen ſei z. B. unbegreiflicher⸗ 
weiſe eine in Weſtfalen bei allen Feſten und Familienfeiern friſch und 
fröhlich geſungene Strophe, welche mit den Worten ſchließe: „Glück 
ſelig, weſſen Arm umſpannt Ein Mädchen aus Weſtfalenland“. 
Wenn der Miniſter dem gegen dieſes Verfahren gerichteten ernſten 
Proteſt der weſtfäliſchen Frauen nicht nachgeben ſollte, ſo wäre ihm 
dringend abzuraten, nach Weſtfalen zu kommen, weil er ſonſt einen 
Empfang gewärtigen könnte, der ihn nicht entfernt an jene Thätigkeit 
der Arme im Weſtfalenliede erinnern würde. Leider finde man auch 
in dem in Weſtfalen eingeführten Leſebuche recht ſonderbare Sachen; 
ſo heiße es in einer begeiſterten Schilderung des Schweins 
„Aus ſeinem Rachen glänzen blendend weiß die Zähne, in ſeinem 
Geſicht blitzt aus ſchief geſchlitzten Augenhöhlen ein kleines, aber ent⸗ 
ſchloſſenes Augenpaar“. Für ſo etwas ſei die Jugend im Lande des 
weſtfäliſchen Schinkens doch zu gut. Daß der betreffende Schul- 
rat endlich aus der Stelle der „Wacht am Rhein“: „Auf blickt er, 
wo der Himmel blaut, wo Vater Hermann niederſchaut“ die 
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letzteren Worte geſtrichen habe, laſſe ſich wohl nur daraus erklären, 
daß er mit dem Cheruskerfürſten den Namen Hermann gemein habe. 
Zur Beruhigung verſicherte Geheimrat Vater, es ſolle Sorge getragen 
werden, daß das Weſtfalenlied im Leſebuche wieder vollſtändig her⸗ 
geſtellt werde, denn in einer ſolchen philiſtröſen Art, die ein natur⸗ 
wüchſiges Lied nicht in urſprünglicher Faſſung vortragen könne, liege 
allerdings nicht der Höhepunkt pädagogiſcher Gedanken. Der Pole 
Motty verſicherte, daß ſeine Landsleute ſich nicht zu Deutſchen um⸗ 
ſtempeln laſſen würden, und verlangte Rückkehr zur Polenpolitik des 
Grafen Caprivi. Sattler (nat.⸗lib.) antwortete auf die Klagen der 
Centrumspartei in der eingehendſten Weiſe. Er ſuchte im einzelnen 
alle Angaben Dasbachs zu widerlegen, die Beweiſe für die Unter⸗ 
ſtützung der Wahl von Sozialdemokraten durch das Centrum zu 
führen, den Polen ihre feindſeligen Angriffe auf den Staat nachzu⸗ 
weiſen, und Herrn Roeren nahe zu legen, daß das Centrum nicht 
wohl thue, die rauhe Seite wieder hervor zu kehren; von einer gleich⸗ 
artigen Behandlung der Orden und Vereine zu reden, ſei unſinnig, 
der Fall in Mariaberg zeige, wie ſehr der Staat über die Orden 
wachen müſſe, deren ganze Organiſation einen Angriff auf den 
Proteſtantismus enthalte; endlich kam der Redner auf die Gefährlich⸗ 
keit des Jeſuiten⸗Ordens und den „Diana Vaughan-Schwindel“, 
eine Art welthiſtoriſchen Ulk's, zu reden, über welchen das Nähere 
unten, unter „Italien“ und der Rubrik „Papſt“ enthalten iſt, weil 
dieſer und Perſonen ſeiner Umgebung davon berührt wurden und die 
Angelegenheit mehr die römiſche Kirche als ſolche, weniger einzelne 
Länder angeht. Dem Abg. Sattler erwiderte Porſch (Centr.), einen 
Vorwurf gegen die deutſchen Katholiken könne man wegen des Falles 
der Vaughan nicht richten; wenn eine Blamage durch Tail ſtatt⸗ 
gefunden habe, ſo hätten daran auch die Freimaurer Anteil; in der 
proteſtantiſchen Preſſe fänden ſich ebenfalls Leute, die das Unglaub⸗ 
lichſte glaubten, z. B. in Bezug auf das katholiſche Volk, endlich ſei 
es ein deutſcher Jeſuit, welcher den Taxil⸗Schwindel entlarvt habe. 
Bei der ferneren Beratung des Kultusetats führte v. Sanden 
(nat. ⸗lib.) die neueſte Bewegung in Litthauen und Maſuren als 
Beleg der polniſchen Bewegung an. Als ſodann v. Jazdzewski 
das deutſche Schulweſen im Poſen'ſchen als verfehlt ſchilderte, er⸗ 
klärte es der Miniſter Boſſe für eine ungeheuere Härte, in dieſem 
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Stadium der Beratung noch einmal auf die Polenfrage einzugehen, 
und teilte zum weiteren Beweis der politiſchen Tendenz jener Agitation 
Proben aus der polniſchen Preſſe mit. Bei der weiteren Fortſetzung 
dieſer Verhandlungen vertrat am 3. Mai zum Titel der Univer⸗ 
ſitäten Virchow (freiſ. Vp.) die bisherige Art der Kollegien⸗ 
gelder-⸗Erhebung, während Miniſterialdirektor Dr. Althoff die ge⸗ 
plante neue Art rechtfertigte, wonach die ein gewiſſes Maß über⸗ 
ſteigenden Beträge zu einem Ausgleichsfonds verwendet werden 
ſollten. v. Zedlitz (frei⸗konſ.) fand es unverſtändlich, daß ein ſozial⸗ 
demokratiſcher Agitator, wie Arons in Berlin, als Dozent an einer 
ſtaatlichen Hochſchule lehren dürfe, und ſchlug eine Übertragung der 
Staatswiſſenſchaften von den philoſophiſchen an die juriſtiſchen 
Fakultäten vor. Miniſter Boſſe erwiderte, die Fakultät habe Arons 
verwarnt, es fehle aber der Rechtsboden, um gegen einen Privat⸗ 
dozenten disziplinariſch einzuſchreiten; eine Monopoliſierung beſtimmter 
volkswirtſchaftlicher Richtungen finde nicht ſtatt; die realiſtiſche Theorie, 
die man richtiger Katheder-Antiſozialismus nenne, und die meiſten 
Profeſſoren ſtänden mit dem „Verein für Sozialpolitik“ auf dem 
Boden der kaiſerlichen Botſchaft, ihre Arbeiterfreundlichkeit ſei nicht 
gleichbedeutend mit Feindſchaft gegen die Unternehmer, und die ſoziale 
Geſetzgebung habe eine Anzahl wiſſenſchaftlich tüchtiger Kräfte gezeitigt. 
Hierauf warf Schmieding (nat.⸗lib.) dem Kathederſozialismus Feind⸗ 
ſchaft gegen das Kapital vor und führte als Beweis eine Rede des 
Berliner Profeſſors Wagner in Bochum an. Miniſter Boſſe er— 
widerte, dieſe Rede habe keine Überſchreitung der Amtspflichten ent⸗ 
halten. Am 7. Mai wurde eine Aufforderung an die Regierung 
beſchloſſen, dem Landtage baldigſt einen Geſetzentwurf vorzulegen, 
durch welchen die im Etat zur Beſtreitung eines ausreichenden Ein⸗ 
kommens der Geiſtlichen ausgeworfenen Mittel weſentlich erhöht 
werden. Zum Titel „Errichtung von Gebäuden auf der Berliner 
Muſeumsinſel zur Erweiterung von Kunſtmuſeen“ hielt v. Kröcher 
(konſ.) es für ſchwer, in einer Periode des wirtſchaftlichen Notſtands 
außerordentliche Aufwendungen für Kunſtzwecke gutzuheißen, erklärte 
jedoch die Bereitwilligkeit ſeiner Partei, für das vom Kaiſer an dieſer 
Stelle geplante Denkmal ſeines Vaters die Mittel zu bewilligen, 
obgleich der Notſtand noch durch die Unthätigkeit der Reichsregierung 
gegenüber der nordamerikaniſchen Zollpolitik verſchärft werde. Gegen 
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dieſen Vorwurf bezeichnete Rickert (freiſ. Ver.) es als vom Zaune ge⸗ 
brochen, hier ein abſprechendes Urteil über die Handelspolitik des 
Staatsſekretärs v. Marſchall zu fällen. Auch Miniſter v. Miquel 
bedauerte, daß v. Kröcher die pietätvolle Erklärung feiner Partei mit 
jenem Vorwurfe verbunden habe. Dagegen betonte Graf Lim burg⸗ 
Stirum, daß die beanſtandete Außerung durchaus einer im Lande 
verbreiteten Stimmung entſpreche; eine Spitze gegen v. Marſchall 
beſitze ſie um ſo weniger, als dieſer kein verantwortlicher Träger der 
Reichspolitik ſei und bei ſeiner dialektiſchen Geſchicklichkeit eben ſo gut 
eine andere Richtung derſelben vertreten würde, ein perſönlicher An⸗ 
griff, der von Miniſter v. Miquel und von Rickert (freiſ. Vp.) 
zurückgewieſen wurde. 

Die zweite Beratung des Etats endete am 8. Mai mit dem 
Beſchluß nachträglicher Genehmigung der ſeit dem Beginn des Etats⸗ 
jahrs innerhalb ſeiner Grenzen geleiſteten Ausgaben und mit der 
Mahnung des Miniſters v. Miquel, künftig Verhältniſſe zu meiden, 
welche das rechtzeitige Zuſtandekommen des Etats hindern. 
Die am 10. Mai im Abgeordnetenhauſe ſtattgehabte dritte Be— 
ratung des Etats zeichnete ſich nur durch Erörterungen über die 
Frage des Vereinsgeſetzes aus. Rickert (freiſ. Ver.) wünſchte 
Auskunft, wie es mit einer Vorlage wegen deſſen Anderung ſtehe; 
es ſei dies für alle Parteien die brennendſte Angelegenheit, denn das 
in der reaktionärſten Zeit entſtandene Vereinsgeſetz werde in einer 
Weiſe gehandhabt, daß Geſetz und Recht mit Füßen getreten würden. 
Im Weſten und Süden halte man Dinge für unmöglich, wie ſie in 
den letzten Wochen im Wahlkreiſe Stolp-Lauenburg vorge⸗ 
kommen ſeien, wo der Landrat v. Puttkamer ungeſetzlicher Weiſe neue 
Grundſätze über die Teilnahme an Verſammlungen aufgeſtellt, einen 
liberalen Berichterſtatter einfach vor die Thüre geſetzt, in Erlaſſen 
den Reichstag herabgeſetzt und die freiſinnige Partei als eine offen 
revolutionäre dargeſtellt habe. Auf die eigentliche Frage Rickerts 
erwiderte der Miniſterpräſident Fürſt zu Hohenlohe, die Staats⸗ 
regierung ſei, nach längeren Erwägungen, zwar bereit, auf das Verbot 
einer Verbindung der politiſchen inländiſchen Vereine unter einander 
zu verzichten, glaube jedoch, die Reviſion des Vereinsgeſetzes 
gleichzeitig auf einige andere Punkte ausdehnen zu ſollen; ein ent⸗ 
ſprechender Geſetzentwurf habe die königliche Ermächtigung zur 
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Vorlegung an den Landtag erhalten, ſodaß das Staatsminiſterium ſich 
alsbald werde ſchlüſſig zu machen haben, ob es angezeigt erſcheine, 
ihn noch in dieſer vorgerückten Seſſion vorzulegen; ihm, dem Redner 
ſelbſt, ſei es zweifelhaft, ob es möglich ſein werde, den Entwurf noch 
in gegenwärtiger Seſſion zum Abſchluß zu bringen. Hierauf wandte 
ſich der Miniſter Freiherr v. d. Recke gegen die Ausführungen 
Rickerts über den von ihm in Pommern hervorgerufenen „Sturm 
im Glaſe Waſſer“; ein Landrat habe das Recht und die Pflicht, 
allen Bewegungen auf politiſchem und ſozialem Gebiete im Kreiſe 
nachzuforſchen und ſich zu überlegen, was er ihnen gegenüber, wenn 
ſie ihm gefährlich erſcheinen, zu machen habe, und das zu thun, was 
er im Intereſſe der guten Sache für erforderlich halte, bezüglich 
einzelner Handlungen und Ausdrücke jenes Landrats ſei demſelben 
das Erforderliche ſchon eröffnet worden; aus Berichten gehe hervor, 
daß die Auffaſſung über die Anwendung des Vereinsgeſetzes in 
Pommern nicht überall ganz geklärt ſei; ehe Rickert von einer 
reaktionären Vereinsgefegvorlage rede, möge er dieſe doch erſt ab- 
warten, anſtatt ſich um ungelegte Eier zu kümmern. Weiterhin 
wurde über die Vorgänge in Pommern noch manches hin und her 
geredet; im übrigen erklärte Rickert (freiſ. Ver.), wenn hier keine 
Reform zu ſtande kommen ſollte, würde der Reichstag mit einem 
Notgeſetze vorgehen müſſen; Friedberg (nat.⸗lib.) verlangte, daß die 
Anderung des Vereinsgeſetzes fo ſchnell als möglich bewirkt werde, 
und Graf Limburg-Stirum bezeugte, daß die Konſervativen nur 
einer ſolchen Anderung zuſtimmen würden, durch welche der Regierung 
die notwendigen Waffen gegen die Umſturzbeſtrebungen gewährt 
würden. 

Bei der die Tage vom 25. bis 28. Mai ausfüllenden Be⸗ 
ratung des Etats im Herrenhauſe gaben Freiherr v. Maltzahn 
und Graf v. Königsmarck dem Bedauern Ausdruck, daß die Frage 
der Beſoldungsverbeſſerungen, obwohl fie nicht eine reine 
Finanzfrage bilde, in den Hauptetat aufgenommen ſei; dahin führe 
doch die Verfaſſungsbeſtimmung, daß Finanzvorlagen zuerſt dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe vorgelegt werden müſſen, nicht; wäre es in einem 
Nachtragsetat geſchehen, ſo hätte der Etat rechtzeitig fertig geſtellt 
werden und das Herrenhaus dabei mitwirken können. Miniſter 
v. Miquel entſchuldigte die Staatsregierung, die in gutem Glauben 
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gehandelt habe und die Rechte des Herrenhauſes nicht beſchränken 
wolle, in drei früheren Fällen ſei ähnlich verfahren; wären die 20 
Millionen Beſoldungsaufbeſſerungen aus dem Hauptetat fortgelaſſen, 
ſo hätten ſie geſetzlich als Überſchuß zur Schuldentilgung mit ver⸗ 
wendet werden müſſen. Man zeigte ſich hierauf zwar beruhigt; be⸗ 
ſchloſſen wurde jedoch eine Aufforderung, künftig nicht wieder in ähn⸗ 
licher Weiſe das Recht des Herrenhauſes zu beſchränken. Aus deſſen 
eigentlicher Etatsberatung ragten drei Punkte hervor: Graf v. 
Hutten⸗Czapski empfahl mehrere wichtige Anordnungen für die 
Provinz Poſen, worauf der Miniſterpräſident Fürſt zu Hohenlohe 
ſeine große Befriedigung darüber zu erkennen gab, daß der Graf ſich 
nicht auf den Standpunkt des polniſchen Nationalitätsgrund⸗ 
ſatzes geſtellt habe. Ferner legte, auf eine Anfrage des Grafen 
v. Klinkowſtroem, der Miniſter Brefeld das Verhalten der 
Staatsregierung bezüglich der Ausführung des Börſengeſetzes dar, 
welche viele Schwierigkeiten biete; man möge auf beiden Seiten 
ruhig und objektiv vorgehen, damit etwas Brauchbares zu ſtande 
komme. Endlich wandte ſich Freiherr v. Stumm gegen die obigen 
Ausführungen des Miniſters Boſſe im Abgeordnetenhauſe über die 
Kathederſozialiſten. Dieſe hätten ſich allmählich aus Sozial- 
politikern zu demagogiſchen Sozialiſten entwickelt, welche den Klaſſen⸗ 
kampf verkündigten und eine Hetze gegen Kapital und Arbeit betrieben; 
der Miniſter habe ſich auf den Fürſten Bismarck berufen, dieſer aber 
habe den Redner beauftragt, zu erklären, daß niemand die Katheder⸗ 
ſozialiſten ſo ſcharf verurteile wie er; die dieſer Richtung zugethanen 
Profeſſoren der Nationalökonomie ſeien leider in letzter Zeit ſehr be⸗ 
günſtigt worden. Miniſter Boſſe erwiderte, der Vorwurf der Auf⸗ 
hetzung ſei nicht gerechtfertigt, die Profeſſoren Schmoller und Wagner 
hätten ſtets ihren Gegenſatz zur Sozialdemokratie betont und ſeien 
zweifellos Gelehrte von ſtreng nationaler wie monarchiſcher Gefinnung. 

Das am 31. Mai verkündigte preußiſche Etatsgeſetz für 
1897— 98 wies in Einnahme und Ausgabe 2046031385 Mark 
auf. Ein Nachtragsetat von 1 Million Mark ſollte die erſte Rate 
zur Erweiterung der Bahnhofsanlagen in Aachen ſowie der Bahnhöfe 
von Bochum und Dortmund darbieten. 

Bis gegen Pfingſten hin wurden ferner vom Landtage nur 
wenige Angelegenheiten erledigt. Beide Kammern richteten, auf 
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Anregung von Agrariern, an die Staatsregierung das Erſuchen, 
ihren Einfluß im Bundesrate dahin geltend zu machen, daß er dem 
vom Reichstage angenommenen Antrage, betreffend die Aufhebung von 
Zollkrediten bei der Einfuhr von Getreide, die Zuſtimmung 
erteile. Zu den Antragſtellern im Abgeordnetenhauſe gehörte, zu viel- 
facher Verwunderung, eine erhebliche Zahl nationalliberaler Abgeordneten. 
Der oben erwähnte Geſetzentwurf wegen Mehraufwendung für den 
Dortmund-Ems⸗Kanal wurde im Mai genehmigt, ebenſo Geſetz⸗ 
entwürfe über das Verwaltungsſtrafverfahren bei Zuwider— 
handlungen gegen die Zollgeſetze und über Erweiterung des 
Staatseiſenbahnnetzes durch Aufwendung von 59,416 Millionen 
für Sekundärbahnen, 8 Millionen für Beteiligung des Staats am 
Bau von Kleinbahnen und 2 Millionen zur Errichtung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Getreidelagerhäuſer. 

Zwiſchen Oſtern und Pfingſten beſchäftigte ſich der Reichs- 
tag wieder mit mehreren wichtigen Angelegenheiten. Die in der 
obigen Verhandlung vom 18. Februar angeregte Vorlage wegen 
Organiſation des Handwerks ging dem Reichstage im März zu 
und beſtimmte hinſichtlich der Zwangsinnungen, daß die Mehrheit 
der beteiligten Gewerbtreibenden der Einführung des Beitrittszwangs 
zuſtimmen und der Innungsbezirk ſo abgegrenzt ſein müſſe, daß kein 
Mitglied durch die Entfernung ſeines Wohnorts vom Sitze der In— 
nung behindert ſei, an dem Genoſſenſchaftsleben teilzunehmen; ferner 
ſollte die Zahl der bisher im Bezirk vorhandenen beteiligten Hand— 
werker zur Bildung einer leiſtungsfähigen Innung ausreichen. Nach⸗ 
dem die Vorlage vom 30. März bis 1. April der erſten Beratung 
unterzogen war, nahm der am 27. April in Berlin verſammelte „All⸗ 
gemeine Handwerkertag“ eine ablehnende Stellung gegen ſie ein, 
weil er die Zwangsinnung nur als Grundlage für den demnächſt zu 
fordernden Befähigungsnachweis wollte. Die zweite Beratung zog 
ſich vom 20. bis 25. Mai unter mehrfacher Beſchlußunfähigkeit des 
Reichstags ohne entſcheidenden Erfolg in die Länge, worauf die Sache 
vorläufig liegen blieb. Eine vom Bundesrate vorgelegte Novelle zum 
Alters- und Invaliditätsgeſetze vom 22. Juni 1889 behielt 
die Grundſätze, auf welchen dieſes aufgebaut iſt, bei, wollte aber eine 
Reihe von Anderungen einführen, die ſich in der Praxis als wünſchens⸗ 
wert herausgeſtellt hätten. Neu war z. B. die Beſtimmung, daß 
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diejenigen Perſonen, welche Lohnarbeit nur in beſtimmten Zeiten 
unter 12 Wochen übernehmen, im übrigen aber ihren Unterhalt ſelbſt⸗ 
ſtändig erwerben, befreit fein ſollten; auch ſollte der Bundesrat Aus- 
länder, welchen der Aufenthalt im Inland nur für eine beſtimmte 
Dauer behördlich geſtattet iſt, von der Verſicherungspflicht befreien 
können. In der vom 28. bis 30. April ſtattgehabten erſten Be⸗ 
ratung handelte es ſich zunächſt um zwei vorentſcheidende Anträge 
von Röſicke (Agr.) und v. Plötz (Agr.). Erſterer ging davon aus, 
die Durchberatung der Vorlage werde ſoviel Zeit in Anſpruch nehmen, 
daß an eine Verabſchiedung in dieſer Seſſion nicht mehr zu denken 
ſein würde, und ſchlug daher ein Notgeſetz vor, in welchem die 
wichtigſten Punkte der Bundesratsvorlage herausgegriffen waren, 
während v. Plötz eine radikale Anderung anſtrebte, z. B. das unbe⸗ 
liebte Markenkleben ganz fortfallen laſſen, dagegen die Beiträge auf 
die einzelnen Staaten nach der Kopfzahl ihrer Einwohner verteilen 
und hier durch Zuſchläge zur Einkommenſteuer erhoben wiſſen wollte. 
Die erſte Leſung verlief nun in einer Weiſe, daß an eine Erledigung 
in dieſer Seſſion nicht zu denken war. 

Am 3. Mai ſtellten Graf Kanitz (konſ.) und Genoſſen im 
Reichstage die Anfrage, ob die verbündeten Regierungen angeſichts 
der bevorſtehenden Erhöhung wichtiger Sätze des Zolltarifs der 
nordamerikaniſchen Union, insbeſondere der verſchärften Dif- 
ferenzierung der deutſchen Zuckereinfuhr, an dem durch Notenaus⸗ 
tauſch vom 22. Auguſt 1891 getroffenen Übereinkommen mit den Ver⸗ 
einigten Staaten feſtzuhalten gedächten. Der Graf legte dar, daß 
durch dieſe ſeit wenigen Jahren zum dritten Male geplanten tiefein⸗ 
greifenden Veränderungen des amerikaniſchen Zolltarifs neue ſchwere 
Gefahren für die deutſchen Ausfuhrinduſtrien erwüchſen und daß die 
Gewerbetreibenden in Oſterreich bereits eine europäiſche Koalition 
gegen Nordamerika angeregt hätten. Der Staatsſekretär v. Mar⸗ 
ſchall legte in ſeiner Antwort dar, wie das deutſche Reich auf zoll- 
politiſchem Gebiete zu Nordamerika eigentlich ſtehe, daß nämlich der 
mit Preußen vereinbarte, auf das Reich übergegangene Vertrag von 
1828 das unbedingte Zugeſtändnis der Meiſtbegünſtigung enthalte, 
was auch von beiden Teilen durch ſchlüſſige Handlungen, durch Be⸗ 
anſpruchung von Rechten und Pflichten anerkannt ſei. Damit wurde 
die Anſicht zerſtört, daß nur jener Notenaustauſch von 1891 zu 
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Grunde liege, bei dem es ſich um Aufhebung des Schweineeinfuhr⸗ 
verbots von 1883 handelte, und an den ſich Verhandlungen über 
Zollerleichterungen geſchloſſen hatten. Der Staatsſekretär bezeichnete 
es ſodann als bedauerlichen Irrtum der Nordamerikaner, daß wir ein 
größeres Intereſſe an dem beſtehenden Verhältniſſe hätten als ſie, und 
glaubte daß die auf dieſer Grundlage etwa vorzunehmenden geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen zu Enttäuſchungen führen würden; auf den Proteſt 
Deutſchlands hin habe der Präſident der Union anerkannt, daß im 
Zuſchlagszoll auf Zucker eine Beeinträchtigung unſeres Rechts liegen 
würde. Die Sache befinde ſich aber noch in Schwebe, und da möge 
der Reichstag zur Regierung das Vertrauen hegen, daß ſie ſich der 
Schwierigkeiten bewußt ſei und ihre Beſchlüſſe mit der Feſtigkeit faſſen 
werde, zu der unſer Recht uns vollen Anlaß gebe. Barth (freiſ. 
Ver.) und Heyl zu Herresheim (nat. lib.) drückten in der That 
ihr Vertrauen zur Regierung aus; auf des letzteren damit verbundenen 
Wunſch nach Aufhebung der Handelsverträge erwiderte jedoch der 
Staatsſekretär v. Marſchall mit der Frage, was on deren Stelle 
geſetzt werden ſolle. Richter (freiſ. Vp.) meinte, Graf Kanitz und 
Heyl verträten nur ihre Intereſſen und appellierte an den geſunden 
Verſtand der Amerikaner, die einſehen müßten, daß ſie durch hohe 
Zölle ſich ſelbſt ſchaden würden. v. Kardorff (Reichsp.) verlangte 
eine entſchiedene Sprache gegen Amerika und Graf Limburg-Stirum 
(konſ.) warf der Regierung allzu große Beſcheidenheit vor. 

Größeres Aufſehen machte die Verhandlung vom 12. Mai über 
einen von Auer und ſozialdemokratiſchen Genoſſen vorgeſchlagenen 
Geſetzentwurf wegen Aufhebung der die Majeſtätsbeleidigung 
betreffenden fünf Paragraphen des Reichsſtrafgeſetzbuchs. Bebel, 
welcher die Begründung übernahm, gab eine Statiſtik über die Zunahme 
der Beſtrafungen wegen Majeſtätsbeleidigung, von denen eine große An- 
zahl auf Angebereien beruhten, die, wie in den Prozeſſen feſtgeſtellt 
worden, auf gemeine Rachſucht zurückzuführen ſeien. Die Zunahme 
dieſer Beleidigungen bilde kein erfreuliches Zeichen, wenn man den 
Schilderungen des Tacitus über die Zeiten des Tiberius und Cali- 
gula Glauben ſchenken dürfe; Luther würde, wenn zu ſeiner Zeit 
ſolche Beſtimmungen beſtanden hätten, aus dem Gefängniſſe nicht 
herausgekommen ſein; auch Friedrich d. Gr. habe von ſolchen Be- 
leidigungen nichts wiſſen wollen; die Schärfe der Urteile gegen 
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Majeſtätsbeleidiger erkläre ſich aus dem raſchen Aufrücken der be- 
treffenden Staatsanwälte und Richter, die dabei zu den ſeltſamſten 
Auslegungen der Geſetze kämen und ſo die öffentliche Meinung beun⸗ 
ruhigten. Beſonders die Preſſe gerate in Gefahr, denn gegenwärtig 
wiſſe eigentlich niemand zu ſagen, was eine Majeſtätbeleidigung iſt, 
denn ſchon die Ehrverletzung eines Fürſten werde fo angeſehen, ja es jei 
ſogar eine mittelbare Majeſtätsbeleidigung erfunden, es ſei z. B. ein 
Redakteur verurteilt wegen ſeines Proteſtes gegen die Bezeichnung 
Kaiſer Wilhelms I. als des Großen; dieſes Verbrechen werde auch 
in Außerungen über verſtorbene Monarchen gefunden, und die Fälle 
der bedingten Argliſt würden angewandt, obwohl die größten juriſtiſchen 
Autoritäten ſich dagegen erhöben. In ganz beſonderem Maße ſpreche 
für die Aufhebung der betreffenden Beſtimmungen die Provokation, 
welche von Stellen ausgehe, von denen man es nicht erwarten ſollte. 
Aus der unverantwortlichen Stellung des Monarchen folge, daß er 
ſich allen Eingreifens in die Parteipolitik enthalten müſſe; dies ſei 
um ſo notwendiger, als der Angegriffene nicht antworten könne, weil 
das Geſetz es verbiete. Man habe ſich vieles gefallen laſſen müſſen, 
ſo 1889 die Bezeichnung jedes Sozialdemokraten als Vaterlandsfeind, 
dann die Außerung, daß die Soldaten nötigenfalls auf ihre Eltern 
und Brüder ſchießen müßten, ferner die gegen die Nörgler, womit wohl 
die Herren von der Rechten gemeint geweſen ſeien, ſodann der ſcharfe 
Tadel des Reichstags wegen Nichtbegrüßung des Fürſten Bismarck, 
der Bezeichnung der Sozialdemokraten als einer Rotte von Menſchen, 
nicht wert, den Namen Deutſche zu tragen, endlich die Aufforderung 
an die Paſtoren, von der Politik zu laſſen. Das gehe fo nicht 
weiter, dagegen müſſe der ganze Reichstag wie Ein Mann aufſtehen. 
Als Redner ſodann auch die angebliche Außerung von vaterlandslofen 
Geſellen heranzuziehen im Begriff ſtand, wurde er vom Präſidenten 
v. Buol mit der Mahnung unterbrochen, die Perſon des Monarchen 
auch bei dieſem eigentümlichen Verhandlungsgegenſtande möglichſt un⸗ 
erwähnt zu laſſen. Bebel erwiderte, er habe keinen Namen genannt, 
und beſtritt die hier zum Muſter genommene Gepflogenheit des 
britiſchen Parlaments, keine regierende Perſon in die Verhandlung zu 
ziehen. Redner ſchloß damit, es dürfe nicht auf die Dauer zweierlei 
Recht beſtehen, wonach für gewiſſe Perſonen eine beſondere Stellung 
geſchaffen werde. Wie heute ſolche Prozeſſe entſtänden, ſeien ſie ein 
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Denkmal von unſerer Zeiten Schande. Lieber bemerkte, das Centrum 
ſei einer ruhigen, ſachlichen Verbeſſerung der Materie durchaus zu⸗ 
gänglich; der Gedanke, die Verfolgung der Majeſtätsbeleidigungen 
von einem Antrage oder wenigſtens einer Genehmigung abhängig zu 
machen, habe den Reichstag ſchon öfter beſchäftigt; durch Einführung 
des Begriffs der bedingten Argliſt hätten dieſe Prozeſſe allerdings 
einen Umfang angenommen, der nicht im Sinne der Geſetzgeber ge⸗ 
legen habe; es laſſe ſich aber nicht das Kind mit dem Bade aus— 
ſchütten. Richter (freiſ. Vp.) war der Anſicht, es ſolle die An— 
regung benutzt werden, um eine Kommiſſion niederzuſetzen behufs Er- 
wägung, in welcher Richtung eine Anderung des Strafgeſetzbuchs vor⸗ 
zunehmen ſei. v. Levetzow (konſ.) folgerte aus der Zunahme dieſer 
Prozeſſe die Notwendigkeit einer Erhöhung der Strafen und hob her— 
vor, daß auf verletzende Außerungen von hoher Stelle nicht not⸗ 
wendig mit Beleidigungen geantwortet zu werden brauche. Friedberg 
(nat.⸗lib.) hielt eine Anderung in der Richtung angezeigt, daß 
Kleinigkeiten nicht vor den Richter gebracht werden, daher zu prüfen 
ſei, ob die Beleidigungen in einem größeren oder in einem vertrau— 
lichen Kreiſe vorgekommen ſeien. Munckel (freiſ. Vp.) endlich hielt 
eine Beſtimmung für nötig, wonach es zur Strafverfolgung der Ge- 
nehmigung des Staatsminiſteriums bedürfe. Mit der ſchließlichen 
Ablehnung einer Kommiſſionsberatung war der Gegenſtand erledigt. 
Der ſolcherart abgethane ſozialdemokratiſche Antrag ſtammte 
zwar noch aus dem Herbſt 1895 und war damals hauptſächlich als 
Antwort auf den Majeſtätsbeleidigungsprozeß gedacht, in welchen 
Liebknecht infolge feiner Rede auf dem Parteitage in Breslau ver- 
wickelt war; gegenwärtig aber ſchien er der Reichstagsmehrheit eine 
Gelegenheit haben bieten zu ſollen, ihrem Unmut über das angebliche 
Telegramm des Kaiſers an den Prinzen Heinrich Luft zu machen. 
Daß durch dieſen parlamentariſchen Vorgang im Grunde die Maſſen 
wieder aufgehetzt werden ſollten, wurde dadurch beſtätigt, daß die 
ſozialdemokratiſche Parteileitung den ſtenographiſchen Bericht über die 
Reichstagsſitzung vom 12. Mai in Broſchürenform ausgab. Bei der 
allgemeinen Beſprechung dieſer Verhandlungen fiel es übrigens auf, 
daß die königlich ſächſiſche „Leipziger Ztg.“ kein Hehl daraus machte, 
es würde „im hohen Grade im Intereſſe unſerer monarchiſchen Ein- 
richtungen liegen, wenn in unſerer überkritiſchen Zeit möglichſt wenig 
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Gelegenheit geboten würde, an Außerungen, die von unverantwort⸗ 
licher Stelle über Parteiverhältniſſe fallen, Kritik zu üben“. In 
gleichem Sinne ſagte die „Münchener Allg. Ztg.“: „Verhandlungen 
wie die des Reichstags vom 12. Mai ſind für eine monarchiſch ge⸗ 
richtete Geſinnung unerfreulich, am unerfreulichſten bleibt, daß ſie 
überhaupt möglich geworden ſind.“ 

Eine reichsgeſetzliche Regelung des Auswanderungsweſens 
war ſchon lange als notwendig anerkannt worden, damit die Aus⸗ 
wanderer bei den Agenturen nicht Schwindlern in die Hände fallen. 
Zum Schutz vor dieſen beſtanden bisher in den Bundesſtaaten nur 
einzelne Verordnungen, in dieſer Seſſion kam es jedoch zur Vor— 
legung des Entwurfs eines umfaſſenden klaren Geſetzes. Hiernach 
ſoll derjenige, welcher die Beförderung von Auswanderern nach über- 
jeeifchen Ländern betreiben will, der nach Auhörung eines ſachver⸗ 
ſtändigen Beirats von 14 Perſonen zu erteilenden Erlaubnis des 
Reichskanzlers bedürfen, die in der Regel nur an Reichsangehörige 
oder an Geſellſchaften, welche ihren Sitz im Reichsgebiete haben, 
gegen Beſtellung einer Sicherheit von 50000 Mark und nur für be— 
ſtimmte Länder, Teile von ihnen oder beſtimmte Orte ſowie nur für 
beſtimmte Einſchiffungshäfen erteilt und jeden Augenblick ſoll beſchränkt 
oder widerrufen werden können. Der Unternehmer darf Auswanderer 
nur auf Grund vorher abgeſchloſſenen Vertrags befördern, der auf 
Beförderung und Verpflegung bis zur Landung im außereuropäiſchen 
Landungshafen gerichtet ſein muß. Verträge über Beförderung Wehr⸗ 
pflichtiger ſind verboten. Jedes Auswandererſchiff unterliegt vor An⸗ 
tritt der Reiſe einer Unterſuchung über ſeine Seetüchtigkeit, Ein⸗ 
richtung, Ausrüſtung und Verproviantierung. Zur Überwachung find 
an den Hafenplätzen, für welche Unternehmer überhaupt zugelaſſen 
ſind, von den Landesregierungen beſondere Behörden zu beſtellen. 
Unternehmer werden bei Übertretungen mit Geldſtrafe von 150 bis 
6000 Mark oder mit Gefängnis bis zu 6 Monaten beſtraft. Von 
einer beſonderen Auskunftsſtelle für Auswanderer wurde Abſtand ge⸗ 
nommen, weil das Auswärtige Amt, das bisher ſchon dieſe Aufgabe 
reichlich erfüllte, auch ferner in der Lage dazu ſein wird. Die Vor⸗ 
lage hatte ſchon gleich bei ihrer erſten Beratung am 16. März vielen 
Beifall gefunden, namentlich durch Fortlaſſung des langwierigen, 
Hifanöfen Anmeldezwangs, der auf die Kolonien bezüglichen 
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Beſtimmungen der geſcheiterten Entwürfe von 1878 und 1892 und wegen 
Durchführung des ſchon in den Verfaſſungen der meiſten Einzelſtaaten 
gewährleiſteten Grundſatzes der Auswanderungsfreiheit anſtatt der 
früher verfolgten Aufgabe, Reichsangehörige, welche günſtigere Be⸗ 
dingungen für ihr Fortkommen in fremden Ländern zu finden glauben, 
von dieſem Vorhaben abzuhalten. In der zweiten Beratung am 5. 
und 6. Mai wurde die Vorlage von der einen Seite als nationales 
Werk gerühmt, von einer anderen als unnötig und kaum etwas 
neues bringend, wiederum von anderen als läſtige Polizeimaßregel 
dargeſtellt. Widerſpruch erhob ſich namentlich gegen die Widerrufbar⸗ 
keit jener Erlaubnis und gegen deren Erteilung nur für beſtimmte 
Länder, eine Beſtimmung, die einem Redner ſo vorkam, als wenn den 
Berliner Sommerausflüglern der Beſuch der Schweiz unterſagt werde, 
weil auch Perleberg landſchaftliche Schönheiten beſitze. Anträge, welche 
in dieſem Sinne geſtellt wurden, bezeichneten die Vertreter der Re— 
gierungen als unannehmbar, weil dadurch das ganze Syſtem der 
Vorlage grundſätzlich umgeſtaltet werden würde, ſie wurden daher auch 
mit großer Mehrheit abgelehnt; beigefügt wurde jedoch die Beſtim⸗ 
mung, daß Beſchränkung und Widerruf der Erlaubnis ebenſo an die 
Zuſtimmung des Beirats geknüpft ſei, wie ihre Erteilung. Einſprachen 
der Rhedervereinigungen in den Auswanderungshäfen gegen die 
Hauptbeſtimmungen des Entwurfs wurden von freiſinniger Seite 
geltend gemacht, jedoch mit großer Mehrheit zurückgewieſen. Der 
Genehmigung des Entwurfs in dritter Leſung fügte der Reichstag am 
19. Mai den Wunſch der Beſtellung zahlreicher Konſuln in den Aus- 
ſchiffungshäfen und Beſiedelungsgebieten ſowie die Erleichterung der 
Wehrpflicht für die Deutſchen im Auslande bei. Am 9. Juni iſt das 
Geſetz vollzogen worden. 

Am 7. Mai wurde zum erſten Male wieder ſeit dem 20. März 
die Beſchlußfähigkeit des Reichstags in der unerhörten Zahl von 
248 Abgeordneten feſtgeſtellt. Dieſe Kraftanſtrengung galt der Fort⸗ 
ſetzung der am 3. April wegen Beſchlußunfähigkeit abgebrochenen Be⸗ 
ratung des Margarinegeſetzes, insbeſondere der damals viel um- 
ſtrittenen, vom Führer des Bundes der Landwirte, v. Plötz, bean⸗ 
tragten Beſtimmung einer Trennung der Verkaufsräume für Marga⸗ 
rine und Butter in Orten von 5000 oder mehr Einwohnern. Dies⸗ 
mal wurde der Paragraph mit 142 gegen 100 Stimmen angenommen, 
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und obwohl dies einer der Punkte war, wegen deren der Bundesrat 
ſchon einmal das ganze Geſetz hatte ſcheitern laſſen, machte es nun⸗ 
mehr den Eindruck, daß er zuſtimmen werde. Die Agrarier im 
Reichstage gerieten übrigens dermaßen in Eifer, das Geſetz in ihrem 
Sinne zu ſtande kommen zu laſſen, daß ſie ſelbſt einen Antrag mit 
annahmen, welcher die Händler mit Margarine von der Pflicht be⸗ 
freit, ihren Betrieb polizeilich anzumelden. Sie waren daher recht 
unangenehm berührt, als ein Redner ihnen klar machte, daß nach den 
gefaßten Beſchlüſſen zwar Butter und Margarine nicht in denſelben 
Räumen feilgehalten werden dürfen, auch nicht Butterkäſe und 
Margarinekäſe, wohl aber Butter und Margarinekäſe ſowie Margarine 
und Butterkäſe. Doch, die Beſchlüſſe waren endgiltig, konnten nicht 
mehr geändert werden und ſo wurde am 19. Mai der Entwurf als 
Ganzes mit 186 gegen 101 Stimmen angenommen und am 15. Juni 
als Geſetz vollzogen. Als ſpäter der Bundesrat eine Verordnung 
zur Ausführung dieſes Geſetzes erließ, war er ſo mitleidig, daß er 
als das Mittel, welches der Margarine beigemiſcht werden ſoll, um 
ſie für chemiſche Unterſuchungen leicht nachweisbar zu machen, keins 
der Chemikalien mit obigem unausſprechlichen Namen, ſondern Seſam⸗ 
Ol bezeichnete. 

Durch den weiteren Verlauf der Vereinsgeſetzfrage rückte nun⸗ 
mehr für beide großen Parlamente eine wichtige Angelegenheit näher 
heran. Das preußiſche Staatsminiſterium hatte inmittelſt den von 
Miniſterpräſidenten Fürſten zu Hohenlohe am 10. Mai im Abge⸗ 
ordnetenhauſe angedeuteten Zweifel nicht geteilt und trotz weit vor⸗ 
gerückter Seſſion den Entwurf einer Novelle zum Vereinsgeſetz 
am 28. April dem Abgeordnetenhauſe zugehen laſſen. Die Vor⸗ 
lage enthielt zunächſt die Aufhebung des im § 8 des Vereinsgeſetzes 
ausgeſprochenen Verbotes, wonach Vereine, welche bezwecken, politiſche 
Gegenſtände in Verſammlungen zu erörtern, nicht mit anderen Ver⸗ 
einen gleicher Art zu gemeinſamen Zwecken in Verbindung treten 
dürfen. Abgeſehen hiervon beſtimmte der Entwurf, daß Verſamm⸗ 
lungen, welche den Strafgeſetzen zuwiderlaufen oder die öffentliche 
Sicherheit, insbeſondere die des Staates oder den öffentlichen 
Frieden gefährden, von den Abgeordneten der Polizeibehörde auf⸗ 
gelöſt werden können. Auch ſollen die Landespolizeibehörden befugt 
ſein, Vereinen, deren Zweck oder Thätigkeit den Straf— 
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geſetzen zuwiderläuft oder die öffentliche Sicherheit gefährdet, zu 
ſchließen. Die Teilnahme jugendlicher Perſonen an politiſchen 
Vereinen und Verſammlungen ſollte dahin geregelt werden, daß 
Minderjährige von Vereinen, welche politiſche Gegenſtände in Ver⸗ 
ſammlungen zu erörtern bezwecken, ausgeſchloſſen ſind und Verſamm⸗ 
lungen, in denen politiſche Angelegenheiten erörtert oder beraten 
werden, nicht beiwohnen dürfen, ohne Unterſchied, ob dieſe Verſamm⸗ 
lungen von politiſchen Vereinen veranſtaltet ſind oder nicht. Die 
Vorlage war, der ihr beigefügten Begründung zufolge, aus der 
Überzeugung hervorgegangen, daß der gegenwärtige Rechtszuſtand nicht 
genüge, um alle mißbräuchlichen Auswüchſe des in ſchnell fort 
ſchreitender Entwicklung geſteigerten Vereins- und Verſammlungs⸗ 
weſens zu treffen und zu verhüten. Das Bedürfnis zur Feſtſtellung 
und Verſtärkung der ſtaatlichen Machtmittel mache ſich daher um ſo 
dringlicher geltend, je eifriger und umfaſſender das Verſammlungs⸗ 
und Vereinsweſen unter der Leitung geſchickter Agitatoren dazu be- 
nutzt werde, die ſtaatliche und ſoziale Ordnung anzugreifen und Propa- 
ganda für ſtaatsfeindliche Beſtrebungen zu machen. Als beſonderer 
Übelſtand werde es empfunden, daß die geſetzlichen Vorſchriften 
häufiger verſagten, wo die Auflöſung von Verſammlungen geboten ſei, 
weil ſie die öffentliche Sicherheit gefährden. In dieſer Beziehung 
dürfe an die zahlreichen öffentlichen Anarchiſtenverſammlungen 
erinnert werden. Ebenſo lückenhaft ſei das geltende Recht darin, daß 
es keine ausdrückliche geſetzliche Befugnis zur Schließung von Ver— 
einen gewähre, welche zwar die Strafgeſetze nicht nachweisbar ver- 
letzten, wohl aber unter Gefährdung der öffentlichen Sicherheit das 
freie Vereinsrecht mißbrauchten. Die Vorſchläge des Entwurfs, hieß 
es weiter, ſtellten ſich nicht als Neuerungen dar, weil ſie dem von 
der Verwaltung bereits in Anſpruch genommenen, aber nicht unan⸗ 
gefochten gebliebenen Rechtszuſtande entſprächen und ſich den Geſetzen 
in Bayern und Sachſen anſchlöſſen. 

Die Vorlage wurde ſofort in der geſamten Preſſe eingehend und 
zum Teil mit außerordentlicher Lebhaftigkeit beſprochen. Der „Kreuz- 
Ztg.“ erſchien die einfache Aufhebung der Verbindung der Vereine 
unter einander allerdings nicht als zuläſſig, ſondern ſie meinte, es be⸗ 
dürfe Kompenjationen, als welche jedoch das Verbot der Teilnahme 
Minderjähriger nicht gelten könne. Andere konſervative Organe 
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ſchränkten ihre Zuſtimmung dahin ein, es müßten die Begriffe 
„ſtaatsgefährlich“ und „friedenſtörend“ klar und beſtimmt um- 
ſchrieben werden; ſonſt werde man, wie der „Reichsbote“ ſagte, aufs 
neue erleben, daß gerade die Unterdrückung der Reformbeſtrebungen 
allezeit die wirkſamſte Förderung der Revolution geweſen ſei. Die 
„Deutſche Tages⸗Ztg.“ wünſchte eine ſolche Anderung, daß auch der 
Schein und die Möglichkeit eines Mißbrauchs des neuen Geſetzes 
durch untergeordnete Organe vermieden werde. Die Agrarier und 
die verſchiedenartigen Chriſtlich⸗Sozialen ſchienen eben eine Anwendung 
des Geſetzes auf ihre eigenen Verſammlungen zu befürchten. Auf 
Seiten der Nationalliberalen, aller Freiſinnigen und des Centrums 
wurde der Entwurf vollſtändig zurückgewieſen. Nach der „National⸗ 
Ztg.“ ſollte es für alle, welche den ſtaatsbürgerlichen Rechten und 
einem geſicherten öffentlichen Rechtszuſtande Wert beimeſſen, nur eine 
Antwort geben: unbedingte Ablehnung, ohne auf irgend welche Anderungs⸗ 
verſuche einzugehen, und die „Nationalliberale Correſpondenz“ ver⸗ 
ſicherte, in ihrer nach Lage der Dinge zur Entſcheidung berufenen 
Partei, deren Vertreter ſchon bei einer im Miniſterium vorange⸗ 
gangenen vertraulichen Beſprechung dieſes Entwurfs ſich völlig 
ablehnend verhalten hätten, ſei man ſich der Pflicht, die Sache des 
gebildeten, ſtaatstreuen Bürgertums zu führen, voll bewußt. Die 
„Köln. Ztg.“ erblickt in der Vorlage einen neuen unmöglichen Ber- 
ſuch, die Beſtimmungen ſo klar und deutlich zu faſſen, daß gegen 
ihren Mißbrauch wider die bürgerlichen Parteien genügende Bürgſchaft 
geſchaffen werde; untergeordnete und politiſch wenig geſchulte Organe 
würden mit der Aufgabe belaſtet werden, eine ſehr dehnbare und 
deutungsfähige Beſtimmung praktiſch zu handhaben, wodurch ſoviel 
Unzufriedenheit hervorgerufen werden würde, daß der Schaden, den 
man hier und da damit verhindere, dagegen kaum in Vergleich ge- 
ſtellt werden könne. Hiergegen verwies die „Poſt“ darauf, daß das 
Verwaltungsſtreitverfahren immer noch als Zuflucht für den Fall 
einer zu Unrecht erfolgten Vereinsſchließung offen bleibe. Nach An⸗ 
ſicht der freiſinnigen und der demokratiſchen Preſſe würden durch dieſes 
Geſetz alle Vereine und Verſammlungen unter die Diktatur der Polizei 
geſtellt werden, ſie ſprach daher von Kautſchuk-Paragraphen, 
von Übertreffung der ſchlimmſten Befürchtungen, von Vernichtung 
des ganzen Verſammlungsrechts, von der „kleinen Umfturz- 
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vorlage“, die jedoch über die frühere große noch hinausgehe, von einem 
Attentat auf die politiſchen Freiheiten, von Reaktion ja von Zu⸗ 
rückſchraubung des Rechts um etwa hundert Jahre, und vom Vorſpiel 
zur Aufhebung des Reichstagswahlrechts. Nach der „Allgem. Ztg.“ 
beruhte die Novelle auf völliger Verkennung der politiſchen Zuſtände 
Deutſchlands und Preußens und wurzele in Anſchauungen, welche in 
der modernen Welt nie und nimmer verwirklicht werden könnten. 
Die Berufung auf ähnliche Beſtimmungen in ſüddeutſchen Staaten 
wollte man nicht gelten laſſen, weil fie dort ein unſchädliches Still— 
leben auf dem Papier führten, während ſie in Preußen leicht zur 
Unterdrückung gegneriſcher Parteien mittels Mißbrauchs der Amts⸗ 
gewalt benutzt werden könnten, insbeſondere enthalte allerdings das 
unter dem liberalen Miniſterium Jolly zu Stande gekommene badiſche 
Geſetz von 1867 gleiche Beſtimmungen; deren Bedeutung ſei jedoch, 
wie ſich aus den dortigen Landtagsverhandlungen und der Praxis 
eines Menſchenalters ergebe, eine ganz andere als die der jetzt in 
Preußen vorgeſchlagenen Beſtimmung. Allen dieſen Einwendungen 
gegenüber wies die „Kreuz-Ztg.“ am 16. Mai darauf hin, daß die 
Oppoſition ſich doch einer großen Selbſtüberſchätzung hingebe, wenn 
ſie meine, mit der revolutionären Strömung, unter der Herrſchaft 
des allgemeinen Stimmrechts, allein auf die Trefflichkeit ihrer Pro⸗ 
gramme geſtützt, ohne alle äußeren Hülfsmittel fertig werden zu 
können; die Regierung wolle ihnen dieſe bieten; anſtatt ſie aber zu 
unterſtützen, falle alles mit ohrenbetäubendem Geſchrei über ſie her, 
und Ruf Reaktion! gelle durch die Straßen. Die „Hamburger 
Nachrichten“ waren gegen die Novelle, weil ſich ſonſt die Vorſtellung 
feſtſetzen könne, als ob damit allen berechtigten Forderungen genug 
gethan ſei, während die Löſung nur auf dem vom früheren Sozialiften- 
geſetze eingeſchlagenen Wege einer ſcharfen Spezialgeſetzgebung geſucht 
werden müſſe. 

Die Vorlegung dieſer Novelle im Abgeordnetenhauſe hatte als nächſte 
Folge die Einbringung eines von Rickert (freiſ. Ver.) und Genoſſen 
im Reichstage geſtellten Antrags, auf Aufhebung des Verbindungs⸗ 
verbots für alle politiſchen Vereine im Reiche. Die erſte Beratung 
der Vereinsgeſetz-Novelle fand im Abgeordnetenhauſe am 
17. und 18. Mai ſtatt und wurde mit einer Erklärung des Miniſter⸗ 
präſidenten Fürſten zu Hohenlohe eröffnet, daß der vielfach 
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hervorgetretene Vorwurf, die Vorlage ſtehe mit der von ihm am 
27. Juni 1896 im Reichstage abgegebenen Erklärung nicht im Ein⸗ 
klange, unbegründet ſei; die preußiſche Regierung glaube eben mit 
dieſer Vorlage den geeignetſten Weg zur Einlöſung des von ihm ge- 
gebenen Verſprechens eingeſchlagen zu haben, denn ein lediglich die 
Aufhebung des Kaoalitionsverbots betreffender Geſetzentwurf würde bei 
mangelnder Zuſtimmung eines Hauſes oder beider Häuſer des Land⸗ 
tags auf eine leere Kundgebung, eine nur formelle Erfüllung einer 
Zuſage hinausgelaufen ſein. Im übrigen ſtehe er nicht an, zu erklären, 
daß er das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht als eine der wertvollſten 
Errungenſchaften betrachte, „als ein ſchlechthin unentbehrliches Mittel, 
um die politiſche Entwicklung und Erziehung eines Volkes zu fördern“; 
anderſeits werde aber auch von einem ſehr vorgeſchrittenen liberalen 
Standpunkte aus zugegeben werden müſſen, daß ein abſolut unbe⸗ 
ſchränktes Vereinsrecht große Gefahren in ſich berge und ſelbſt in 
einem hochziviliſierten Lande zu argen Mißſtänden, ja unter Umſtänden 
zu einer Erſchütterung des Staatsorganismus führen könne. Es 
müſſe daher die Aufgabe ſein, zwiſchen Unterdrückung und Schranken⸗ 
loſigkeit des Vereinsrechts die richtige Mitte zu finden. Das geſchehe 
durch die Vorlage, bei der es ſich nicht um einen willkürlichen Eingriff, 
ſondern um Ausgeſtaltung des Vereinsrechts im Sinne der Verfaſſung 
und entſprechend den Bedürfniſſen der Zeit handele. Hierauf hielt 
es Krauſe (nat.⸗lib.) für zweifellos, daß der Reichskanzler ſein Ver⸗ 
ſprechen erfüllt und auch in gutem Glauben gehandelt habe; der Er- 
wartung des Reichstags aber werde mit der Novelle nicht entſprochen, 
denn an „Kompenſationen“, und gar ſolcher Art, habe niemand gedacht, 
und deshalb ſei materiell jenes Verſprechen nicht erfüllt; den für 
Aufhebung einer völlig wertloſen Beſtimmung, die ſich überlebt habe, 
verlangten Erſatz könne man gar nicht mehr Kompenſation nennen; 
zu einer Zeit, wo bereits von miniſterieller Seite das Vereinsrecht 
bedroht werde, ſolle man nicht noch eine andere Geſtaltung desſelben 
vornehmen; ein ſo wichtiges Recht ſolle man überhaupt ſo wenig als 
möglich in die Hand untergeordneter Behörden legen; fo dehnbare 
Begriffe wie „den öffentlichen Frieden gefährden“ könnten nicht die 
Grundlage zu einem Thatbeſtande abgeben. Die Regierung ſolle die 
Ordnungsparteien zum Vorgehen gegen die Umſturzbeſtrebungen ſam⸗ 
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ihre Aktion zu lähmen. Dagegen erklärte v. Heydebrand die Zu— 
ſtimmung der Konſervativen zu dem rechtlich und ſachlich durchaus 
berechtigten Vorgehen der Regierung; ein Einbruch in die Verfaſſung 
werde nicht beabſichtigt, aber die bürgerliche Freiheit müſſe ſich mit 
der öffentlichen Sicherheit abfinden, deren jetzige Gefährdung man 
zur Zeit der Entſtehung der Verfaſſung noch nicht gekannt habe. 
Für dieſe Unterſtützung dankte der Miniſter Frhr. v. d. Recke, wogegen 
er die Angriffe Krauſes zurückwies, die wohl von vielen Parteifreunden 
desſelben mit Kopfſchütteln würden aufgenommen ſein; die Anſchauung, 
daß der Staat dem Kampfe gegen ſeine Grundlagen thatenlos zuſchauen 
müſſe, ſei veraltet; das Verbindungsverbot bilde einen Bauſtein im 
Gebäude des Vereinsrechts, bei deſſen Entfernung das Gebäude auf 
ſeine Solidität im Ganzen geprüft werden müſſe. Fritzen (Centr.) 
war der Meinung, daß die Vorlage das Volk aufs höchſte beunruhige; 
ſelbſt wenn fie nicht Geſetz würde, habe fie doch Unheil genug an⸗ 
gerichtet, weil ſie einen großen Teil des Volks mit Mißtrauen gegen 
die Regierung erfüllt habe; ſchon auf Grund der im kirchenpolitiſchen 
Kampfe gemachten Erfahrungen müßten die bedenklichen Beſtimmungen 
ohne weiteres abgelehnt werden; die Anarchiſten wären nicht zu 
fürchten, und die Sozialdemokratie, wenn ſie auch in die Breite 
gegangen ſei, habe ſich geſpalten. Miniſter Schönſtedt trat der 
Behauptung entgegen, daß Fürſt Hohenlohe ſein Verſprechen nicht er— 
füllt habe. v. Zedlitz (freikonſ.) behauptete gegen Fritzen, die ſozial⸗ 
demokratiſche Bewegung beſitze noch dieſelbe Stärke wie früher, ihre 
in der Vorlage gegebene Abwehr ſei notwendig und habe mit der 
bürgerlichen Freiheit nichts zu thun, vielmehr ſolle gerade verhütet 
werden, daß dieſe leide, wenn die Regierung zur gewaltthätigen Ab— 
wehr von Angriffen genötigt werde. Rickert (freiſ. Ver.) ſuchte an 
Beiſpielen darzuthun, daß die Polizeiorgane häufig nicht geſetzmäßig 
handelten. Stöcker (b. k. F.) hielt das Geſetz für untauglich zur 
Bekämpfung der Sozialdemokratie, welche wohl ſtärker, aber nicht 
mehr ſo bösartig wie früher ſei; die jetzige Schwäche der Regierung 
ſei durch die frühere Kartellpolitik verſchuldet. Klaſing (konſ.) hielt 
die von der Vorlage gebotenen Machtmittel des Staats gegenüber der 
Sozialdemokratie, die fortgeſetzt den Sozialismus als Machtfrage be- 
handele, für unentbehrlich, damit die Bahn für eine ruhige zielvolle 
Sozialpolitik freigemacht werde. Motty (Pole) wandte ſich gegen 
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die Vorlage, welche das wichtigſte Volksrecht auf Gnade und Ungnade 
der Polizei überliefere, unter der die Polen ohnehin zu leiden hätten, 
Oswalt (nat. ⸗-lib.), meinte, daß die Gleichgültigkeit und Läſſigkeit 
weiter Volkskreiſe gegen die ſozialdemokratiſche Gefahr durch ein 
ſolches Geſetz nur vermehrt werden würde. Schließlich wurde die 
Vorlage an eine beſondere Kommiſſion gewieſen. 

Am zweiten dieſer Verhandlungstage des Abgeordnetenhauſes, am 
18. Mai, beſchäftigte ſich der Reichstag mit demſelben Thema, 
nämlich mit dem oben erwähnten, eben durch die preußiſche Vereins⸗ 
vorlage hervorgerufenen Antrage auf Aufhebung des Verbindungs- 
verbotes für alle politiſchen Vereine im Reiche. Rickert (freif. 
Ver.) als Antragſteller ſchilderte jene Novelle als eine Kriegserklärung 
gegen die Reichsgeſetzgebung, indem man auf Umwegen ein „Umſturz⸗ 
geſetz“ einführen wolle; dazu habe Preußen, nach dem Geiſte der 
Reichsverfaſſung, nicht das Recht, der Reichstag ſei mithin verpflichtet, 
dieſes Gebiet der Geſetzgebung für das Reich in Anſpruch zu nehmen. 
Dagegen verſicherte der Staatsſekretär v. Boetticher, die preußiſche 
Regierung hege gar keine Neigung, mit dem Reichstage Krieg zu 
führen, ſondern ſie mache nur von dem Rechte Gebrauch, das preußiſche 
Vereinsgeſetz zu verbeſſern; ein Reichstagsbeſchluß werde ſchwerlich 
Einfluß auf ſie üben und ebenſowenig die Zuſtimmung des Bundes⸗ 
rates finden. Lieber (Centr.) glaubte, daß es eine herausforderndere 
Kriegserklärung nicht geben könne, als die preußiſche Vereinsvorlage, 
welche keine Einlöſung des dem Reichstage gegebenen Verſprechens 
enthalte, infolgedeſſen auch die Aufnahme einer entſprechenden Be⸗ 
ſtimmung in das Bürgerliche Geſetzbuch unterblieben ſei. v. Kardorff 
(freikonſ.) ſagte, der Reichstag dürfe nicht glauben, mit dieſem An⸗ 
trage das preußiſche Abgeordnetenhaus einſchüchtern zu können, und 
begrüßte die preußiſche Novelle als ein wohlthuendes Zeichen des 
Wiedererwachens des alten preußiſchen Geiſtes, denn der Fonds 
monarchiſcher Geſinnung befinde ſich ſtark in Abnahme. Singer 
(Soz.) hielt die preußiſche Vereinsnovelle für den Anfang des Staats- 
ſtreiches und war für Einſtellung aller Geſchäfte des Reichstags bis 
zur Aufhebung des Verbindungsverbotes. Staatsſekretär v. Boetticher 
konnte eine derartige „Schauermalerei“ nicht begreifen; im preußiſchen 
Staatsminiſterium befinde ſich niemand, der ſich auch nur zum Ver⸗ 
ſuche eines Staatsſtreiches hergeben würde; ſehe er ſelbſt etwa wie ein 
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Reaktionär aus? Man möge doch den Ausgang der Sache in Preußen 
abwarten; erſt wenn ſie dort ſcheitern ſollte, könne man ja im Reichs⸗ 
tage wieder anfangen. v. Levetzow (konſ.) hielt den Antrag für un⸗ 
zeitgemäß, weil, da das Reich in dieſer Sache noch nicht vorgegangen 
ſei, den Einzelſtaaten die Pflicht obliege, die Regelung des Vereins⸗ 
rechts in die Hand zu nehmen. Richter (freiſ. Vp.) führte aus, 
es handele ſich um eine Brüskierung des Reichstags; man ſpiele 
Landtag gegen Reichstag, Dreiklaſſenwahlrecht gegen Reichswahlrecht 
aus; die preußiſche Vorlage habe wenigſtens das Verdienſt, daß ſie 
auch den Gutgläubigſten die Binde von den Augen reiße; wolle man 
etwa die Sozialdemokratie dadurch bekämpfen, daß man die bürger- 
lichen Parteien durch eine ſolche Vorlage auseinander reiße? v. Kardorff 
habe Recht, daß die monarchiſche Geſinnung abnehme, das fei 
aber nicht die Folge ſozialdemokratiſcher Agitationen, ſondern die 
unſerer ganzen jetzigen Verhältniſſe. Gerade in Deutſchland habe das 
monarchiſche Syſtem die Anwartſchaft auf eine längere Dauer, als 
irgendwo in Europa, weil hier die Monarchie mit dem Wachſen des 
Staates eng verwachſen ſei und wirklich verdienſtvolle Monarchen der 
Vergangenheit die ihnen entgegengebrachte Geſinnung noch auf ihre 
Nachkommen der Gegenwart fortpflanzten; umſomehr ſei zu bedauern, 
daß die monarchiſche Geſinnung ſeit zehn Jahren ſich nicht nur nicht 
vermehrt habe, ſondern daß von dem Kapital dieſer Geſinnung in 
einer Weiſe gezehrt werde, wie er es damals nicht für möglich gehalten 
habe, und zwar infolge von Vorgängen, die ſich der parlamentariſchen 
Erörterung entzögen und nicht bloß im Bürgertum, ſondern bis tief 
in das Beamtentum und Offizierkorps hinein die Kritik herausforderten. 
Deutſchland jet ein monarchiſch-konſtitutionelles Land, aber mit dem 
Programm „Sic volo, sic iubeo!“ und „Suprema lex regis voluntas!“ 
möge man vielleicht in Rußland noch eine Zeit lang regieren können, 
das deutſche Volk aber laſſe ſich auf die Dauer nicht ſo regieren. 
Zum Schluß dieſer vom anweſenden Staatsſekretär v. Boetticher 
unbeantwortet gelaſſenen Rede verzeichnete der Parlamentsbericht 
„ſtürmiſchen Beifall und Händeklatſchen links und im Centrum, lautloſe 
Stille rechts!“ Der Beifall der Tribünen war während der Rede 
vom Präſidenten v. Buol gerügt worden. Hierauf verkündete Baſſer— 
mann die einmütige Zuſtimmung der Nationalliberalen zu dem An⸗ 
trage, ebenſo Fürſt Radziwill die der Polen, Haußmann die der 
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ſüddeutſchen Volkspartei, worauf der Antrag gleich in zweiter Leſung 
mit 207 gegen 53 Stimmen angenommen und dieſer Beſchluß am 
20. Mai in dritter Leſung wiederholt wurde. 

Dieſe Verhandlungen der beiden großen Parlamente über die 
Vereinsgeſetzfrage fanden lauten Widerhall in der Preſſe der Par— 
teien; was die des Abgeordnetenhauſes betrifft, jo waren die konſer⸗ 
vativen Organe geneigt, der Oppoſition eine Förderung der Umſturz⸗ 
elemente vorzuwerfen; die „Kreuz-Ztg.“ meinte ſogar, es ſei ein Ton 
angeſchlagen, welcher den unverkennbaren Zweck verfolge, „eine neue 
Auflage des Entrüſtungsrummels“ vorzubereiten. Die „Kölniſche 
Volks⸗Ztg.“ wollte den Fürſten Hohenlohe nicht als überzeugten An⸗ 
hanger der Novelle anerkennen; er könne ſeiner politiſchen Vergangenheit 
nicht untreu geworden ſein und habe ſich wohl nur berufen gefühlt, ſo 
lange als irgend möglich auszuharren, um das Schlimmſte zu verhüten. 
Die „National-Ztg.“ erblickte in der Novelle thatſächlich eine Spitze 
gegen den Reichstag und meinte, fie atme ein wenig den trotzigen 
Geiſt des ultrapreußiſchen Junkertums, welcher das Vordringen 
liberalerer ſüddeutſcher Einflüſſe nach Preußen als das Ende des 
guten alten Preußentums verabſcheue, und fie trage unverkennbare 
Ahnlichkeit mit dem Bundestags⸗Reaktionsbeſchluſſe vom 13. Juli 1854, 
der in Preußen nicht einmal verkündigt worden ſei. Daß Stöcker es 
in dieſer Frage nicht mit den Konfervativen gehalten und, was noch 
nie dageweſen, ſeine Rede gegen die Novelle auf der Linken Beifall hervor⸗ 
gerufen hatte, wurde auf konſervativer Seite ſehr übel vermerkt. Pfarrer 
Naumann ſchilderte in einer Berliner Verſammlung die Bedrohung 
der Volksrechte durch die Novelle, deren Grundgedanke darin beſtehe, 
die Maſſe ſei zu dumm, ſie brauche nicht zu reden, die da oben wollten 
regieren, weil ſie meinten, ſie könnten es, ein Rückfall in die Zeit der 
Schlagbäume und Kleinſtaaterei werde beabſichtigt. In demſelben 
Sinne erhoben am 20. Mai 15 ſozialdemokratiſche Berfamm- 
lungen in Berlin Proteſt gegen die Novelle mit dem Wunſche nach 
baldigſtem Beginn der Vorbereitungen für die nächſtjährigen Wahlen, 
die alle reaktionären Elemente aus der Volksvertretung entfernen ſollten. 
In einer dieſer Verſammlungen brachte Bebel die Idee einer Be- 
teiligung der Sozialdemokraten an den nächſten preußiſchen Landtags⸗ 
wahlen auf. Dieſer Vorſchlag fand jedoch in Bebels Partei ſehr 
geteilte Aufnahme, um fo mehr aber bei den Freiſinnigen Anklang 
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in der Unterſtellung, daß die Sache thatſächlich nur ihnen zu Gute 
kommen könne. 

Eine erregtere Wirkung übten die Verhandlungen des Reichstags 
aus, hauptſächlich infolge der Rede Richters, über die in den frei⸗ 
ſinnigen Organen geſagt wurde, daß ſie enthalten hätte, „was allen 
auf den Lippen lag, daß ſie einen Glanz und Triumph hervorgebracht 
habe, wie er nur ſelten im parlamentariſchen Leben einer Nation 
vorkomme, daß ihre Wirkung die eines reinigenden Gewitters geweſen 
ſei, denn was Tauſende ſich ängſtlich zugeraunt hätten, was Millionen 
dächten, das habe er unerſchrocken ausgeſprochen, faſt in jedem ſeiner 
Sätze habe ein zündender Blitz gezuckt. Die „Deutſche Ztg.“ 
warf der Regierung Mangel an Mut, Verantwortlichkeitsgefühl und 
Entſchloſſenheit vor; nach der „Zeit“ ſollte das moraliſche Anſehn 
des Reichskanzlers durch dieſe Verhandlung ſo ſchwer geſchädigt ſein, 
daß er ſich nicht wieder erholen werde. Die „Volks-Ztg.“ nannte 
dieſe ganze Reichstagsverhandlung „einen feierlichen, grandioſen 
Proteſt des Reichsgedankens“ gegen die engherzigſte partikulariſtiſche 
Reaktion des ſogenannten führenden Bundesſtaats“. Die „Poſt“ 
dagegen glaubte, daß „das Schreckgeſpenſt abſolutiſtiſcher Tendenzen“ 
ungeſcheut an die Wand gemalt werde, bloß um den Angriff auf 
das perſönliche, monarchiſche Regiment zu Gunſten eines Schein- 
königtums zu maskieren, und die „Kreuz-Ztg.“ ſprach von De: 
monſtrationszwecken der Oppoſition, die neben der antimonarchiſchen 
Seite auch die antijunkerliche im Intereſſe des Judentums und der 
Börſe angeſchlagen habe. Die „Allgem. Ztg.“ hatte den Eindruck, 
daß ſämtliche Parteien tief verſtimmt, die Beziehungen der Reichs- 
regierung zum Reichstage gründlichſt verdorben ſeien, und man nach 
Kräften einen Gegenſatz zwiſchen der preußiſchen Regierung und dem 
Reiche geſucht habe. Dasſelbe Gefühl hatte die „Konſervative 
Korreſpondenz“, die es jedoch ſo ausdrückte, die Demokratie habe 
nichts Geringeres im Sinne, als Preußen unter die Vormundſchaft 
des Reichs zu bringen, ein thörichtes Beginnen, denn der nach 
unbedingter Volksſouveränetät ſtrebende Reichstag werde, wenn er 
mit Preußen fertig ſei, an der Mainlinie nicht Halt machen. 

Die Ko mmiſſion des Abgeordnetenhauſes war mit der 
Vereinsgeſetz-Novelle raſch fertig geworden. Ihr von Oswalt 
(nat.⸗lib.) erſtatteter Bericht empfahl die Annahme der Artikel über 
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das Verbindungsverbot und die Minderjährigen, während er alles 
andere verwarf. In der zweiten Beratung des Abgeordneten— 
hauſes am 28. Mai ſtellten Graf Limburg⸗Stirum (fonf.) und 
Genoſſen den Antrag auf Einſchaltung eines Artikels, wonach Ver⸗ 
ſammlungen, von denen auf Grund von Thatſachen anzunehmen ſei, 
daß ſie die öffentliche Sicherheit, insbeſondere die des Staats, oder 
die öffentliche Ordnung gefährden würden, von der Landespolizei⸗ 
behörde ſollten verboten werden können. Miniſter Freiherr v. d. Recke 
bemerkte hierzu, daß die Gewährung des ſogenannten Präventivverbots 
der Regierung willkommen ſein würde. Ferner ſtellten v. Dziem⸗ 
bowski (freikonſ.) und Genoſſen den Antrag, die angegriffenen 
Artikel ſo zu faſſen, daß Verſammlungen und Vereine, in welchen 
anarchiſtiſche, ſozialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche, auf 
den Umſturz der beſtehenden Staats- oder Geſellſchaftsordnung ge⸗ 
richtete Beſtrebungen in einer die öffentliche Sicherheit, insbeſondere 
die des Staats gefährdenden Weiſe zu Tage treten, von den Ab⸗ 
geordneten der Polizeibehörde ſollten aufgelöſt oder geſchloſſen werden 
können. Dies würde alſo auf ein preußiſches Sozialiſtengeſetz 
hinausgekommen fein. In der Beratung aller dieſer Vorſchläge ev- 
griffen verſchiedene Redner das Wort, im weſentlichen, um die 
Stellung ihrer Partei zu bezeichnen. Miniſter Freiherr v. d. Recke 
ſagte, die Kommiſſion habe nur die Roſinen aus dem Kuchen gepickt, 
nur die Erleichterungen angenommen, die meiſten der Beſtimmungen 
aber, auf welchen das Hauptgewicht liege, abgelehnt; das Bedürfnis, 
die Machtmittel der Regierung zu verſtärken, könne nur denen nicht 
nachgewieſen werden, welche von vornherein nicht die Abſicht hätten, 
ſich überzeugen zu laſſen. v. Zedlitz empfahl den Antrag der Frei⸗ 
konſervativen, welcher „ſozial- und nationalrevolutionäre Be⸗ 
ſtrebungen“ treffe. Sattler (nat. lib.) hielt es nicht für richtig. 
ins Land hineinzurufen, daß die monarchiſche Geſinnung ſchwinde. 
In der hierauf folgenden Abſtimmung wurde in der That alles ab⸗ 
gelehnt, außer der Aufhebung des Verbindungsverbots und der Be⸗ 
ſtimmung über die Minderjährigen. Die dritte Beratung am 
31. Mai hatte im weſentlichen dasſelbe Reſultat, worauf der Präftdent 
v. Köller unter Zuſtimmung des Hauſes feſtſtellte, daß die Vor⸗ 
lage eine Ver faſſungsänderung enthalte und deshalb nach 21 Tagen 
nochmals darüber abgeſtimmt werden müſſe. Ohne dieſe Vorſchrift 
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wäre der Landtag wegen Erledigung der Geſchäfte geſchloſſen worden, 
nun aber mußten die Pfingſtferien bis zum 22. Juni ausgedehnt 
und auch während dieſer Zeit täglich 6495, alſo für dieſe arbeitsloſe 
Zeit rund 389 700 Mark bezogen werden, und für den Fall, daß 
nach dieſer die bisherigen Beſchlüſſe beſtätigt werden würden, eröffnete 
ſich wegen der vom Herrenhauſe alsdann ebenfalls zu beobachtenden 
Friſt die Ausſicht auf Ausdehnung der Seſſion bis in den Auguſt, 
ihren neunten Monat, hinein. 

Der Reichstag ſtand Ende Mai ebenfalls im Begriff, die 
Pfingſtferien anzutreten, als, vielleicht ermutigt durch den unerwartet 
ſtarken Beſuch der Verſammlung bei Beratung der Vereinsgeſetzfrage, 
von Adt (nat.⸗lib.) und Genoſſen der Verſuch unternommen wurde, die 
am 15. Dezember v. J. als ausſichtslos abgebrochenen Verhandlungen 
über die Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz und der Strafprozeß⸗ 
ordnung, die ſogen. Juſtiznovelle, nochmals in Gang zu bringen, 
wegen deren der Reichstag frühzeitiger als gewöhnlich einberufen 
worden war. Nachdem damals die Durchberatung daran geſcheitert 
war, daß in den Fragen der Berufung in Strafſachen und der Be— 
ſetzung der Strafkammern die Gegenſätze nicht hatten ausgeglichen 
werden können, ging der jetzige von 118 Mitgliedern unterzeichnete 
Antrag dahin, daß die Strafkammern in der Hauptverhandlung auch 
dann mit nur drei Mitgliedern beſetzt werden ſollten, wenn Vergehen 
und Übertretungen ſowie ſolche ſtrafbare Handlungen, welche ſich nur 
deshalb als Verbrechen darſtellen, weil ſie im Rückfall begangen ſind, 
den Gegenſtand der Unterſuchung bilden. Eine zweite neue Aufgabe 
ward dem Reichstage in dieſem eigentümlichen Momente zu teil in 
Geſtalt eines neuen Arbeiterſchutzgeſetzes wegen Abänderung der 
Gewerbeordnung und des Krankenverſicherungsgeſetzes. Aus Anlaß 
der großen Arbeitseinſtellung im Konfektionsgeſchäfte, welche im 
Februar 1896 die allgemeine Aufmerkſamkeit auf die traurige Lage 
der hierin beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen lenkte, war eine 
Reichskommiſſion für Arbeiterſtatiſtik eingeſetzt worden, nach 
deren Erhebungen der größte Teil der über die Mißſtände in dieſer 
Branche laut gewordenen Klagen völlig unbegründet geweſen ſein 
ſollte; fie hatte jedoch gleichwohl erklärt, daß ein Eingreifen der Ge⸗ 
ſetzgebung erforderlich ſei. So entſtand dieſe Vorlage, welche der 
großen Maſſe der Hausgewerbetreibenden die Wohlthat der 
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ftaatlihen Krankenverſicherung zu gute kommen laſſen wollte. 
Es ſollen hiernach nicht bloß ſtatutariſch durch die Gemeinden die 
Hausinduſtriellen in die Krankenverſicherung einbezogen werden können, 
ſondern es ſoll dem Bundesrate das Recht zuſtehn, dieſe Pflicht zu 
verallgemeinern. Dabei ſoll als Arbeitgeber der Fabrikant gelten, 
nicht der Zwiſchenmeiſter. Ferner ſoll der Bundesrat für beſtimmte 
Gewerbe Lohnbücher oder Arbeitszettel vorzuſchreiben befugt ſein, in 
denen Art und Umfang der übertragenen Arbeit, bei Akkordarbeit die 
Stückzahl, ſodann die Lohnſätze und Bedingungen für die Lieferung 
von Werkzeugen und Stoffen zu den übertragenen Arbeiten vom 
Arbeitgeber zu bekunden ſind. Weiterhin ſoll für beſtimmte Gewerbe 
durch Beſchluß des Bundesrats angeordnet werden können, daß den 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern, ſofern ihre tägliche Be⸗ 
ſchäftigung in der Fabrik ſechs Stunden überſteigt, Arbeit nicht mit nach 
Haus gegeben werden darf. Zuwiderhandlungen ſollen mit hohen 
Geldſtrafen belegt werden. So freudig dieſer neue Beginn einer 
ſozialpolitiſchen Aktion allgemein begrüßt wurde, ſo ſeltſam mutete es 
an, daß der Reichstag, in dem vorausſichtlich viele Kämpfe hierüber 
ftattfinden würden, gerade am Ende feiner Seſſion und zu einer 
Jahreszeit, wo die Müdigkeit der Abgeordneten bereits übergroß zu 
ſein pflegt, damit befaßt wurde. In der That trat der Reichstag 
gerade jetzt ſeine Pfingſtferien an, und zwar beſchloß er, auf An⸗ 
regung von Lieber (Centr.), ohne erſichtlichen Grund, ſich auf die 
lange Zeit bis zum 22. Juni zu vertagen. Viele Mitglieder 
folgten im Verein mit den Mitgliedern des Bundesrats der Ein⸗ 
ladung der Stadt Hamburg auf den 29. Mai zum Beſuche der 
dortigen Gartenbau-Ausſtellung und wurden hier vom Bürger⸗ 
meiſter Mönckeberg durch eine Anſprache begrüßt. Es fiel auf, 
daß bei dem Feſtmahle ein Trinkſpruch auf den Kaiſer unterblieb, 
wie wohl behauptet wurde, im Hinblick auf die unter dieſen 350 Größen 
befindlichen ſozialdemokratiſchen Abgeordneten. Dagegen bemerkte der 
Staatsſekretär v. Boetticher in der Dankrede, unter allgemeiner 
Heiterkeit, daß Hamburg zu Stande gebracht habe, was in Berlin 
oft ſchwer ſei, nämlich den Reichstag beſchlußfähig zuſammenzubringen. 

Die große Pauſe der Parlamente wurde durch einige intereſſante 
Vorgänge ausgefüllt. Zunächſt erregte der Prozeß gegen den Polizei⸗ 
kommiſſar v. Tauſch, der als Nachſpiel zu dem im Dezember v. J. 
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ſtattgehabten Prozeß v. Lützow⸗Leckert vom 24. Mai bis 1. Juni vor 
dem Berliner Landgericht 1 verhandelt wurde, die größte Aufmerkſam⸗ 
keit. Es handelte ſich zwar nur um Anklagen wegen Amtsverbrechen 
und wiſſentlichen Meineid; mit großer Spannung aber erwartete man 
im Publikum, daß, was in jenem Prozeſſe nicht gelungen war, nun⸗ 
mehr die „Hintermänner“ an den Tag kommen würden, von welchen 
die in verſchiedenen öffentlichen Blättern enthalten geweſenen ſchweren 
Angriffe auf hohe Staatsbeamte eingegeben fein mochten. Indeß 
brachte der Prozeß nichts hierüber zum Vorſchein, und die Enttäuſchung 
bei v. Tauſchs Freiſprechung war um fo größer, als ſehr große An- 
ſtrengungen zur Ermittelung der Thatbeſtände gemacht, wieder eine 
Reihe hoher Perſonen als Zeugen vernommen und mehrere Journaliſten 
zur Aufdeckung einer Preßthätigkeit genötigt waren, die dem unſchuldig 
die Tagesblätter leſenden Publikum ganz neu und ſeltſam erſchien. 
Das Ergebnis des Prozeſſes beſtand nur in der allgemeinen Über⸗ 
zeugung von der Notwendigkeit einer Umgeſtaltung der politiſchen 
Polizei und einer Fernhaltung unſauberer Preßpiraten von den poli⸗ 
tiſchen Blättern. 

Sodann fanden in der Preſſe recht lebhafte Verhandlungen über 
das Auftreten des Freiherrn v. Stumm in der Sitzung des Herren- 
hauſes vom 28. Mai ſtatt. Nachdem er hier Vorwürfe gegen die 
akademiſche Lehre der ſog. kathederſozialiſtiſchen Profeſſoren 
erhoben und vom Miniſter Boſſe entſchieden zurückgewieſen war, wurde 
dieſer Feldzug in der „Poſt“ mit Heftigkeit fortgeſetzt. Der Kultus⸗ 
miniſter, hieß es hier, habe ſich bedauerlicher Weiſe nicht zu der Ent⸗ 
ſchiedenheit aufgerafft, welche der von der Regierung verkündigten 
und auf anderen Gebieten nachdrücklich kundgegebenen Abſicht, den 
ſozialrevolutionären Beſtrebungen entgegenzutreten, entſpreche, ſondern 
er beharre in einer ſchwächlichen Halbheit, welche der Ernſt unſerer 
Zeit nicht vertrage; wer im Kampfe gegen die Umſturzbeſtrebungen 
unſerer Zeit ſeine Stelle ausfüllen wolle, müſſe Kraft und Mut zu 
ganzer Arbeit haben. Das ſozialdemokratiſche Hauptorgan „Vorwärts“ 
nahm hieraus Veranlaſſung, mit Genugthuung anzuerkennen, daß der 
Kathederſozialismus, nach ſeinen Wirkungen beurteilt, allerdings eine 
Hülfstruppe des Sozialismus bilde. Dagegen führte die „Norddeutſche 
Allg. Ztg.“ am 9. Juni aus, daß die Herrenhausrede v. Stumms 
allerdings ein ſchwerer Schlag für die Partei der Revolution geweſen 
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ſei, weil ſie den Mut der Königstreuen mächtig geweckt und geſtärkt 
habe, ſodaß es der vermummten Revolution ſehr erſchwert ſein werde, 
ihr Gewerbe der Untergrabung des monarchiſchen Staats ungeſtört 
fortzuſetzen. 

Die Gelegenheit, hierauf zu antworten, nahmen ſich kathederſozia⸗ 
liſtiſche Lehrer auf dem am 10. und 11. Juni in Leipzig ſtattfindenden 
Evangeliſch-ſozialen Kongreß. Die Anſprache des Vorſitzenden, 
des Landesökonomierats Nobbe, lief darauf hinaus, die Gegner des 
Kongreſſes würden zugeben, daß er ſich mit den großen wirtſchaftlichen 
Fragen beſchäftige, um die wirtſchaftliche Bewegung in die richtigen 
Bahnen zu leiten und dem chriſtlichen Gefühle anzupaſſen. Nach dem 
hierauf erſtatteten Jahresberichte hatte die Gründung des national⸗ 
ſozialen Vereins die Stellung des Kongreſſes nicht verändert, dem 
auch die Mitglieder dieſer Richtung willkommen ſeien. Die vom 
Aktionskomitee beſchloſſenen nationalökonomiſchen Kurſe in Berlin 
ſeien von 110 Perſonen beſucht geweſen, und die Frauengruppe habe 
eine rege Thätigkeit entfaltet. Zum erſten Beratungsgegenſtande „Das 
Eigentum nach chriſtlicher Beurteilung“ ſprachen Geh. Kirchen⸗ 
rat Prof. Wendt und Pfarrer Naumann. Dieſer ſagte u. A: Der 
Begriff des Eigentums ſei zweifellos in früheren Zeiten ein anderer 
geweſen, als heute; das Eigentum finde mißbräuchliche Anwendung, 
und gegenüber ſolchen Verhältniſſen ſtehe das Chriſtentum vor der 
Entſcheidung, ob der Satz „Du ſollſt nicht ſtehlen“ doch nicht eigentlich 
für andere Verhältniſſe Geltung gehabt habe, als die unſerigen. Dieſen 
Ausführungen trat Prof. Wagner mit der Bemerkung entgegen, unter 
allen Umſtänden müſſe daran feſtgehalten werden, daß der Diebſtahl, 
gleichviel in welchem Wirtſchafts⸗ oder Staatsgebilde, ſittlich und 
rechtlich ſtraffällig ſei. Die Verſammlung beſchloß hierauf, zu erklären, 
es ſei ihre Überzeugung, daß die chriſtliche Beurteilung des Eigentums 
weder auf asketiſche, noch auf kommuniſtiſche Ideale verpflichte, auch 
ihrer Art nach nicht geeignet ſei, ohne weiteres in die Rechtsordnung 
überzugehen; daß aber das Evangelium es jedem Chriſten zur Pflicht mache, 
Beſitz und Genuß des Eigentums grundſätzlich dem ewigen Gut unter⸗ 
zuordnen und in den Dienſt der Liebe ſowie der gemeinſamen ſittlichen 
Aufgaben zu ſtellen. Privatdozent Olden berg aus Berlin, einer 
der Kathederſozialiſten, hielt hierauf einen mehrſtündigen Vortrag über 
„Deutſchland als Induſtrieſtaat“, worin er, zur Freude aller 
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Agrarier, ausführte, der allgemeine Rückgang der Landwirtſchaft ſei 
darauf zurückzuführen, daß das Kapital die führende Rolle in der 
Volkswirtſchaft übernommen habe. Dagegen trat Prof. Weber 
aus Heidelberg mit dem Nachweiſe auf, daß wir in erheblichen 
wirtſchaftlichen Nachteil geraten würden, wenn wir uns nicht an dem 
großen Austauſch von einem Lande zum anderen beteiligten. Prof. 
Wagner meinte, die Menge der Kinder in Deutſchland ſei es, die 
das Kapital aufzehre und beſonders den kleinen Mann nicht zu 
einem Beſitz kommen laſſe. Prof. Schmoller aus Berlin hielt 
einen Vortrag über die Frage: „Was verſtehen wir unter dem 
Mittelſtand? Hat er im 19. Jahrhundert zu- oder abgenommen“, 
worauf der Kongreß die Anſicht ausſprach, daß die volkswirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung der Neuzeit nicht mit innerer Notwendigkeit zur 
Auflöſung eines für die Vermittlung ſozialer Gegenſätze wichtigen 
und für das fittlichereligiöfe Volksleben erfahrungsmäßig hochbedeut⸗ 
ſamen Mittelſtandes führen müſſe; daß vielmehr zwar gewiſſe Teile 
des bisherigen Mittelſtandes vorausſichtlich verſchwinden, dagegen 
andere ſich erhalten und nen ſich bildende die alten niedergehenden 
erſetzen würden; dieſer heilſame Prozeß müſſe durch Hebung der 
Schul- und techniſchen Bildung ſowie durch Stärkung der moraliſchen 
Kräfte des ganzen Volks befördert werden. In beſonderen Ab— 
teilungen des Kongreſſes wurden Vorträge gehalten und „Reſolutionen“ 
gefaßt über die Grenzlinien der Frauenbewegung, über das 
Arbeitergenoſſenſchaftsweſen und über „Malthuſianismus und Chriſten⸗ 
tum“. Die Mehrzahl der öffentlichen Urteile war dieſem Kongreſſe 
nicht günſtig. Am ſchärfſten trat ihm die „Konſervat. Korreſp.“ 
entgegen, welche ihre Partei als Gegner der Tendenzen bezeichnete, 
die ſeit der Uebernahme des Generalſekretariats durch den jetzt Falt- 
geſtellten Herrn Göhre ſich dort entwickelt hätten; die aus dem 
Kongreß entſtandene national-foziale Richtung habe ihn faſt abſolut 
beherrſcht, Naum ann habe ſich ſogar direkt zu dem Grundfatze 
„Eigentum iſt Diebſtahl“ bekannt, eine Behauptung, welcher dieſer 
Pfarrer in ſeiner „Zeit“ mit dem Bemerken entgegentrat, „wir 
fordern, daß man Eigentumsrechte zu ſchaffen ſucht, die nicht die 
Menge des Volkseigentums losmachen.“ Die „Dresdner Nachrichten“ 
bezeichneten den Kongreß ebenfalls als eine „Filiale“ der Naumann⸗ 
ſchen Richtung. Nach der „Badiſchen Landespoſt“ zeigt die Bunt⸗ 
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lappigkeit dieſes Sprechſaals feine thatſächliche Unfruchtbarkeit in mehr als 
draſtiſcher Weiſe; Naumann brauche dieſe Profeſſoren als Anſchlagſäulen 
für national⸗ſoziale Reklame. Nach den „Berliner Neuſten Nachrichten“ 
waren die Quellen, aus denen der evangelifch-foziale Strom anfangs 
geſpeiſt ſei, teils verſiegt, teils abgelenkt, und ergöſſen jetzt ihr Waſſer 
auf Mühlen, die raſcher arbeiten. „Vorwärts“ meinte, die Glanz⸗ 
periode dieſes Kongreſſes ſei vorbei, Heldenthaten werde er wenig⸗ 
ſtens nicht verrichten. Hr. Göhre klagte in der „Sozialen Praxis“, 
daß diesmal alle höheren Staats- und ſtädtiſchen Beamten auf dem 
Kongreſſe gefehlt hätten, daß demſelben die Kirchen verſagt ſeien und 
daß ihn der Argwohn, die Angſt, Geringſchätzung, Gleichgültigkeit 
wie eine kalte Luft umfächelt habe. Die „Norddeutſche Allgemeine Ztg.“ 
war nunmehr mit Prof. Schmoller zufrieden und meinte, ſobald man 
die Wiſſenſchaft zu Worte kommen laſſe, werde ſie beinahe immer das 
Gegenteil von dem ausſagen, was die Agitation behaupte. Ein 
Frankfurter Blatt endlich ſagte, aus den Verhandlungen des Kongreſſes 
habe es wie ein belebender friſcher Lufthauch in unſere ſozialen 
Kümmerniſſe hineingeweht. 

Als ein nicht unwichtiges Ereignis wurde in dieſer Parlaments- 
pauſe auch der Ausfall dreier Wahlen angeſehen: Bei der Reichs⸗ 
tagserſatzwahl im Bezirke Wiesbaden-Rheingau⸗Obertaunus, welche 
durch den Tod des Abg. Köpp (freiſ. Ver.) nötig geworden war, 
behielten für die Stichwahl die meiſten Stimmen die Kandidaten der 
freiſinnigen Volkspartei und des Centrums, wobei ſich ergab, daß 
auf den Freiſinnigen 1700 Stimmen mehr als voriges Mal gefallen 
waren, ein Ergebnis, welches mehrere freiſinnige Organe zu dem 
Ausrufe veranlaßte, dies ſei der „Beginn der Abrechnung“ für die 
Vereinsgeſetzvorlage. Auch die am 10. Juni in Königsberg ſtatt⸗ 
gehabte Reichstagserſatzwahl, in der, zum erſtenmal ohne Stich⸗ 
wahl, die Sozialdemokratie ſiegte, wurde auf derſelben Seite als 
ſymptomatiſch für die nächſtjährigen Neuwahlen angeſehen. Was die 
ebenfalls am 10. Juni im Wahlbezirke Berent-Pr. Stargardt- 
Dirſchau ſtattgehabte Erſatzwahl zum preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
betrifft, ſo ſiegte leider der polniſche Kandidat lediglich dadurch über 
den Deutſchen, daß fünf freiſinnige Wahlmänner im zweiten Wahl⸗ 
gange ſich der Abſtimmung enthalten hatten, und zwar, wie ſie 
infolge vieler Angriffe öffentlich erklärten, nur deshalb, weil ſie nicht 
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die Verantwortung hätten übernehmen wollen, daß durch ihre Stimmen 
ein Abgeordneter gewählt werde, der möglicherweiſe für die Vereins⸗ 
geſetznovelle ſtimmen könne. Übereinſtimmend erblickte man auf 
Seiten aller Parteien in dieſen drei Wahlergebniſſen eine Beſtätigung 
der großen allgemeinen Unzufriedenheit. 

Unter dem Druck mancher Mißlichkeiten in den innerpolitiſchen 
Zuftänden wurde um Mitte Juni die geſamte Preſſe in große Be— 
wegung geſetzt durch einige Anzeichen einer in der Regierung ſich 
vollziehenden Anderung. Es war ſchon aufgefallen, daß der Staats- 
ſekretär v. Marſchall ſich für 2½ Monate, eine fo lange Zeit auf 
Urlaub begeben hatte, daß man dieſen als Vorläufer ſeines Rück⸗ 
tritts anzuſehen geneigt war. Dazu kam, daß nach des Kaiſers 
Rückkehr von einer Reiſe nach Marienburg und Danzig mehrfache 
Konferenzen von Miniſtern ſich raſch folgten: am 31. Mai hatte der 
Reichskanzler beim Kaiſer in Potsdam Vortrag, am 3. Juni wiederum, 
am 4. hielt das Staatsminiſterium Sitzung, am 10. Juni meldete 
ſich der aus Oſtaſien angelangte Kontreadmiral Tirpitz beim Kaiſer, 
am 11. Juni traf Admiral Knorr, ſeine Flottenbeſichtigung in Kiel 
unterbrechend, in Berlin ein, ſodann mußte Miniſter v. Miquel 
ſeine Badekur in Wiesbaden unterbrechen und hatte am 14. eine 
Beſprechung mit dem Reichskanzler, am 15. mit dem Kaiſer und 
dem Reichskanzler, worauf die Admirale Knorr und Tirpitz in 
Potsdam Vortrag hatten. Wiewohl nichts beſtimmtes über dieſe 
Beſprechungen verlautete, nahm man doch als ſicher an, daß es ſich 
um demnächſtige neue Forderungen für die Flotte und, weil für dieſe 
nur bei einer günſtigeren Zuſammenſetzung des Reichstags Ausſicht 
ſein konnte, um Beſeitigung von Gründen der herrſchenden Miß— 
ſtimmung handele. Die Preſſe erging ſich in vielen Verumtungen 
über eine bevorſtehende Umbildung in den höchſten Reichs- und 
Staatsämtern ſowie über die Schwierigkeiten einer Vizekanzlerſchaft, 
bis ſchließlich die „Nordd. Allg. Ztg.“ dies alles für bloße Kom— 
binationen erklärte. 

Während in Berlin die neuen Pläne weiteren Beſprechungen 
unterzogen wurden, wohnte der Kaiſer nebſt ſeiner Gemahlin am 
16. Juni der Grundſteinlegung zu einem Denkmale Kaiſer Wil- 
helms I. in Liegnitz bei, und dann unternahmen fie eine Reiſe 
nach Weſtfalen und Rheinland. Am 18. Juni erſchienen ſie 
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in den ihr Jubiläum feiernden Paſtor v. Bodelſchwingh'ſchen Anſtalten 
Bethel bei Bielefeld, der Kaiſer auch in der nahe gelegenen Arbeiter⸗ 
kolonie Wilhelmsdorf auf der Senne-Ebene. Im Walde trugen 
1600 Poſaunenbläſer und 6000 Sänger aus Minden-Ravensberg, 
Lippe und dem Wupperthal vor dem in einem Zelte weilenden 
Kaiſerpaare Lieder vor, worauf es feierlichen Einzug in Bielefeld 
hielt. Auf der alten Veſte Sparrenberg wurde es von den Ver— 
tretern der Stadt begrüßt, der Kaiſer nahm hier einen Ehrentrunk 
entgegen und hielt eine programmartige Anſprache. Gleich wie, 
ſagte er, der große Kurfürſt einſt an dieſer Stelle Rat gepflogen und 
Entſchlüſſe gefaßt habe, welche die wehrhaften Brandenburger in 
ruhmvolle Thaten umſetzen ſollten, fo habe auch er ſich Rat, Mut 
und Zuverſicht geholt zu einem anderen Kampfe als dem mit Waffen. 
Mit ſtaunender Bewunderung habe er die überwältigenden Leiſtungen 
und Erfolge jenes gottbegnadeten Mannes geſehen, deſſen Segen 
man im ganzen Vaterlande und darüber hinaus ſpüre. Tief durch⸗ 
drungen vom ſiegreichen Erfolge evangeliſcher Liebesthätigkeit, erhebe 
er den Pokal in der Hoffnung, daß Weſtfalens Söhne nicht zurück— 
ſtehen würden mit ihrer Hülfe zur Ausführung ſeines Programms: 
„Schutz der nationalen Arbeit aller produktiven Stände, 
Kräftigung eines gefunden Mittelſtandes, rückſichtsloſe Nieder⸗ 
werfung jedes Umſturzes und die ſchwerſte Strafe dem, der ſich 
unterſteht, einen Nebenmenſchen, der arbeiten will, an freiwilliger 
Arbeit zu hindern.“ An demſelben Tage traf das Kaiſerpaar in 
Köln ein, begrüßte hier die gerade auf der Durchreiſe nach London 
befindliche Kaiſerin Friedrich und fuhr, unter den lebhafteſten Zurufen 
einer großen Volksmenge, nach dem Feſtplatz am Ring, wo es, um⸗ 
geben vom Erbgroßherzog von Baden, dem Reichskanzler und mehreren 
Miniſtern, der Enthüllung eines Denkmals Kaiſer Wilhelms I. bei⸗ 
wohnte, welches die Inſchrift trägt: „Wilhelm dem Siegreichen, erſtem 
Kaiſer des neuerſtandenen Deutſchen Reichs die dankbare Stadt 
Köln“; auf der entgegengeſetzten Seite ſtehen die Worte „Belt ſteht 
und treu die Wacht am Rhein.“ Am Poſtamente des Denkmals war 
auf der einen Seite die Colonia, auf der anderen Vater Rhein 
mit dem Dreizack in der Hand angebracht. An die Feier ſchloß 
ſich ein Prunkmahl im Gürzenichſaale, in welchem vor 
49 Jahren Friedrich Wilhelm IV. den Mitgliedern der deutſchen 
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Nationalverſammlung, die ihn zum Kaiſer machen wollten, zugerufen 
hatte: „Bedenken Sie, daß es in Deutſchland auch Fürſten giebt, 
und daß ich einer von ihnen bin.“ Nun ſtand ſein Großneffe als 
Kaiſer hier und erwiderte auf den Trinkſpruch des Oberbürger⸗ 
meiſters Becker mit einer Rede, die ſich, ihrer Bedeutung nach, 
feiner Bielefelder Rede in gewiſſer Weiſe anſchloß. Der Kaiſer ſprach 
ſeinen Dank „für den zu Herzen gehenden Empfang“ und den 
Glückwunſch dafür aus, daß die Stadt ſich in bewunderungswürdiger 
Weiſe entwickelt habe. Sodann kam er auf die am Poſtament des 
Denkmals angebrachten Figuren zu reden: Köln mit dem Olzweig 
in der Hand, das Bild des Friedens, in dem der Gewerbefleiß des 
Bürgers unter dem Schutz der Monarchie ſich entwickele; „auf der 
anderen Seite der Meergott mit dem Dreizack in der Hand, ein 
Zeichen dafür, daß, ſeitdem der große Kaiſer unſer Reich von neuem zu⸗ 
ſammengeſchmiedet, wir auch andere Aufgaben auf der Welt 
haben, Deutſche aller Orten, für die wir zu ſorgen, deutſche Ehre, 
die wir auch im Auslande aufrecht zu erhalten haben. Der 
Dreizack gehört in unſere Fauſt, und ich denke, die Kölner 
Bürgerſchaft iſt eine von denen, die dies am beſten verſtehen.“ Gott 
möge ihm verleihen, in den Bahnen ſeines Großvaters zu wandeln, 
der Welt den Frieden zu erhalten, der ja erſt exiſtiere, ſeit 
das Deutſche Reich wieder da iſt, ebenſo nach außen die Ehre des 
Reichs in jeder Weiſe hochhalten zu können, unſerer vaterländiſchen 
Arbeit und der Induſtrie der produzierenden Stände die 
Abſatzgebiete zu ſichern und zu erhalten, die wir brauchen. 

Der in der Bielefelder und in dieſer Kölner Kaiſerrede enthaltene 
neue Mahn- und Warnruf ſowie der in ihnen ſich ausprägende 
tiefe Ernſt eines unausgeſetzt um die Wohlfahrt des Reichs ſich ab— 
ſorgenden Monarchen fanden die Zuſtimmung aller urteilsfähigen 
Politiker und Patrioten; allein wohl wegen der Allgemeinheit der 
Ausdrücke fand eine Übereinſtimmung nur in der Theorie ſtatt, 
während auf Seiten der einzelnen Parteien gar verſchiedenes aus 
den Reden herausgeleſen wurde, je nach dem, was man unter Schutz 
der nationalen Arbeit verſtand. Die einen freuten ſich der angeb⸗ 
lich angekündigten Erhaltung der bisherigen Handelsvertragspolitik, 
die anderen glaubten nun der Genehmigung des Antrags Kanitz und 
einer ſyſtematiſchen Einſchränkung der Induſtrie entgegenſehen zu 
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dürfen. Ebenſo verſchieden waren die Anſichten je nach dem, was man unter 
Kampf gegen den Umſturz verſtand. Auch hieß es wohl, mit 
den ſchwerſten Strafen gegen den Streik könnten doch wohl nicht 
die Todesſtrafe und das Zuchthaus, wahrſcheinlich alſo nur das 
gemeint ſein, was in der Regierungsvorlage des Strafgeſetzbuchs ent⸗ 
halten war. Im ganzen liefen die Urteile darauf hinaus, daß man 
nun wohl Thaten der Regierung erwarten dürfe. 

Von Köln aus trafen der Kaiſer und die Kaiſerin am 19. Juni 
über Niedermendich in Maria Laach ein, wo ſie bei der Kirche der 
uralten Benediktiner⸗Abtei vom Abte Benzler empfangen wurden, der 
in ſeiner Anſprache erwähnte, daß die Majeſtäten hier an der 
„Glanzſtätte der chriſtlichen Kultur deutſcher Lande“ ſtänden und 
daß das Gotteshaus durch des Kaiſers Entſchließung ſeiner urſprüng⸗ 
lichen Beſtimmung zurückgegeben ſei. Sodann geleitete der Abt die 
Gäſte in die Kirche, wo die Mönche einen Geſang anſtimmten. Die 
Benediktiner verehrten dem Herrſcherpaare eine goldene Medaille, der 
Kaiſer aber kündigte ihnen an, daß er aus eignen Mitteln der Abtei⸗ 
kirche einen Hochaltar zu ſtiften gedenke. Von der Höhe herab⸗ 
gekommen, beſtiegen die Majeſtäten in Andernach einen Dampfer 
und ſtiegen in dem im Feſtgewande prangenden Neuwied aus, zum 
Beſuche der fürſtlichen Familie von Wied. Sodann wurde die 
Reiſe wieder rheinabwärts fortgeſetzt; nach der Landung in Bonn 
begab ſich die Kaiſerin gleich weiter nach Schloß Brühl, während 
der Kaiſer durch die feſtlich geſchmückten Straßen der Univerſitäts⸗ 
ſtadt fuhr und bei der Studentenverbindung der Boruſſen, welcher 
er einſt angehört hatte, ſpeiſte. Am 20. Juni traf er in Bruns⸗ 
düttel ein und fuhr auf der Pacht „Hohenzollern“ nach Cux⸗ 
haven weiter. Am 22. Juni, dem großen Jubiläumstage ſeiner 
Großmutter, der Königin Victoria, traf er auf Helgoland ein, wo 
er einige Tage weilte und den Beſuch des Königs der Belgier 
erhielt. Am 26. Juni fuhr er durch den Nordoſtſeekanal und wohnte 
mit der Kaiſerin und dem Kronprinzen einer Segelregatta des 
„Norddeutſchen Regattavereins“ in der Kieler Bucht bei. 

Nach dem Ende der ſehr lang ausgedehnten Pfingſtpauſe traten 
die großen Parlamente am 22. Juni wieder zuſammen. Der Reichs- 
tag erledigte nur noch die Handwerkervorlage, und zwar in einer 
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Am 25. Juni wurde die Seſſion geſchloſſen, nachdem ſie vom 
2. Dezember 1895 bis 5. Juli 1896 7 Monate und 4 Tage, ſo⸗ 
dann vom 10. November v. J. an 7 Monate und 18 Tage, zu— 
ſammen 14 Monate und 22 Tage gedauert und 39 Geſetzentwürfe 
genehmigt hatte, während 11 Entwürfe unerledigt geblieben waren. 
In der Preſſe wurde dem Reichstage faſt durchgängig ein ſchlechtes 
Zeugnis ausgeſtellt; von dem, was er nach vielen Mühen und Um⸗ 
ſtänden fertig gebracht hatte, wurde nur weniges als erfreulich be: 
zeichnet. 

Länger als der Reichstag hatte der preußiſche Landtag 
während der Sommerhitze auszuharren. Nach Ablauf der von der 
Verfaſſung vorgeſchriebenen 21-tägigen Friſt wandte ſich das Ab⸗ 
geordnetenhaus der Vereinsgeſetznovelle wieder zu, um die 
Abſtimmung vom 31. Mai zu wiederholen. Namens der ausſchlag⸗ 
gebenden nationalliberalen Partei erklärte Hobrecht, daß dieſe an 
der beſchloſſenen Faſſung feſthalten und jede etwaige Zumutung einer 
weiteren Anderung des Vereinsrechts einſtimmig ablehnen werde. 
Richter (freiſ. Vp.) bedauerte, daß dieſe Partei nicht kurzer Hand 
die Vorlage verwerfen wolle; eine Ausdehnung der Seſſion in den 
für Erholungsreiſen beſtimmten Hochſommer grenze faſt an Grau⸗ 
ſamkeit, auch werde man, angeſichts der geringen Mehrheit, Gefahr 
laufen, daß der Entwurf doch noch in einer auch den Nationalliberalen 
nicht zuſagenden Geſtalt angenommen werde. Die Regierung möge 
zu wiſſen thun, ob fie die Seſſion ſchließen oder die Vorlage zurück⸗ 
ziehen oder dem Herrenhauſe gegenüber die Faſſung des Abgeordneten⸗ 
hauſes vertreten wolle. Man wiſſe überhaupt nicht, was jetzt Re⸗ 
gierung ſei; da Perſonalveränderungen innerhalb derſelben im Gange 
wären, wobei der Miniſter v. Miquel in den Vordergrund trete, jei 
die Vornahme einer Verfaſſungsänderung bedenklich; die Anſicht des 
Miniſters des Innern, daß in dieſer Frage die Mehrheit des Volks 
auf Seiten der Regierung ſtehe, ſei durch die oben erwähnten letzten 
Wahlen widerlegt worden; endlich halte er eine Verfaſſungsänderung 
für unzuläſſig, die nicht im Geſetze ausdrücklich angeführt ſei. Darauf 
meinte Graf Limburg⸗Stirum (fonf.), Richter behandle die Frage 
nicht als Parlamentarier, ſondern als Journaliſt, der immer neuen 
Stoff haben wolle; in dem Verfahren der Regierung erblicke die 
konſervative Partei den Anfang einer beſſeren, energiſchen Politik, die 
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hoffentlich nachhaltig ſein werde. Rickert (freiſ. Ver.) fragte, welche 
Stellung die Regierung einnehme, namentlich möge ſie ſich über die 
ſehr bedenkliche Frage eines Verfaſſungsbruchs nicht aus— 
ſchweigen. Miniſter v. d. Recke erwiderte, die Angriffe auf Mit⸗ 
glieder des Staatsminiſteriums berührten die Regierung nicht, die 
ſich in erſter Linie als Hüterin der Verfaſſung betrachte; die 
von Richter vorgeſchlagene Form der Verfaſſungsänderung ſei aller⸗ 
dings auch gangbar, die Regierung habe ſich aber, unter beſonderer 
Zuſtimmung des Juſtizminiſters, nicht für ſie entſchieden. Richter 
(freiſ. Vp.) antwortete dem Miniſter, daß ſchon mancher Miniſter, 
der ſich nicht berührt gefühlt, habe weichen müſſen; die Konſervativen 
witterten Morgenluft, da Herr v. Miquel obenauf kommen ſolle und 
den Agrariern vielleicht die Doppelwährung bringe. Redner kam 
auch auf ſeine obige Reichstagsrede über die Vereinsgeſetzfrage mit 
dem Bemerken zu ſprechen, die Konſervativen hätten gewußt, daß dieſe 
Rede nicht den Staatsſekretär v. Boetticher getroffen, ſondern höher 
hinauf gezielt, die ganze politiſche Lage nach der Überzeugung der 
weiteſten Kreiſe des Landes bis tief in die konſervativen Kreiſe ge⸗ 
kennzeichnet habe; gegen dieſe Rede hätten die Konſervativen nicht 
den Mund aufgemacht, und er ſei über das ihm darüber aus dem 
Lande zurückgeſchallte Echo erſtaunt. v. Zedlitz (freikonſ.) führte 
das von Richter erwähnte Mißfallen darauf zurück, daß wir auf 
Grund des vom Kaiſer in Bielefeld verkündigten Programms zu 
einer einheitlichen Regierung kämen, deren Tendenz der Linken nicht 
zuſage. Nichts wäre verkehrter, als die großen, Deutſchland zu- 
gefallenen Aufgaben wegen einer gegenwärtigen verblendeten 
Reichstagsmehrheit bei Seite zu ſtellen. Über dieſe Außerung 
entſtand ein ſolcher Lärm, wie er wohl noch nie zuvor im Abgeordneten⸗ 
hauſe vorgekommen war. Richter wurde wegen eines Zwiſchenrufes 
vom Präſidenten zur Ordnung gerufen. Schließlich wurde die Vor⸗ 
lage in derſelben Faſſung wie in der dritten Leſung vom 31. Mai 
gegen die Stimmen des Centrums, der beiden freiſinnigen Parteien 
und der Polen angenommen, worauf ſie dem Herrenhauſe zuging, 
das am 24. Juni darüber in Beratung trat. Hier erhob ſich 
zunächſt der Oberpräſident von Pommern, v. Puttkamer, für den 
Entwurf, mit dem die Regierung ihr Verſprechen bezüglich des 
Vereinsgeſetzes erfüllt und den nach dem Sozialiftengejege fallen 
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gelaſſenen Faden dankenswert wieder aufgenommen habe. Die Frage 
werde jetzt keinenfalls mehr aus der Welt verſchwinden; hunderttauſende 
patriotiſcher Männer bedauerten, wie man den von den Umſturz⸗ 
parteien drohenden Gefahren mit verſchränkten Armen zuſehe; wir 
wollten es aber nicht machen wie andere Staaten, die erſt nach Ein⸗ 
tritt der Gefahr mit Gewaltmaßregeln kämen, ſondern vorbeugend 
vorgehen. Nach Aufhebung des Sozialiſtengeſetzes, welches verhältnis⸗ 
mäßig ruhige und ordentliche Zuſtände geſchaffen, habe die Gefahr 
lawinenartig zugenommen, und es ſei ein verhängnisvoller Irrtum, 
zu glauben, die Sozialdemokratie habe zwar an Breite zu-, aber an 
Stärke abgenommen; gelinge es ihr auch noch, den Bauernſtand zu 
gewinnen, ſo würde dies der Anfang vom Ende ſein. Es empfehle 
ſich, das allerdings in alle Parteiverhältniſſe eingreifende Geſetz 
auf die Umſturzparteien zu beſchränken. Oberbürgermeiſter Gieſe 
von Altona war ebenfalls der Anſicht, daß dem Staate ein Mittel 
an die Hand gegeben werden müſſe, dem Umſturze wirkſam entgegen- 
zutreten; ſehr gefährlich ſei es, daß die Sozialdemokraten den 
politiſchen Kampf in das wirtſchaftliche Leben hineinbrächten, wie der 
große Streik in Hamburg beweiſe, der den Arbeitern nichts genützt, 
aber den Sozialdemokraten viele neue Anhänger verſchafft habe. 
Graf v. Klinkowſtröm ſah in dem Entwurf, wie er an das Haus 
gelangt iſt, einen Torſo ohne Kopf und Beine und meinte, alle 
von den Gegnern des Geſetzes angeführten Gründe zeigten nur, daß 
ſie das Weſen der Sozialdemokratie nicht verſtänden oder nicht genug 
Wert auf das Wohl des Vaterlands legten; die Bewegung gegen 
dieſes Geſetz ſei wieder von den großen Städten ausgegangen, die 
doch am meiſten Grund zur Bekämpfung der Sozialdemokraten hätten. 
In Königsberg wären dieſe mit Dreſchflegeln in eine Verſammlung 
gekommen, um jeden Gegner am Reden zu hindern. Angeſichts 
ſolcher Thatſachen ſei nicht einzuſehen, wie die bürgerlichen Parteien 
dazu kommen ſollten, das Verſammlungsrecht der Sozialdemokraten 
beſonders zu ſchützen; kämen ſie gar aufs Land, ſo würden Raub, 
Brand, Mord die Folge ſein. Miniſter Frhr. v. d. Recke erklärte 
ſodann, die Staatsregierung lege Wert darauf, die Reform des Ver⸗ 
einsrechts zum Abſchluß zu bringen, und wenn aus dieſem Hauſe ein 
ihrer geſetzgeberiſchen Abſicht entſprechender Entwurf hervorgehe, ſo 
werde ſie noch in dieſer Seſſion dem Abgeordnetenhauſe Gelegenheit 
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zu einer anderweitigen Beſchlußfaſſung geben. Oberbürgermeiſter 
Zelle von Berlin war der Meinung, daß dieſes Geſetz gegen den 
Geiſt der Reichsverfaſſung verſtoße und daß das frühere Sozialiſten⸗ 
geſetz nur noch mehr Ol in die Flammen gegoſſen habe. v. Man⸗ 
teuffel (konſ.) bedauerte, daß die meiſten Parteien die Bundes⸗ 
genoſſenſchaft der Sozialdemokraten bei den Wahlen nicht unbedingt 
abſtießen, und glaubte, die Zurückziehung der Vorlage würde den 
Eindruck machen, daß die Regierung den Mut verloren habe. Da⸗ 
gegen meinte Oberbürgermeiſter Weſterburg von Kaſſel, die Vor⸗ 
lage, deren Einbringung viel Waſſer auf die Mühle der Sozial⸗ 
demokratie getrieben habe, ſei ein totgeborenes Kind, denn auf die 
Nationalliberalen könne, angeſichts ihrer im Abgeordnetenhauſe ab⸗ 
gegebenen beſtimmten Erklärung, nicht für weitere Anderungen ge⸗ 
rechnet werden. v. Stumm (konſ.) führte aus, die Oppofition im 
anderen Hauſe habe weit über das Ziel hinausgeſchoſſen, und der 
Standpunkt, daß die Sozialdemokratie durch jede Bekämpfung geſtärkt 
werde, ſei falſch. Oberbürgermeiſter Becker von Köln war zwar 
für Bekämpfung der Sozialdemokratie, glaubte aber, daß es immer 
nur auf die ſchneidige Exekutive ankomme, daher der Torſo für jetzt 
genüge. Graf Pfeil aus Hausdorff hoffte immer noch auf Anderung 
der Anſicht der Nationalliberalen. Oberbürgermeiſter Bender von 
Breslau glaubte, es ſei ſeit Aufhebung des Sszialiſtengeſetzes nicht 
ſchlimmer geworden, und ſtatt der Vorlage bedürfe es vielmehr eines 
Geſetzes zum Schutze des Vereinsrechts. Endlich wurde der Entwurf 
an eine beſondere Kommiſſion gewieſen, die am 28. Juni ſich für 
die auf ein Ausnahmegejeg gegen Sozialdemokraten und 
Anarchiſten hinauslaufenden Vorſchläge der Konſervativen ausſprach. 
Bei der zweiten Beratung des Herrenhauſes am 30. Juni 
ſtellte zunächſt der Berichterſtatter Graf zu Stolberg die Anfrage 
an die Regierung, wie fie ſich zum Kommiſſionsvorſchlage ſtelle, 
worauf der Miniſter Freiherr v. d. Recke erwiderte, daß es nach 
Anſicht der Regierung am richtigſten geweſen wäre, die Reichsgeſetz⸗ 
gebung in Anſpruch zu nehmen, und nur dadurch, daß dieſer Weg 
unter den jetzigen Umſtänden nicht zu einem befriedigenden Ergebnis 
geführt haben würde, ſei ſie gegen ihren Willen auf den Weg der 
Landesgeſetzgebung gedrängt worden; fie gebe nach wie vor dem 
Wege des allgemeinen Rechts den Vorzug, aber bei der dringenden 
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Notwendigkeit, die Macht⸗ und Abwehrmittel des Staats zu ver- 
ſtärken, halte ſich die Regierung für verpflichtet, jene Bedenken zurück⸗ 
treten zu laſſen, zumal nach dem Kommiſſionsvorſchlage das getroffen 
werde, was nach der Tendenz der Vorlage getroffen werden ſollte. 
Nach kurzer Verhandlung nahm darauf das Herrenhaus den Entwurf 
nach den Vorſchlägen der Kommiſſion, ins beſondere den kritiſchen 
Artikel mit 128 gegen 22 Stimmen, an, ein Beſchluß, der verfaſſungs⸗ 
mäßig nach 21 Tagen wiederholt werden mußte. Abermals müſſen 
wir daher, um den inneren Zuſammenhang der Dinge beſſer hervor 
treten zu laſſen, die Darſtellung des Verlaufs der Vereinsgeſetzfrage 
unterbrechen. 

In der letzten großen Pauſe der Verhandlungen des preußiſchen 
Landtags traten in der That Anderungen, deren Anzeichen ſich ſchon 
einige Wochen zuvor bemerklich gemacht hatten (S. 126), in den 
höchſten Reichsämtern ein. Als der Finanzminiſter v. Miquel 
ſeine Kur in Wiesbaden plötzlich unterbrach und mit dem Reichs— 
kanzler am 15. Juni vom Kaiſer empfangen wurde, floß die geſamte 
Preſſe über von allerlei Vermutungen über die ſich vorbereitenden 
Geſtaltungen; es kam jedoch zunächſt am 17. Juni nur zur endlichen 
Genehmigung des Rücktrittsgeſuchs des Admirals Hollmann und 
zur Ernennung des Kontreadmirals Tirpitz zum Staatsſekretär 
des Reichsmarineamts, ferner am 18. Juni zur Erteilung des 
erbetenen Abſchieds an den Präſidenten des Reichs-Verſicherungsamts, 
den Wirkl. Geh. Ober⸗Reg.⸗Rat Dr. Bödiker, unter Verleihung 
des Wilhelm⸗Ordens. Da er ſich auf dem Gebiete der fozial- 
politiſchen Geſetzgebung die größten Verdienſte erworben hatte, fo 
wurde ſein Ausſcheiden allgemein ſehr bedauert, und um ſo mehr, 
als es gerade in den Zeitpunkt fiel, da der Rücktritt feines Vor: 
geſetzten, des Staatsſekretärs des Innern, v. Bötticher, bevorſtand, 
deſſen Meinungsverſchiedenheit mit Bödiker ſchon lange allgemein als 
Hindernis freierer und gedeihlicherer Wirkſamkeit des Präſidenten 
gegolten hatte. v. Böttichers im Laufe der Jahre ſo oft ſchon 
vermutetes und von einigen Parteien erſehntes Ausſcheiden wurde 
als ſicher bevorſtehend angenommen. Die „Poſt“ und andere 
Organe wünſchten die Bildung einer von großen praktiſchen Geſichts⸗ 
punkten geleiteten, in ſich geſchloſſenen, feſten Regierung, da bisher 
die Leitung der inneren deutſchen Politik nicht das Maß von ſtetiger 
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Kraft und Entſchloſſenheit gezeigt habe, welches den parlamentariſchen 
Verſammlungen gegenüber notwendig ſei. Von den vielen Voraus⸗ 
ſagungen über die bevorſtehenden Anderungen erregte das meiſte 
Aufſehen die Verſicherung des „Hamburgiſchen Correſpondenten“, 
daß Fürſt zu Hohenlohe von der Verantwortung für die innere 
Politik durch Übertragung der Geſchäfte an den Miniſter v. Miquel 
entbunden werden, dieſer alſo die Stellvertretung des Reichskanzlers, 
das Reichsamt des Innern und die Vizepräſidentſchaft des preußiſchen 
Staatsminiſteriums übernehmen ſolle. Es ſchien aber, daß eine der⸗ 
artige Frage wohl in Erwägung gezogen, jedoch wegen einiger ſachlichen 
und perſönlichen Schwierigkeiten bald wieder aufgegeben worden 
ſei. Während der in der That entſtehenden Vertagung der ſog. 
„Regierungskriſis“ zeigten ſich die Organe der politiſchen Parteien 
ſehr erregt in der Annahme, daß es ſich um einen Syſtemwechſel 
handele, eine Vermutung, die ſich namentlich auf die nun ebenfalls 
als ſicher geltende Entlaſſung v. Marſchalls, des Staatsſekretärs 
des Außern, ſtützte. Er und v. Bötticher, ſagte die „National⸗Ztg.“, 
wichen zwar nicht einem Anſturme der Gegner, deren leidenſchaft⸗ 
lichen und gehäſſigen Angriffen ſie lange Zeit widerſtanden; der eine, 
ohnehin amtsmüde, gehe infolge der Meinungsverſchiedenheit darüber, 
ob es richtiger geweſen wäre, auf die Reichstagsrede Richters vom 
18. Juni (S. 127) zu erwidern, anſtatt darauf zu ſchweigen; der 
andere ſei ernſtlich krank; immerhin aber ſtehe das Ausſcheiden der⸗ 
jenigen beiden Miniſter bevor, denen aus dem agrariſch reaktionären 
Feldlager beſtändig von neuem bezeugt worden ſei, „daß ihre Wirk⸗ 
ſamkeit als Hindernis des Triumphs der durch Graf Limburg und 
v. Plötz vertretenen agrariſchen Politik betrachtet werde.“ 

Die Entſcheidung trat erſt Ende Juni während des Aufenthalts 
des Kaiſers in Kiel ein, und zwar wurde zunächſt am 28. Juni 
halbamtlich beſtätigt, daß der Geſundheitszuſtand v. Marſchalls 
ſeine Erſetzung notwendig gemacht und daher der Botſchafter in Rom, 
v. Bülow, ſtellvertretungsweiſe für die Zeit eines längeren Urlaubs 
v. Marſchalls mit der Leitung des Auswärtigen Amts betraut 
worden ſei. Der Rücktritt dieſes Mannes, der in der That die 
auswärtigen Geſchäfte in geradezu vollendeter Weiſe glanzvoll und 
für Deutſchland höchſt würdevoll geführt, dazu die Regierung im 
Reichstage mit ungemeiner Geſchicklichkeit vertreten hatte, bot den 
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Parteiorganen längere Zeit vielen Stoff zu den lebhafteſten Erörte⸗ 
rungen. Daß er als früherer Mitführer der konſervativen Fraktion 
des Reichstags dennoch die Notwendigkeit der beſtehenden Handels⸗ 
verträge erkannt und den ſog. „oſtelbiſchen Junkern“ gegenüber 
kraftvoll vertreten hatte, wurde ihm von dieſer Seite ebenſo ſehr 
verdacht, als auf Seiten der liberalen Parteien verdankt. Hier hieß 
es jetzt, die Träger der Politik, welche dahin ging, die Herrſchaft der 
Agrarier durch die offene Gewalt demagogiſcher Verhetzung des 
Landvolks und durch geheime Mittel der Intrigue in Preußen dauernd 
zu befeſtigen und über ganz Deutſchland auszudehnen, hätten alles 
darangeſetzt, Herrn v. Marſchall aus der Herbeiführung der Prozeſſe 
v. Lützow⸗Leckert und v. Tauſch einen Strick zu drehen; die Hinaus- 
drängung des ſtärkſten Talents aus der Reichsregierung und der 
Sieg der agrariſchen Reaktion über ihren entſchiedenſten Gegner 
werde aber als ein Fanal wirken, das viele Träge und Vertrauens- 
ſelige aufrütteln würde. Die „Kreuz⸗Ztg.“ gab zu, v. Marſchalls 
Stellung zu den wirtſchaftlichen Fragen habe ſeinen Rücktritt zur 
„politiſchen Notwendigkeit“ gemacht. Daneben wurde von dieſem 
Blatte wie vom freikonſervativen Organe die verletzende Schroffheit 
hervorgehoben, mit welcher er die konſervativen Gegner behandelt 
habe. Von anderen Seiten wurde ihm eine Annäherung an die 
Centrumsfraktion verdacht, und endlich vernahm man, er habe ſich 
dadurch bloßgeſtellt, daß er nicht ſelten die Unterſtützung der 
radikalen Linken habe mit in den Kauf nehmen müſſen. Die Gegner 
dieſer Perſonalveränderungen wurden jedoch etwas ſtutzig, als der 
Reichskanzler ſamt dem auserſehenen neuen Leiter des Aus— 
wärtigen Amts unmittelbar nach ihrer in Kiel mit dem Kaiſer ftatt- 
gehabten Unterredung, alſo wohl mit deſſen Zuſtimmung, dem 
Fürſten Bismarck in Friedrichsruh einen Beſuch abſtatteten. 
Bedeutete derſelbe auch wohl nicht, wie man wohl vorübergehend 
behaupten hörte, eine Rückkehr zum ſog. „alten Kurs“, ſo mußten 
jene Opponenten ſich doch ſagen, daß es, trotz des Fürſten bekannter 
Abneigung gegen die Handelsverträge, ſo ſchlimm nicht gemeint ſein 
könne. Indes ließ ſich die Oppoſition nicht bewegen, ihre Unter⸗ 
ſtellungen zu ſiſtieren und ihre Angriffe einzuſtellen. Sehr bemerkt 
wurde jedoch, daß, unwiderſprochener Verſicherung in der „Allgem. Ztg.“ 
zufolge, der Reichskanzler dem Fürſten Bismarck Grüße des 
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Kaiſers überbracht habe, ſodaß alſo die neue Ungnade, in die der 
Fürſt geraten zu fein ſchien, als wieder aufgehoben angeſehen werden 
konnte. 

Am 1. Juli teilte der „Reichsanzeiger“ den Rücktritt 
v. Boettichers mit, ſowie die Ernennung des Grafen Poja- 
dowsky-Wehner, bisherigen Staatsſekretärs des Reichsſchatzamts, 
zum Staatsſekretär im Reichsamt des Innern und preußiſchen 
Staatsminiſter; an deſſen bisherige Stelle wurde der Geſandte in 
Waſhington, v. Thielemann, berufen; ferner die Ernennung des 
preußiſchen Finanzminiſters v. Miquel zum Vizepräfidenten des 
preußiſchen Staatsminiſteriums, endlich die des Generalleutenants 
z. D. v. Podbielski zum Staatsſekretär des Reichspoſtamts. 
v. Boetticher erhielt ein Schreiben des Kaiſers mit dem Ausdruck 
beſonderen Dankes für die hingebende Treue, mit welcher er ſeine 
verantwortungsvollen Ämter fo erfolgreich verwaltet habe, und am 
2. Juli wurden v. Boetticher nebſt den drei neu Ernannten vom 
Kaiſer auf der Yacht „Hohenzollern“ vor Lübeck empfangen. 

Hiernach beſchäftigte ſich die Preſſe eine längere Zeit hindurch 
mit den Perſonen der Abgetretenen wie der neu Ernannten und der 
ganzen Bedeutung dieſes Wechſels. Während der geſamte Liberalis⸗ 
mus darin nur Grund zu ernſter Beſorgnis erblickte und von einem 
Siege der „Agrarkonſervativen“ ſprach, ſah die „Kreuz⸗Ztg.“ darin 
einen Grund zur Hoffnung, daß die inneren Verhältniſſe einer beſſeren 
Zukunft entgegengehen könnten; auch das Organ der Agrarier 
ſprach ſich zurückhaltend aus und wollte erſt die Thaten der neuen 
Männer abwarten, deren „geſunde Anſchauungen“ und warmes 
Intereſſe für die Landwirtſchaft es anerkannte. Da vielfach die 
Frage über die Stellung des Reichskanzlers zur Frage der 
Militär⸗Strafprozeßordnung aufgeworfen war, ſo verſicherte 
die „Nordd. Allg. Ztg.“ am 2. Juli, derſelbe werde keiner Faſſung 
zuſtimmen, welche mit ſeiner im vorigen Jahre im Reichstage abge⸗ 
gebenen Erklärung unvereinbar wäre. In dieſer Notiz glaubte man 
allgemein die Andeutung ſehen zu müſſen, daß der Fürſt im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle zurücktreten wolle. Den jetzt Zurücktretenden 
wurde noch mancher Stein nachgeworfen: ſie ſollten die Oberbefehls⸗ 
haber der Leibgarde Caprivis gebildet haben, nach deſſen Abgang 
ſie kleben geblieben ſeien, und dies ſollte den Grund gebildet haben, 
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warum es dem Fürſten Hohenlohe nicht hätte gelingen wollen, das 
Reich in die Geleiſe des alten Kurſes zu ſchieben, endlich aber habe 
der Monarch ſich entſchloſſen, das unfruchtbare Tätſcheln der jetzigen 
Reichstagsmehrheit nicht mehr zu dulden. Auf liberaler Seite da= 
gegen, ſelbſt unter den Gemäßigtſten, war man ſehr aufgebracht über 
die Anderungen. Da hieß es im „Hamburgiſchen Correſpondenten“, 
der Kaiſer ſei ſein eigener Kanzler und Miniſter, wähle aber zu 
ſeinen Zielen Wege, auf denen ihm zur Zeit die Mehrheit des Volkes 
nicht folge. Die „Köln. Ztg.“ fragte: „Wohin treiben wir?“ 
und beantwortete ſich dies dahin: Die bösartigſten Umſtürzler ſeien 
diejenigen, welche in den letzten Jahren durch Intriguen den 
nationalen Staat in ſeinen Grundfeſten erſchüttert, das monarchiſche 
Bewußtſein verwüſtet und Preußen dem Geſpötte Deutſchlands wie 
der Welt preisgegeben hätten; unmöglich aber vermöge eine ſelbſt— 
bewußte Nation den vom Junkertum angeſtrebten Zuſtand zu 
ertragen, wo ihre bedeutendſten Männer zur Seite geſchoben oder 
genötigt würden, durch einen Kniefall vor verkrachten oſtelbiſchen Beute- 
politikern, Kanitzleuten, Bimetalliſten, Kanalgegnern und Reaktionären um 
Gnade zu flehen; die nächſten Wahlen würden ſich, wenn nicht in 
Berlin eine gänzliche Umkehr erfolge, „zu einem vulkaniſchen Aus⸗ 
bruch des Volkszorns, zu einem furchtbaren Gottesgericht über 
das Junkertum geſtalten“; man könne wirklich auf den Gedanken 
kommen, der leitende Gedanke bei den letzten Verſchiebungen müſſe 
der ſein, die Todeszuckungen des Junkertums abzukürzen und eine 
Entſcheidungsſchlacht zwiſchen der geſamten Heeresmacht des Bürger: 
tums und den Oſtelbiern, die den Staat auf die Knie bringen 
wollten, herbeizuführen. In demſelben Sinne meinte das nat. ⸗lib. 
„Leipziger Tageblatt“, die gegenwärtigen Zuſtände Preußens erinnerten 
in mehr als einer Hinſicht an die Zuſtände in Preußen nach Olmütz. 
Auch die bayeriſch-halbamtliche „Augsb. Abend-Ztg.“ faßte den 
Wechſel in den höchſten Amtern als durchaus agrariſch-reaktionär 
auf. Ferner führte die „National-Ztg.“ aus, die Flut der 
„moraliſchen Eroberung“ Deutſchlands durch Preußen, die bis 
zum Tode Kaiſer Friedrichs in ſiegreichem Fortſchreiten geweſen, 
fange bedenklich zu ebben an, und zwar nicht durch die Künſte der 
Schwarzen und Welfen, ſondern durch die Schuld des führenden 
Staates; wenn in Deutſchland die partikulariſtiſchen Stimmen 


Oppoſitionelle Stimmung. 139 


wieder Boden gewönnen und in Stuttgart der Ausſpruch „Gottlob, 
daß wir keine Preußen find!“ gethan ſei — niemand als Preußen 
ſelbſt, die Männer hinter den Kuliſſen, die Führer der Agrarier, 
die Heißſporne des Herrenhauſes ſeien dafür anzuklagen; unvergeſſen 
ſei es, daß die konſervative Partei in Preußen mit der Gründung 
des Reichs nicht einverſtanden geweſen; die 20 Millionen Deutſchen 
außerhalb Preußens bedankten ſich aber für die Eroberung, mit der 
Oſtelbien ſie bedrohe; das deutſche Volk habe ſeine wichtigſten 
nationalen Güter zu verteidigen. Die „Voſſiſche Ztg.“ erinnerte 
daran, daß die Haltung des preußiſchen Junkertums während 
dieſes ganzen Jahrhunderts eine frondierende geweſen ſei und mit 
dem Schlachtrufe begonnen habe: lieber noch drei Schlachten von 
Jena verlieren, als die Aufhebung der Erbunterthänigkeit zugeſtehen. 
Die „Allgemeine Ztg.“ ſodann glaubte feſtſtellen zu können, daß 
jene Perſonalveränderungen nur Waſſer auf die demokratiſchen 
Mühlen geſchöpft hätten, während die Organe des Centrums ihre 
ſtille Freude über das Scheitern der Hoffnung auf ein einheitliches 
Miniſterium nicht verbergen könnten. Nach Anſicht der „Weſer-Ztg.“ 
habe die agrariſche Politik „noch die furchtbar nachteilige Neben⸗ 
wirkung“ des Anſchwellens der Umſturzpartei. 

Die Organe der anderen Seite ſuchten dieſer ganzen Oppoſition 
keinen Wert beizulegen oder ſie als Beweis demokratiſcher Verhetzung 
hinzuſtellen. Die „Kreuz⸗Ztg.“ fragte: „Was iſt denn eigentlich 
geſchehen?“ und meinte, in Wirklichkeit ſeien es weſentlich 
mammoniſtiſche Intereſſen, die ſich bedroht fühlten; fie gab ihren 
Gegnern jedoch darin Recht, daß ſich in der Handelspolitik ein 
Umſchwung vorbereite; deshalb zitterten eben alle Freunde einer 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftspolitik. Ein anderes Blatt ſprach von 
Schwarzmalerei und von der Sucht, die Erregung zu ſteigern, indem 
man dem deutſchen Michel eine Gänſehaut nach der andern über 
den Rücken jage. Die „Nordd. Allg. Ztg.“ tadelte die „Über- 
treibungen“ und ſtellte die Anzeichen einer neuen Ara mit anderen 
Zielen als die bisherigen in Abrede, während die „Kreuz⸗Ztg.“ in 
der Opposition gegen die Anderungen in den höchſten Amtern einen 
neuen Beweis erblickte, wie ſehr „dem Liberalismus von je her die 
geſchichtlich gewordene Eigenart Preußens verhaßt“ ſei, und die 
Klagen über Rückgang der fog. moraliſchen Eroberungen als ein 
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unendlich kümmerliches Gerede, womit in Süddeutſchland Stimmung 
gegen Preußen gemacht werden ſolle, bezeichnete; nicht der preußiſche 
Junker habe Preußen dort unbeliebt gemacht, ſondern „der überall 
ſich vordrängende, witzelnde Berliner Jude.“ Dieſe Worte erſchienen 
dem konſervativen „Reichsboten“ giftig, er führte aber in demſelben 
Sinne aus, im preußiſchen Adel lebe thatſächlich ein kräftigeres 
Staatsbewußtſein als in vielen Kreiſen des Bürgertums. 

Ganz beſonders erregt zeigte ſich ein Teil der Preſſe durch die 
Ernennung v. Podbielskis zum Nachfolger v. Stephans. Schon 
als ſie bloß erſt in Ausſicht zu ſtehen ſchien, war ſie den „Hamb. 
Nachr.“ ſo wenig wahrſcheinlich, wie etwa die Übertragung eines 
militäriſchen Kommandos an Fiſcher, den Unterſtaatsſekretär des 
Reichspoſtamts. Der Sohn des früheren General-Quartiermeiſters, 
deſſen viele Telegramme aus 1870—71 „Nichts neues vor Paris“ 
faſt ſprichwörtlich geworden waren, ſtand im 54. Lebensjahre, hatte 
einſt die Ziethen⸗Huſaren, ſpäter die 34. Kavallerie⸗Brigade befehligt, 
war ſodann zur Verfügung geſtellt, hatte 1896 den Charakter als 
Generalleutenant erhalten und vertrat ſeit 1893 als Mitglied der 
konſervativen Fraktion den erſten Potsdamer Wahlkreis im Reichstage. 
Man hatte nun auszufegen, daß er kein Fachmann, feine Ernennung 
alſo ein gefährliches Experiment ſei, und daß es nun ſehr ſchwer 
halten werde, der deutſchen Reichspoſtverwaltung die führende Rolle 
in den Fragen des Weltpoſtvereins zu erhalten. Auf der anderen 
Seite wurde geltend gemacht, die Hauptſache bliebe ſtets die perſönliche 
Tüchtigkeit, und die Ernennung eines poſtaliſchen Fachmanns würde 
zahlreiche Rücktrittsgeſuche von unter v. Stephan herangewachſenen, 
dem Staate aber möglichſt zu erhaltenden Beamten zur Folge ge- 
habt haben. Die Bedenken wurden jedoch aufs neue aufgerüttelt, 
als die „Kreuz⸗Ztg.“ am 5. Juli ein Programm zur Reichs— 
poſtreform aufſtellte, wonach der 50-Pfennig-Tarif für Packete 
anderweitig reguliert, der Tarif für Eildepeſchen erhöht und von der 
Reichspoſtverwaltung die Selbſtkoſten vergütet werden ſollten, welche 
den Eiſenbahnen aus der Beförderung des Poſtverkehrs entſtehen. 
In dieſen Forderungen, denen v. Stephan angeblich Widerſtand ge⸗ 
leiſtet habe, wollte man um ſo mehr v. Podbielskis Programm er⸗ 
blicken, als er im Reichstag für den Antrag v. Kanitz und andere 
rein agrariſche Forderungen geſtimmt habe. Als infolge deſſen allerlei 


Kundgebung des Profeſſors Reinhold. 141 


derbe Ausdrücke fielen, meinte das Organ der Konſervativen, dieſe 
Kritiken grenzten wegen der Anmaßung, die Urteilskraft des Kaiſers 
anzuzweifeln, an Majeſtätsbeleidigung. 

Indeß ſetzte ſich der Streit über die Geſamtheit dieſer Perſonal⸗ 
änderungen mit ungeminderter Heftigkeit fort. Die „Korreſpondenz 
des Bundes der Landwirte“ ſprach ihre Genugthuung über v. Marſchalls 
und v. Boettichers Ausſcheiden aus, während ein gemäßigtes Blatt 
wie der nationalliberale „Hannoverſche Courier“ ſagte, es halte 
wirklich ſchwer, nach alle dem, womit die Nation von Berlin aus über⸗ 
raſcht werde, den ſchwärzeſten politiſchen Peſſimismus für unberechtigt 
zu erklären, und das Hauptorgan des Centrums meinte, man müſſe 
eben jetzt auf alles gefaßt ſein, namentlich ſei dieſe Partei nun mit 
den Liberalen einig in der „Wahrung der Freiheit“. 

Gegen Mitte Juli kamen dieſe Erörterungen in neuen Schwung 
durch zwei Aufſehen erregende Reden: Der Amtsrichter Dr. Reinhold 
in Wiesbaden, welcher nach Berlin verſetzt war und dabei eine 
außerordentliche Profeſſur der Nationalökonomie an dortiger Univer⸗ 
ſität erhalten hatte, hielt in Wiesbaden eine Abſchiedsrede, in welcher 
er der Darlegung ſeines Programms, wonach das wirkſamſte Mittel 
zur Löſung der volkswirtſchaftlichen Aufgaben in der Freiheit beſtehe, 
folgende politiſche Betrachtungen anfügte: Es ſei ſo weit gekommen, 
daß ungefähr Alles im Lande jetzt in der Oppoſition ſtehe; 
aber man regiere nicht ungeſtraft mit innerlicher Schwäche und 
äußerem Schwanken, mit beſtändiger Reizung aller Volkskreiſe; die 
nächſten allgemeinen Wahlen würden in Deutſchland einen ungewohnten 
Zug von Einmütigkeit in einem Gedanken ergeben: „die erklärte 
Frontſtellung eines verärgerten Volkes gegen die Regierungs⸗ 
gewalt“. Beides, die beleidigende Verkümmerung der formalen Frei⸗ 
heit wie die wohlgemeinte Beglückung durch büreaukratiſche vormund⸗ 
ſchaftliche Fürſorge, werde von der reifen Nation mit ſteigendem 
Unmut abgelehnt; man ſei der Staatseinmiſchung in alle Gebiete 
allmählich müde geworden; er ſei tief erſchüttert über die Stimmung 
in Süddeutſchland, wo man einen kaum glaublichen Widerwillen 
gegen Preußen hege, das vielmehr alle werbende Kraft verloren habe; 
ja in der Pfalz werde das Wort „dann lieber franzöſiſch“ laut. 
Dieſe Rede wurde auf Seiten der gegen die Anderung in den hohen 
Amtern gerichteten Oppoſition als ein Warnungsruf, als ein ernſtes 
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Wort eines Patrioten hochgeachtet, welcher der Stimmung der Nation 
machtvollen Ausdruck verleihe; auf der entgegengeſetzten Seite aber 
diente dieſe Rede als neuer Beweis für die Gefährlichkeit von 
„Profeſſoren-Politik“, die ſich namentlich in Reinholds Satze 
zeige, daß die Sozialdemokratie eine der harmloſeſten Erſcheinungen 
der Gegenwart bilde. 

Die andere Aufſehen erregende Rede wurde am 15. Juli vom 
Miniſter v. Miquel in Solingen bei einem Feſtmahle gehalten, 
welches ſich an die Feier der Eröffnung der zwiſchen Remſcheid 
und Solingen das Thal der unteren Wupper überſpannenden 
Eiſenbahnbrücke, eines der größten Bauwerke der Neuzeit, anſchloß. 
Anknüpfend an die Großartigkeit der Induſtrie des Weſtens, ſtellte 
der Miniſter in Gegenſatz zu ihr die mit unzufriedenen Geſichtern 
bekämpften Schwierigkeiten im Oſten und führte dann aus, Deutſch⸗ 
land ſei ein Land der Induſtrie und des Ackerbaus, beide in 
gleicher Weiſe notwendig; der Staat aber habe die Aufgabe, den— 
jenigen vor allem ſeine Fürſorge zuzuwenden, welche ſich in ſchwieriger 
Lage befinden und unter beſonderer Ungunſt der Zeiten litten; hierzu 
gehörten jetzt die Mittelklaſſen in Stadt und Land, vor allen die 
landwirtſchafttreibende Bevölkerung; natürlich dürfe der Staat nicht 
durch einſeitige Berückſichtigung der Intereſſen eines Berufszweiges 
die Lebensbedingungen der anderen gefährden; im ganzen aber ſeien 
die Intereſſen aller arbeitenden und erwerbenden Klaſſen gemeinſam 
und weſentlich die gleichen; dieſe große Gemeinſamkeit der Intereſſen 
ſollte bei allen Kämpfen und Meinungsverſchiedenheiten der Gegen- 
wart nicht vergeſſen und von allen Teilen beachtet werden. Selbſt 
Opfer des einen Berufszweiges ſeien nicht verloren, ſondern kämen 
ſchließlich doch allen zu gute. Darum hoffe die Staatsregierung, 
der es vor allem an Verſöhnung der Gegenſätze liegen müſſe, 
zur Hoffnung auf Ausgleich der Meinungen, wenn alle Maß hielten 
und auf Erweiterung der Gegenſätze verzichteten. Wir alle müßten 
zuſammenhalten und könnten, ebenſo wenig als die anderen Feſt— 
landsſtaaten, die Land wirtſchaft, „dieſe feſteſte Säule von Staat 
und Geſellſchaft“, nicht fo gleichgültig behandeln als England. Kein 
Volk habe ſo viel Urſache, mit ſeiner Entwicklung in den letzten 
Jahrzehnten vollauf zufrieden zu ſein als das deutſche. 

Dieſer Rede v. Miquels wurde auf der einen Seite 
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programmatiſche Bedeutung beigelegt, indem darin das Biele⸗ 
felder Programm des Kaiſers weiter entwickelt ſei, andererſeits glaubte 
man in dem Geſagten gar nichts neues oder zu wenig Inhalt finden 
zu können und darauf hinweiſen zu ſollen, daß die Schwierigkeiten 
der inneren preußiſch-deutſchen Politik nicht am wenigſten durch die 
Schuld der Regierung zu groß und ſcharf geworden ſeien, als daß 
ſich mit allgemeinen Mahnungen zum Ausgleich etwas erreichen ließe. 

Wie ſehr ſchon vor der Solinger Rede des Miniſters v. Miquel 
die Agrarier von einer Neigung der Regierung, den landwirtſchaft⸗ 
lichen Wünſchen mehr als bisher entgegenzukommen, überzeugt 
waren, ging in überraſchender Weiſe hervor aus einer vom 13. Juli 
datierten Eingabe des Bundes der Landwirte an den Reichs— 
kanzler, die Staatsſekretäre des Innern und Außern ſowie an die 
preußiſchen Miniſter. Darin war ſehr umſtändlich ausgeführt, die für die 
Landwirtſchaft gefahrdrohende Lage habe ſich zu einer ſolchen Schärfe 
entwickelt, wie ſie kaum ſchlimmer gedacht werden könne; es ſei des⸗ 
halb eine außerordentliche Regierungsmaßregel nötig, die ſich nur 
erblicken laſſe in einem ſofortigen Einfuhrverbote gegen aus: 
ländiſches Brotgetreide, zunächſt für die Dauer von 6 Monaten 
und mit der Bedingung, daß das Verbot außer Wirkung trete, ſobald 
der Preis für das inländiſche Getreide eine zu beſtimmende mäßige 
Höhe erreicht habe. Die Veröffentlichung dieſer Eingabe am 17. Juli, 
dem Tag nach v. Miquels Rückkehr nach Berlin, machte den Ein⸗ 
druck, als ſollten deſſen für die Landwirtſchaft freundlichen Worte 
ſofort in eine That umgeſetzt werden, jedoch in eine ſolche, welche des Miniſters 
Aufforderung zum Begraben der Streitaxt durchaus nicht entſprach. Die 
Eingabe fand ſogleich auf allen Seiten entſchiedenen Widerſpruch: die 
„Bank⸗ u. Handels⸗Ztg.“ in Berlin ſuchte alle Gründe derſelben ausführlich 
zu widerlegen und führte den zahlenmäßigen Nachweis, daß die behauptete 
ſtarke Getreideeinfuhr in dieſem Jahr geringer ſei als in den beiden 
Vorjahren, wie auch, daß der Getreidemarkt keineswegs mit alten 
Beſtänden überfüllt ſei; im übrigen wieſen die Organe aller Parteien, 
insbeſondere auch die der konſervativen, darauf hin, daß der in der 
agrariſchen Eingabe angeſonnene Bruch der Handelsverträge 
nicht ſtatthaft ſei und ſofort die Eröffnung eines Zollkriegs mit 
Rußland zur Folge haben müſſe. Die Leiter der agrariſchen Agi⸗ 
tation feien, fo hieß es, entweder fo urteilslos durch Fanatismus, 
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daß ſie es im Ernſt für zuläſſig hielten, durch Bruch der Handels⸗ 
verträge einen großen Teil der deutſchen Induſtrie zu zerſtören, oder 
ſo gewiſſenlos, trotz eigner überzeugung von der Vergeblichkeit ihrer 
Forderung, dieſe behufs weiterer Verhetzung der ländlichen Bevölkerung 
aufzuſtellen. Die „Germania“ nannte die Eingabe „in der inner⸗ 
politiſchen Lage ein Unternehmen, das nahezu an Tollheit grenzt.“ 
Für die Forderung ſprachen ſich die „Hamb. Nachr.“ aus, jedoch nur 
inſofern, als ſie meinten, auch ſie müſſe einer Prüfung unterzogen 
werden; unbedingt dafür war, außer den agrariſchen Organen, nur 
die „Rheiniſche Volksſtimme“ in Kempen a. Rh., ein Centrumsblatt. 
Die „Kreuz⸗Ztg.“ hob hervor, daß zwar nach $ 5 des Handels— 
vertrags mit Rußland ein Einfuhrverbot zuläſſig ſei aus Rückſicht 
auf die Geſundheit, die Veterinärpolizei, die öffentliche Sicherheit 
„und aus anderen ſchwerwiegenden Gründen“, daß aber zu dieſen 
die in der Eingabe geltend gemachten Gründe nicht gehören könnten, 
weil ſonſt der Handelsvertrag überhaupt keinen Wert hätte. Hier⸗ 
über geriet jedoch die Leitung des Bundes der Landwirte mit 
der konſervativen Partei einmal wieder in Streit, und es verband 
ſich damit ein Streit über die im Wahlkreiſe Weſtpriegnitz an 
Stelle v. Podbielskis vorzunehmende Reichstagswahl; wenn das amt- 
liche Organ des Bundes unwirſch ſagte, dieſer ſtehe nicht in Lohn 
und Brot der Konſervativen, jo erwiderte deren Organ, die konſer⸗ 
vativen Bundesglieder würden es nicht länger gleichmütig hinnehmen, 
daß die Bundespreſſe ſich jedesmal ſcharf gegen die Konſervativen 
wende, wenn dieſe ihre berechtigten Anſprüche machten. Darauf 
erfolgte die Erwiderung, die konſervativen Politiker fürchteten, vom 
Bund der Landwirte auf ihre Entſchiedenheit für die agrariſchen 
Forderungen kontroliert zu werden, dieſer Bund ſei aber keine 
Kommandite der konſervativen Firma und werde es auch ferner nicht 
ſein. Die wieder aufs neue hervorgekehrte demagogiſche Art und 
Weiſe dieſes Bundes verſtieß eben aufs neue gegen echt konſervativ 
Geſinnte: hatte doch die oſtpreußiſche Ausgabe des Bundesorgans, 
in Wiederholung der Parole „Kein Kanitz, keine Kähne“, der 
Regierung Unterſtützung in der Flottenfrage für den Fall in Aus⸗ 
ſicht geſtellt, daß ſie ernſt und entſchloſſen zum Schutz der heimiſchen 
Arbeit zurückkehre; hatte ferner die „Deutſche Tages⸗Ztg.“ an obige 
Eingabe des Bundes die Bemerkung geknüpft: „Sollte das leiſe 


Kundgebungen für und gegen die Vereinsgefeß- Novelle, 145 


wieder aufkeimende Vertrauen nochmals getäuſcht werden, dann dürfte 
es nur ſehr ſchwer wieder Wurzel faſſen“; aber gerade dieſe Eingabe 
war nun ohne Beſinnen überall ſo ſcharf verurteilt, daß ein ſüd⸗ 
deutſches Blatt darauf hinweiſen konnte, nichts habe deutlicher als 
jene Eingabe aller Welt vor Augen führen können, in welche Sack— 
gaſſe die Agrarier geraten ſeien. Und als die Regierung am 
22. Juli im „Reichsanzeiger“ kundgeben ließ, daß der Eingabe 
ſchon wegen ihrer Unvereinbarkeit mit den Handelsverträgen nicht 
ſtattgegeben werden könne, hätte mancher eine derbere Zurückweiſung 
gewünſcht. Stärker wurden die Agrarier gedämpft durch den Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter v. Hammerſtein, der am 30. Juli in einer 
beim Feſtmahle der landwirtſchaftlichen Akademie in Poppelsdorf 
gehaltenen Rede die Behauptung zurückwies, der Staat allein müſſe 
die Landwirtſchaft in kritiſchen Zeiten über Bord halten; er ſagte 
vielmehr, der Landwirt, welcher nicht verſtehe, ſich ſelber zu helfen, 
verdiene weder Landwirt, noch ein Deutſcher zu ſein. 

Während der abermaligen langen und teuren Pauſe in der 
Vereinsgeſetz- Angelegenheit wurden einige ſchwache Verſuche unter⸗ 
nommen, um, trotz der namens der national- liberalen Fraktion des 
Abgeordnetenhauſes feierlich abgegebenen, ganz beſtimmten Erklärung, 
einen Teil derſelben von der gegen die Vorlage eingenommenen 
Haltung abwendig zu machen. Am 5. Juli ſprach ſich in Düſſel⸗ 
dorf der Vorſtand der nordweſtlichen Gruppe des Vereins deutſcher 
Eiſen- und Stahlinduſtriellen für die Novelle in der Faſſung 
der Herrenhausbeſchlüſſe aus; dagegen wurde am 9. Juli namens 
des Kohlenbergbauvereins im Oberbergamtsbezirk Dortmund er— 
klärt, daß dieſer das Verlangen keineswegs teile und es ſehr 
bedauern würde, wenn die auch von ihm gewählten national⸗ liberalen 
Abgeordneten ſich einſchüchtern ließen. Andererſeits trat am 15. Juli 
eine Reihe der bedeutendſten Induſtriellen des Bezirks Köln der 
Düſſeldorfer Erklärung bei. Auch eine vom national-liberalen Abg. 
Schoof nach Stade berufene Verſammlung von Wählern dieſes 
Bezirks ſprach ſich, mit beſonderer Rückſicht auf die verführeriſchen 
Agitatinen der Hamburger Sozialdemokratie in den ländlichen 
Kreiſen des nördlichen hannoverſchen Landes, in demſelben Sinne 
aus. Hiergegen wurde von der Leitung der national- liberalen 


Partei wiederholt der ablehnende Standpunkt mit größter Beſtimmt⸗ 
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heit und mit der Begründung aufrecht erhalten, daß eine gegen die 
Sozialdemokratie gerichtete Aktion, deren Notwendigkeit zur Stärkung 
der ſtaatlichen Macht nicht geleugnet werde, nur im Wege der 
Reichsgeſetzgebung zuläſſig ſei. 

Als endlich mitten in der Zeit der Hundstagshitze die Zeit für 
Wiederaufnahme der Sitzungen des Landtags gekommen war, fanden 
ſich die Mitglieder, ihre Sommerfriſche unterbrechend, zahlreich in 
Berlin wieder ein. Aus dem Harz, aus Thüringen, von der Oſtſee, 
von Italiens entlegener Küſte, von allen Seiten kamen ſie, das 
Kampfſpiel wieder aufzunehmen. Nachdem das Herrenhaus am 
22. Juli, bei ungewöhnlich zahlreich beſetzten Zuſchauertribünen, mit 
112 gegen 19 Stimmen die Abſtimmung für die von ihm in ein 
fogen. kleines Sozialiſtengeſetz umgewandelte Vereinsgeſetznovelle ein⸗ 
fach wiederholt hatte, ſah Alles mit größter Spannung den Ver— 
handlungen des Abgeordneten hauſes entgegen, an welches die 
geänderte Vorlage nunmehr zurückging. Man befaßte ſich hier zu— 
vörderſt am 23. Juli mit dem vom Herrenhauſe geänderten Handels— 
ka mmergeſetze, jedoch in der Art, daß ſich die Beratung faſt nur 
um oben (S. 143) erwähnte Eingabe des Bundes der Landwirte 
drehte. Rickert (freiſ. Ver.) wollte in der zahmen Weiſe, wie der 
„Reichsanzeiger“ dieſer agrariſchen Zumutung entgegengetreten ſei, 
einen Beweis der ſchwächlichen Haltung der Regierung gegenüber der 
demagogiſchen Hetzerei des Agrariertums erblicken. Miniſter v. Miquel 
erwiderte, die Regierung, deren Aufgabe es ſei, eine Politik der 
Sammlung zu treiben, werde nicht in den Ton verfallen, den Rickert 
zu vermiſſen ſcheine, und ſie könne nicht mit Parteien über Anderung 
von Geſetzen verhandeln. Gamp (freifonf.) wollte den Bund der 
Landwirte nicht als revolutionär bezeichnet wiſſen. Nach Genehmigung 
der Anderungen dieſes Geſetzes war der 24. Juli der große Tag, 
an dem ſich das Schickſal einer Frage entſcheiden ſollte, die ſeit einem 
Vierteljahre bis weit über die Grenzen Preußens hinaus weite Kreiſe 
in großer Spannung erhalten hatte. Unter enormem Andrang des 
Publikums begannen, nach einem kurzen Vorſpiel über die Verpflichtung 
der Gemeinden in Heſſen-Naſſau und Schleſien zur Bullenhaltung, 
die Verhandlungen über das Vereinsgeſetz. Der Miniſter des 
Innern, Frhr. v. d. Recke, empfahl die Beſchlüſſe des Herrenhauſes, 
weil das dringende Bedürfnis, die ſtaatlichen Machtbefugniſſe auf 
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dem Gebiete des Vereins- und Verſammlungsrechts zu vermehren, ſich 
daraus ergebe, daß ſeit Aufhebung des Sozialiftengefeges die fozial- 
demokratiſchen Beſtrebungen zur Untergrabung der Staats- und Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung einfach geduldet werden müßten; ſobald dieſe als 
unerlaubt und verwerflich geſetzlich gekennzeichnet würden, werde ſich 
ein großer Teil der Bevölkerung ſofort davon zurückziehen; ganz be⸗ 
ſonders ließen militäriſche Rückſichten die Regierung wünſchen, die 
erhöhten Machtbefugniſſe zu erhalten, weil das Liebeswerben der 
Sozialdemokratie um das Heer, insbeſondere um die Reſerviſten und 
Landwehrmänner, täglich ſtärker werde. Namens der Nationalliberalen 
trat Hobrecht auf, der, unter Zurückweiſung aller Verſuche, ihnen 
unlautere Beweggründe beizumeſſen, erklärte, ſie verhielten ſich ab⸗ 
lehnend, weil das in den Vorſchlägen gegebene Mittel gegen die 
wirkliche Gefahr ganz nutzlos ſei. Dies ſei hier von vielen Rednern 
höchſt maßvoll, ſachlich und ohne alle Leidenſchaft dargelegt, habe 
aber leider nicht die verdiente Würdigung erfahren. Die Entſcheidung 
darüber, was unter den die Sicherheit des Staats gefährdenden Be⸗ 
ſtrebungen zu verſtehen ſei, dürfe nicht in die Hände untergeordneter 
Polizeiorgane gelegt werden, ohne daß das Geſetz ihnen auch nur 
den leiſeſten Anhalt für ihre Entſcheidung gebe; der Artikel über die 
Schließung von Vereinen ferner ſei gar zu allgemein gehalten und 
entbehre der die reine Willkür ausſchließenden Beſtimmungen; die 
Beſchränkung auf ſozialdemokratiſche und anarchiſtiſche Beſtrebungen 
ſei ungeeignet, weil der Staat alle auf ſeinen Umſturz gerichteten 
Beſtrebungen, gleichviel von wem ſie kommen, bekämpfen müſſe, und 
weil gerade durch dieſe Beſchränkung die Unwirkſamkeit eines Landes⸗ 
geſetzes und eines nur auf das Vereins- und Verſammlungsrecht ge⸗ 
richteten Geſetzes beſonders klar zu Tage trete; auch würde die Ver⸗ 
hetzung der Arbeiter gegen ihre Arbeitgeber durch dieſes Geſetz nicht 
getroffen werden. Graf Limburg-Stirum (fonf.) hielt die Be⸗ 
ſchlüſſe des Herrenhauſes für das Geringſte, was man annehmen 
müſſe; ſcheitere jetzt das Geſetz, ſo möge die Regierung die Sache 
nicht als abgethan anſehen. Lieber verkündete die Ablehnung ſeitens 
des Centrums, das keine Partei der Polizeiwillkür preisgeben 
wolle; auch biete das Geſetz keine Handhabe gegen Bearbeitung von 
Soldaten durch Flugſchriften. v. Zedlitz (freikonſ.) deutete an, die 
Regierung möge das Abgeordnetenhaus auflöſen und an ein neues 
10* 
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appellieren. Nachdem ſich noch Rickert (freiſ. Ver.) gegen das Geſetz 
ausgeſprochen hatte, ergriff der Miniſter v. Miquel das Wort, um 
als nunmehriger Vizepräſident des Staatsminiſteriums eine Art von 
Programm aufzuſtellen. Er glaubte nicht mehr an das Zuſtande⸗ 
kommen dieſes Geſetzes, hoffte aber auf eine ſpätere Verſtändigung, 
deren Vorbedingung in einer genauen Kundgebung deſſen, was die 
Regierung wolle, beſtehe, und da liege ihr jede reaktionäre Tendenz 
fern; der preußiſche Staat habe ſich zur Aufgabe geſtellt, den 
Schwachen zu helfen, die ſozialen Verbeſſerungen dürften jedoch nicht 
überſtürzt werden, und die ſoziale Frage könne nur durch Zuſammen⸗ 
wirken des Staats mit allen Volksklaſſen, namentlich den beſitzenden, 
gelöſt werden; zu den ſtärkſten Bollwerken des Staats gehöre der 
Mittelſtand, Handwerkertum und bäuerlicher Beſitz; Furcht vor der 
Sozialdemokratie hege die Regierung nicht, ihr Wahlſpruch ſei jedoch: 
„Beuget vor!“, ein Gedanke, der die Vereinsgeſetzvorlage befeele. 
Den Schluß der allgemeinen Beratung machte ein Angriff Hahns 
(b. k. Fr.) auf die Nationalliberalen, der von Krauſe (nat. lib.) 
kräftig zurückgewieſen wurde. Bei Beratung des Art. 1 proteſtirte 
Motty namens der Polen gegen die Vorlage und Richter (freif. 
Vp.) hielt die Ausführungen des Miniſters v. Miquel für ganz 
unbeſtimmt, zumal man keine Zuverſicht zur Dauerhaftigkeit der 
Miniſter hegen könne; ſeit Friedrich Wilhelms IV. Tode habe jede 
Regierung mehr Anſehn beſeſſen als die gegenwärtige. Hierauf er⸗ 
widerte Miniſter v. Miquel, dieſes Urteil mache auf das Miniſterium 
nicht den geringſten Eindruck, und die von der Regierung verfolgte 
Politik der Sammlung werde durch Ablehnung der Vorlage nicht 
geändert werden. Hierauf wurde Art. 1 in namentlicher Abſtimmung 
mit 209 gegen 205 Stimmen, die übrigen Artikel ſowie das Geſetz 
im ganzen in einfacher Abſtimmung abgelehnt. Von den National⸗ 
liberalen hatte nur v. Sanden ſich der Abſtimmung enthalten, 
Bueck und Schoof für die Vorlage geſtimmt, worauf letzterer von 
der Fraktion ausgeſchloſſen wurde. In gemeinſamer Sitzung beider 
Kammern wurde ſodann die Seſſion des Landtags, durch Ver— 
leſung einer aus Helgoland datierten königlichen Botſchaft, vom Miniſter 
v. Miquel geſchloſſen. 

Dieſe vierte und vorletzte Seſſion des 18. preußiſchen Landtags 
hatte eine Dauer von 8 Monaten gehabt, aber wenigſtens die Hälfte 
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dieſer Zeit durfte als vergeudet angeſehen werden; denn, abgeſehen 
von den bezüglich der Vereinsgeſetzfrage verfaſſungsmäßig vor⸗ 
geſchriebenen zweimal dreiwöchentlichen Vertagungen, wurde die Seſſion 
ſo vielfach durch Ausſetzung von Plenarſitzungen unterbrochen, wie 
keine frühere, und außerdem wurde gar viel Zeit durch Erörterung 
von Reichsangelegenheiten ſowie durch Wiederholung immer derſelben, 
durch Polen und Agrarier veranlaßten agitatoriſchen Verhandlungen 
verbraucht. Trotzdem wurde der Etat erſt lange nach Beginn des 
Etatsjahres erledigt. Als das wichtigſte Ergebnis der Seſſion wurde 
die Verbeſſerung der Beamtenbeſoldungen und das Geſetz über die 
Beſoldungen der Volksſchullehrer angeſehen. 

Das Schickſal der Vereinsgeſetznovelle und die Rede des 
Miniſters v. Miquel beſchäftigten die Parteien noch eine geraume Zeit 
lang. In der Preſſe der Gegner der Novelle hieß es, „Ende gut, 
alles gut!“ es habe eine befreiende That ſtattgefunden, es ſei 
vom Lande ein drückender Alp genommen, die Regierung habe eine 
große Niederlage erlitten, eine Wiederholung eines ſolchen Verſuchs 
ſei im Landtage unmöglich u. ſ. w. Die „Germania“ ſpendete der 
ihr von jeher feindlichſten Fraktion, der nationalliberalen, Lob wegen 
ihrer Feſtigkeit und meinte, aus dieſer Haltung ergebe ſich vielleicht 
„eine weitere Gemeinſamkeit der Abwehr weiteren Vorgehens des 
neuſten Kurſes“. Nach den Außerungen von der anderen Seite hatte 
der Fall der Novelle das Anſehn der Regierung unzweifelhaft erhöht; 
die Fraktionspolitik habe ſich als Hemmſchuh für die Befriedigung 
eines unabweislichen Staatsbedürfniſſes erwieſen, aufgeſchoben ſei nicht 
aufgehoben, und die Geringfügigkeit der Mehrheit lade zur Wieder⸗ 
holung ein. Wichtiger war die Aufnahme der ſogen. „Programm⸗ 
rede“ v. Miquels. Die „Kreuz⸗Ztg.“ meinte zwar, jeder Konſer⸗ 
vative möchte deren Inhalt wohl unterſchreiben; allein ſobald man 
ſich in die rauhe Wirklichkeit mit ihren widerſtreitenden Intereſſen 
zurückverſetze, müſſe man ſich vergegenwärtigen, daß bisher noch alle 
Verſuche zu dauernder Sammlung der Parteien, deren geſamte Welt⸗ 
anſchauung eine grundverſchiedene iſt, geſcheitert ſeien, und die „Poſt“ 
geſtand, die Rede habe gerade wegen Mangels eines beſonders 
energiſchen Grundtons vielfach auf der äußerſten Rechten enttäuſcht; 
jedoch habe ſie namentlich die Abdrängung der Nationalliberalen in 
die Opposition verhindert. Im allgemeinen wurde auf ſeiten aller 
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Gemäßigten der beruhigende Eindruck von Miniſter v. Miquels 
Verſuch hervorgehoben, über die Streitfrage des Tages hinaus die 
Grundrichtung der Geſamtpolitik Preußens zu zeichnen, wenn man 
ſich auch freilich noch keine Vorſtellung machen konnte, wie der Frieden 
unter den Parteien entſtehen ſollte. 

Der Kaiſer hatte Ende Juni während ſeines Aufenthalts in 
Kiel mehrere Ausflüge zur See in Gemeinſchaft mit dem Könige 
der Belgier unternommen, der ſich ſodann am 1. Juli verabſchiedete 
und auf ſeiner Dampf⸗Yacht „Clementine“ unter dem Salut der 
deutſchen Kriegsflotte den Hafen verließ, um der großen engliſchen 
Flottenſchau vor Spithead beizuwohnen; der Kaiſer dagegen ſegelte 
am 2. Juli auf dem „Meteor“ nach Travemünde, wo er ſich für 
eine Seeregatta intereſſierte, im Kurhauſe die Verteilung der Preiſe 
an die Sieger ſelbſt vornahm und den Wunſch äußerte, Lübeck möge 
verſuchen, in der zu Wettfahrten beſonders geeigneten Travemünder 
Bucht internationale Segelregatten zu veranſtalten. Am 5. Juli 
trat der Kaiſer von Travemünde aus auf der „Hohenzollern“ eine 
Reiſe nach Norwegen an, die jedoch ſchon am Sonntag den 
11. Juli eine empfindliche Störung erlitt. Als nämlich die „Hoheu⸗ 
zollern“ vor Odde am Südende des Sörfjord vor Anker lag und 
der Kaiſer nach dem Gottesdienſte ſich nach dem Hinterteile des 
Schiffs begab, um die Ausſicht anzuſehen, fiel ein Teil der die 
Maſten gegen den Schornſteinrauch ſchützenden Segel raſcher, als 
vorhergeſehen war, von beträchtlicher Höhe mit großer Gewalt auf 
das Deck hinab, und während es vom Winde weiter nach hinten 
geweht wurde, ſchlug ein kurzer zum Befeſtigen dieſes Segels dienender 
Strick dem Kaiſer heftig auf das linke Auge. Nach ärztlicher Be⸗ 
handlung ſchien zwar keine Gefahr für das Auge vorzuliegen, für 
alle Fälle aber begab ſich der als Augenarzt bekannte Herzog Karl 
Theodor in Bayern, nach einer Rückſprache mit der an ſeinem 
Wohnorte Tegernſee ſeit einiger Zeit weilenden Kaiſerin, am 
18. Juli nach Norwegen, und ſchon am 20. Juli konnte der „Reichs⸗ 
anzeiger“ die Mitteilung des kaiſerlichen Leibarztes Dr. Leuthold ver⸗ 
öffentlichen, daß, nach Unterſuchung durch den Herzog, das Sehver— 
mögen des Kaiſers in keiner Weiſe geſtört ſei. Infolge deſſen wurde 
die Reiſe fortgeſetzt, von welcher der Kaiſer, dem urſprünglichen 
Plane gemäß, erſt am 30. Juli in Kiel wieder eintraf. Schon am 
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4. Auguſt trat er mit ſeiner Gemahlin von hier aus auf der 
„Hohenzollern“ und begleitet von der „Gefion“, eine Reiſe nach 
Petersburg an, von der im näheren unter „Rußland“ die Rede 
iſt. Nach der Heimkehr begab ſich das Kaiſerpaar nach Magdeburg, 
wo in Gegenwart einer zahlreichen Menge ein von der Stadt ge⸗ 
ſtiftetes Denkmal des Kaiſers Wilhelm I. mit großer Feierlichkeit 
enthüllt wurde. Vom Denkmalsplatze begaben ſich der Kaiſer und 
die Kaiſerin nach dem Rathauſe, in deſſen großem Saale Magiſtrat 
und Stadtverordnete verſammelt waren. Der Oberbürgermeiſter 
Schneider wies in einer Anſprache auf die hohe Blüte hin, die 
Magdeburg durch die Fürſorge der preußiſchen Herrſcher zu teil ge⸗ 
worden ſeit den Tagen, da der Große Kurfürſt die aus vielen 
Wunden blutende Stadt dem brandenburg⸗preußiſchen Staate an⸗ 
gegliedert habe, und überreichte einen Ehrentrunk der Stadt aus 
einem für dieſe Feier von den Bürgern geſtifteten Becher. Der 
Kaiſer ergriff ihn, dankte für den herrlichen Empfang und ſagte, 
der Ton der Begrüßung durch die Bürgerſchaft zeige, durch welche 
altbewährten Bande die Stadt mit ſeinem Hauſe verknüpft ſei; 
Magdeburg habe viel gelitten, aber groß ſtehe es in der Geſchichte 
da, und große Ehre habe ihm einſt gegolten, wie nur je einer 
deutſchen Stadt; vor allem habe ſie im Märtyrergeiſte und in 
edler Hingabe für ihren Glauben gelitten und ein ehernes 
Denkmal der Geſchichte des proteſtantiſchen Glaubens geſetzt. 
Zum Schluß ſprach der Kaiſer die Überzeugung aus, daß die Stadt 
unter ſeiner Regierung und bei dem unter dem Kaiſeraar ruhenden 
Frieden ſich zu hoher Blüte weiter emporſchwingen werde. Hiernach 
beſichtigte der Kaiſer Panzertürme und Modelle von Panzerungen im 
Grufonwerke. Nach Potsdam zurückgekehrt erhielt er am 27. Auguſt 
in Schloß Friedrichskron den Beſuch des Königs von Siam, dem 
zu Ehren bei der Mopke das Lehr⸗Infanterie⸗Bataillon vorgeführt 
wurde. Am folgenden Tage erſchien dieſer Fürſt in Begleitung des 
Kaiſers bei der großen Herbſtparade des Gardekorps. Bei der ſich 
hieranſchließenden Paradetafel im Berliner königlichen Schloſſe hieß 
der Kaiſer in engliſcher Sprache den König mit dem Bemerken 
herzlich willkommen, daß es ihn dränge, allen den großen Unter⸗ 
nehmungen, welche der König in ſeinem Reiche begonnen habe, und 
allen den Reiſen, die er im Intereſſe ſeines Volks unternehme, 
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Gluͤck und Gedeihen zu wünſchen. König Chulalongkorn dankte 
in ſeinem Trinkſpruche für dieſe gütigen Worte, für die ihm be⸗ 
zeigte Gaſtfreundſchaft, für die ſeinem Sohne und ſeinen Brüdern 
erwieſene Güte und für den ihm bei der Errichtung von Poſt, 
Telegraphen und Eiſenbahnen vom Kaiſer geliehenen Beiſtand, der 
ihm hoffentlich auch ferner in allen den Fortſchritt ſeines Landes 
fördernden Angelegenheiten zu teil werde. Abends wurde dem Könige 
im Opernhauſe das Ballet „die Puppenfee“ vorgeführt. 

Am 30. Auguſt, 9 Uhr Vormittags, trafen der Kaiſer und die 
Kaiſerin auf der Station Urmitz bei Koblenz ein; von hier begaben 
ſie ſich ſogleich nach dem nahen Paradefeld, einer Ebene, von der 
aus man die Höhen am rechten Rheinufer, die Türme von Koblenz 
und die Fabrik-Schornſteine von Neuwied erblickt. Hier war das 
achte oder rheiniſche Armeekorps aufgeſtellt, an deſſen Spitze der 
Erbgroßherzog Friedrich von Baden mit ſeinem Generalſtabe hielt. 
Der Kaiſer erſchien in Generalsuniform, die Kaiſerin in der 
Uniform ihrer Paſewalker Küraſſiere, in weißem Koller mit ſchwarzem 
Seydlitz⸗Dreiſpitz auf einem prächtigen Rappen. Von Fürſtlichkeiten 
waren ferner anweſend Prinz Adolf zu Schaumburg-Lippe nebſt 
Gemahlin, die Großherzogin von Baden, der Fürſt und die Fürſtin 
zu Wied und der Herzog Georg von Cambridge. Nach zwei⸗ 
maligem Vorbeimarſch der in zwei Treffen aufgeſtellten Truppen ritt 
der Kaiſer an der Spitze der Fahnenkompanie zur Stadt. Kurz 
nach 12 Uhr erſchien er mit der Kaiſerin, unter dem Geläute der 
Kirchenglocken und dem Kanonendonner von Ehrenbreitſtein, an der 
Moſelbrücke, wo ſie vom Oberbürgermeiſter von Koblenz begrüßt 
wurden, der ſodann dem Kaiſer einen Ehrentrunk darbot. In ſeiner 
Erwiderung auf die Anſprache wies der Kaiſer auf das enge Ver⸗ 
hältnis hin, in welchem Kaiſer Wilhelm I. und Kaiſerin Auguſta 
lange Zeit zur Stadt Koblenz geſtanden, die nun die Hüterin des 
Standbildes ſeines Großvaters werden ſolle. Im Trinkſpruche bei 
der Paradetafel im königlichen Schloſſe ſchilderte der Kaiſer ſeine 
Gefühle bei der herrlichen Heerſchau am Ufer des Rheinſtroms, 
einerſeits feine Freude beim Anblick der Truppen, andererſeits eine 
tiefe Wehmut, denn Koblenz ſei Zeuge einer großen Zeit und erinnere 
an große Namen und Geſtalten; der hieſige Aufenthalt ſeines 
kaiſerlichen Großvaters ſei von grundlegender Bedeutung geworden, 
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weil derſelbe hier in ſtiller Zurückgezogenheit ſeine fo viel angefeindete, 
oft mißverſtandene und jo glänzend bewährte Heeresorganiſation aus⸗ 
gearbeitet habe. Nach einer Anrede an den neuen Befehlshaber des 
8. Korps, den Erbgroßherzog von Baden, und einem Danke für 
das Erſcheinen des Herzogs von Cambridge ſchloß der Kaiſer mit 
den Worten: „Es liegt an uns, das Werk des großen Kaiſers, die 
Armee, in allen ihren Teilen zu erhalten, gegen jeden Einfluß und 
Einſpruch von außen zu verteidigen.“ Abends 9 Uhr brachten alle 
Muſikkorps des 8. Armeekorps auf dem elektriſch erleuchteten Schloß⸗ 
platze einen Zapfenſtreich. Der folgende Tag, der 31. Auguſt, 
brachte die Feier der Einweihung des von der Rheinprovinz am 
ſog. „Deutſchen Eck“, der Landſpitze, an welcher ſich die Moſel in 
den Rhein ergießt, errichteten Denkmals Kaiſer Wilhelms J. 
Auf einem mächtigen, halbkreisförmigen Unterbau aus hellgrauem 
Granit erhebt ſich ein rechteckiges Poſtament und auf dieſem das 
Reiterſtandbild: der Kaiſer reitet in wallendem Mantel dem Rheine 
zu, an ſeiner Linken von einem weiblichen Genius begleitet, welcher 
die Reichsabzeichen trägt. Am Fuße des Poſtaments ſind, außer 
dem Namen des Kaiſers, die Schenkendorfſchen Worte eingemeißelt: 
„Nimmer wird das Reich zerſtöret, wenn Ihr einig ſeid und treu!“ 
Um 4 Uhr nachmittags beſtieg das Kaiſerpaar vom Schloſſe und 
den mit dem Standbilde der Kaiſerin Auguſta geſchmückten Rhein⸗ 
anlagen aus ein feſtlich geſchmücktes Schiff, auf dem es, unter dem 
Donner der Geſchütze von Ehrenbreitſtein und Oberſtein, ſtromab⸗ 
wärts fuhr. Vor der Inſel Niederwerth wandte ſich das Schiff 
zum Denkmal zurück. Zum Beginn der Feier kam eine Begrüßungs⸗ 
hymne durch die Koblenzer und Kölner Männer⸗Geſangvereine zum 
Vortrag, worauf Fürſt Wilhelm zu Wied eine längere Anſprache 
an den Kaiſer hielt, die in ein Hoch ausklang, in welches die geſamte 
Feſtverſammlung einſtimmte. Nach dem Geſang der Nationalhymne 
machten die Fürſtlichkeiten einen Rundgang um das Denkmal, an 
dem ſodann die Garniſon von Koblenz und Ehrenbreitſtein ſowie 
das Bonner Huſarenregiment vorbeizogen. Bei dem von der Rhein⸗ 
provinz dem Kaiſerpaar gegebenen Feſtmahle hielt der Kaiſer 
eine längere Rede. Er begann mit einem Danke an die Rhein⸗ 
provinz für die unvergeßlich ſchönen Tage, die ihm in Köln, auf 
ſeinem Zuge durch das Land und insbeſondere in dem ſtillen Heim 
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am Laacher See beſchieden geweſen, „wo die Söhne St. Benedikts 
ihr frommes Werk treiben und der Welt zeigen, daß ſeinem Gott 
dienen, zu gleicher Zeit erlaubt, Königstreue und Vaterlandsliebe in 
der Bevölkerung groß zu ziehen und zu pflegen.“ Mit ſchwungvollen 
Worten auf das Denkmal übergehend hob der Kaiſer hervor, daß 
ſchöner noch als Erz und Stein der Jubel der Bevölkerung, der 
Dank eines Volkes für ſeinen heimgegangenen Herrſcher zum Herzen 
ſpreche; gerade in Koblenz gehe ein ſolcher Feſteston beſonders tief 
zum Herzen, denn wie der große Kaiſer hier vorbereitend und vor— 
ſchauend die Umbildung des Heeres ausgearbeitet, ebenſo habe er 
auch auf dem Gebiete des Staatslebens und der Staatskunſt Arbeiten 
geleiſtet, die ihren Erfolg gezeitigt hätten, als er in hohem Greiſen⸗ 
alter den Thron beſtiegen; „er trat aus Koblenz, wie er auf den 
Thron ſtieg, hervor als ein ausgewähltes Rüſtzeug des Herrn, als 
welches er ſich betrachtete“; allen, beſonders den Fürſten, habe er 
ein Kleinod wieder zu hellem Strahlen emporgehoben, das wir hoch 
und heilig halten möchten: „das Königtum von Gottes Gnaden mit 
ſeinen ſchweren Pflichten, ſeinen niemals endenden, ſtets andauernden 
Mühen und Arbeiten, mit ſeiner furchtbaren Verantwortung vor 
dem Schöpfer allein, von der kein Menſch, kein Miniſter, kein 
Abgeordnetenhaus, kein Volk den Fürſten entbinden kann.“ Für ihn 
ſelbſt, ſo fuhr der Kaiſer fort, ſolle es eine hohe Pflicht ſein, in 
den von dem großen Herrſcher gewieſenen Wegen zu wandeln und 
in der Fürſorge für das Land die Hand „über dieſes herrliche 
Kleinod“ zu halten. Der Trinkſpruch klang in einem Hoch auf die 
Rheinprovinz aus. Nach Aufhebung der Tafel, abends 9 Uhr, 
unternahm das Kaiſerpaar eine Rheinfahrt zur Beſichtigung der 
Beleuchtung der Rheinufer, welche an Pracht noch die vom Jahre 
1893 übertraf. Die Beleuchtung aller Schiffe und Ortſchaften von 
Horchheim bis Niederwerth, beſonders das Licht⸗ und Farbenſpiel 
des bengaliſch erleuchteten Ehrenbreitſteins und der anderen Ufer⸗ 
berge gewährte einen prächtigen Anblick. 

Die Koblenzer Reden des Kaiſers gaben den Organen der ſog. 
oppoſitionellen Parteien Anlaß zur Erörterung der Frage, wie ſich 
die Worte vom Gottesgnadentum und der höheren Verantwort⸗ 
lichkeit des Herrſchers mit der konſtitutionellen Theorie von der 
Verteilung der Verantwortung vertrügen, ferner ob es die Abſicht 
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des Kaiſers ſei, das verfaſſungsmäßige Recht der Volksvertretung in 
Bezug auf die Regelung des Militärweſens zu beſeitigen, oder ob er 
auch nur habe andeuten wollen, die ſchwebende Reform des Militär⸗ 
gerichtsverfahrens werde nicht zugeſtanden werden. Der Anlaß zur 
Aufwerfung dieſer Fragen kam den Organen der erwähnten Richtung 
um ſo erwünſchter, als ſie bisher ohnehin ſchon wiederholt den 
Staatsſtreich als einziges Mittel, um aus verſchiedenen Wirren heraus⸗ 
zukommen, beliebt hatten, beſorgnisvoll an die Wand zu malen, 
ja der Ruf „Wider den Abſolutismus!“ ſchon als Wahlparole vor⸗ 
geſchlagen war. Auf der andern Seite ſuchte die Preſſe der gemäßigten 
Parteien zu zeigen, daß die kaiſerlichen Worte nicht zu einer Auslegung 
nötigten, wonach ſie ſich auf derartige Abſichten bezögen, vielmehr 
den Beweis lieferten, daß der Kaiſer nicht geneigt ſei, ſich mit dem 
formalen Schutz der Unverantwortlichkeit abzufinden. 

Am 31. Auguſt trafen der Kaiſer und die Kaiſerin in 
Würzburg ein, von wo ſie ſich am 1. September in Begleitung 
des Prinz⸗Regenten Luitpold von Bayern, des Königs Wilhelm 
von Württemberg und des Großherzogs Ernſt Ludwig von Heſſen 
zur Parade des bayeriſchen zweiten Armeekorps nach dem 
nahen Biebelried begaben. Die genannten Fürſten ritten, begleitet 
auch vom Prinzen Albrecht von Preußen ſowie den Prinzen 
Leopold und Ludwig Ferdinand von Bayern und dem Herzog 
Karl Theodor in Bayern, gefolgt von der Kaiſerin mit der 
Prinzeſſin Ludwig von Bayern zu Wagen, die Front der in zwei 
Linien aufgeſtellten Truppen ab, der Prinz-Regent führte das ganze 
Armeekorps vor, die einzelnen Regimenter mit ihren fürſtlichen Chefs 
an der Spitze. Bei der Rückkehr nach Würzburg wurden die 
Fürſtlichkeiten von den ſtädtiſchen Behörden und von Ehrenjungfrauen 
in fränkiſcher Tracht, welche Wein und Weintrauben darboten, 
begrüßt. Abends fand im königlichen Schloß eine Paradetafel ſtatt, 
an welcher auch der inzwiſchen angelangte König Albert von Sachſen 
teilnahm. Der Prinz-Regent brachte ein Hoch auf jene hohen 
Gäſte aus, das der Kaiſer, unter Hervorhebung der vorzüglichen 
Haltung des Armeekorps und mit dem Ausdruck der Überzeugung 
erwiderte, daß es genau wie an dieſem Tage vor 26 Jahren, wenn 
es not thun ſollte, allzeit bereit ſein werde, für die Herrlichkeit des 
Reiches einzuſtehen. Am Sedantage begaben ſich alle jene Fürſtlich⸗ 
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keiten von Würzburg nach dem Paradefelde bei Schweinau, wo 
der Prinz-Regent von Bayern das bayeriſche erſte Armeekorps 
dem Kaiſer vorführte. Die Prinzen Ludwig, Leopold, Rupprecht 
und Alfons von Bayern führten einzelne Regimenter, Prinz Arnulf 
von Bayern befehligte das erſte Treffen. Nun ging es nach Nürn- 
berg, wo vor dem Spittler Thore die Stadtbehörden unter einem 
prächtigen Baldachin die Fürſtlichkeiten begrüßten. Der Bürger⸗ 
meiſter Dr. v. Schuh betonte in ſeiner Anſprache an den Kaiſer, 
daß Nürnberg als alte Pflanzſtätte deutſcher Kultur und Sitte zu 
allen Zeiten die natürliche Vermittlerin zwiſchen dem deutſchen Norden 
und Süden geweſen ſei, und daß von der Nürnberger Burg aus 
der Hohenzollernaar ſeinen Flug genommen habe. Der Kaiſer reichte 
dem Bürgermeiſter die Hand mit der Verſicherung, daß er dem Ort, 
an dem einſt die Wiege ſeiner Ahnen geſtanden, das größte Intereſſe 
entgegenbringe. Beim Feſtmahle in der alten Hohenzollernburg 
begrüßte der Prinz-Regent das Kaiſerpaar im Namen der Bürger: 
ſchaft Nürnbergs, „deſſen alte Geſchichte durch den Burggrafen von 
Nürnberg ſo eng verflochten war mit dem glanzvollen Hauſe Hohen— 
zollern.“ Der Kaiſer ſprach in der Antwort hierauf ſeinen Dank dafür 
aus, daß es ihm durch die Einladung des Regenten endlich vergönnt 
ſei, in dieſer herrlichen kerndeutſchen alten Stadt zu weilen und auf 
der Burg zu fein, die jahrhundertelang feine Vorfahren in alt⸗ 
bewährter Treue für die deutſchen Kaiſer verwaltet und erhalten 
hätten; mit ganz beſonderer Andacht blicke er auf das ehrwürdige 
Gemäuer, wenn er ſich daran erinnere, daß gerade in Nürnberg 
und auf der Burg die innigſten Beziehungen des Hauſes Wittelsbach 
zu dem Hauſe Hohenzollern zu finden ſeien; ſein Vorfahre Friedrich V. 
und der nachherige deutſche Kaiſer Ludwig von Bayern ſeien vor 
Rom zu Rittern geſchlagen und der erſtgenannte habe als treuer 
Mann bei Mühlberg letzterem geholfen, die Krone zu befeſtigen. 
Abends begaben ſich alle Fürſtlichkeiten, welche am Manöver teil- 
genommen hatten, nach Würzburg zurück und folgenden Tags, den 
3. September, nach Homburg v. d. H., empfangen von der Kaiſerin 
Friedrich und dem Großherzog von Mecklenburg-Strelitz. Nach⸗ 
mittags 5 Uhr trafen auch der König Humbert von Italien und 
ſeine Gemahlin hier ein, worauf alle dieſe zahlreichen fürſtlichen 
Perſonen am 4. September der Parade des 11. Armeekorps 
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bei Obereſchbach beiwohnten. Nach der Parade ritt König Humbert 
in der Uniform ſeines 13. Huſarenregiments mit dem Kaiſer an der 
Spitze der Fahnenkompagnie nach Homburg zurück. Bei der Parade— 
tafel im Kurhauſe ſprach der Kaiſer in einer Rede ſeine Anerkennung 
für die Leiſtungen des Armeekorps aus und knüpfte daran feinen, des 
Herres und des geſamten deutſchen Vaterlandes Dank für den Beſuch 
des Königs von Italien, welcher dadurch der Welt von neuem zeige, 
„daß unerſchütterlich und feſt das Band des Dreibunds beſteht, 
der im Intereſſe des Friedens gegründet wurde und je mehr und je 
länger, deſto feſter und inniger in dem Bewußtſein der Völker 
Wurzeln ſchlagen und Früchte tragen wird.“ In gleich herzlicher 
Weiſe hieß der Kaiſer die Königin Margherita willkommen, welche 
den Deutſchen ganz beſonders lieb und wert ſei, weil der Künſtler, 
der Weiſe, der Muſiker, der Gelehrte ſtets freien Zutritt zu ihr 
habe. König Humbert erwiderte, er ſei glücklich geweſen, die Ein⸗ 
ladung des Kaiſers annehmen zu können, um ihm hier laut ſeine 
Gefühle auszudrücken und von neuem Zeugnis abzulegen „für die 
zwiſchen beiden Regierungen und Staaten beſtehenden Beziehungen 
herzlicher Freundſchaft und Allianz.“ Der Kaiſer habe ſich eine 
edle Aufgbe geſtellt, indem er ſeine beſtändigen Anſtrengungen der 
Sache des Friedens in Europa widme, die auch ſeinen, des 
Königs, heißeſten Wunſch bilde; er werde immer glauben, der Auf⸗ 
gabe ſeines Landes treu zu bleiben, wenn er der Vollendung dieſes 
größten und für das Glück der Völker ſowie für die Fortſchritte der 
Zivilisation heilſamſten Werks feine ehrliche Unterſtützung leihe. Die 
politiſche Bedeutung dieſer Reden war nicht zu unterſchätzen: war 
doch in den letzten Jahren wiederholt die Frage aufgeworfen, ob 
Italien noch ferner dem Dreibunde treu bleiben werde, da dort 
weite Volkskreiſe, beſonders die radikalen Gruppen, Frankreich 
begünſtigten; andererſeits erſchien es wohl nicht überflüſſig, jo bald 
nach der ruſſiſchen Reiſe des Präſidenten Faure feſtzuſtellen, daß der 
Dreibund auch trotz der ruſſiſch-franzöſiſchen „Allianz“ ſeine Aufgabe 
weiter erfüllen werde, und Frankreich ſich ſtark verrechne, wenn es 
Italiens Loslöſung vom Dreibunde erwarte. 

Die nächſten Tage waren den umfangreichen Manövern ge⸗ 
widmet, welche die Armeekorps, die bei Würzburg, Nürnberg und 
Homburg v. d. H. paradiert hatten, ſowie das achte Korps in der 
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Gegend der Nidda, der Nidder, der Kinzig und des Mains gegen 
einander ausführten. Deu 7. September brachten die hohen Herr⸗ 
ſchaften, nach der Rückkehr vom Manöver, in Wiesbaden zu, wo 
ihnen im königlichen Theater ein „Salve“ betiteltes Feſtſpiel von Lauff, 
dem Verfaſſer des Stücks „Der Burggraf“, vorgeführt wurde, welches 
die Einigkeit Deutſchlands und Italiens im Sinne des Friedens ſym⸗ 
boliſch zur Darſtellung brachte. Nachdem ſich am 10. September 
das italieniſche Königspaar, der Prinz⸗Regent von Bayern, die bay⸗ 
riſchen Prinzen, Großfürſt Nikolaus und der König von Siam vom 
Kaiſerpaare verabſchiedet hatten, begab ſich der Kaiſer nach Ungarn. 
Ohne Wien zu berühren, traf er am 12. September im gräflich 
eſterhazyſchen Kaſtell Totis, ungariſch Tata Tovaros genannt, un- 
weit der Feſtung Komorn zum Beſuche des Kaiſers Franz Joſeph 
ein, mit dem er am 13. und 14. September Manövern des 4. und 
5. öſterreichiſch-ungariſchen Armeekorps beiwohnte und ſich am 16. 
September zum Erzherzog Friedrich nach Mohaes ſowie in das 
dieſem gehörige Revier von Bellye zur Jagd begab, welches einſt 
dem Prinzen Eugen von Savoyen nach ſeinem vor 201 Jahren bei 
Zenta über die Türken erfochtenen Siege vom Kaiſer Leopold I. ge- 
ſchenkt war. Am 20. September hielt Kaiſer Wilhelm, unter dem 
lebhafteſten Beifallrufen der Bevölkerung, feſtlichen Einzug in das mit 
Fahnen und Blumen prächtig geſchmückte Peſt. Der Zug ging zu⸗ 
nächſt nach der Burg, in deren Feſtſaale die ungariſchen Banner- 
herrn die Majeſtäten begrüßten; hiernach beſichtigte Kaiſer Wilhelm 
die Mathiaskirche, machte eine Fahrt auf der elektriſchen Untergrund⸗ 
bahn und beſuchte die landwirthſchaftliche Ausſtellung. Die Soiree 
in der Hofburg bot ein intereſſantes buntes Bild durch die An- 
weſenheit der Magnaten in ungariſchen Galauniformen, der Hunderte 
hochgeſtellter Zivil- und Militärperſonen ſowie der Geiſtlichkeit. 
Die Muſikkorps ſpielten alte ungariſche Lieder aus dem 18. Jahr⸗ 
hundert. Am folgenden Tage beſichtigte der Kaiſer das neue 
Parlamentsgebäude, welches ihm ſehr zu gefallen ſchien, die Zentral⸗ 
markthalle, das kunſtgewerbliche und das Nationalmuſeum. Die 
politiſchen Tiſchreden beim Prunkmahle fielen ſehr im Sinne der Be- 
völkerung aus: nachdem nämlich Kaiſer Franz Joſeph den Kaiſer 
Wilhelm als treuen Freund und Bundesgenoſſen ſowie als beharr- 
lichen Mitarbeiter am großen Friedenswerke begrüßt hatte, antwortete 
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dieſer mit dem Danke für die kaiſerliche Einladung und für den 
großartigen Empfang in dieſer herrlichen Stadt. „Mit ſympathiſchem 
Intereſſe“, ſo fuhr er fort, verfolgen wir daheim die Geſchichte des 
ritterlichen Ungarnvolkes, deſſen Vaterlandsliebe ſprichwörtlich ge— 
worden iſt, das in ſeiner kampfesreichen Vergangenheit Gut und 
Blut für die Verteidigung des Kreuzes zu opfern nicht gezögert hat. 
Namen wie Zrinyi und Szigeth laſſen noch heute die Herzen eines 
jeden deutſchen Jünglings höher ſchlagen; mit ſympathiſcher Be⸗ 
wunderung haben wir die Feier des tauſendjährigen Geburtstags be⸗ 
gleitet, den das getreue Ungarnvolk, um ſeinen geliebten König ge⸗ 
ſchaart, in überraſchender Herrlichkeit gefeiert hat“. Den tiefſten 
Eindruck habe ihm die begeiſterte Hingabe der Ungarn an ihren 
König gemacht, zu dem auch er, nach Sohnes Art, als zu ſeinem 
väterlichen Freunde aufblicke; dank ſeiner Weisheit beſtehe feſt und 
unauflöslich der Bund der beiderſeitigen Reiche, der Europa den 
Frieden ſchon lange bewahrt habe und auch ferner bewahren werde; 
die begeiſterte Hingabe für ihren König lodere auch jetzt in den 
Herzen der Söhne Arpads, wie damals, als ſie deſſen großem Ahn⸗ 
herrn zuriefen „Laßt uns für unſern König ſterben!“ In dieſem Ge⸗ 
fühle rufe auch er „Es lebe der König!“ Am Abend war Peſt aufs 
prächtigſte erleuchtet, im Opernhauſe fand eine glänzende Feſtvor⸗ 
ſtellung ſtatt. Von den beiderſeitigen Ordensverleihungen trat be⸗ 
ſonders die eines hohen preußiſchen Ordens an den Grafen Theodor 
Andraſſy, den Sohn des verſtorbenen Miniſterpräſidenten, hervor 
als Zeichen dankbaren Gedenkens an dieſen Mitſchöpfer des deutſch⸗ 
öſterreichiſch-ungariſchen Bündniſſes vom Jahre 1879. Im Ge⸗ 
ſpräche mit Andraſſy ſoll der deutſche Kaiſer, Wiener Berichten zu⸗ 
folge, geſagt haben, die parlamentariſchen Verhältniſſe Ungarns ſeien 
günſtiger als die Deutſchlands, die Ungarn beſäßen ungemein viel 
politiſchen Inſtinkt, ſie ſeien in großen Augenblicken ſtets einig, und 
Doktrinäre hätten hier keinen Einfluß. 

Am 22. September traf der Kaiſer in Breslau ein, begrüßt 
von ſeiner Gemahlin, die ſchon einige Tage im Intereſſe der Über⸗ 
ſchwemmten Schleſiens hier geweilt hatte, ſodann begab er ſich zur 
Jagd nach Rominten in Oſtpreußen. Von hier aus beglückwünſchte 
er am 25. September telegraphiſch den Fürſten Bismarck in 
Friedrichsruh zu dem an dieſem Tage in Kiel erfolgten Stapellaufe 
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des Panzerkreuzers „Fürſt Bismarck“, wodurch, zu feiner 
Freude, des Fürſten Name für alle Zeiten in engſte Beziehung zur 
Flotte trete. Die Taufe des Schiffs war, nach einer Rede des 
Staatsſekretärs Tirpitz, von der Gräfin W. Bismarck vollzogen. 
Das Telegramm an den Fürſten erſchien als abermaliges erfreuliches 
Zeichen, daß die vermeintliche neue Ungnade des Monarchen gewichen 
oder vielleicht gar irrtümlich als vorhanden angenommen worden ſei. 
Jedenfalls ſchien der Kaiſer gewiſſe Außerungen, welche neuerdings 
dem Fürſten öffentlich nachgeſagt waren, nicht verübelt zu haben. 

Der Fürſt hatte am 1. Juli den Beſuch des Großherzogs 
Karl Alexander von Sachſen-Weimar erhalten, der auf der Rück— 
reiſe von Schwerin, wo er ſeinen 79. Geburtstag gefeiert, in 
Friedrichsruh vorgeſprochen und beim Abſchied zum Fürſten geſagt 
hatte: „Ich danke Ihnen für Alles, was Sie dem Vaterlande gethan 
haben!“ Anfang September hatte ſich der König von Siam in 
Friedrichsruh eingefunden und dem Fürſten die erſte Klaſſe des 
ſiameſiſchen goldenen Familienordens verliehen, ein Vorgang, welchen 
Kaiſer Menelik von Abeſſynien bald darauf durch Verleihung des 
Sterns des erſten Ordens von Athiopien nachahmte. Unter den 
mancherlei Veröffentlichungen über Tiſchgeſpräche des Fürſten, die 
weſentlich den Zweck haben ſollten, falſche Darſtellungen geſchicht— 
licher Vorgänge zu berichtigen, befand ſich im September die Notiz, 
daß die verftorbene Kaiſerin Auguſta, welche eine Neigung 
für alles Katholiſche und Franzöſiſche gehabt, den Beſtrebungen des 
Fürſten Schwierigkeiten bereitet habe, ſodaß dieſer langjährige Damen⸗ 
krieg ſeine Geſundheit mehr angegriffen hätte, als alle offenen 
Gefechte im Parlament und im diplomatiſchen Dienſt. Als nun der 
Kaiſer am 30. September, zur Widerkehr des Geburtstags der ver- 
ſtorbenen Kaiſerin, ein für das Andenken an ſie ſehr ehrenvolles 
Telegramm an ihre Tochter, die Großherzogin von Baden, 
richtete, machte es unwillkürlich den Eindruck, als ſolle hierdurch ein 
Widerſpruch gegen jene Bismarckſchen Außerungen hervortreten, denn 
der Kaiſer ſagte, in unwandelbarer Treue und Dankbarkeit ſchwebe 
das Bild derjenigen in ſeinem Herzen, zu der die deutſche Nation 
mit Bewunderung, Dankbarkeit und Liebe als zu einem Vorbilde 
für alle Zeiten aufblicken werde, und die Geſchichte werde ihr ein 
Denkmal ſetzen, das niemand zu zerſtören vermöge. 
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Wie der Kaiſer aus Koblenz ein Huldigungstelegramm des 
Deutſchen Katholikentags in Landshut mit herzlichem Danke erwidert 
hatte, ſo dankte er auch am 4. Oktober aus Rominten für die ihm 
von der Generalverſammlung des Guſtav Adolf-Vereins in Berlin 
ausgeſprochenen Segenswünſche mit der Verſicherung, daß er, gleich 
ſeinen Vorfahren an der Krone, als Protektor dieſer Stiftung ſtets 
ſein beſonderes Intereſſe und ſeine Fürſorge gern zu teil werden 
laſſe. Nachdem der Kaiſer ferner am 5. Oktober Marienburg 
beſucht und in Danzig bei der Taufe des großen Dampfers des 
„Norddeutſchen Lloyd“ auf den Namen „Kaiſer Friedrich“ mus 
weſend geweſen war, leitete er am 17. Oktober in Berlin die feier⸗ 
liche Verleihung der 63 Fahnen an die neuen Regimenter. In 
ſeiner vor dem Denkmale Friedrichs des Großen und dem hiſtoriſchen 
Eckfenſter Kaiſer Wilhelms J. an die Regimenter gehaltenen 
Anſprache wies er auf dieſe geweihten Stätten und auf den 
Geburtstag ſeines Vaters hin, welcher die Regimenter zu Kampf und 
Sieg geführt habe, denen die Stämme für die neuen entnommen 
ſeien; daß in dieſen die Haupteigenſchaften ſeines Großvaters, völlige 
ſelbſtloſe Hingabe an das Ganze und rückſichtsloſes Einſetzen der 
eigenen Fähigkeiten für den Ruhm des Heeres und die Sicherheit 
des Vaterlandes, weiterleben möchten, ſei ſein Wunſch. Am folgen⸗ 
den Tage, dem 18. Oktober, war das Kaiſerpaar mit ſeinen drei 
älteſten Söhnen in Wiesbaden anweſend bei der feierlichen Ent⸗ 
hüllung eines Denkmals für Kaiſer Friedrich. Beim Feſtmahle 
brachte der Kaiſer ein Hoch auf ſeine Mutter aus, feierte ſeinen 
Vater als Vertreter des deutſchen Idealismus und gedachte der 
hohen Verdienſte, welche derſelbe, wie im Kriege als Heerführer, ſo 
im Frieden ſtiller Arbeit mit ſeiner Gemahlin zur Hebung des 
Kulturlebens des deutſchen Volks ſich erworben habe; zur dauernden 
Erinnerung an dieſen Tag habe er beſchloſſen, die Saalburg info- 
weit wieder aufbauen zu laſſen, daß darin ein Muſeum für die hier 
und am großen römiſchen Grenzwalle aufgefundenen Altertümer 
errichtet werden könne. In Wiesbaden erhielten der Kaiſer und 
die Kaiſerin am 20. Oktober den Beſuch des ſeit einiger Zeit in 
Darmſtadt weilenden Czaren und feiner Gemahlin ſowie des Grof- 
herzoglichen Paares von Heſſen. Nachdem der Beſuch folgenden 
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errichtete Denkmal Kaiſer Wilhelms I. und erwiderte auf 
eine Anſprache des Oberbürgermeiſters Schnetzler mit dem Wunſche, 
daß jeder, vornehmlich die Jugend, beim Vorübergehen an dieſem 
Standbilde darin eine Aufforderung zu freudiger Pflichterfüllung 
erblicken möge. 

Die vom Miniſter v. Miquel in der Tiſchrede zu Solingen und 
im Abgeordnetenhauſe entwickelten Gedanken über die Notwendigkeit 
einer Sammlung der nationalgeſinnten Parteien waren im 
Laufe der Zeit noch weiter vielfach beſprochen, auch weithin freudig 
willkommen geheißen, ein Schritt in dieſem Sinne ließ jedoch auf 
ſich warten; vielmehr beherrſchte Zerfahrenheit nach wie vor die 
innerpolitiſche Lage, und die Zwiſtigkeiten unter den Parteien hatten 
ſich noch verſchärft. Diejenigen, auf welche füglich noch am eheſten 
hätte gerechnet werden ſollen, die Konſervativen, verſagten am 
meiſten, es ſteigerte ſich ſogar der Gegenſatz zu der hauptſächlich 
unter ihnen vertretenen Richtung des Bundes der Landwirte, deſſen 
Organe den Konſervativen im Juli bitter vorwarfen, vor den 
parlamentariſchen Nachwahlen die Landwirtſchaft mit ſchönen Ver: 
ſprechungen geködert und hinterher ſie im Stiche gelaſſen zu haben. 
Der Streit, welcher ſich insbeſondere an die oben erwähnte Eingabe 
des Bundes der Landwirte knüpfte, geſtaltete ſich noch lebhafter durch 
ein gewiſſes Eingreifen des Fürſten Bismarck, zunächſt am 
31. Juli bei ſeinem Empfange des engeren Vorſtandes des Bundes 
der Landwirte, ſodann im Anfange des September durch Ausſprüche, 
welche unter dem Titel „Bismarcks Gloſſen“ in der Berliner 
„Zukunft“ veröffentlicht, ſpäter freilich ſehr abgeſchwächt wurden. 
Im erſteren Falle ſprach er ſich dahin aus, der Bund der Land— 
wirte habe in ſeinem Verhalten zu den Parteien augenſcheinlich das 
Richtige getroffen und thäte wohl, alle Elemente, welche bereit ſeien, 
die Landwirtſchaft zu ſchützen, ohne Rückſicht auf ihre Zugehörigkeit 
zu den politiſchen Parteien, um ſich zu ſammeln; in dem anderen 
Falle ſollte ſich der Fürſt gegen die konſervative Partei gewandt 
haben, in deren Natur es nun einmal liege, daß ſie von der 
Fraktionsſtreberei beſonders leicht verſeucht werde; da feine Standes- 
genoſſen vielfach recht bequem ſeien, pflegten die Strebſamſten die 
Herrſchaft an ſich zu reißen, und die Fraktion merke dann vielleicht 
zu ſpät, daß ſie auf der ſchiefen Ebene angelangt ſei; ihn ſelbſt 
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hätten die Konſervativen im Stich gelaſſen, als es darauf angekommen 
ſei, zunächſt einmal das Deutſche Reich vor der Welt auf die Beine 
zu ſtellen; dabei wäre viel Neid im Spiele geweſen, aber auch 
doktrinäre Beſchränktheit und proteſtantiſch⸗jeſuitiſcher Eifer; die nach 
außen ſichtbaren Leiſtungen dieſer Fraktion könnten ihm nicht gerade 
Bewunderung abzwingen. Die konſervativen Organe ſahen in dieſen 
Außerungen eine Beleidigung und hielten den Fürſten für verärgert 
und völlig erbittert auf die Gegenwart, mit der er unheilbar brechen 
wolle; völlige Zuſtimmung aber fand der Fürſt nicht bloß auf frei⸗ 
finniger Seite, wo fi die Anſicht hören ließ, es komme ihm darauf 
an, die Oppoſition gegen den neuſten Kurs zu ſtärken, ſondern 
auch bei den Chriſtlich⸗Sozialen, wo es hieß, die konſervative Partei 
habe es allerdings zu einem äußerſten Maß der Unbeliebtheit in 
weiten Kreiſen gebracht, ſie hätte nur zu oft die Gefügigkeit bis zur 
Verleugnung aller eigenen Grundſätze getrieben und habe durch 
alleinige Verfolgung materiellen Intereſſes ſich politiſch bankerott 
erklärt, ihre Organiſation liege faſt ganz am Boden und ihr Beſtand 
ſei aufs ſchwerſte erſchüttert. Konnte man ſomit von den Konſervativen 
allerdings nicht erwarten, daß ſie mit der „Politik der Sammlung“ 
vorangehen würden, ſo ſchien doch auch die vom Fürſten Bismarck 
angedeutete Inangriffnahme unthunlich, weil der Bund der Land⸗ 
wirte mit der auf vielen Seiten Anſtoß erregenden Art und Weiſe 
des Vorgehens fortfuhr; wenn ſeine Organe den Troſt, bis zum 
Ablauf der Handelsverträge zu warten, für nichtsnutzig erklärten, 
wenn ſie ferner ſagten, bisher ſei noch durchaus nichts für die Land⸗ 
wirtſchaft geſchehen und, wenn die Forderungen des Bundes nicht 
bald erfüllt würden, werde auch des Reiches letzte Stunde geſchlagen 
haben, wenn ſie ferner mit Gleichgültigkeit vom Reichskanzler 
ſprachen, ſo konnte ſchon deshalb auf dieſer Seite kein Anſatz zu 
einer Neubildung aufkommen, wenn auch Graf Schwerin-Schwerins⸗ 
burg öffentlich erklärte, der Bund der Landwirte befinde ſich 
bereits auf dem Wege, eine politiſche Partei zu werden. 

Gegen eine Verbindung mit den Gemäßigt⸗Liberalen ſträubten 
ſich die Konſervativen nach wie vor, die „Kreuz-Ztg.“ rief ſogar gegen 
die „liberale Phalanx“ leidenſchaftlich „die Klingen heraus!“ Derbe 
Bauernfäuſte würden den ſenilen Liberalismus zu Boden ſchlagen. 
Ganz anders verfuhren die Konſervativen in Sachſen, welche 
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im Oktober, unter Hinweis auf die Kartellergebniſſe ihrer Landtags- 
wahlen, das Kartell aller Gemäßigten bei den Reichstagswahlen für 
ſehr wünſchenswert erklärten. Im Dezember zeigten ſich die 
konſervativen Organe ſehr ungehalten über die Begünſtigung der 
Antiſemiten durch den Bund der Landwirte; der konſervative 
Parteitag der Provinz Brandenburg am 9. Dezember hielt zwar 
ſein Programm vom 8. Dezember 1892 aufrecht, die „Kreuz-Ztg.“ 
war jedoch der Meinung, die antiſemitiſche Reformpartei ſei überall 
zur Schutztruppe der Demokratie und des Judentums geworden. 
Ohne entſprechende Anderung in der konſervativen Partei ſahen 
ſich die anderen gemäßigten Parteien auch bei den im Herbſt hier 
und da fortgeſetzten Vorbereitungen für die nächſtjährigen Barlas 
mentswahlen außer ſtande, einen Schritt zur „Politik der Samm⸗ 
lung“ zu thun, und unter dieſen Umſtänden ertönte wiederum mit⸗ 
unter der Ruf nach einem feſten Programme der Regierung als der 
Bedingung für alles Weitere. Die erſten Einrichtungen für die 
Neuwahlen wurden von der Freiſinnigen Volkspartei getroffen, 
die am 3. September ihren Parteitag in Nürnberg hielt. Der 
Vorſitzende, Abg. Schmidt aus Elberfeld, wandte ſich in der 
Eröffnungsanſprache und in einem Trinkſpruche beim Feſtmahle 
gegen einen etwa drohenden, auf das Junkertum geſtützten Abſolutismus 
und gegen ein unverantwortliches Gottesgnadentum; der Abgeordnete 
E. Richter hob ſodann in längerer Tiſchrede hervor, die Partei, 
welche nach den Wahlen von 1893 für zerſchmettert gegolten, habe 
ſich einmütiger und kräftiger als je erhoben, denn die Zeit ſei ihr 
günſtig, die Thatſachen predigten laut, auch der vertrauensſeligſte, 
mattherzigſte Bürger müſſe ſich aufgerüttelt fühlen und zu der 
Erkenntnis durchdringen, daß es ſo nicht länger weiter gehen könne; 
wir bedürften eines Reichstags, der kräftig und entſchloſſen ſei, den 
Konſtitutionalismus rückhaltlos zu ſichern und gegen Beſtrebungen 
nach Staatsſtreich und Abſolutismus, deren Vorhandenſein im 
November in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ beſtätigt wurde, zu ver- 
teidigen; auch die Wähler hätten eine Verantwortung, von der kein 
Fürſt, kein Parlament ſie entbinden könne; gehoben und getragen 
von einer wachſenden Strömung im Volk, werde dieſe Partei eine 
Kerntruppe abgeben zum „Sammeln“ aller, welche gegen die eigen⸗ 
ſüchtige Intereſſenpolitik und gegen elenden Servilismus energiſch 
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Front machen wollten. In der Verſammlung ſelbſt ſuchte Richter 
die vom Miniſter v. Miquel empfohlene Sammlung auf wirtſchafts⸗ 
politiſchem Gebiete als eine Sammlung für Sonderintereſſen auszu⸗ 
geben und ſchilderte ſodann die ſchweren Belaſtungen Deutſchlands 
durch das Militär- und Marineweſen; eine Unterſtützung der Welt⸗ 
politik durch Erweiterung der Marine würde zum Nachteil des Handels 
gereichen, eine Politik des Staatsſtreichs würde die Einheit gefährden; 
das für die Wehrkraft des Reichs Erforderliche habe die Partei 
genehmigt, ſo noch in dieſem Jahre die große Forderung wegen 
Umgeſtaltung der Feldartillerie. Die Beſchlüſſe des Parteitags 
betrafen die bei den Reichstagswahlen in erſter Linie ins Auge zu 
faffenden Forderungen, unter denen die Erhaltung des allgemeinen 
Reichstagswahlrechts, eine reichsgeſetzliche Regelung des Vereins⸗ 
rechts auf freiheitlicher Grundlage, das Verhalten zu anderen Parteien 
bei den Wahlen und die Wahlagitation obenan ſtanden. Auf 
einem am 3. Oktober in Remſcheid ſtattfindenden Parteitage für 
Elberfeld, Barmen, Hagen teilte Richter in einer die Geſamtlage 
behandelnden Rede näheres über die bisher als Geheimnis (S. 3) 
behandelte Frage der Umgeſtaltung der Feldartillerie mit: 
infolge einer Rede des preußiſchen Kriegsminiſters in der Budget⸗ 
kommiſſion des Reichstags habe dieſe ihn ſchon im Dezember v. J. 
ermächtigt, für viele Millionen Mark Beſtellungen auf neue Ge⸗ 
ſchütze zu machen, worauf ſodann der Reichstag 44 von den in 
Ausſicht genommenen 150 Millionen Mark bewilligt habe; damit 
ſei ein gewaltiger Vorſprung in der Armierung des deutſchen Heeres 
erreicht, deſſen an der Grenze ſtehende Korps bereits mit den neuen 
Geſchützen verſehen ſeien. Redner ſchloß mit den Worten: „So 
haben wir gehandelt, die vaterlandsloſen Geſellen, wie man uns 
bezeichnet hat.“ Im Oktober geriet die „Freiſinnige Volkspartei“ in 
eine heſtige Fehde mit der „Freiſinnigen Vereinigung“, weil 
deren Mitglied, der Abg. Barth in einer Rede die Notwendigkeit 
einer Vermehrung der Flotte anerkannt hatte. 

Was ſodann die Centrumspartei betrifft, ſo ging ſie andauernd 
darauf aus, ihre im Reichstage ausſchlaggebende Stellung durch 
eigene Kraft ſich zu bewahren, nicht durch Anſchluß an andere 
Parteien. In dieſem Sinne fielen auch alle Reden und Beſchlüſſe 
auf dem vom 31. Auguſt bis 2. September zu Landshut in 
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Bayern ſtattfindenden Deutſchen Katholikentage aus. Schon der 
Vorſitzende, Abg. Bachem aus Köln, führte in feiner Eröffnungs⸗ 
rede aus, daß das Centrum behufs Erhaltung jener Stellung fort⸗ 
geſetzt handeln und kämpfen müſſe, um das öffentliche Leben mit 
dem katholiſchen Gedanken zu durchtränken; da die katholiſche 
Bevölkerung in vielen Bundesſtaaten, namentlich in Preußen, ſich in 
der Minderheit befinde, ſo erſcheine die Vertretung der Katholiken 
in Berlin als eine Pyramide, die auf der Spitze ſtehe; den Luxus 
des getrennten Marſchierens und gemeinſamen Schlagens könnten ſich 
die Katholiken nicht erlauben, ſondern Einigkeit ſei ihnen dringend 
nötig in Hinſicht auf das wirtſchaftliche und das wiſſenſchaftliche 
Gebiet; es gebe eine katholiſche Politik, welche die Ausbreitung 
und Durchführung der Grundſätze der katholiſchen Kirche bezwecke; 
von dieſem Geſichtspunkte aus ſei die Schulfrage eine der wichtigſten. 
Die hauptſächlichſten Erklärungen, welche vom Katholikentage beſchloſſen 
wurden, betrafen die Herſtellung der weltlichen Macht des Papſtes, 
die Vereinigung der Lehrer zur Abwehr der Entchriſtlichung der 
Schule und das Studium der Freimaurerei. Die Redner auf 
der an dieſe Verſammlung ſich anſchließenden Tagung des „Volks- 
vereins für das katholiſche Deutſchland“ forderten zum Kampfe 
nicht bloß gegen die Sozialdemokratie, ſondern auch gegen deren 
„Schildträger“, den bayeriſchen Bauernbund, auf, der Abg. Bachem 
ins beſondere ſtellte den Kampf für die Wiederzulaſſung der Jeſuiten 
obenan. Dasſelbe that am 4. Oktober der Abg. Lieber in einer 
Rede zu Regens burg. 

Das Verhalten der ſozialdemokratiſchen Partei in dieſem 
Jahre ſtand nicht im Verhältnis zu der Erregung, in welcher alle 
Bevölkerungskreiſe ihretwegen begriffen waren. Die Parteiführer ſchienen 
eben alle Ausſchreitungen ihrer Genoſſen für ſolange, als ſie des 
Heeres noch nicht ſicher wären, vermieden ſehen zu wollen; die 
wahren Abſichten traten aber doch hin und wieder genügend hervor, 
jo verkündete Liebknecht im Januar in einer Rede zu Delft in 
Holland, die Zeit der Sozialdemokratie werde nach einer Niederlage 
des deutſchen Heeres gekommen ſein, und der Kampf um die Macht 
müſſe blutig werden, wenn er auch vielleicht im Anfange unblutig 
ſein werde. Freilich ſtieß die beſonders durch Liebknecht vertretene 
extreme Richtung innerhalb der Partei im April auf eine Aufſehen 
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erregende Oppoſition, indem „Genoſſe“ Dr. Schönlank in einem 
Leipziger Blatte mit der Erklärung auftrat, daß die lange Zeit durch 
die Partei gelaufene Anſicht von der ſich ſtetig verſchärfenden Ver⸗ 
elendung der unteren Volksmaſſen nicht mehr zu halten ſei, und 
dieſen Satz gegenüber Liebknecht und der die Internationalität der 
ſozialen Revolution auf die Fahne ſchreibenden Richtung mit großer 
Schärfe aufrecht erhielt, ſodaß das national⸗ſoziale Organ ſich 
bereits Hoffnungen hingab und Schönlanks Kampf „mit offener 
Sympathie“ begleitete, die jedoch nicht bloß von Liebknecht derb zurückge⸗ 
wieſen, ſondern auch in anderen Parteien als neuer Beweis der Naumann⸗ 
ſchen „Illuſions-Politik“ hingeſtellt wurde. Die Maifeier verlief 
überall ſo ruhig, daß man ſich unwillkürlich zu einem Vergleich mit 
dem erſten Vorkommen derſelben vor 7 Jahren veranlaßt fühlte, wo 
ſich das Bürgertum vor dem Nahen des 1. Mai ſehr geängſtigt 
hatte. Der größte Lärm des ſog. Weltfeiertags beſtand nur in 
einem Aufrufe des Ausſchuſſes der Berliner Gewerkſchaftskommiſſion 
zu gunſten des Achtſtundentags, der internationalen Solidarität 
und des Völkerfriedens; und wenn auch der „Vorwärts“ den 
„Schwur der Bundestreue mit den Proletariern aller Länder“ erneu⸗ 
erte und andere Blätter der Partei mit dem lawinenartigen Wachſen 
derſelben prahlten oder ſich der Freude über das Verſchwinden des 
„ohnmächtigen Nörgelgreiſes“ im Sachſenwalde hingaben, oder mit 
ähnlich ſtarken Worten gewaltig um ſich warfen, ſo vernahm man 
doch in anderen Parteien wiederum die Anſicht, der reformatoriſche 
Charakter der Arbeiterbewegung werde über den revolutionären den 
Sieg davontragen, oder die Behauptung, die Parteiführer ſorgten 
durch die Maifeier und ähnliche Dinge für Unterhaltung, damit die 
„Genoſſen“ am Ende nicht auf das überflüffige Geſchäft des Nach⸗ 
denkens kämen; endlich fand ſich die Meinung, die Parteiführer 
würden eine Gelegenheit, die Maifeier auf anſtändige Weiſe wieder 
loszuwerden, mit Vergnügen ergreifen, wenn ſie nicht die Lächerlich⸗ 
keit fürchteten, der ſie alsdann verfallen würden; damit verband ſich 
aber die Anſicht, daß in dem bemerkenswerten Maße von Selbſt⸗ 
beherrſchung, welches ſich jetzt in der Art des äußerlichen Auf- 
tretens der Sozialdemokratie zeige, gerade ihre Gefährlichkeit zu 
erblicken ſei. Dieſe Anſicht wurde unterſtützt u. a. durch die revolutionäre 
Aufhetzung der Studierenden gegen das Kapitaliſtentum mittels der 
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ſeit dem 1. Januar in Berlin erſcheinenden Zeitſchrift „Der 
ſozialiſtiſche Student“, welche aufforderte: „Brecht mit dem 
Modekram, der Eures Geiſtes Schwingen niederhält!“ Auch der 
am 6. Juni in Berlin ſtattgehabte polniſch⸗ſozialiſtiſche Partei— 
tag gab zu denken; nicht minder eine Rede des „Genoſſen“ Pfan— 
kuch, der auf dem Parteitage in Wien namens der deutſchen 
ſozialdemokratiſchen Parteileitung mit einer Rede auftrat, in der er 
„die ganze Geſellſchaft“ als „geſchworene Feinde“ hinſtellte. Weiter⸗ 
hin erregte es einiges Aufſehen, daß der „Genoſſe“ Dr. Lütgenau 
am 13. Juni in einer Verſammlung der Centrumspartei in Bochum 
mit dem Vorſchlage eines Zuſammengehens beider Parteien bei den 
nächſten Wahlen zum Abgeordnetenhauſe auftrat, wie auch der 
aus Anlaß der preußiſchen Vereinsgeſetzfrage aufgetauchte Vorſchlag 
einer Beteiligung der Sozialdemokratie überhaupt bei dieſen 
Wahlen als des ſicherſten Mittels, „das reaktionäre Junkertum“ 
unterzukriegen. „Vorwärts“ meinte jedoch, es widerſpreche dem 
ganzen bisherigen ſtolzen Verhalten der Partei, auf den Krücken 
einer anderen ein paar Mandate zu erlangen; eine große Partei— 
verſammlung in Berlin am 22. Juni, in welcher der Privatdozent 
Arons die Vorteile einer ſolchen Wahlbeteiligung auseinanderſetzte, 
ſprach ſich ebenfalls dagegen aus, nachdem Liebknecht auseinander- 
geſetzt hatte, das Schlachtfeld der Partei ſei der Reichstag, den 
preußiſchen Landtag ſolle man verfaulen laſſen. Gebildete Leute wie 
die Doktoren Schönlank, Lütgenau, Arons wurden überhaupt von 
einem Teile der „Genoſſen“ nicht gern geſehen; in einer Anarchiſten— 
Verſammlung zu Berlin am 16. Juni erklärte ein Genoſſe ſogar, 
das größte Unglück für die Arbeitermaſſen beſtehe darin, daß ſich 
die Parias der Studierenden, das Literatengeſindel und verpfuſchte 
Akademiker in ihre Reihen drängten. Der am 18. September aus⸗ 
gegebene Jahresbericht der Parteileitung ließ einen Stillſtand 
hinſichtlich des Umfangs und der Nachhaltigkeit der Parteiarbeit 
und keinen Fortſchritt der ſog. Landagitation erkennen. Der am 
3. Oktober in Hamburg unter Vorſitz des Abg. Singer zuſammen⸗ 
tretende Parteitag erregte wohl nur Aufſehen durch ſeine Behandlung 
der Frage der Beteiligung an den preußiſchen Landtags- 
wahlen. Der Abg. Auer führte in längerer Rede aus, daß es 
ſich dabei um eine taktiſche Frage handele, daß der von einem 
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früheren Parteitage gegen dieſe Beteiligung gefaßte Beſchluß ein 
Fehler geweſen ſei, und daß jedenfalls durch die diesjährige Vereins⸗ 
geſetzborlage die Anſichten ſich geändert hätten, denn es habe ſich 
plötzlich gezeigt, welche Bedeutung der preußiſche Landtag haben 
könne; ein Erfolg bei dieſen Wahlen erſcheine freilich vorläufig ſehr 
zweifelhaft, aber vielleicht nicht für immer, durch Fernhalten von 
den Wahlen habe man nur dem Junkertum das Übergewicht ver- 
ſchafft; die Taktik müſſe geändert werden, die Partei müſſe in die 
Schlachtlinie einrücken. Liebknecht ſprach ſich zwar ſehr entſchieden 
hiergegen aus, auf Antrag Bebels wurde jedoch, unter Aufhebung 
jenes früheren Beſchluſſes, entſchieden, daß die Beteiligung an 
dieſen Wahlen überall geboten ſei, wo die Verhältniſſe ſie den 
Parteigenoſſen ermöglichten, und zwar ſollte, falls die Wahl eigener 
Wahlmänner unmöglich erſcheine, nur für ſolche einer bürgerlichen 
Oppoſitionspartei geſtimmt werden dürfen, wofern dieſe ihre Kandidaten 
verpflichteten, für Einführung des allgemeinen direkten Wahlrechts, 
für die Wahlen zum Landtage und eventuell auch für einen ſozial⸗ 
demokratiſchen Kandidaten zu ſtimmen. Dieſer Beſchluß erregte große 
Befriedigung bei den Freiſinnigen, denen allein er zunächſt zu gute 
kommen konnte. Im übrigen iſt noch der Beſchluß hervorzuheben, 
ſofort in die Vorbereitung zu den nächſtjährigen Reichstags- 
wahlen zu treten und die Kandidaten für eine Reihe beſtimmter 
Forderungen zu verpflichten. 

Der den Sozialdemokraten am nächſten ſtehende National- 
ſoziale Verein ging vielfach über die Schranken eines reformatoriſchen 
Verhaltens hinaus, wodurch er ſich viele ſtaatserhaltende Elemente 
verfeindete. Der Hauptführer, Pfarrer Naumann, fuhr fort, ſich 
für den großen Hamburger Hafenſtreik mit einer gewiſſen Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit zu begeiſtern, und erließ am 20. Januar mit dem Hufaren- 
Offizier a. D. v. Egidy und vier Profeſſoren einen Aufruf zur Unter⸗ 
ſtützung der Ausſtändigen, worauf ihm in der Preſſe die längſt feſt⸗ 
ſtehende Thatſache noch einmal extra vorgeführt wurde, daß dieſer 
Streik nicht aus Not, ſondern als frivole Kraftprobe gegen die 
Arbeiter von der Sozialdemokratie in Szene geſetzt war, und daß „nur 
Leute, die nachtwandeln“ das Gefährliche ſolchen Beginnens nicht 
erkennen wollten. Gregory, Profeſſor der Theologie in Leipzig, 
ſprach indeß am 22. Januar in einer dortigen Verſammlung von 
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Sozialdemokraten und unter deren großem Beifall von der Ger 
rechtigkeit des Kampfs dieſer Streikenden ſowie von der Genugthuung, 
daß ſie noch feſtſtänden, wofür er ſich von einem Leipziger Blatte 
jagen laſſen mußte, daß er, wie einſt Neander, feinen eigenen Schlaf- 
rock nicht ſehe und wie hypnotiſiert auf die Not der Streikenden ſtarre, 
ohne zu bedenken, daß dieſe ſelbſt Schuld an der Vernichtung von 
tauſend Exiſtenzen ſeien. Jene Vorgänge riefen namentlich auch den 
Unwillen gegen gewiſſe Univerſitäts-Profeſſoren mehrfach aufs 
neue wach. Den Dank der Nation, hieß es wohl, verdienten die— 
jenigen, welche dazu beitrügen, die aufdringliche Katheder- und Kanzel⸗ 
weisheit aus den Kämpfen unſerer Tage zu entfernen; ſchade ſei es, 
daß das Sozialiftengefeg nicht mehr ermögliche, den ſozialiſierenden 
Profeſſoren und Paſtoren das Handwerk zu legen, bevor ſie größeres 
Unheil ſtifteten; die gelindeſte Strafe müßte ihre Ausſchließung aus 
der bürgerlichen Geſellſchaft ſein; die „Konſervative Korreſpondenz“ 
bezeichnete obigen Aufruf als ein direkt gemeingefährliches Schrift: 
ſtück, und der Generalſuperintendent Ruperti in Kiel warnte die 
Paſtoren, große Politik zu treiben, da dies eine große Gefahr für 
die Kirche enthalte und den Geiſtlichen „für ſolche ſozialiſtiſche 
Agitation die Zeit, die Kraft und das Recht“ fehle. Weiterhin ließ 
ſich Herr Naumann in auffälliger Weiſe vernehmen: In der „Zeit“ 
führte er am 19. Januar aus, „der ſoziale Kaiſer“ werde langſam 
zur geſchichtlichen Notwendigkeit und eines Tages werde Laſſalle vom 
Schlafe erwachen. In einer Verſammlung zu Frankfurt a. M. 
führte er ferner in längerem Vortrage aus, die internationale Ver⸗ 
ſtändigung und Solidarität aller Ausgebeuteten ſei der einzige Weg, 
auf dem das Ausbeutertum wirkſam angegriffen werden könne. Die 
Rede ſchloß mit dem Aufrufe: „Arbeiter aller Länder, ver— 
einigt Euch!“ Dieſen Ausführungen trat Sohm, Profeſſor der Rechte 
in Leipzig, vollſtändig bei. Und wiederum regte ſich der Unwille 
über gewiſſe Profeſſoren; wie kann, ſagte die „Deutſche volkswirt— 
ſchaftliche Korreſp.“, ein Mann, der ſo etwas in einer großen 
Verſammlung ſagt, auf einem akademiſchen Lehrſtuhl ſitzen? wie 
lange noch wird es ſich das deutſche Volk gefallen laſſen, daß 
der Profeſſoren- und Paſtoren-Sozialismus ſein Weſen 
treibt? Ebenſo meinte die „Kreuz-Ztg.“, daß die Staatsgewalt ſich 
die Unterſtützung der Sozialdemokratie vom akademiſchen Katheder 
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herab durchaus nicht gefallen laſſen dürfe, und in demſelben Sinne 
ſprach ſich am 31. Januar der Vorſtand des nationalliberalen 
ſächſiſchen Landesvereins dahin aus, daß die national-ſoziale Abart 
der Sozialdemokratie als nicht minder gefährlich wie dieſe bekämpft 
werden müſſe. Auf dem erſten Kongreſſe der chriſtlichen Berg— 
arbeitervereine Deutſchlands zu Bochum am 2. Februar empfahl 
Naumann deren Anſchluß an den ſchon beſtehenden Bergarbeiter— 
verband, obwohl dieſer, wie Redner ſelbſt anerkannte, ſozialdemokratiſch 
iſt. In der kurz vorher ſtattgehabten Delegiertenverſammlung dieſer 
Vereine hatte bereits Profeſſor Wagner aus Berlin Aufſehn erregt 
durch Lehren wie die, daß die kapitaliſtiſchen Unternehmer durchaus 
nicht mehr zu haben brauchten, als eine mäßige Verzinſung ihres 
Kapitals. Das geſamte Auftreten Naumanns wurde nunmehr von 
den „Hamburger Nachrichten“ als eine Reihe offener und ver⸗ 
ſchleierter Kundgebungen für die Revolutionspartei hingeſtellt. Weite 
Kreiſe ergriff der Unwille, als die vom Paſtor Kötzſchke in Sanger⸗ 
hauſen herausgegebene „National-ſoziale Volks⸗Ztg.“ in Erfurt ein 
Arbeiterlied brachte, in dem Anteil an dem Gute des Reichtums 
verlangt und gedroht war, ſonſt möge „zerberſten Stein um Stein“, 
ein Erguß, welcher den Vorſtand des Vereins deutſcher Papier⸗ 
fabrikanten zum öffentlichen Ausſpruch ſeines tiefen Bedauerns darüber 
veranlaßte, daß das Vorgehen der Profeſſoren und Paſtoren, die 
ohne Kenntnis des praktiſchen Lebens für den angeblich unterdrückten 
Arbeiterſtand einträten, nur darauf hinauslaufe, unter der Firma 
„national⸗ſozial“ den ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen die Wege zu 
ebnen. Es kam ferner vor, daß in dem Parteiorgan „Die Zeit“ 
aus Anlaß einer Geweihausſtellung im Borſighaus zu Berlin die 
Lehre aufgeſtellt wurde, man müſſe das Eigentumsrecht an einer 
Sache verlieren, wenn man ſie zum Schaden der Allgemeinheit 
ſchlecht oder gar nicht benutze; in ſolchen Fällen möchte der Staat 
die Enteignung vornehmen. Kein Wunder, daß Nauman und Ge⸗ 
noſſen bei keiner Partei Zuneigung fanden; ja ſogar von der 
Sozialdemokratie wurden ſie abgewieſen, indem Bebel am 
3. März in einer Berliner Verſammlung ſeiner Partei auf Naumanns 
Verſuch einer Annäherung erklärte, daß eine unüberbrückbare Kluft 
zwiſchen beiden Richtungen beſtehe. Eine große Zahl von Paſtoren und 
Gewerbtreibenden erließ am 7. März eine kräftige Verwahrung 
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gegen alle National- und Chriſtlich⸗Sozialen, die im Namen des Chriften- 
tums oder der Kirche beſtimmte ſoziale Forderungen an den Staat 
ſtellten. Wohl im Bedürfnis einer Rechtfertigung veranſtaltete der 
national-foztale Verein am 9. März in Leipzig eine Verſammlung, 
in welcher Profeſſor Sohm als Ziel desſelben Kampf gegen die 
Sozialdemokratie, aber Zurückeroberung der einzelnen Sozialdemokraten 
für das nationale Bewußtſein bezeichnete, worauf ein Sozialdemokrat 
erwiderte, von den National- Sozialen müſſe man fagen: „Es iſt ka 
Fuchs, es iſt ka Has, Pos Sakramentski, was iſt das?“ Pfarrer 
Naumann unternahm ferner am 14. April in der „Zeit“ den 
Verſuch, den katholiſchen Sozialismus zum Zuſammengehn mit 
ſeinen Genoſſen zu gewinnen, wurde jedoch auch hier abgewieſen, da, 
wie die „Germania“ ſagte, die Stützen der National-Sozialen 
proteſtantiſche Profeſſoren und Paſtoren ſeien. Die Kritik dieſes 
Vereins durch das offizielle Organ der Nationalliberalen ging dahin, 
daß er dieſelben revolutionären Zielpunkte wie die Sozialdemokratie 
verfolge und daß alle Kundgebungen Naumanns wie feiner Mit: 
arbeiter den Geiſt des Haſſes atmeten, nur daß dieſer Pfarrer als 
Fanatiker und Doktrinär das Anſehn größerer Ehrlichkeit genieße. 
Naumann erwiderte, dieſes Gerede ſei Unſinn und die Nationalliberalen 
ſeien Mammonsvertreter. Für Naumanns chriſtliche Geſinnung trat 
Ende April der Generalſuperintendent Kaftan in Kiel auf, jedoch mit 
dem Bemerken, daß das, was Jeſus wollte, etwas ganz anderes ſei, als 
was die National-Sozialen erſtrebten. Dem ſozialdemokratiſchen 
Weltfeiertage des 1. Mai entbot Naumann in der „Zeit“ einen 
begeiſterungsvollen Gruß, mit dem er die Bemerkung verband, ein 
kluges und frei denkendes Unternehmertum hätte ſagen müſſen: „Ihr 
wollt den Tag, er ſei euer!“ Pfarrer Kötzſchke feierte dieſen Tag 
in ſeiner Erfurter Zeitung gar mit dem frohlockenden Rufe, aus 
Millionen mutiger Proletarier klinge der mächtige Schlachtruf des 
Achtſtundentags und verkünde das große hiſtoriſche Prinzip der Herr⸗ 
ſchaft der Arbeit über alle Arbeitsbedingungen; die Bedeutung des 
Gedankens, daß die Arbeiterſchaft das Zepter in der Fabrik ſchwingen 
wolle, breite über das Maiſeſt einen heiligen Ernſt und eine hohe 
ſittliche Würde. Als ſodann noch der Genoſſe Gerlach in einer 
Rede zu Charlottenburg verkündete, es ſchade nichts, wenn die 
Sozialdemokraten etwas Verkehrtes redeten oder gegen die Staats: 
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geſetze verſtießen, ſprach die „Konſervative Korreſpondenz“ von den 
„anarchiſtiſchen“ Grundſätzen der National-Sozialen. Als unklar 
und politiſch unreif überall zurückgewieſen, wurde von den National⸗ 
Sozialen in den „Grenzboten“ geſagt, das loſe Band, welches dieſe 
wunderliche Gruppe einige Zeit verknüpfte, werde nun wohl bald 
gelöſt ſein. In der That zeigte ſich der am 27. und 28. September 
in Erfurt ſtattfindende zweite Parteitag kleinlauter als der vorige. 
Es trat hier vor allem der tiefe Gegenſatz innerhalb der Genoſſen 
hervor, indem der eine Teil mit Profeſſor Sohm an der Spitze 
ſich ſehr entſchieden gegen die von der Parteileitung eingeſchlagene 
Richtung ausſprach, welche immer mehr nach links bis in unmittel- 
bare Nähe der Sozialdemokratie geführt habe, die ein Gift für das 
deutſche Volksleben bilde; in die gegen die Junker ausgegebene 
Parole hätten, ſo führte Sohm aus, die Arbeiter jubelnd eingeſtimmt, 
dieſe aber gewinnen zu wollen, ſei eine unrichtige Taktik. Die gegen⸗ 
teilige Anſicht wurde mit Lebhaftigkeit vom früheren Pfarrer Göhre 
verteidigt, welcher ausführte, die National⸗Sozialen ſeien gerade im 
Gegenſatz zu den Konſervativen geboren, und man müſſe ſich jetzt 
der von Oſten heranziehenden Reaktion entgegenſtemmen; die Sozial- 
demokratie ſei ein Hort der Freiheit wie des Fortſchritts und 
identiſch mit der Arbeiterpartei. Trotz der tiefen Kluft zwiſchen 
dieſen beiden Anſchauungen wurden die auf eine beſtimmte Stellung⸗ 
nahme zielenden Anträge Sohms und Göhres abgelehnt, dagegen 
ein den Riß verkleiſternder Beſchluß gefaßt. Ferner wurde ſehr aus⸗ 
führlich über das allgemeine Wahlrecht verhandelt, wobei Naumann 
Anlaß nahm, das Verhalten der Partei zum Hamburger Streik 
klarzulegen. Günſtige Urteile über dieſen Parteitag fanden ſich auf 
keiner Seite, vielmehr vernahm man nur Ausdrücke der Ver⸗ 
wunderung darüber, daß Männer von ſo grundverſchiedenen politiſchen 
Geſinnungen ſich doch noch hätten verſtändigen können, ferner Ausſprüche 
wie dieſe, die National⸗Sozialen könnten jetzt noch weniger als bisher für 
politiſche Charaktere gelten, der Vertretertag ſei nur eine Poſſe geweſen, 
die Partei habe aus Programmloſigkeit und Konfuſion abgewirtſchaftet. 
Ihr Organ „Die Zeit“ ſtellte am 1. Oktober ihr Erſcheinen ein. 
Die kirchlich⸗-ſoziale Richtung trat am wenigſten hervor. 
Ihr Gründer, Hofprediger a. D. Stöcker, ſchilderte am 10. Januar 
in einer Rede zu Elberfeld, wie infolge des agrariſchen Notſtandes 
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und der Entwicklung der Sozialreform die Stimmung in den weiteſten 
königstreuen Schichten kalt geworden ſei. Daran knüpfte er, und 
ihm nach eine Reihe von Paſtoren, heftige Angriffe auf den „Radi⸗ 
kalismus“ der National⸗Sozialen, der unpolitiſch, unkirchlich und ge- 
fährlich ſei. Allerdings war, einem alten Entwicklungsgeſetze zufolge, 
die gemäßigtere Richtung Stöckers von der radikaleren ſehr in den 
Hintergrund gedrängt worden. Am 27. April fand in Kaſſel die 
Jahreskonferenz dieſer Richtung ſtatt, unbekümmert darum, daß 
Stöckers Mitgründer, Profeſſor Nathuſius, und die „Konſervative 
Korreſpondenz“ die Berufung der Konferenz für verfehlt erklärt hatten. 
Stöcker hielt einen Vortrag über Entſtehung und Zweck dieſer Ver: 
einigung und ſodann einen Vortrag über „die gefährdete Lage der 
Reformationskirche auch auf ſozialem Gebiete“, ein Thema, bei deſſen 
Beſprechung Paſtor Dammann aus Eſſen ſich heftig gegen den 
„Mißklang“ wandte, der darin beſtehe, daß die künftigen Diener der 
Kirche zu den Füßen ungläubiger Profeſſoren ſäßen. 

Auf dem Gebiete der evangeliſchen Kirche zeigte ſich eine 
Bewegung gegen die Fortſchritte des Ultramontanismus in Deutſch⸗ 
land, insbeſondere gegen die Art, wie ſich der Papſt in ſeinem dem 
Andenken des Jeſuiten Caniſius gewidmeten Rundſchreiben 
vom 1. Auguſt über Luther und die Reformation ausgeſprochen hatte. 
In der am 28. und 29. September in Berlin tagenden General- 
verſammlung des Geſamtvereins der Guſtav Adolf-Stiftung trat 
daher der Präſident des Evangeliſchen Oberkirchenrats, Barkhauſen, 
der „transalpiniſch irrenden Unfehlbarkeit“ entgegen, die 
ex cathedra ſchwere Schmähungen gegen die evangeliſche Kirche und 
den Helden der Reformation geſchleudert habe, deſſen Werk mit 
nichten ein Gift, ſondern das ſcharfe Salz geweſen ſei, welches weit 
über die Grenzen der evangeliſchen Kirche hinaus ſeine heilſame 
Wirkung geäußert habe; ſo wenig wie jene Schmähungen könne es 
aber die Evangeliſchen anfechten, „wenn fanatiſche Anmaßung ſich 
erfrecht, den königlichen Schirmherrn der evangeliſchen Kirche zu ver— 
unglimpfen, weil er für das evangeliſche Märtyrertum einer glaubens— 
treuen proteſtantiſchen Stadt Worte ehrender Anerkennung geſprochen“. 
Dieſe Bemerkung bezog ſich auf obige (S. 151) Rede des Kaiſers 
in Magdeburg, in welcher er der Leiden dieſer Stadt im 30-jährigen 
Kriege gedacht hatte, und welche von der katholiſchen Preſſe dieſerhalb 
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angegriffen war, die nun dem Präſidenten Barkhauſen erwiderte, 
ſie habe nur einer anderen Geſchichtsauffaſſung als der Kaiſer Aus⸗ 
druck gegeben, Barkhauſens Hauptzweck ſei auch wohl geweſen, den 
Kaiſer gegen Papſt und Katholizismus einzunehmen. Ebenſo ent⸗ 
ſchieden wie Barkhauſen, ging man in der am 4. und 5. Oktober 
in Krefeld tagenden Hauptverſammlung des Evangeliſchen 
Bundes in Reden und Beſchlüſſen zur Abwehr des Ultramontanismus 
vor. Pfarrer Weber aus Gladbach ſprach gegen die Meinung, daß 
auf dem Gebiete der ſozialen Frage „katholiſch“ Trumpf ſei; Pfarrer 
Thümmel aus Remſcheid ſchilderte die Gefährlichkeit der Katholiken⸗ 
tage; von anderer Seite wurde der neuliche Ausſpruch des Biſchofs 
Hafner von Mainz, Luther ſei „vor Hochmut geplatzt“, als Beweis 
mangelnder Bildung hingeſtellt; Paſtor Schütz aus Krefeld behauptete, 
daß man auch in weiten katholiſchen Volksſchichten Vorkehrungen 
gegen die Abſichten des Papſttums treffe; Profeſſor Kurze aus Born⸗ 
hain hielt einen Vortrag über die Bedrohung der evangeliſchen Heiden⸗ 
miſſion durch die päpſtliche Propaganda und der Vorſitzende, Graf 
Wintzingerode, führte aus, daß ſich der Kampf des evangeliſchen 
Bundes nicht gegen die katholiſche Kirche richte, ſondern gegen die 
Centrumspartei und den Ultramontanismus, deſſen Endziel geiſtige 
Knechtſchaft, Sittenverfall und Unduldſamkeit bilde, und daß das 
päpftliche Rundſchreiben über Caniſius eine Geſchichtsfälſchung ſonder⸗ 
gleichen enthalte. Konſiſtorialrath Hempel aus Bonn begrüßte die 
Verſammlung im Namen des Oberkirchenrats und ſprach von der 
Abwehr der Propaganda der römiſchen Kirche, der Schwierig⸗ 
keit, mit dieſem Nachbar in Frieden zu leben, von deſſen Kühnheit, 
dies zu leugnen, und von dem Verrate an der evangeliſchen Kirche, 
wenn man dem ihr angebotenen Kampfe ausweichen wollte. Der 
altkatholiſche Biſchof Weber ſehnte die Zeit herbei, wo das deutſche 
Volk der ultramontanen Gefahr ſich bewußt und dieſen Feind 
über die Grenze jagen werde, der zielbewußt darauf ausgehe, den 
Staat der römiſchen Kirche zu überantworten und die Souveränetät 
der Fürſten zu untergraben. Sodann hielt Profeſſor Nippold aus 
Jena einen Vortrag über die Hemmungen des deutſchen Proteſtantis⸗ 
mus in der Wahrung feiner Intereſſen, wobei er auf den katholiſchen 
Einfluß an deutſchen Fürſtenhöfen zu ſprechen kam, von der 
„katholikenfreundlichen“ verſtorbenen Kaiſerin Auguſta an bis zum 
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Prinzen Max von Sachſen; ein Hauptzweck des ultramontanen Gin: 
fluſſes beſtehe darin, durch Miſchehen in den höchſten Kreiſen die 
römiſche Dynaſtie der Zukunft zu ſchaffen. Als Belag für die 
Behauptung einer Einmiſchung der Kaiſerin Auguſta zu gunſten der 
Katholiken wurde, neben Fürſt Bismarcks obigem (S. 160) Ausſpruche, 
ein im vorigen Jahre veröffentliches Schreiben derſelben v. 9. Dez. 1874 
an den Oberpräſidenten der Provinz Sachſen bezüglich der Schweſtern 
vom heil. Franziskus angeführt. Paſtor Kremers aus Kirchenhollen⸗ 
bach hielt einen längeren Vortrag über den Ultramontanismus als 
die ſchwerſte Gefahr für das deutſche Volk. Der Papſt habe ſeine 
Scharen zur Sammlung aufgerufen, und dieſer Heerbann kämpfe 
nun als Schlachtengeier mit den Hyänen der Sozialdemokratie um 
die Beute; für edle Katholiken habe die römiſche Kirche keinen 
Raum, und der Ultramontanismus würde die ſoziale Frage, wenn 
man ſie ihm überließe, vergiften gerade ſo wie er es am Ende des 
Mittelalters gethan habe; nationale Fragen ſeien nur Kauf-, Tauſch— 
und Handelsgegenſtände in der Hand des jüdiſch denkenden und 
handelnden Centrumsgeiſtes; in Rom rechne man auf die ſoziale 
Revolution und begrüße ſie, werde auch der Zertrümmerung der 
ganzen Welt ruhig zuſehen, in der Hoffnung, daß nach dem großen 
Brande der Weltpapſt emporſteige. Schließlich erhob die Verſamm⸗ 
lung entſchieden Verwahrung gegen die „mit Unwahrheiten durch⸗ 
ſetzte Beſchimpfung des evangeliſchen Bekenntniſſes“ im päpſtlichen 
Rundſchreiben, welches den konfeſſionellen Frieden leidenſchaftlich 
angreife. Die Centrumspreſſe ihrerſeits ſah in dieſen Krefelder 
Kundgebungen „wahre Orgien konfeſſioneller Leidenſchaft“ und wies 
auf den Katholikentag hin, wo kein Wort gefallen ſei, welches die 
Proteſtanten verletzen könnte. Dagegen hieß es auf der anderen 
Seite, die dort zur Schau getragene Friedfertigkeit vermöge niemanden 
zu täuſchen, da in Landshut die Zurückführung der deutſchen 
Proteſtanten unter die Herrſchaft der römiſchen Kirche offen verkündigt 
worden ſei, und die zündende Wirkung des päpſtlichen Rundſchreibens 
liege eben darin, daß der Ultramontanismus jetzt mit den Allüren 
einer Regierungspartei auftreten könne; dies habe eben in 
proteſtantiſchen Kreiſen die Erkenntnis der Gefahr immer weiter und 
ſtärker verbreitet. In der That ergingen weitere lebhafte Proteſte 
gegen das päpſtliche Rundſchreiben von der bayeriſchen General- 
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ſynode zu Bayreuth, der pfälziſchen Generalſynode in Speyer, der 
württembergſchen Landesſynode, dem ſächſiſchen Landesvereine 
des evangeliſchen Bundes und dem heſſen-darmſtädtſchen Ober: 
konſiſtorium, während der Präſident des badiſchen Oberkirchenrats, 
Wielandt, der Oberkirchenrat in Weimar, das braunſchweigſche und 
das altenburgſche Konſiſtorium dem Präſidenten Barkhauſen in Berlin 
die wärmſte Zuſtimmung zu ſeinem Proteſte ausſprachen. Vorübergehend 
fand der Unwille auf evangeliſcher Seite Ausdruck im öffentlichen Ver⸗ 
langen nach Aufhebung der preußiſchen Geſandtſchaft beim Vatikan; 
dagegen ſchien von katholiſcher Seite her eine im Anfang des Oktober 
vom Weihbiſchof Schmitz aus Köln gegen die konfeſſionelle Ver⸗ 
hetzung in Krefeld gehaltene Rede ein wenig beſänftigen zu ſollen. 

Die am 23. November in Berlin zuſammengetretene vierte 
ordentliche Generalſynode der preußiſchen alten Provinzen begann, 
nachdem ſie vom königl. Bevollmächtigten, dem Präſidenten Bark⸗ 
hauſen, begrüßt worden, unter dem Vorſitze des Grafen Zieten- 
Schwerin, damit, daß ſie ſich am 24. November obigen von einer 
Reihe anderer deutſchen Synoden gegen Behauptungen in dem ſog. 
Caniſius⸗Rundſchreiben des Papſtes erlaſſenen Verwahrungen kraftvoll 
anſchloß. Der dieſen Antrag ſtellende Superintendent Holtz heuer 
wies auf den lebhaften Wiederhall hin, welchen bereits der vom 
Präſidenten Barkhauſen im Guſtav Adolf-Verein erhobene Proteft 
gefunden habe; nun müſſe aber auch die oberſte Vertretung der 
Kirche, ſich zu einer Art gottesdienſtlicher Handlung erhebend, 
gegen die Schmähungen und Anmaßungen des Papſtes 
proteſtieren und ihn mahnen, endlich dem Worte Gottes Raum zu 
geben. Präſident Barkhauſen dankte für dieſen Antrag und für 
die vielen ihm zugekommenen Zuſtimmungen. Wegen der in der 
Landeskirche entftandenen großen Aufregung habe er es damals für 
nötig gehalten, unverzüglich ein Wort zu ſprechen; er habe ſich 
ſagen müſſen, daß die päpſtlichen Schmähungen Luthers und der 
Reformation auf eine Niederſchmetterung der evangeliſchen Kirche 
gemünzt ſeien, und da habe er, namentlich mit Rückſicht auf die 
in weiten Kreiſen vorhandene Gleichgültigkeit, geglaubt, daß der rechte 
Augenblick zu einem Weckrufe gekommen ſei. Hierauf wurde der 
Antrag ohne weiteres einſtimmig angenommen, und die Verſamm⸗ 
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erklärung, die nach Wunſch der Verſammlung von allen Kanzeln 
verleſen werden ſoll, hieß es: was der Papſt als unheilvolles Gift 
bezeichne, ſei in Wahrheit das ſeligmachende Evangelium von der 
freien Gnade Gottes in Chriſto; der vom Papſt als Aufrührer ver⸗ 
dächtigte Luther habe nur ſchlicht und recht Gott die Ehre gegeben, 
indem er der auf Menſchenſatzungen gegründeten päpſtlichen Autorität 
mit der Autorität des göttlichen Wortes Trutz bot; die weltliche 
Obrigkeit ſei als ſelbſtändige Ordnung Gottes erſt wieder erkannt, 
ſeit die angemaßte Oberherrlichkeit des Papſtes über das ſtaatliche 
Regiment bei den Evangeliſchen keinen Glauben mehr gefunden habe, 
und das Feuer der Revolution habe in den katholiſchen Ländern 
mehr Nahrung gefunden und Verheerungen angerichtet als unter den 
Völkern evangeliſchen Bekenntniſſes. Von allgemeinerem Intereſſe 
war in der Generalſynode ferner ein am 26. November vom Hof⸗ 
prediger a. D. Stöcker gegen den Oberkirchenrat erhobener 
Vorwurf wegen deſſen Erlaſſes von 1895 bezüglich der Teil- 
nahme der Geiſtlichen an der Löſung der ſozialen Aufgaben 
unſerer Zeit. Die evangeliſche Kirche könne ſich unmöglich von den 
ſozialen und politiſchen Aufgaben des Lebens wegdrängen laſſen, ſonſt 
würde ſie ſich unfähig und bankerott für das öffentliche Leben erklären, 
während die katholiſche Kirche ihre Prieſter hervorragend zu jenen 
Aufgaben heranziehe. Präſident Barkhauſen erwiderte, niemals 
ſei den Geiſtlichen verboten, ſoziale Arbeit zu treiben, und der Erlaß 
richte ſich nur gegen die ſoziale Agitation, welche eine ganze Anzahl 
von jungen Leuten verwirrt habe. „Haben wir nicht geſehen, wohin 
Männer kommen, die ohne gehörige volkswirtſchaftliche Vorbildung 
eine wichtige ſoziale Thätigkeit auf ihre Schultern laden und wenn 
ſich ſolche junge Leute im Übereifer und mit dem Mangel an reifem 
Urteil in eine Thätigkeit begeben, die zum Verderben führen muß?“ 
Der Widerſpruch dieſes Erlaſſes mit dem die Geiſtlichen zu ſozialer 
Thätigkeit anhaltenden Erlaſſe von 1890 erklärte Barkhauſen durch 
das Beſtreben, den damaligen Fehler wieder gut zu machen. Auf 
Stöckers Seite trat niemand, die Synode trat auf die Seite des Ober- 
kirchenrats. In ihren bis zum 16. Dezember dauernden Verhand⸗ 
lungen genehmigte ſie im übrigen Kirchengeſetze über eine kleine 
Anderung der General-Synodalordnung, über die Errichtung eines 
Hilfsfonds für landeskirchliche Zwecke, über den liturgiſchen Gebrauch 
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der Perikopen, über das Dienſteinkommen der Geiſtlichen und über 
Anſtellungsfähigkeit und Vorbildung der Geiſtlichen, ferner eine 
Denkſchrift des Oberkirchenrats über die Evangeliſation. Im übrigen 
ſprach ſich die Synode aus für Beſchränkung der Luſtbarkeiten am 
Sonnabend Abend, für größere Sonntagsruhe der ländlichen Arbeiter 
ſowie der in den Gaft- und Schankwirtſchaften ſowie im Verkehrs⸗ 
gewerbe beſchäftigten Perſonen, weiterhin für Beſchränkung der 
Konzeſſionen für Reſtaurationen und Schankſtätten in den großen 
Städten, für gänzliche Beſeitigung des Duells, für kräftige Unter⸗ 
ſtützung der evangeliſchen Deutſchen in Rom, dagegen verhielt ſie 
ſich ablehnend gegenüber Bittſchriften wegen Geſtattung von Amts⸗ 
handlungen der Geiſtlichen bei Feuerbeſtattungen. 

Die vierte und letzte Seſſion des Reichstags wurde am 
23. November vom Kaiſer im Weißen Saale des königlichen 
Schloſſes durch eine Rede eröffnet, in welcher es hieß, die bevor⸗ 
ſtehenden Vorlagen ſtänden zwar an Umfang gegen den Arbeitsſtoff der 
vorigen Tagung zurück, ſeien aber zum Teil von weittragender 
Bedeutung. Die Entwicklung der deutſchen Kriegsflotte entſpreche 
nicht den Aufgaben, welche Deutſchland an ſeine Wehrkraft zur See 
zu ſtellen gezwungen ſei; ſie genüge nicht, um bei kriegeriſchen Ver⸗ 
wickelungen die heimiſchen Häfen und Küſten gegen eine Blokade und 
weitergehende Unternehmungen des Feindes ſicher zu ſtellen, und 
habe mit dem lebhaften Wachstum unſerer überſeeiſchen Intereſſen 
nicht Schritt gehalten. Während der deutſche Handel am Güteraus⸗ 
tauſche der Welt in ſteigendem Maße teilnehme, reiche die Zahl 
unſerer Kriegsſchiffe nicht hin, unſern im Auslande thätigen Lands⸗ 
leuten das der Stellung Deutſchlands entſprechende Maß von Schutz 
und hiermit den Rückhalt zu bieten, den nur die Entfaltung von 
Macht zu gewähren vermöge. Wenngleich es nicht unſere Aufgabe 
ſein könne, den Seemächten erſten Ranges gleichzukommen, ſo müſſe 
Deutſchland ſich doch in den Stand geſetzt ſehen, auch durch die 
Rüſtung zur See ſein Anſehen unter den Völkern der Erde zu 
behaupten. Hierzu ſei eine Verſtärkung der heimiſchen Schlachtflotte 
und eine Vermehrung der für den Auslandsdienſt im Frieden 
beſtimmten Schiffe erforderlich. Um für dieſe dringenden Maß⸗ 
nahmen einen feſten Boden zu gewinnen, hielten die verbündeten 
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raum, in welchem dieſe Stärke erreicht werden ſolle, geſetzlich feſtzu⸗ 
legen. Ferner ſei es nach vieljährigem, ernſtem Bemühen gelungen, 
für eine Reform des Militärſtrafverfahrens eine Grundlage zu finden, 
welche, unter möglichſter Anlehnung an den bürgerlichen Strafprozeß, 
den für die Erhaltung der Mannszucht unbedingt notwendigen 
Forderungen Genüge leiſte. Die allgemeine Finanzlage zeige ein 
befriedigendes Bild. Um den für die künftige Geſtaltung des Zolltarifs 
und der Handelsbeziehungen zum Auslande eine feſte, den Bedürf— 
niſſen der Gegenwart entſprechende Richtſchnur zu gewinnen, ſei ein 
wirtſchaftlicher Ausſchuß gebildet worden. Weiterhin, ſagte der Kaiſer, 
die Ermordung deutſcher Miſſionare und die Angriffe auf eine der 
unter ſeinem Schutze ſtehenden, ihm am Herzen liegenden Miſſions⸗ 
anſtalten in China hätten ihn genötigt, das oſtaſiatiſche Geſchwader 
in die dem Thatorte nächſtgelegene Kiaotſchaubucht einlaufen und 
Truppen dort landen zu laſſen, um volle Sühne und Sicherheit 
gegen Wiederkehr ähnlicher beklagenswerter Ereigniſſe zu erlangen. 
Die politiſchen Beziehungen zu den fremden Staaten ſeien durchaus 
erfreulich; wertvolle Bürgſchaften hierfür hätten ſeine, des Kaiſers, 
Begegnungen mit verbündeten und befreundeten Monarchen ſowie 
der glänzende und herzliche, in Peterhof und Budapeſt ihm zu teil 
gewordene Empfang geliefert. Alle Anzeichen berechtigten zu der 
Ausſicht, daß wir mit Gottes Hilfe auch fernerhin der friedlichen 
Entwicklung Europas und des deutſchen Vaterlandes entgegenſehen 
dürften. 

An die Verleſung dieſer Rede knüpfte der Kaiſer noch folgende 
Worte: „Vor faſt zwei Jahren habe ich an dieſer Stelle auf das 
ruhmreiche Feldzeichen meines erſten Garderegiments z. F. den Eid 
geleiſtet: das, was der in Gott ruhende Kaiſer Wilhelm d. Gr. 
geſchaffen, zu erhalten und das Anſehen und die Ehre des Reiches 
überall zu ſchirmen. Sie haben bewegten Herzens und feuchten 
Auges dieſen Eid entgegengenommen und find dadurch meine Eides- 
helfer geworden. Im Angeſichte Gottes des Allmächtigen und im 
Andenken an den großen Kaiſer bitte ich Sie, mich durch ihre Mit⸗ 
hilfe auch fernerhin in den Stand zu ſetzen, dieſen meinen Eid zu 
halten und mir beizuſtehen, des Reiches Ehre nach außen, für deren 
Erhaltung ich nicht gezögert habe, meinen einzigen Bruder einzuſetzen, 
kräftig zu wahren.“ Nach allgemeiner Annahme konnte in dieſer 
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Anſprache nur eine warme Empfehlung der Flottenvorlage erblickt 
werden; im übrigen ſtellte ſich bald hernach noch heraus, daß Prinz 
Heinrich zum Befehlshaber der nach Oſtaſien zu ſendenden Ver⸗ 
ſtärkungen auserſehen ſei. 

Der Reichstag begann am 30. November mit der in der vorigen 
Tagung ſo beliebt geweſenen Beſchlußunfähigkeit und konnte daher 
ſeine Konſtituierung erſt am 1. Dezember vornehmen. Zum 
Präſidenten wurde wiederum der Freiherr v. Buol-Berenberg 
(Centr.), und zwar mit 228 von 264 abgegebenen Stimmen gewählt, 
zum erſten Vizepräſidenten Schmidt⸗Elberfeld (freiſ. Vp.), zum 
zweiten Spahn (Centr.). Dieſe Herren wurden am 5. Dezember 
in Schloß Friedrichskton vom Kaiſer empfangen, der ihnen ſodann 
mitteilte, ſein Bruder habe ſich ſoeben vom Großherzog von Baden 
und der Kaiſerin Friedrich verabſchiedet, um demnächſt in den aſiatiſchen 
Meeren ſeine Kraft für Deutſchlands Größe einzuſetzen. Der Kaiſer 
betonte noch einmal ſeinen entſchiedenen Willen, den Miſſionen 
kräftigſten Schutz angedeihen zu laſſen, und äußerte ſein Vertrauen, 
daß der Reichstag ſich von der Notwendigkeit der geforderten Ver⸗ 
mehrung der Flotte überzeugen werde; die allgemeine Weltlage laſſe 
keinen Aufſchub zu. 

Zunächſt befaßte ſich der Reichstag am 3. Dezember mit drei 
auf dem Rechtsgebiete liegenden Geſetzvorlagen. Die erſte derſelben, 
betreffend die internationale Regelung einiger Fragen des 
Privatrechts oder das Abkommen mit einigen auswärtigen Staaten 
über die Zuſtellung gerichtlicher wie außergerichtlicher Schriftſtücke, 
Sicherheit für Prozeßkoſten und dergl. wurde gleich in erſter 
und zweiter Leſung angenommen; die anderen beiden Vorlagen 
wurden an eine Kommiſſion gewieſen, nämlich ein Geſetzentwurf, 
durch den die reichsgeſetzlich den Gerichten übertragenen Ange- 
legenheiten der nicht ſtreitigen Rechtspflege, in Ergänzung 
des bürgerlichen Geſetzbuchs, einheitlich geordnet werden, und ein 
Geſetzentwurf wegen Entſchädigug der im Wiederaufnahme— 
Verfahren freigeſprochenen Perſonen. Dieſe Entſchädigung 
ſollte jedoch nur denjenigen, welche wegen ausdrücklicher Beweiſe ihrer 
Unſchuld, nicht ſolchen, welche wegen eines non liquet freigeſprochen 
ſind, zu teil werden. Hauptſächlich um dieſen Punkt drehte ſich die 
Verhandlung. Der Vertheidigung der Vorlage durch den Sta ats— 
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ſekretär Nieberding ſchloſſen ſich Pieſchel (nat.-lib.) und v. Buchka 
(konſ.) an, während Munckel (freiſ. Vp.), Roeren (Centr.) und 
Stadthagen (ſoz.) eine ſolche Unterſcheidung zwiſchen den Frei⸗ 
geſprochenen verwarfen. 

Von den drei großen und wichtigen Vorlagen, Flottenver— 
mehrung, Etat und Militärſtrafprozeßordnung, bevorzugte der 
Reichstag die Flottenfrage, mit der er ſich am 6., 7. und 9. Dezember 
befaßte. Nach der Vorlage ſoll der Schiffbeſtand der deutſchen 
Flotte, abgeſehen von Torpedofahrzeugen, Schul- und Spezialſchiffen 
ſowie Kanonenbooten, feſtgeſetzt werden auf verwendungsbereite 
17 Linienſchiffe, 8 Küſten-Panzerſchiffe, 9 große und 26 kleine 
Kreuzer, ferner als Materialreſerven 2 Linienſchiffe, 3 große und 
4 kleine Kreuzer. Auf dieſen Sollbeſtand kommen von den am 
1. April 1898 vorhandenen und im Bau befindlichen Schiffen in 
Anrechnung 12 Linienſchiffe, 8 Küſten-Panzerſchiffe, 10 große und 
23 kleine Kreuzer. Die Mittel für die zur Erreichung des Sollbeſtandes 
erforderlichen Neubauten ſollen ſo rechtzeitig in den Etat aufgenommen 
werden, daß die betreffenden Schiffe bis zum Ablauf des Rechnungs- 
jahres 1904 fertiggeſtellt werden können, und die Mittel für die 
regelmäßigen Erſatzbauten ſind ſo rechtzeitig in den Etat zu ſtellen, 
daß Linien⸗ und Küſten⸗Panzerſchiffe nach 25, große Kreuzer nach 
20, kleine nach 15 Jahren erſetzt werden können. Dem Entwurfe 
war eine ſehr ausführliche Begründung beigegeben. 

Die Vorlage wurde im Reichstage in ſehr vorteilhafter Weiſe 
vom Reichskanzler und den drei neuen Staatsſekretären eingeführt. 
Der Reichskanzler Fürſt zu Hohenlohe führte im weſentlichen 
Folgendes aus: Bisher ſei verſucht worden, den Ausbau der Marine 
dadurch einer gewiſſen Vollendung entgegenzuführen, daß man in 
jedem Jahr mit Einzelforderungen für Ergänzung und Vermehrung 
des Schiffbeſtandes an den Reichstag herantrat, wo dann wegen 
eines oder zweier Kreuzer ſich Kämpfe entwickelten, deren Heftigkeit 
mit dem Gegenſtande nicht im Einklang geſtanden habe, und die 
verbitternd auf das politiſche Leben der Nation eingewirkt hätten. 
Infolge deſſen habe ſich die Marine nicht jo entwickelt, wie Deutſch⸗ 
lands Lebensintereſſe es erfordere. Dieſer Fehler im Syſtem müſſe 
beſeitigt werden; es gehe nicht an, ein feſtgefügtes Gebäude zu 
errichten, ohne daß die Bauleute über den Plan der Fundament⸗ 
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legung und der Mauern-Aufführung klar ſeien. In dieſer Hinſicht 
wolle die Vorlage Klarheit und Einheit ſchaffen. Die Friedensſtärke 
des Heeres ſei für eine Anzahl von Jahren feſt beſtimmt; wenn 
gleiches bisher bezüglich der Marine unterblieb, fo habe dazu viel: 
leicht der Umſtand mitgewirkt, daß wir eine glänzende Machtſtellung 
in der Welt ohne Mitwirkung der Flotte erlangten; aber der Gang 
der Ereigniſſe, die ungeheure Einwirkung unſerer überſeeiſchen 
Intereſſen und die für Deutſchland ungünſtige Verſchiebung der 
Stärkeverhältniſſe zwiſchen unſerer und den fremden Kriegsmarinen 
habe allmählich in den weiteſten Kreiſen die Überzeugung geſtärkt, 
daß unſere jetzige Flotte den ihr in den nächſten Jahren bevorſtehenden 
Aufgaben nicht gewachſen ſei. Freilich werde ja in der Vorlage 
eine gewiſſe Entſagung des Reichstags verlangt, eine Verletzung des 
Etatsrechts enthalte ſie jedoch nicht; vielmehr könnten die Ausgaben 
für gewiſſe als dauernd erkannte Zwecke durch Geſetz für be- 
ſtimmte Zeiträume oder für immer bewilligt werden, ohne daß das 
Weſentliche des parlamentariſchen Bewilligungsrechts Einbuße erleide. 
Auch würde durch dieſes Geſetz nicht bloß der Reichstag gebunden, 
ſondern auch die Regierungen. Der Gedanke an eine Politik der 
Abenteuer liege fern, aber gerade „zur Führung einer friedlichen 
Politik, wie wir ſie wollen“, müſſe die Flotte einen Machtfaktor 
bilden, der in den Augen von Freund und Feind ausreichendes 
Gewicht beſitze. 

Dieſe Ausführungen wurden vom neuen Staatsſekretär des 
Reichsmarineamts, Kontreadmiral Tirpitz, entſprechend ergänzt. Die 
Technik und ihre Förderung ſtehe einer Feſtlegung des Schiffbeſtandes 
nicht im Wege, und die in Ausſicht genommenen Formationen würden 
für ſehr lange Zeit als Grundlage dienen können. Die Marine⸗ 
verwaltung könne jederzeit viel beſſer ihre Anordnungen treffen, wenn 
ſie den Umfang der Neubauten genau im voraus kenne, auch laſſe 
ſich alsdann beſſer und billiger bauen. Schaffe man eine Schlacht⸗ 
flotte, wie ſie hier verlangt werde, ſo würden wir einen Küſtenſchutz 
haben, gegen den ſelbſt eine Seemacht erſten Ranges nicht anzu⸗ 
gehen vermöge. Schönlank (ſoziald.) hob dagegen hervor, daß die 
Steigerung der Ausgaben für die Marine in anderen Ländern unver⸗ 
hältnismäßig geringer als bei uns ſei; der Handel gebrauche keine 
Marine, wie er ſich ja auch ohne ſie entwickelt habe; durch die 
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Vorlage würde der Reichstag gebunden, alles zu bewilligen, was die 
Verwaltung als Erſatz für nötig erkläre. 

Der neue Staatsſekretär v. Thielmann ſuchte hierauf darzu— 
legen, daß die Lage der Reichsfinanzen eine Verſtärkung der Flotte 
geſtatte, und er begegnete dem Einwande, daß die Forderung, die 
Bewilligung jetzt gleich auf 7 Jahre auszusprechen, einen Bruch des 
Etatsrechts enthalte, mit dem Hinweiſe darauf, daß der Reichstag 
ſchon oft jo gehandelt habe. Graf Limburg-Stirum (konſ.) 
vermochte in einer Feſtlegung der Ausgaben auf 7 Jahre keine Ver— 
letzung des Budgetrechts zu erblicken, eine Minderheit ſeiner Partei 
ſei jedoch anderer Anſicht; die Handelsſchiffe bedürften verſtärkten 
Schutzes, auch die Landwirtſchaft habe ein Intereſſe am allgemeinen 
Wohlſtande. Staatsſekretär Graf Poſadowsky bemerkte, wenn es 
ſich um die Landesverteidigung handele, dürfe man nicht fragen, um 
wieviel die Ausgaben ſtiegen; für unſere Ausfuhr werde die Lage 
immer ſchwieriger, die Notwendigkeit, ſie zu ſchützen, ſtets größer, 
auch in England habe das Parlament für Marinebauten eine größere 
Summe zur freien Verfügung des Marineamts bewilligt. Der neue 
Staatsſekretär des Außern, Freiherr v. Bülow, nahm Veranlaſſung, 
ſich über die beiden Fälle auszuſprechen, in welchen es ſich gerade 
um die Wahrung des Anſehens Deutſchlands in fernen Erdteilen 
handelte. Die Regierung von Haiti werde den berechtigten Forde— 
rungen nach einer Sühne für das einem deutſchen Reichsangehörigen 
angethane Unrecht umſomehr ſtattgeben, als wir die Macht und den 
Willen hätten, dieſen Forderungen Nachdruck zu geben. Was Oſt— 
aſien betreffe, ſo ſei die Sendung unſerer Schiffe nach der chineſiſchen 
Kigotſchau-Bucht erfolgt, um Sühne für die Ermordung deutſcher 
Miſſionare und volle Sicherheit gegen die Wiederkehr ſolcher Fälle 
zu erlangen. Wir ſteckten nicht die Finger in jeden Topf, der uns 
nichts angehe; aber es dürfe ſich nicht in China die Anſicht feſtſetzen, 
daß uns gegenüber erlaubt ſei, was man anderen gegenüber nicht 
für erlaubt halte. Wir wollten niemanden in den Schatten ſtellen, 
aber wir verlangten auch unſeren Platz in der Sonne. Barth 
(freiſ. Ver.) wollte nur die Kreuzer ohne weiteres bewilligt ſehen 
und war bezüglich der Panzerſchiffe für beſcheidenere Anſprüche. 
v. Jazdzewski (Pole) ſtellte eine Zuſtimmung ſeiner Partei für 
eine angemeſſen zu ändernde Form der Vorlage in Ausſicht. Die 
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Verhandlung am 7. Dezember begann mit einer langen Rede 
Richters (freiſ. Vp.), welcher die Vorlage gänzlich verwarf. Für 
Vertheidigungszwecke ſeien bereits enorme Summen bewilligt, nament⸗ 
lich die Marine ſei außerordentlich geſteigert worden; da ſei es ver⸗ 
wunderlich, daß es ſo dargeſtellt werde, als müßten jetzt erſt ihre 
Grundriſſe geſchaffen werden, ſchon Herr v. Caprivi habe vor 1888 
erklärt, die Marine ſei allen Aufgaben gewachſen. Wir könnten nicht 
für jede Unbill eintreten, welche Deutſche im Auslande erführen; 
entſcheidend ſei für uns nur die Wehrkraft zu Lande, während der 
Marine nur eine ſekundäre Bedeutung zukomme; eine Bindung 
des Reichstags werde zweifellos gefordert; niemand denke daran, 
den Staat lahm zu legen, man wolle nur auf finanzielle Ordnung 
halten. Er lehne das Geſetz ab, weil er die Volksrechte nicht noch 
mehr geſchmälert wiſſen wolle. Staatsſekretär Tirpitz wies darauf 
hin, daß die Fälle in Haiti und China die Unzulänglichkeit unſerer 
Flotte gezeigt hätten. Graf Arnim hielt die Vorlage für eine ſehr 
gute Grundlage einer Verſtändigung. Lieber betonte, die Centrums⸗ 
partei ſei mit ihrem Urteile noch nicht fertig gegenüber einer ſo wich⸗ 
tigen Vorlage, die in der denkbar ungünſtigſten politiſchen Lage nur 
mit Hängen und Würgen zu ſtande gekommen wäre. Leider ſei das 
Verſprechen bezüglich des Vereinsgeſetzes in Preußen noch nicht ge⸗ 
löſt und die Forderung des Reichstags hinſichtlich des Jeſuiten-⸗ 
geſetzes vom Bundesrate nicht berückſichtigt. Trotzdem wolle das 
Centrum bei Prüfung der Vorlage ſich nur von ſachlichen Gründen 
leiten laſſen. Die finanziellen Bedenken wären doch nicht ganz 
abzuweiſen; wenn aber die Zuſicherung gegeben werde, daß die Koſten 
denen auferlegt würden, welchen die Vorlage zu gute komme, ſo 
würden neun Zehntel des Widerſtandes gegen ſie gebrochen ſein. 
Am dritten Beratungstage, den 9. Dezember, trat namens der ge⸗ 
ſamten nationalliberalen Fraktion Hammacher mit einer gewiſſen 
Begeiſterung für die Vorlage ein, bei der ſich die Regierung von 
einem dankenswerten Verantwortlichkeitsgefühl beſeelt zeige; die nicht 
zu verkennenden finanziellen Bedenken müßten dem nationalen Em⸗ 
pfinden nachſtehen; 1870 hätten die Franzoſen den ganzen deutſchen 
Seehandel lahmgelegt, weil es uns in der Nord- und Oſtſee an einer 
Angriffsflotte gefehlt habe; bei einer Ausfuhr von 3¼ Milliarden 
ſei ein ſtärkerer Schutz zur See notwendig, und es drohe unſerem 
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Abſatz Gefahr durch Englands Beſtreben, mit ſeinen Kolonien ein 
einheitliches Wirtſchaftsgebiet zu bilden, ſowie durch ähnliche Be⸗ 
ſtrebungen Nord- und Mittelamerikas. Sodann erklärte Galler, 
daß die ſüddeutſche Volkspartei die Vorlage ablehne, weil ſie ein 
wichtiges Volksrecht nicht preisgeben wolle und einen Marinedespo⸗ 
tismus verabſcheue. Zimmermann kündigte an, daß die deutſch— 
ſoziale Reformpartei Bedenken in wirtſchaftlicher Beziehung hege, aber 
eine wohlwollende Prüfung der Vorlage wünſche. Hilpert ver— 
kündigte die Ablehnung ſeitens der bayeriſchen Bauernbündler, 
Molkenbuhr erklärte, die ſozialdemokratiſche Fraktion habe für 
ſolche Vorlagen kein Geld und halte den Handel für hinreichend ge— 
ſchützt. Endlich ſprach ſich Graf Stolberg (konſ.) dahin aus, die 
Stimmung im Volke ſei in den letzten Monaten eine entſchieden, 
flottenfreundliche geworden, man habe ſich ſogar über das Maßvolle 
der Forderungen gewundert. Hierauf wurde die Vorlage an die 
Budgetkommiſſion gewieſen, welche im nächſten Jahre darüber be— 
raten wird. 

Im ganzen machte die erſte Beratung der Flottenfrage einen 
recht günſtigen Eindruck ſowohl wegen der Entſchiedenheit, mit welcher 
die Regierung für Forderungen aufgetreten war, gegen die ſich ſtich— 
haltige Einwände kaum hatten vorbringen laſſen, als auch, weil ſich 
mehrere Parteien, unter Zurückdrängung kleinerer Geſichtspunkte, von 
nationalem Geiſte erfüllt gezeigt hatten. Angeregt hierdurch, erließen 
verſchiedene Volkskreiſe lebhafte Kundgebungen für die Flotten- 
vermehrung. Mit Rückſicht auf die Rede Liebers wurde ziemlich 
allgemein angenommen, daß die Vorlage ſchließlich Genehmigung 
finden werde; am eheſten wurde dies auf freiſinniger Seite aus— 
geſprochen, wo durch dieſe Wendung das ganze, auf die Erwartung 
einer Auflöſung des Reichstags geſtützte Programm für die nächſten 
Reichstagswahlen hingefallen zu ſein ſchien. In der Centrums⸗ 
partei beeilte man ſich freilich, die Erwartungen herabzuſtimmen; 
ein großer Teil derſelben, hieß es, ſei mit Liebers ohnehin nur als 
perſönliche hingeſtellten Anſichten nicht einverſtanden; auf der anderen 
Seite war man ſehr geneigt, hierin nur eine Taktik zu erblicken und 
anzunehmen, daß die Centrumspartei auf ein Handelsgeſchäft ausgehe, 
wie ſie ja auch den Antrag wegen Aufhebung des Jeſuitengeſetzes 
bereits am 30. November im Reichstage eingebracht und die Centrums⸗ 
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preſſe ſeitdem dieſe Angelegenheit wiederholt in den Vordergrund ge⸗ 
rückt hatte. 

Bevor der Reichstag ſich zur zweiten großen Vorlage wandte, 
wurde er von der nationalliberalen Fraktion befaßt mit der An⸗ 
gelegenheit der Bedrohung der deutſchen Petroleumkonſumenten und 
des deutſchen Petroleumhandels durch die nordamerikaniſche 
„Standard⸗Oil⸗Company“, welche den ganzen Handel beherrſcht und 
eben dabei war, Verträge, die bis zum Jahre 1905 laufen, mit den 
Händlern unter der Bedingung abzuſchließen, daß ſie den Verkaufs⸗ 
preis feſtſetze und jo die freien Händler zu Agenten auf Provifion 
machen könne. Die Abſicht der Company ging dahin, von 1905 an 
auch dieſe Agenten auszuſchalten, Verkaufsbüreaus einzurichten und ſo, 
unter Beiſeiteſchiebung der bisherigen ſelbſtändigen Eriftenzen, die 
Preisbildung ſelbſt in die Hand zu nehmen. Eine Verteurung von 
1 M. auf den Hektoliter des amerikaniſchen Petroleums würde aber 
den deutſchen Steuerzahlern 8 bis 10 Millionen M. koſten. Nach⸗ 
dem Baſſermann das Nähere ausgeführt hatte, erwiderte der 
Staatsſekretär Graf Poſadowsky, es ſei fraglich, ob die Geſetz— 
gebung gegenüber ſolchen Privatverträgen einſchreiten könne. Schon 
1895 hätten Erwägungen darüber ſtattgefunden, ob es nicht möglich 
ſei, mit Hilfe des Reiches die Firmen in Bremen und Mannheim 
in ihrem Konkurrenzkampfe zu unterſtützen; es laſſe ſich zunächſt der 
Weg einer Begünſtigung des ruſſiſchen Petroleums einſchlagen. 
Die Angelegenheit wurde am 10. Dezember einer Beſprechung unter⸗ 
zogen, bei welcher Redner der verſchiedenſten Parteien in der Schilde⸗ 
rung der drohenden Gefahr übereinſtimmten, ohne jedoch einen durch⸗ 
greifenden Ausweg angeben zu können, worauf der Staatsſekretär 
Graf Poſadowsky einige Maßregeln zur Begünſtigung des 
ruſſiſchen Petroleums in Ausſicht ſtellte. 

Am 10. Dezember begann der Reichstag die erſte Beratung 
des Etats für 1898 — 99, welche in Einnahme und Ausgabe 
mit 1437 139 979 M. abſchloß. Der neue Staatsſekretär Freiherr 
v. Thielmann gab einen überblick über die Finanzergebniſſe des 
Jahres 1895 —96 und bemerkte ferner, es ſei erwünſcht, wenn hin⸗ 
fort die geſamten Überſchüſſe zur Schuldentilgung verwendet werden 
könnten. Vom Jahre 1896 —97 ſei ein Überſchuß von 20 Millionen 
zu erwarten; die Überweiſungen würden die Matrikularbeiträge um 
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53 Millionen überſteigen; davon würden nach dem Schuldentilgungs⸗ 
geſetze 13 Millionen an die Einzelſtaaten fallen. Aus der Verſamm⸗ 
lung trat zunächſt Fritzen (Centr.) der Anſicht entgegen, daß das 
Anſehen des Reiches und ſeiner Leitung gegen früher geſunken ſei, und 
warf die Frage auf, ob ſich wohl infolge der Kabinetsordre vom 
1. Januar eine Abnahme des Zweikampfes im Heere bemerkbar ge- 
macht habe. Der preußiſche Kriegsminiſter v. Goßler erwiderte, es 
ſeien ſeitdem nur zwei Duelle vorgekommen, bei denen es ſich um 
die häusliche Ehre handelte; die Ehrengerichte machten ſich ſchon recht 
wirkſam bemerklich. v. Leipziger (konſ.) war der Meinung, daß 
unter dem Reichskanzler Grafen Caprivi ein Rückgang in der ent⸗ 
ſchiedenen Leitung der auswärtigen Angelegenheiten eingetreten ſei; 
der jetzigen Regierung könne man aber vertrauen, daß ſie zum Regi⸗ 
mente des Fürſten Bismarck zurückkehren werde. Bebel (ſoz.) 
glaubte eine Finanzkriſis vorauszuſehen, deren Koſten die Arbeiter 
in Form finfender Löhne und neuer Steuern zu tragen haben würden. 
Der Militäretat ſei in 10 Jahren von 363 auf 493 Millionen, 
der Marineetat um 60% geſtiegen, im ganzen wären in dieſem 
Zeitraume 7537 Millionen für Heer und Marine ausgegeben. Weitere 
Ausgaben ſchienen wegen eines neuen Infanteriegewehrs und eines 
abermals neuen Artilleriegeſchützes bevorzuſtehen; auch hinſichtlich der 
Marine ſei ſchon von neuen techniſchen Erfindungen die Rede, von 
einem Geſchütz, welches die dickſten Panzer glatt durchſchlage und von einem 
Lufttorpedo, mit dem auf 15 Seemeilen ein ſtarker Panzer in die 
Luft geſprengt werden könne, ſodaß ſchon in nicht drei Jahren der 
Marineplan wohl ganz umgeändert werden müſſe. Küſtenſchutz ſei 
nicht nötig, denn unſer Heer würde einen gelandeten Feind raſch 
vernichten; die finanziellen Kräfte für das Heer dürften nicht durch 
Schaffung einer Schlachtflotte geſchwächt werden. Dagegen fehle es 
leider an Geld für Wege- und Kanalbauten, für Unterſtützung der 
Überſchwemmten in Sachſen und namentlich für Kultuszwecke. Die 
Verhältniſſe der Lehrer in Oberſchleſien bildeten eine Schmach und 
Schande für einen Kulturſtaat. Bei der Rekrutenaushebung müſſe 
man immer mehr auf die Induſtriebevölkerung, in welcher die Sozial⸗ 
demokratie ihren Sitz habe, zurückgreifen. Das Verſprechen wegen 
Aufhebung des Koalitionsverbots ſei nicht gehalten; für Tagegelder 
an Abgeordnete habe man in Preußen eine halbe Million ausgegeben; 
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das ſeien Zuſtände, die der Ehre Deutſchland nicht entſprächen; Ar⸗ 
beiter und Unternehmer würden mit zweierlei Maß gemeſſen; die 
Eröffnungsrede habe von ſozialen Reformen nichts enthalten, dagegen 
werde dem Heere gegenüber noch immer vom inneren Feinde geſprochen, 
allein ohne die Sozialdemokraten könne man keinen Krieg mehr 
führen. In Erwiderung auf dieſe Rede erklärte der Reichskanzler 
Fürſt zu Hohenlohe den Vorwurf wegen des Verbindungsverbots 
der Vereine für ungerechtfertigt; er habe nur die Zuverſicht auf die 
Aufhebung des Verbots in den Einzelſtaaten ausgeſprochen. Kriegs⸗ 
miniſter v. Goßler erwiderte Herrn Bebel, der Staat ſei nicht ſo 
ſchwach, daß er ſich im Kriegsfalle auf die Sozialdemokratie an⸗ 
gewieſen ſehe. Staatsſekretär Tirpitz erklärte die Behauptung 
Bebels, daß Fürſt Bismarck ein Gegner der Marinevorlage ſei, für 
falſch, vielmehr habe ihm der Fürſt brieflich geäußert, er würde im 
Reichstage dafür ſtimmen. Staatsſekretär Graf Poſadowsky er- 
widerte Herrn Bebel, daß es den Regierungen ernſt mit den ſozialen 
Reformen ſei. Bei der Fortſetzung der Beratung am 13. Dezember 
kam Graf Poſadowsky nochmals und ausführlicher auf Bebels 
Rede zurück: Die bisherige Politik habe den Arbeitern höhere Löhne 
gebracht; an eine Durchbrechung der Freizügigkeit ſei nicht zu denken, 
aber die Klagen der Landwirte über den Zug der Arbeiter vom 
Lande weg ſeien berechtigt; der neueſte preußiſche Etat enthalte für 
Schulzwecke 136 Millionen; ſeit Beſtehen der ſozialen Verſicherungs⸗ 
geſetzgebung hätten die Arbeitgeber eine Milliarde für ſozialpolitiſche 
Zwecke ausgegeben, täglich betrage dieſe Ausgabe eine Million. 
Nachdem ſodann der preußiſche Miniſter Brefeld Vorwürfe, welche 
von ſozialdemokratiſcher Seite gegen die preußiſche Bergverwaltung 
erhoben waren, zurückgewieſen hatte, meinte Richter (freiſ. Vp.), daß 
für Kultuszwecke noch lange nicht genug ausgeworfen ſei; er tadelte fer⸗ 
ner die Sparſamkeit im Eiſenbahnbetriebe, die Zugeſtändniſſe an die 
Agrarier, das Zuckerſteuergeſetz, den Eiſenbahnbau in Südweſtafrika und 
den Plan einer Erweiterung des Poſtregals; in betreff der Aufhebung 
des Verbindungsverbots für Vereine habe der Reichskanzler in der 
That ſeinen Willen nicht durchzuſetzen vermocht. Fürſt zu Hohen— 
lohe erwiderte, er habe die Hoffnung, daß bis zum Jahre 1900 
Regierung und Landtag in Preußen ſich hierüber verſtändigen würden. 
Kolonialdirektor Freiherr v. Richthofen verteidigte gegen Richter die 
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Notwendigkeit des Eiſenbahnbaues in Südweſtafrika. v. Kardorff 
(Reichsp.) bemerkte gegen Bebel, wenn nur der zehnte Teil deſſen 
wahr ſei, was in gewiſſen Broſchüren gegen die Führer der Sozial⸗ 
demokratie behauptet werde, ſo würden die Arbeiter es bald müde 
ſein, ſich von dieſen Herren am Narrenſeil führen zu laſſen. Die 
am 14. Dezember in Anweſenheit von nur 70 Mitgliedern fortgeſetzte 
und kaum um den Etat ſelbſt ſich drehende Verhandlung war im 
ganzen ohne Bedeutung; bemerkenswert iſt nur, daß auf eine Anfrage 
Rickert's (fr. Ver.), welche die Thätigkeit des vorigen Reichskanzlers 
warm in Schutz nahm, der preußiſche Kriegsminiſter v. Goßler er⸗ 
klärte, es liege nicht in der Abſicht, die zweijährige Dienſtverpflich⸗ 
tung zu ändern und eine Vermehrung der Zahl der Infanterie⸗ 
bataillone eintreten zu laſſen, dagegen bedürfe die Organiſation der 
Feldartillerie dringend einer Anderung. Und auf eine Anregung 
von Paaſche (nat.⸗lib.) eröffnete Staatsſekretär Graf Poſadowsky, 
mit England und Nordamerika fänden handelspolitiſche Verhandlungen 
ſtatt, worüber jedoch Mitteilung noch nicht gemacht werden könne. 
v. Hodenberg (Welfe) ſprach von den Verhältniſſen in der „zur 
Zeit zum Königreich Preußen gehörigen“ Provinz Hannover und kam 
auf die letzten Vorgänge in Oſterreich zu reden. Dies veranlaßte 
den Staatsſekretär v. Bülow, die Feſtigkeit des Dreibundes und 
das gute Verhältnis zu Oſterreich-Ungarn zu betonen, welches deutſcher⸗ 
ſeits jede Einmiſchung in die Angelegenheiten der Deutſchen in 
Oſterreich ausſchließe. Die zur Verhandlung ſtehenden finanziellen 
Fragen wurden nur von Zimmermann (Refp.) geſtreift, und auch 
nur inſoweit, als er zur Beſtreitung der Koſten der Flottenver⸗ 
mehrung die Einführung einer progreſſiven Reichseinkommenſteuer 
vorſchlug. v. Stumm (Reichsp.) bezeichnete das Verhalten des 
Reichskanzlers in der Frage des Verbindungsverbotes für Vereine als 
ganz korrekt. Am fünften Beratungstage rühmte Graf Kanitz 
(konſ.), daß die Landwirte mit dem Terminhandelsverbote die be⸗ 
zweckte Geſundung der Preisbewegung erreicht hätten, und beklagte die 
Entvölkerung des platten Landes; ihr dürfe durch Perſonentarif⸗ 
ermäßigungen nicht noch Vorſchub geleiſtet werden. Bebel (ſoz.) 
bielt wegen Anwachſens des Proletariats die Forderung nach gleichen 
Rechten für die Arbeiter für immer begründeter, bedauerte ferner, 
daß der preußiſche Staat zu wenig für die überſchwemmten gethan 
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habe, hielt die Sozialreform für eingeſargt und erblickte in den mili⸗ 
täriſchen wie Flottenrüſtungen einen Widerſpruch gegen die Friedens⸗ 
beteuerungen. Weiter kamen Haſſe (nat. ⸗lib.) und v. Czarlinski 
(Pole) auf die Lage der Deutſchen in Sſterreich zu reden, letzterer 
mit dem Wunſche, daß man, wie in DOfterveich, fo auch in Preußen 
den Polen Gerechtigkeit widerfahren laſſen möge. Die Reden waren 
voll qualvoller Länge, und die ohnehin ſchon dünnen Reihen lichteten 
ſich noch mehr, als Ahlwardt eine Volksverſammlungsrede geringer 
Sorte hielt. Zum Schluß kam es zu ſcharfen Bemerkungen zwiſchen 
v. Stumm (Reichsp.) und Bebel (ſoz.), die einen derartig be- 
leidigenden Charakter annahmen, daß der Präſident mehrmals ein- 
ſchreiten mußte. Der 16. Dezember war der ſechſte Verhandlungs⸗ 
tag, an dem vom Beratungsthema, dem Etat, wieder nicht die Rede 
war. Förſter (d. Refp.) kam nochmals auf die Lage der Deutſchen 
in Oſterreich zu reden, worauf der nunmehrige Unterſtaatsſekretär 
Freiherr v. Richthofen vor Einmiſchung in die inneren Angelegen⸗ 
heiten des uns ſo befreundeten Reiches warnte. Lieber kam gar 
auf die Flottenfrage wieder zu reden, diesmal mit der Verſicherung, 
daß das Centrum zur Aufklärung der öffentlichen Meinung eine ehr⸗ 
liche Prüfung wünſche. Graf Limburg-Stirum (konſ.) warf zur 
öſterreichiſchen Frage ein, die dortigen Deutſchen hätten, als fie zur 
Gründerzeit am Ruder geweſen, alles aufgeboten, um die Macht des 
Kaiſers zu ſchwächen. Staatsſekretär Graf Poſadowsky wies die 
Behauptung von der Anſtrebung eines Stillſtandes der Sozialgeſetz⸗ 
gebung zurück. Hiermit endete die erſte Beratung des Etats. 
Obwohl den Abgeordneten das Weihnachtsfeſt ſichtlich ſchon 
ſtark in den Gliedern ſteckte, brachte die bis auf einen kümmerlichen 
Reſt zuſammengeſchmolzene Reichstagsgemeinde es fertig, vor den 
Ferien die erſte Leſung der Militärſtrafprozeßordnung am 16. und 
17. Dezember friedlich zu erledigen. Die Vorlage umfaßt 450 Para⸗ 
graphen und 2 Anhängſel, ein Einführungsgeſetz und einen Entwurf 
über die Dienſtvergehen der richterlichen Militärjuſtizbeamten ſowie 
ihre unfreiwillige Verſetzung in eine andere Stellung oder in Ruhe— 
ſtand. Die Begründung der Vorlage umfaßt 200 Folioſeiten. Die 
Vorlage enthält folgende Hauptpunkte: Weitgehendſte Durchführung 
des mündlichen unmittelbaren Verfahrens, unter Zulaſſung der 
Offentlichkeit und Hauptverhandlung nach bayeriſchem Vorbild; eine 
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ſcharfe Trennung der Aufgabe der Richter, Ankläger und Verteidiger; 
Ständigkeit der Gerichte in allen Inſtanzen in erheblichem Umfange; 
unbeſchränkte Verteidigung in Fällen der höheren Gerichtsbarkeit, bei 
bürgerlichen Vergehungen auch durch die zugelaſſenen Rechtsanwälte; 
freie Beweiswürdigung auf Grund der vom Richter in der gericht⸗ 
lichen Verhandlung gemachten Wahrnehmungen; gleicher Wert für 
jede Richterſtimme; Gewährung der Rechtsmittel nach dem Vorbild 
der bürgerlichen Strafprozeßordnung; Zulaſſung der Beſchwerde, Be⸗ 
rufung und Reviſion, Einrichtung eines vollſtändigen Inſtanzenzugs; 
endgiltige Entſcheidung des Gerichts über die Thatfrage und das 
Strafmaß, uneingeſchränkte Selbſtändigkeit des erkennenden Gerichts; 
einheitliches Rechtsverfahren für Heer und Marine; endlich als 
oberſte Spitze das Reichsmilitärgericht zur Sicherung übereinſtimmen⸗ 
der Auslegung und Anwendung der Geſetze. Die Beratung wurde 
vom Reichskanzler Fürſten zu Hohenlohe eröffnet, welcher die 
Hauptpunkte der ſomit auf modernen Rechtsanſchauungen aufgebauten 
Vorlage hervorhob; eine weitere Annäherung an die Formen und 
Grundſätze des bürgerlichen Strafprozeſſes verbiete die Rückſicht auf 
die Einrichtungen des Heeres und auf die Aufrechthaltung der Dis— 
ziplin; die Vorlage habe nicht zu ſtande kommen können, ohne daß 
des großen Zwecks halber von den Kontingentsherrn auf bedeutende 
Rechte verzichtet wäre. Hiernach gab der preußiſche Kriegsminiſter 
v. Goßler eine Darlegung der Vorgeſchichte des Entwurfs, deſſen 
Förderung der Kaiſer ihm an's Herz gelegt habe, mit dem Bemerken, 
die Grundlagen der Vorlage dürften nicht verändert werden. Gröber 
(Centr.) dagegen hoffte auf Verſtändigung nur im Falle wichtiger 
Änderungen; auch erkannte er das bayeriſche Reſervatrecht hinſichtlich 
des oberſten Gerichtshofs an. Nach v. Puttkammer-Plauth ſtänden 
die Konſervativen teils ablehnend, teils ſchwankend der Vorlage gegen⸗ 
über, namentlich hätten ſie das Bedenken, daß die Offentlichkeit der 
Verhandlungen den Angriffen auf das Heer neue Nahrung zuführen 
werde. Schröder (fr. Ver.) wollte den Anſpruch Bayerns nicht 
anerkennen, weil es eine eigene Militärgerichtsbarkeit eben nur ſolange 
beſitze, als dieſe Frage nicht durch das Reich geordnet ſei. Dagegen 
wahrte der bayeriſche Bevollmächtigte Graf Lerchenfeld Bayerns 
Anſpruch auf einen oberſten Militärgerichtshof, worüber, da er im 
Bundesrate nicht beſtritten und nicht anerkannt werde, die Frage 
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offen gelaſſen ſei. Der Reichskanzler Fürſt zu Hohenlohe erklärte 
nunmehr ebenfalls, daß bezüglich dieſes Punktes Meinungsverſchieden⸗ 
heiten obwalteten, die aber hoffentlich in freundlicher Weiſe würden 
ausgeglichen werden. v. Hertling (Centr.) war für Wahrung des 
bayeriſchen Sonderrechts, weil der föderative Grundſatz des Reichs 
aufrecht erhalten werden müſſe. Am 17. Dezember trat zunächſt 
Baſſermann mit einer Anerkennung der großen Fortſchritte auf, 
welche die Vorlage biete; die Nationalliberalen wünſchten einige 
Anderungen, jedoch nicht ſolche, durch welche die Disziplin erſchüttert 
werden könnte. Frohme (ſoz.) erhob gegen die Militärjuſtiz den 
Vorwurf gehäſſiger Parteilichkeit und wollte der Militärgerichtsbarkeit 
überhaupt keine Berechtigung zuerkennen. Dieſe Bemerkungen wies 
der Generalauditeur Ittenbach kräftig zurück, unter Disziplin ſei 
unbedingte Treue gegen den oberſten Kriegsherrn und Gehorſam gegen 
den Vorgeſetzten zu verſtehen. Graf Bernſtorff war für unveränderte 
Annahme der Vorlage, wogegen Beckh (freiſ. Vp.) meinte, ſie entſpreche 
nicht modernen Anſchauungen; das Urteil in Süddeutſchland gehe da⸗ 
hin, es ſei eine Sauce, nicht der Braten ſerviert worden. Nach 
Munckel endlich ſtehe die freiſinnige Volkspartei der Vorlage kühl, 
aber nicht radikal ablehnend gegenüber. Die Beratung endete mit 
Verweiſung der Vorlage an eine beſondere Kommiſſion. Beruhigt 
ging nunmehr der Reichstag in die Ferien bis zum 11. Januar. 
Was die Beziehungen Deutſchlands zum Auslande betrifft, 
jo trat das gute Einvernehmen mit Rußland nicht bloß in den Zu- 
ſammenkünften der beiden Kaiſer hervor, ſondern auch durch gemeinſame 
deutſch⸗ruſſiſche Zollverhandlungen, deren in einem Schlußproto⸗ 
koll niedergelegtes Ergebnis der „Reichsanzeiger“ am 9. Februar 
veröffentlichte. Die Beziehungen zu Schweden wurden verſtärkt 
durch die am 29. April erfolgte Eröffnung der Dampferlinie von 
Saßnitz auf Rügen nach Trelleborg; an den Feſtlichkeiten in 
Saßnitz, Malmö und Lund nahmen hervorragende Beamte beider 
Staaten teil. Im April wurden Handelsverträge mit Nikaragua 
und mit dem Oranje-Freiſtaat geſchloſſen. Bei der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika legte die deutſche Re— 
gierung im April Verwahrung ein gegen die vertragswidrige Diffe⸗ 
reuzierung des Zuckerzolls in der neuen nordamerikaniſchen Tarif- 
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deutſcher Miſſionare bei Yengtu im ſüdlichen Teile der chineſiſchen 
Provinz Schantung wurden am 14. November von der unter dem 
Befehle des Vizeadmirals v. Diedrichs ftehenden, aus dem 
Kreuzer erſter Klaſſe „Kaiſer“, und den Kreuzern zweiter Klaſſe 
„Prinzeß Wilhelm“, „Arkona“ und „Kormoran“ ſowie dem Stations⸗ 
ſchiff „Geyer“ zuſammengeſetzten deutſchen Kreuzerdiviſion 600 Mann 
in der dem Thatorte naheliegenden großen Bucht von Kiagotſchau 
am gelben Meere gelandet. Die 1200 Mann zählenden chineſiſchen 
Truppen zogen aus ihren dortigen Lagern ab, welche ohne Blutver⸗ 
gießen von den deutſchen Truppen beſetzt wurden. Dieſe beſetzten 
ſodann am 3. Dezember auch die Stadt Kiaotſchau. Bei dieſer 
Unternehmung war es nicht bloß auf die Durchſetzung der infolge 
jener Ermordung von Deutſchen geſtellten Forderungen, ſondern auch 
auf eine Garantie gegen die Wiederkehr ähnlicher Fälle abgeſehen. 
Man mußte einen dauernden Stützpunkt haben, um alsdann ſogleich 
mit Machtmitteln zur Stelle ſein zu können. Infolgedeſſen ſtellte 
ſich die Notwendigkeit einer Verſtärkung der Landungsabteilung des 
Kreuzergeſchwaders heraus, denn durch die Landung von Matroſen 
drohte die Mandvrierfähigkeit der Schiffe beeinträchtigt zu werden. 
Dieſe Verſtärkung beſtand aus einem Bataillon Marine-Infanterie zu 
4 Kompanien und in Stärke von 23 Offizieren, Arzten, Zahlmeiſtern 
ſowie 1200 Mann Unteroffizieren und Mannſchaften, ferner aus 
einer Kompanie Matroſenartillerie, beſtehend aus 200 Mann mit 
4 Offizieren. Dem Transporte wurde eine Anzahl von Feldgeſchützen 
und Maſchinengewehren beigegeben. Die Abfahrt von Kiel nach 
Wilhelmshaven erfolgte unter patriotiſchen Kundgebungen am 14. De⸗ 
zember; hier wurden die Mannſchaften am 17. Dezember auf den 
dem „Norddeutſchen Lloyd“ gehörigen Dampfern „Darmſtadt“ und 
„Krefeld“ eingeſchifft. Für den 15. Dezember war die Abfahrt einer 
dem Kontreadmiral Prinzen Heinrich von Preußen unterſtellten 
zweiten Kreuzerdiviſion feſtgeſetzt. Bevor der Prinz zur Übernahme 
dieſes Auftrags ſchritt, nahm er von der großherzoglich badiſchen 
Familie in Karlsruhe, von ſeiner Mutter in Kronſtadt und am 
8. Dezember vom Fürſten Bismarck in Friedrichsruh Abſchied, 
ſodann empfing er am 11. Dezember in Kiel Vertreter dieſer Stadt, 
der dortigen Univerſität und der militäriſchen Vereine. Der Rektor 
der Univerſität gab in ſeiner Anſprache dem, wie er ſagte, überall in 
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Deutſchland herrſchenden Gefühle Ausdruck, „daß wir vor einem für 
die geſamte Weltſtellung des Reichs entſcheidenden Wendepunkte 
ſtehen“. Der Prinz erwiderte auf die verſchiedenen Ansprachen, daß 
er dem Befehle des Kaiſers gern Folge gebe, daß auch er die ihm 
geſtellte Aufgabe als ein nationales Werk anſehe und daß er hoffe, 
zur Erweiterung der Macht und Größe Deutſchlands beitragen zu 
können. Dem Prinzen gingen ferner aus vielen Teilen Deutſchlands 
ſchwungvoll gehaltene gute Wünſche zu, denen allen das Gefühl zu 
Grunde lag, daß es ſich um etwas Großes, um ein echt nationales 
Werk handele. 

Der Kaiſer begab ſich am 14. Dezember nach Kiel, um ſich 
von ſeinem Bruder zu verabſchieden; auf der Fahrt dahin ſtattete er 
der Stadt Hamburg einen Beſuch ab, wurde hier glänzend em⸗ 
pfangen, im Rathausweinkeller bewirtet und ſodann im Börſengebäude 
vom früheren Reichstagsabgeordneten Wörmann in einer Anſprache 
als „der mächtige Schirmherr des deutſchen Reichs und der deutſchen 
Flagge auf allen Meeren“, unter Zuſtimmung einer vieltauſend⸗ 
köpfigen Menge, begeiſterungsvoll gefeiert. 

Am 15. Dezember fand ſich der Kaiſer auf der im Kieler 
Hafen liegenden, mit der „Deutſchland“ zur Fahrt nach Oſtaſien 
beſtimmten „Gefion“ ein und ermahnte die Beſatzung, eingedenk 
ihres Fahneneides ſich brav zu halten. Am Abend dieſes Tages fand 
im Kieler Schloſſe zu Ehren des Prinzen Heinrich ein Abſchieds⸗ 
mal ſtatt, bei welchem der Kaiſer einen politiſch bedeutſamen Trink- 
ſpruch ausbrachte. Ein ernſtes Gefühl, ſagte er, bewege ihn, da 
er ſich der dem Prinzen geſtellten Aufgabe wie der Verantwortlich⸗ 
keit, welche er ſelbſt trage, vollkommen bewußt ſei; bewußt ſei er ſich 
aber auch ſeiner Verpflichtung, dasjenige auszubauen und weiterzu⸗ 
führen, was ſeine Vorgänger ihm hinterlaſſen hätten. „Die Fahrten, 
die du antreten wirſt“, ſo fuhr der Kaiſer in der Anrede an ſeinen 
Bruder fort, „bedingen an ſich nichts neues; ſie ſind die logiſchen 
Konſequenzen deſſen, was mein hochſeliger Herr Groß— 
vater und ſein großer Kanzler politiſch geſtiftet und was 
unſer herrlicher Vater mit dem Schwerte auf dem Schlachtfelde er⸗ 
rungen hat; es iſt weiter nichts, wie die erſte Bethätigung des 
neugeeinten und neuerſtandenen deutſchen Reichs in ſeinen 
überſeeiſchen Aufgaben. Dasſelbe hat in der ſtaunenswerten 


13* 


196 Programmrede des Kaiſers im Schloſſe zu Kiel. 


Entwicklung ſeiner Handelsintereſſen einen ſolchen Umfang ge— 
wonnen, daß es meine Pflicht iſt, der neuen deutſchen Hanſa zu 
folgen und ihr den Schutz angedeihen zu laſſen, den ſie vom Reiche 
und vom Kaiſer verlangen kann“; es gelte, den deutſchen Brüdern 
kirchlichen Berufs im fremden Lande für immer Halt und Schutz 
zu verſchaffen; die Aufgabe ſei alſo weſentlich die eines Schutzes, 
nicht die des Trutzes; es ſolle unter dem ſchützenden Panier der 
deutſchen Kriegsflagge dem Handel das von Fremden allen anderen 
Nationen zugeſtandene gleiche Recht zu teil werden; die alte Hanſa 
ſei wegen Mangels kaiſerlichen Schutzes verfallen, jetzt aber ſei dies 
anders; „Reichsgewalt bedeutet Seegewalt, Seegewalt und 
Reichsgewalt bedingen ſich gegenſeitig ſo, daß die eine ohne die 
andere nicht beſtehen kann“. Jedem deutſchen Kaufmann und vor 
allem dem Fremden draußen möge klar ſein, daß der deutſche 
Michel ſeinen mit dem Reichsadler geſchmückten Schild feſt auf den 
Boden geſtellt habe, um dem, der ihn um Schutz augehe, ein für 
allemal ihn zu gewähren; unſere Landsleute draußen möchten feſt 
überzeugt fein, daß der Schutz des Reichs durch die kaiſerlichen 
Schiffe ihnen nachhaltig werde gewährt werden. „Sollte es aber je 
einer unternehmen“, ſo ſchloß der Kaiſer die Anrede an den Bruder, 
„uns an unſerem guten Rechte zu kränken oder ſchädigen zu wollen, 
dann fahre darein mit gepanzerter Fauſt! und, ſo Gott will, flechte 
dir den Lorbeer um deine junge Stirn, den niemand im ganzen 
deutſchen Reiche dir neiden wird!“ 

Prinz Heinrich ſagte in ſeiner Antwort, nach einem kurzen 
Rückblicke auf ſein und des Bruders Leben, er wiſſe, wie ſchwer das 
Opfer ſei, welches der Kaiſer durch die Verleihung dieſes ſchönen 
Kommandos bringe; für dieſes Vertrauen ſei er ihm zu tiefem 
Danke verbunden und verſichere: „mich lockt nicht Ruhm, mich lockt 
nicht Lorbeer, mich ziehet nur eins: das Evangelium Eurer 
Majeſtät geheiligter Perſon im Auslande zu künden, zu predigen 
jedem, der es hören will, auch denen, die es nicht hören wollen“. 

Die in Form eines Scheidegrußes an den hinausziehenden 
Bruder gekleidete Verkündigung eines Regie rungsprogramms 
fand in allen national geſinnten Teilen der Bevölkerung des Reiches 
den lebhafteſten Beifall; es atmete eine ruhige, friedliche Entſchloſſen⸗ 
heit, es knüpfte ſo unbeſtreitbar echt an die großen Vorgänge, aus 
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welchen das neue Reich entſtanden war, und es war ſichtlich von 
dem Geiſte derer durchweht, welche dasſelbe ſchufen, ja es war ganz 
geeignet, die ſtreitenden Parteien nochmals auf die Notwendigkeit der 
Voranſtellung großer Geſichtspunkte hinzuweiſen. Jetzt lag endlich 
zu Tage, was unter der vielbeſtrittenen „Weltpolitik“ Deutſch⸗ 
lands verſtanden werden ſollte: es war eben nichts anderes, als die 
Einnahme einer Stellung, wie ſie England in Hongkong, Frankreich 
in Tonkin, Rußland in der Mandſchurei ſich bereits geſichert hatten, 
nichts phantaſtiſches und nichts chauviniſtiſches, ſondern Schutz der 
deutſchen Intereſſen, unter Erhaltung des Friedens mit den in ähn⸗ 
licher Weiſe intereſſirten Mächten; nicht einmal mit China ſelbſt, 
dem mitten im Frieden anſcheinend ein Stückchen Land weggenommen 
werden ſollte, konnte eine Mißhelligkeit darüber entſtehen, vielmehr 
mußte angenommen werden, daß mit dieſer nächſtbeteiligten Macht 
wie auch mit Rußland eine Verſtändigung hierüber bereits erzielt 
worden ſei. Auch von der dritten Macht, welche bei Reviſion des Ver⸗ 
trags von Shimonoſoki gemeinſam vorgegangen und für China die 
große Halbinſel Linotong gerettet hatte, von Frankreich, ließ ſich 
eine Einſprache nicht erwarten. Der Eindruck der Eröffnung dieſer 
großen Perſpektive drückte ſich mehrfach in der Preſſe aus; dagegen 
dauerte es einige Zeit bis er in die große Menge drang; immerhin 
erfolgten noch im Dezember eine Reihe beachtenswerter Kundgebungen 
der Zuſtimmung aus verſchiedenen Bevölkerungskreiſen, vornämlich 
aus denen des Handels. Die Erzbiſchöfe von Breslau und 
Poſen befanden ſich unter den erſten, welche dem Kaiſer für die 
Beſchützung der Miſſionen Dank ſagten. Erſteren bezeichnete 
darauf der Monarch in ſeiner Antwort als einen dem Vaterlande 
wie der Kirche gleich treu ergebenen Mann, ein Satz, welcher in der 
Antwort an v. Stablewski nicht vorkam. Die Preſſe Oſterreichs 
pries den neuen Entſchluß Deutſchlands und die römiſche „Tribung“ 
bemerkte, die Reden in Kiel ſpiegelten wunderbar wieder das Bewußt⸗ 
ſein einer auf dem Gipfel ihrer Entwicklung angelangten Kraft, 
den „Schrei der Seele Deutſchlands, das ſich zu immer höherem 
Fluge rüſtet, wie der Adler auf den Fahnen ſeines Heeres und 
ſeiner Flotte.“ 

Am 16. Dezember, kurz nach 8 Uhr morgens verließ der 
Kreuzer „Gefion“, unter den Salutſchüſſen und den Hurrahrufen 
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der Mannſchaften ſämtlicher Kriegsſchiffe den Kieler Hafen um die 
Fahrt durch den Nordoſtſeekanal anzutreten. An der Barbaroſſa— 
brücke waren zahlreiche Offiziere der Marine und des Heeres ver- 
ſammelt, darunter die Admirale Tirpitz, v. Knorr, Koeſter, Thomſen, 
Bendemann, Oldekop und v. Arnim zur Begrüßung des Prinzen 
Heinrich, der, vom Schloſſe kommend, in Begleitung des Kaiſers, 
des Kronprinzen, der Prinzen Eitel Friedrich und Adalbert, 
von hier aus das Flaggenſchiff „Deutſchland“ beſtieg, die ſich 
ſodann ebenfalls langſam in Bewegung ſetzte. Von den Fenſtern 
des Schloſſes ſah die Prinzeſſin Heinrich mit ihren Söhnen der 
Abfahrt zu. Der Kaiſer und ſeine Söhne gaben das Geleit nur 
bis Rendsburg, während die Prinzeſſin Heinrich ihren Gemahl 
nochmals am Ende des Kanals, in Brunsbüttel begrüßte. 

Die Kieler Rede des Kaiſers bildete noch mehrfach den Gegen— 
ſtand zahlreicher Beſprechungen in der Preſſe. Von freiſinniger 
Seite vernahm man, der kaiſerliche Trinkſpruch erwecke den Anſchein, 
als ob bis dahin das Deutſche Reich ſeine überſeeiſchen Aufgaben 
nicht erfüllt hätte, und wir würden uns durch dieſes Vorgehen über⸗ 
all nur Feinde erwecken; die Centrumspreſſe meinte, das Reich ſei 
auch ohne Seemacht gewaltig genug, um dem deutſchen Handel neuen 
Aufſchwung zu verleihen. Beſonders auffallend fand man auf 
mehreren Seiten des Prinzen Heinrich Ausdruck vom „Evan— 
gelium“ der geheiligten Perſon des Kaiſers; es war damit 
aber offenbar nur deſſen neues Programm gemeint; im übrigen 
klangen aus der Preſſe Außerungen hervor, wie die, daß die Worte 
des Kaiſers der Nation aus der Seele geſprochen ſeien und daß alle 
patriotiſchen Herzen die Empfindung hätten, vor einer That zu 
ſtehen, die aus dem Geiſte geboren worden, der uns das Reich 
geſchaffen hat; nicht willkürlich ſei die neue Aufgabe erſonnen, ſondern 
ſie habe ſich naturgemäß entwickelt, und ſie habe der Kaiſer gemeint, 
als er bereits am 30. November die Vertreter des deutſchen Volks 
aufgefordert habe, ihm zu helfen; ein Volk ohne Flotte habe aller⸗ 
dings im 20. Jahrhundert Wert und Bedeutung für die Entwicklung 
der Kultur verloren, weil es dann vom Welttheater verſchwinde, und 
dies gelte ganz beſonders vom deutſchen Volke, deſſen Handel ſich in 
neueſter Zeit jo großartig und für England fo beängſtigend ent⸗ 
wickelt habe. 
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„Deutſchland“ und „Gefion“ gingen nach einer Fahrt 
durch dicken Nebel am 20. Dezember bei Spithead vor Anker, Prinz 
Heinrich beſuchte ſeine Großmutter, die Königin von Großbritannien, 
in Windſor, und Admiral Seymour veranſtaltete in Portsmouth einen 
Ball für die deutſchen Offiziere. Bis zum Jahresſchluß gelangte 
das deutſche Geſchwader bis in die Nähe von Port Said. 

Die Bucht von Kiaotſchau in der chineſiſchen Provinz 
Schantung iſt ſehr ausgedehnt, vollkommen geſchützt, vermag Schiffe 
ohne Zahl aufzunehmen und bildet in jeder Beziehung den beſten 
Hafen der ganzen nördlichen Hälfte Chinas; ſie iſt durch ihre 
geographiſche Lage unterm 36. Breitengrade ganz beſonders geeignet, 
nicht nur ganz Schantung, ſondern auch weite Gebiete der dahinter 
liegenden großen Ebene mit Handelsgütern zu verſorgen, während 
die anderen Häfen dieſer Halbinſel entweder am Fuße hoher, 
den Landtransport erſchwerender Gebirge oder doch weit von den 
ebeneren Teilen der Provinz entfernt liegen. Dazu kommt noch, 
daß die Bai in der Zone niederen Wellenlandes ſich befindet, welche 
das öſtliche und weſtliche Gebirgsland Shantungs ſcheidet, und daß 
ſich an dieſe Scheide eine für die Binnenſchiffahrt geeignete Waſſer⸗ 
verbindung anſchließt, ſodaß ſich, unter Benutzung früherer, liegen⸗ 
gebliebener Arbeiten am Kiauluiho-Fluſſe, ein Kanal vom gelben 
Meere zum Meerbuſen von Petſchili bauen ließe. Nimmt man 
hinzu, daß ſich in einer Entfernung von nur zwei deutſchen Meilen 
ein Kohlenlager beſindet, ſo bietet die Stellung in dieſer Bucht für 
Deutſchland alles, um ein noch gewichtigeres Wort als bisher in den oſt⸗ 
aſiatiſchen Verhältniſſen mitſprechen zu können. In 17 Stunden vermag 
ein Geſchwader von hier aus die Mitte der Straße von Petſchili zu 
erreichen, in 25 Stunden die Mündung des Peiho vor Tientſin, in 
23 Stunden den koreaniſchen Hafen von Chemulpo und in 30 Stunden 
die Straße von Korea ſowie die Südweſtſpitze Japans. Freilich 
wird die Beſitznahme zu vielen Koſten führen, ſowohl behufs Aus⸗ 
baggerung der Bucht, als auch zur Anlegung von Docks, Depots 
und Befeſtigungen auf den Vorſprüngen zu beiden Seiten des Ein⸗ 
gangs der Bucht. Admiral v. Diedrichs hatte gleich nach der 
Landung, am 14. November, in einer Anſprache die Bewohner des 
Kigotſchau⸗Bezirks aufgefordert, friedlich ihren Beſchäftigungen 
nachzugehen, und die Grenzen des in Beſitz zu nehmenden Gebiets 
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genau angegeben. Chinas Verpachtung dieſes Gebiets mit allen 
Hoheitsrechten an Deutſchland auf die Dauer von 99 Jahren erfolgte 
erſt in den erſten Tagen des folgenden Jahres. 

Ein mit der Negerrepublik Haiti entſtandener Streitfall nahm, 
weil die aus etwa 70 Köpfen beſtehende deutſche Kolonie in 
Port⸗au-Prince ſchon ſeit längerer Zeit unter Unbilden der leiden⸗ 
ſchaftlich verhetzten einheimiſchen Bevölkerung zu leiden hatte, ein 
bedenkliches Ausſehen an. Den Anlaß dieſer Verwickelung bildete 
ein angeblich geſtohlener Schraubenſchlüſſel. Der der That ver- 
dächtige Kutſcher des Fuhrwerksbeſitzers Emil Lüders, eines Reichs— 
deutſchen, wurde durch zerlumpte Poliziſten, welche gegen Recht und 
Geſetz auf ſein Grundſtück eingedrungen waren, verhaftet, Lüders 
aber, der ſich dies nicht gefallen laſſen wollte, wegen Widerſtands 
gegen Beamte am 14. Oktober zu einjährigem Gefängnis und einer 
Geldſtrafe von 100000 Mark gerichtlich verurteilt. Der Vertreter 
des abweſenden deutſchen Miniſterreſidenten, Graf Schwerin, 
welcher den Gerichtsverhandlungen beigewohnt und dabei die Über— 
zeugung gewonnen hatte, daß das Vorgehen der Poliziſten ungeſetzlich 
und das Urteil auf Grund unrichtiger Zeugenausſagen ergangen 
war, erſtattete hierüber ſofort telegraphiſch Anzeige in Berlin, worauf 
er am 16. Oktober die Antwort erhielt, er ſolle die ſofortige Ent⸗ 
laſſung des Lüders aus der Haft und die Beſtrafung der ſchuldigen 
Beamten fordern. Der Graf begab ſich zum Präſidenten der 
Republik, Sam, der ihn jedoch ſehr kühl aufnahm und an einen 
Staatsſekretär verwies. Dieſer ſchickte ihm ein unverſchämtes 
Schreiben und richtete am 21. Oktober an die dortigen Mitglieder 
des diplomatiſchen Korps ein Schreiben mit der Mitteilung, der 
deutſche Vertreter habe einen „ſchweren Verſtoß gegen die inter- 
nationalen Gebräuche“ begangen, indem er, ohne vorher um eine 
Audienz nachgeſucht zu haben, den Präſidenten durch den unerwarteten 
Schritt überraſcht habe, „im Tone eines Ultimatums eine Reihe 
imperativer Vorſchriften mitzuteilen“, unter dem Vorwande der Ver⸗ 
urteilung eines Herrn Lüders, der weſentlich als Haitianer angeſehen 
werden müſſe. Lüders wurde zwar am 22. Oktober aus der Haft 
entlaſſen, und zwar, wie die haitiſche Regierung verlauten ließ, infolge 
eines durch den Geſandten Nordamerikas veranlaßten Gnadenakts; 
Deutſchland ließ jedoch nicht mit ſich ſpaßen, ſondern ſandte die 
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Schulſchiffe „Charlotte“ und „Stein“ ab, welche ſich am 
6. Dezember, unter der Drohung einer Beſchießung, vor Port⸗au⸗ 
Prince legten. Mit erſtaunlicher Schnelligkeit gab nunmehr die 
haitiſche Regierung den vom Grafen Schwerin von Bord der 
„Charlotte“ aus in Form eines Ultimatums geſtellten, binnen 
vier Stunden zu erfüllenden Forderungen nach. Dieſe beſtanden in 
der Zahlung von 20 000 Dollars, einem Entſchuldigungsbriefe des 
Juſtizminiſters und der Umſtoßung des Urteils gegen Lüders. Das 
haitiſche Flaggenſchiff „Créte⸗aä⸗Pierrot“ hißte feine Flagge zur 
Begrüßung der deutſchen Flagge; ein Muſikkorps der haitiſchen Flotte 
ſpielte die deutſche Nationalhymne und folgenden Tags wurde Graf 
Schwerin in feierlicher Weiſe vom Präſidenten der Republik mit 
der Verſicherung empfangen, daß an den betreffenden Beamten 
ſummariſche Juſtiz geübt werden ſolle. Den Schluß bildete ein 
Feſtmahl beim ſchwarzen Präſidenten, der ein Glas auf das Wohl 
des deutſchen Kaiſers leerte. 

Am 16. Dezember abends machte der Kaiſer, von Rends⸗ 
burg kommend, mit dem Prinzen Adalbert einen einſtündigen 
Beſuch beim Fürſten Bismarck, der ihn jedoch nur im Lehnſtuhl 
ſitzend empfangen konnte. Damit war die zweite Ungnade, in welche 
der Fürſt gefallen zu ſein ſchien, und welche im Frühjahre das Volk 
ſo lebhaft bewegt hatte, wieder gehoben. Dieſer Umſtand in Ver⸗ 
bindung ſowohl mit den erhebenden Vorgängen in Kiel, als auch 
mit der von der Regierung letzhin überhaupt gezeigten Feſtigkeit 
ſowie mit durch den Staatsſekretär des Innern erfolgten Verkündigung 
eines Ausbaues der ſozialpolitiſchen Geſetze, trug ſichtlich zu einer 
Hebung der Stimmung lange Zeit unzufrieden geweſener Bevölkerungs⸗ 
klaſſen bei, ſo daß man das Jahr ſchließlich doch nicht in düſteren 
politiſchen Verhältniſſen ſchien verlaſſen zu brauchen, wenngleich die 
Vorbereitungen für die nächſtjährigen politiſchen Wahlen auch noch 
im Dezember ein wirres Durcheinander darboten. 

Der Kaiſer war am 21. Dezember bei der feierlichen Ein- 
weihung der neuerbauten evangeliſchen Garniſonkirche in Thorn 
anweſend und beſuchte gelegentlich dieſes Ausflugs die Stadt Grau— 
denz, wo er, in Beantwortung einer Anſprache des Bürgermeiſters 
Kühnaſt, u. a. ſagte, feine Fürſorge für die Stadt gehe dahin, fie 
als Feſtungsſtadt immer reicher auszugeſtalten, damit fie bei einer künftigen 
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Bedrängnis widerſtehen könne; er hoffe jedoch, daß es nie dazu 
kommen werde, „denn unſer Nachbar im Oſten, ein lieber und 
getreuer Freund von mir, hat dieſelben politiſchen Anſichten, wie 
ich.“ Dieſe Worte ſchienen zu beweiſen, daß auch in der oſtaſiatiſchen 
Frage keine Meinungsverſchiedenheit mit Rußland obwalte. 

Auf militäriſchem Gebiete war bemerkenswert, daß am 1. April 
die Aufſtellung der neuen, aus den Halbbataillonen gebildeten 
Regimenter erfolgte. Das neue Geſchütz der Feldartillerie ließ 
ſich der Kaiſer im Mai, als vier Armeekorps mit der Schnellladekanone 
ausgerüſtet waren, von einer reitenden Batterie des 2. Garde-Feld⸗ 
Art.⸗Reg. bei Berlin vorführen. Die Landesverteidigungs-Kom⸗ 
miſſion wurde am 6. Mai aufgehoben. Bei Vereidigung von Re- 
kruten der Marine in Wilhelmshaven am 4. März kam der 
Kaiſer in einer Anſprache auf das bewunderungswürdige Verhalten 
der Mannſchaft des untergegangenen „Iltis“ zu reden, welches einer 
ſiegreichen Schlacht gleichwertig ſei. Die Marine erlitt ferner Ein⸗ 
buße durch den Untergang der am 20. Auguſt vor Neufahrwaſſer 
von einem Torpedoboote gerammten Barkaſſe „Weißenburg“ und 
am 22. September durch den Untergang des Torpedoboots Nr. 26 
mit faſt der geſamten Mannſchaft, einſchließlich des Befehlshabers, 
des jugendlichen Herzogs Friedrich Wilhelm von Mecklenburg— 
Schwerin, vor der Elbmündung; dagegen wurde ſie vermehrt durch 
den in Bremen vom Stapel gelaſſenen, vom Erbgroßherzog von Olden— 
burg auf den Namen „Victoria Louiſe“ getauften erſten Kreuzer 
neuer Sorte, ferner durch den am 14. April von der Werft des 
„Vulkan“ bei Stettin vom Stapel gegangenen Kreuzer 2. Klaſſe, 
welchen, auf Wunſch des Kaiſers, Prinz Ludwig von Bayern auf 
den Namen „Hertha“ taufte, ſodann durch den am 11. Mai in 
Danzig vom Prinzen Heinrich von Preußen „Freya“ getauften 
Kreuzer, weiter durch das am 14. September in Wilhelmshaven auf 
den Namen „Kaiſer Wilhelm II.“ getaufte Panzerſchiff, alsdann durch 
den am 25. September in Kiel, in Anweſenheit von Mitgliedern der 
bismarck'ſchen Familie, von der Gräfin W. Bismarck getauften Panzer⸗ 
kreuzer „Fürſt Bismarck“. Bei dem hieran ſich anſchließenden 
Feſtmahle brachte der Staatsſekretär Tirpitz einen Trinkſpruch auf 
den Fürſten Bismarck in Friedrichsruh aus und nachmittags führte 
ein Sonderzug die Staatsſekretäre Tirpitz und v. Thielmann ſowie 
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den Miniſter v. Miquel nach Friedrichsruh, wo bereits ein Modell 
des neuen Schiffes aufgeſtellt und ein Glückwunſch-Telegramm des 
Kaiſers aus Rominten eingetroffen war. Endlich lief am 21. De⸗ 
zember in Danzig ein Kreuzer vom Stapel, der vom Admiral 
Hollmann auf den Namen „Vineta“ getauft wurde. 

Es kamen in dieſem Jahre folgende hervorragende Veränderungen 
im Beamtenperſonale vor: Im April wurde die erledigte Stelle 
eines Abteilungsdirektors im Kultusminiſterium dem Wirkl. Geh. Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Althoff übertragen, der als Nachfolger im Dezernat 
für die Univerſitäten den Prof. Elſter aus Breslau erhielt. Der 
Generaloberſt Freiherr v. Los wurde im Mai von den Stellungen 
eines Oberbefehlshabers in den Marken und eines Gouverneurs von 
Berlin entbunden; letztere Stellung erhielt der General der Kavallerie 
Graf v. Wedel. Der frühere Miniſter des Innern, v. Köller 
wurde Anfang Auguſt zum Oberpräſidenten von Schleswig⸗Holſtein 
ernannt. Der auf längere Zeit beurlaubte Staatsſekretär des Außern 
b. Marſchall wurde anfangs vom Unterſtaatsſekretär, Freiherr 
b. Rotenhan, ſeit dem 9. Auguſt vom Botſchafter in Rom, 
v. Bülow, vertreten. Der bisherige Botſchafter in Wafhingten, 
Freiherr Dr. v. Thielmann wurde zum Staatsſekretär des Reichs⸗ 
ſchatzamts ernannt; ſeine bisherige Stellung wurde dem Geſandten in 
Stuttgart, dem Wirkl. Geh. Rat Dr. v. Holleben übertragen, an 
deſſen Stelle der bisherige Geſandte in Liſſabon, v. Derenthall, 
trat. Dieſer wurde wiederum durch den bisherigen Geſandten in 
Weimar, Raſchdau, erſetzt. An Stelle des Freiherrn v. Gutſchmid 
wurde Graf v. Leyden zum Geſandten in Japau, zu deſſen Nach⸗ 
folger als Geſandter in Bukareſt der Wirkl. Geh. Rat Graf 
b. Bray-Steinburg, dieſer aber als Geſandter in Stockholm an 
Stelle des Grafen v. Wallwitz, bisherigen Geſandten in Hamburg, 
ernannt. An Stelle des Präſidenten Bödiker trat der Direktor im 
Reichsverſicherungsamte, Geh. Oberregierungsrat Gäbel als Präſi⸗ 
dent des Reichsverſicherungsamtes. Kontreadmiral Tirpitz übernahm 
am 31. Auguſt die Geſchäfte eines Staatsſekretärs des Reichsmarine⸗ 
Amtes. Die endgiltige Ernennung des Geſandten v. Bülow in 
Rom zum Staatsſekretär des Außern erfolgte am 20., die des bis⸗ 
herigen Inhabers dieſes Amtes, des Freiherrn Marſchall v. Bieberſtein, 
zum Botſchafter in Konſtantinopel am 23. November. Zum 
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türkiſchen Botſchafter in Berlin an Stelle Ghalib Bey's wurde im 
November der Generaladjutant des Sultans, Tewfik Paſcha er⸗ 
nannt. Freiherr v. Rotenhan, ſeit 7 Jahren Unterſtaatsſekretär im 
Auswärtigen Amte, wurde zum Geſandten in Bern an Stelle des 
zum Geſandten in Liſſabon ernannten Grafen Tattenbach beſtimmt, 
nachdem der bisherige dortige Geſandte Raſchdau in Ruheſtand ge 
treten war. Die Stelle v. Rotenhan's erhielt Freiherr v. Richthofen, 
unter einſtweiliger Beibehaltung ſeiner Stellung als Direktor der 
Kolonialabteilung. Als Botſchafter der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika in Berlin trat White an Stelle von Uhl. Anfang 
Dezember wurde der Prinz von Ratibor und Corvey zum Ge— 
ſandten in Weimar ernannt. An die Stelle des nunmehrigen Staats⸗ 
ſekretärs v. Bülow trat der bisherige Botſchafter in Konſtantinopel, 
Freiherr Saurma von der Jeltſch als Botſchafter in Rom. Am 
Ende des Jahres trat Präſident v. Bennigſen als Oberpräſident 
der Provinz Hannover zurück und erhielt zum Nachfolger den Grafen 
Konſtantin zu Stolberg-Wernigerode, ſeit 1874 Regierungspräſi⸗ 
denten in Merſeburg. An Stelle des aus dem Staatsdienſte ſcheidenden 
Oberpräſidenten der Provinz Sachſen, v. Pommer⸗Eſche, trat der 
frühere Staatsſekretär Dr. v. Boetticher. 

Die Totenliſte wurde eröffnet vom Oberſtleutnant a. D. 
v. Blankenburg, viele Jahre hindurch geiſtigen Leiter der konſerva⸗ 
tiven Partei Schleſiens, der am 6. Januar, 77 Jahre alt, in Breslau 
ſtarb. Am 8. April verſchied in Berlin der hochverdiente, eines 
Weltrufs genießende Staatsſekretär Dr. v. Stephan, der große 
Reformator des Poſtweſens. Der Geueralſuperintendent der Rhein⸗ 
provinz, Baur, früher Hof- und Domprediger in Berlin, auch Mit⸗ 
glied des Oberkirchenrats, ſtarb am 18. April in Koblenz. Der 
deutſche Miniſterreſident in Luxemburg, Prinz Franz von Thurn 
und Taxis ſtarb hier am 4. Mai. Der General der Kavallerie 
und Generadjutant des Kaiſers v. Albedyll, der im Feldzuge von 
1870—71 im Militärkabinett des Kaiſers thätig und ſeit 1872 Vor⸗ 
ſtand des Militärkabinetts war, ſtarb am 13. Juni im 74. Lebens⸗ 
jahre zu Potsdam. Der Profeſſor des Handelsrechts, Goldſchmidt, 
1875 — 77 Mitglied des Reichstags, ſtarb am 17. Juli auf Wilhelms⸗ 
höhe. Es folgte das nationalliberale Mitglied des Abgeordneten⸗ 
hauſes Max Weber, der am 10. Auguſt in Riga verſchied. Fürſt 
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Hugo zu Hohenlohe-Ohringen, Herzog von Ujeſt, früher Mitglied 
des Abgeordneten⸗, dann des Herrenhauſes, auch Vizepräſident des 
erſten Reichstags, ſtarb am 23. Auguſt im Schloß Slawentzitz in 
Schleſien. Am 7. September ſtarb Graf Konrad v. Holitein- 
Neverſtorff, ein hervorragendes Mitglied der konſervativen Partei. 
Der bekannte frühere Abg. Petri ſtarb am 13. November in Kaſſel 
als Senatspräſident beim Oberlandesgericht. Am 4. Dezember ver⸗ 
ſchied auf Teneriffa der bekannte Afrikaforſcher Dr. Eugen Zintgraff, 
am 6. Dezember v. Tiedemann auf Gut Kranz, ſeit 1879 frei⸗ 
konſervativer Landtagsabgeordneter des poſen'ſchen Bezirkes Meſeritz⸗ 
Bomſt. 

Von den deutſchen Schutzgebieten trat in dieſem Jahre be⸗ 
ſonders das von Togo an der afrikaniſchen Guineaküſte hervor. Es 
handelte ſich um die Ausdehnung und Abgrenzung des ſog. Hinter- 
landes, um deſſen Gewinnung ſchon längere Zeit eine Art Wett⸗ 
lauf deutſcher und franzöſiſcher Pioniere ſtattgefunden hatte. So 
große Erfolge die von Dr. Gruner geleiteten Unternehmungen auch 
gehabt zu haben ſchienen, ſo ſtellte ſich bei der in Paris ſtattgehabten 
Konferenz deutſcher und franzöſiſcher Bevollmächtigten doch heraus, 
daß infolge ungünſtiger Umſtände weite Gebiete, auf welche deutſcher⸗ 
ſeits bereits die Hand gelegt war, den Franzoſen als Hinterland 
ihres eroberten Dahomeh-Reiches überlaſſen werden mußten. In dem 
von jener Konferenz am 9. Juli feſtgeſetzten Protokoll wurde zwar 
das nördlich vom neutralen Gebiete Salaga liegende Land mit dem 
Hauptorte Sanſanne⸗Mangu, auf Grund von Verträgen, die Gruner 
abgeſchloſſen hatte, dem Gebiete von Togo zugeſprochen; was jedoch 
die Länder nördlich und weſtlich dieſes eben erwähnten Gebietes be⸗ 
trifft, alſo die großen Reiche Gurma und Borgu, letzteres an den 
Nigerſtrom grenzend, ſo waren die Franzoſen von dem näher liegen⸗ 
den Dahomeh aus dem Dr. Gruner doch mehrfach zuvorgekommen, 
infolgedeſſen uns ſelbſt ſeine Erreichung des Niger nichts mehr nutzen 
konnte; und da infolge Schwankens der Oberherrlichkeit einheimiſcher 
Häuptlinge, mit welchen beiderſeits Verträge abgeſchloſſen waren, die 
deutſchen Rechte auf Gurma fi als zweifelhaft herausſtellten, jo er— 
ſchien es deutſcherſeits geratener, auf den Beſitz dieſes 800 Kilometer 
don der Küſte entfernten Landes zu verzichten, wenn Frankreich eine 
annehmbare Gegenleiſtung biete. Dieſe fand ſich im Südoſten Togo's, 
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im Dreiecke des Monofluſſes, ſodaß nunmehr der Beförderungs— 
weg der Landeserzeugniſſe nach der Handelsſtation frei werden mußte. 
Die Verbindung Dahomeh's mit dem Sudan zu erlangen, war eben 
Frankreich ſoviel wert, daß es dafür den Südweſtzipfel Dahomeh's 
abtrat. Von Bedeutung für Deutſchland iſt es ferner, daß ihm, nach 
dem oben Erwähnten, der Thalweg des oberen Volta zufällt, denn 
hiermit iſt eine Aktion Deutſchlands eingeleitet, um ſpäter durch Ver⸗ 
trag mit England den ganzen Lauf des Volta als natürliche Grenze 
gegen die britiſche Goldküſte und als Thalweg zu erlangen. Wenn 
wir England gegenüber auf unſere Rechte in Gandu in ähnlicher 
Weiſe verzichten, wie es Frankreich gegenüber in Gurma geſchah, fo 
könnte dies als hinreichende Gegenleiſtung für eine ſolche Regelung 
der Weſtgrenze von Togo erſcheinen. Das Protokoll der Pariſer 
Konferenz wurde am 23. Juli vom Botſchafter Grafen Münſter 
und dem franzöſiſchen Miniſter Hanotaux unterzeichnet und am 
19. Oktober, beim Zuſammentritt der franzöſiſchen Kammern, in 
Berlin amtlich bekannt gemacht. 

Der Gouverneur des Schutzgebietes Kamerun kehrte am 
27. Februar von einer am 31. Dezember v. J. begonnenen Unter⸗ 
nehmung bis zum Sanaga zurück und eröffnete dadurch den Handels— 
weg von Süd-Adamaua nach Kamerun. Der größere Teil der 
Schutztruppe unternahm im Juni eine erfolgreiche Strafexpedition 
gegen Eingeborene, durch deren Räubereien der Handelsverkehr der 
größeren deutſchen Geſchäftshäuſer empfindlich geſtört worden war. 

Was das Schutzgebiet in Süd weſtafrika betrifft, fo wurde am 
16. März vom Landeshauptmann ein Vertrag mit den Baſtards 
von Grootfonteine im Namalande abgeſchloſſen, wodurch ſie ſich be— 
reit erklärten, in ein feſtes Wehrverhältnis zur deutſchen Regierung 
zu treten. Die Schutztruppe, über die Erfüllung von deren Dienft- 
pflicht am 30. März eine kaiſerliche Verordnung erging, hatte im 
Juli und Auguſt nicht unbedeutende, ſiegreiche Kämpfe mit räuberiſchen 
Hottentotten zu beſtehen. 

Im Schutzgebiete von Neu-Guinea wurde der ſtellvertretende 
Landeshauptmann v. Hagen auf einer Reiſe durch das Land von Ein⸗ 
geborenen getötet. 

Die kaiſerliche Disziplinarkammer für die Beamten der Schutz 
gebiete verurteilte am 24. April in erſter, im November in zweiter 
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Inſtanz den früheren Reichskommiſſar für Deutſch-Oſtafrika, Dr. Peters, 
wegen Dienſtvergehen zur Dienſtentlaſſung und den Koſten des Ver⸗ 
fahrens. Die „Deutſche Kolonialgeſellſchaft“ ſprach ſich am 
12. Juni in ihrer Hauptverſammlung zu München, unter Vorſitz 
des Regenten von Mecklenburg, auf Antrag v. Kuſſerow's, für 
Wiederaufnahme der Bewegung für Verſtärkung der deutſchen Flotte 
mit dem Ziele aus, daß die Marine in einem durch die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit deutſcher Werften bedingten Zeitmaße in den Stand geſetzt 
werde, die ihr ſchon im Flottengründungsplane des Norddeutſchen 
Bundes von 1867 vorgezeichneten, durch die mächtige Entwicklung von 
Handel, Induſtrie, Schiffahrt Deutſchlands und den Eintritt des 
Reichs in die Reihe der Kolonialmächte geſteigerten Aufgaben zu er: 
füllen. In Hamburg wurde am 30. März eine Kolonialgeſellſchaft 
für Südbraſilien gegründet zwecks Leitung der Überſiedelung, An⸗ 
ordnung und Beaufſichtigung von Niederlaſſungen Deutſcher in den 
Provinzen Parana, Santa-Katharina und Rio Grande do Sul; auch 
wollte ſie die Erlaubnis für eine Eiſenbahn von der San Franzisko⸗ 
Bucht über die deutſchen Kolonien Joinville und Blumenau bis zur 
Hauptſtadt Deſterro zu erlangen ſuchen. 

In den Parteiverhältniſſen des Königreichs Bayern vollzog ſich 
eine bemerkenswerte Anderung indem der bayeriſche Bauernbund 
in immer mehr geſteigertem Unmute über die Annäherungsverſuche 
der Centrumsfraktion des Reichstags an die Reichsregierung, Front 
gegen dieſe Fraktion machte. Es hatte ſchon in den letzten Jahren 
vielfache Angriffe der bayeriſchen Landwirte auf das Centrum gegeben, 
die Vorgänge in der letzten Reichstagsſeſſion ließen aber das Faß 
überlaufen. Als das Organ des „Niederbayeriſchen Bauernbundes“ 
am 1. Juni eine ſehr drohende Haltung gegen das Centrum ein⸗ 
genommen hatte, wurden zwar aus deſſen Reihen einige Beſchwichti⸗ 
gungsverſuche unternommen, ſo von den Abgeordneten Pichler in 
Paſſau und Schädler in Bamberg, wie auch von der „Kölniſchen 
Volks⸗Ztg.“; am 9. Juni aber beſchloſſen die Geſamtvorſtände aller 
chriſtlichen Bauernvereine Bayerns in Regensburg die Gründung 
eines „Allgemeinen chriſtlichen Bauernvereins für Bayern.“ 
Noch einmal verſuchten die bayeriſchen Mitglieder der Centrums⸗ 
fraktion des Reichstags Ende Juni durch eine von Berlin aus 
erlaſſene Erklärung eine Trennung zu verhindern, die fie als geradezu 
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verhängnisvoll bezeichneten, dies hatte jedoch nur eine noch ſchärfere 
Sprache der Organe des Bauernbundes zur Folge; es gebe, hieß es, 
weite Kreiſe in Bayern, welche ſich vom Centrum abgewandt hätten, 
zahlreiche gebildete Elemente ſeien von einer tiefen Mißſtimmung 
gegen es erfüllt, und nicht bloß in Bayern, ſondern auch in den 
Rheinlanden, Weſtfalen und Schleſien. Nachdem ſodann das Centrum 
durch den Katholikentag in Landshut ſich gegen dieſe Bewegung 
gewandt hatte, war die Trennung entſchieden; die Organe des 
Bauernbundes ſagten, die Würfel ſeien nun gefallen und alle 
Brücken zu einer Verſtändigung abgebrochen, weil im Namen des 
Katholizismus zum heiligen Kampfe gegen den Bund aufgefordert 
worden ſei; es werde ein lichterloher, wüſter Kampf entſtehen. Eine 
große Bauernbundsverſammlung zu Wartenberg ſprach ſich im 
September für den entſchiedenſten Kampf bis zur völligen Ver⸗ 
nichtung des Centrums aus. Ahnlich eine große Verſammlung in 
der Nähe von Roſenheim, und am 26. September einigten ſich 
die verſchiedenen Bauernbünde, welche ſich bisher eiferſüchtig ent⸗ 
gegengeſtanden hatten, zu einem einzigen „Bayeriſchen Bauern— 
bund“ mit einem beſtimmten Programm. Folgenden Tags griffen 
die Führer dieſes Bundes in einer auch vom Prinzen Ludwig 
von Bayern, dem älteſten Sohne des Prinz-Regenten, beſuchten 
Verſammlung die Vertreter der Regierung wie die Centrumspartei 
in Fragen der Notlage der Landwirtſchaft in heftigſter Weiſe au. 
Prinz Ludwig legte überhaupt ein lebhaftes Intereſſe an ver⸗ 
ſchiedenen wirtſchaftlichen Fragen an den Tag: am 2. April hatte 
er als Vorſitzender des Vereins für Hebung der Fluß- und Kanal⸗ 
ſchiffahrt in München eine längere Rede über die Bedeutung der 
Kanalbauten für den bayeriſchen Verkehr gehalten; ferner hatte er 
ſich am 16. Mai zu Wieden in der Oberpfalz für die Intereſſen 
der Landwirte ausgeſprochen und die innige Verbindung des Volks 
mit ſeinem Fürſtenhauſe hervorgehoben; in einer Anſprache an die 
Arbeiter der Maximilianshütte in Roſenberg am 22. Mai hatte er 
vom Zuſammenwirken aller Stände und davon geſprochen, daß der 
Hochſtehende ohne Unterſtützung durch das Volk nichts vermöge; 
weiter hatte er in einer Verſammlung von Landwirten zu Frieden⸗ 
fels den bekannten königlichen Ausſpruch hervorgehoben „Ich fühle 
mich eins mit meinem Volke“ und hatte ſich gegen den Widerſtreit 
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zwiſchen Induſtrie und Grundbeſitz gewandt. In einer Rede zu 
Paſſau teilte er erfreut mit, daß der König von Preußen ſich für 
die Fortſetzung des Mainkanals von Aſchaffenburg nach Frank⸗ 
furt a. M. intereſſiere. „Ich kann mir auch nicht denken“, fügte der 
Prinz hinzu, „daß der bayeriſche Kanal an der Grenze Halt machen 
müſſe, denn wozu haben wir ein Deutſches Reich, wenn ein Staat 
neben dem andern ſich abſchließt?“ 

Der Landtag trat am 29. September zu ſeiner dritten und 
letzten ordentlichen Tagung zuſammen. Das Abgeordnetenhaus 
wählte den Abg. Walter, Rat am oberſten Landesgericht, wieder 
zum Präſidenten, worauf der Finanzminiſter v. Riedel ſowohl die 
Rechnungen für 1894/95, welche einen überſchuß von 31946 950% M. 
aufwieſen, als auch das Budget für 1898/99 vorlegte, welches 
372 167595 Mark in Einnahme und Ausgabe verzeichnete. Der 
Miniſter erörterte die einzelnen Mehrausgaben, unter denen ſich 
4612000 Mark an Matrikularbeiträgen befanden, mit dem 
Bemerken, eine Steuerhöhung ſei nicht notwendig und eine Um⸗ 
wandlung der 3 ½ % Staatsſchuldverſchreibungen in 3% werde 
von der Regierung nicht beabſichtigt. Schließlich legte er Geſetz⸗ 
entwürfe vor, welche die Reviſion der Einkommenſteuer, Kapital⸗ 
rentenſteuer und der Gewerbeſteuer ſowie die Erleichterung der 
Bodenzinſen und Maßnahmen zu Zwecken der Landwirtſchaft be⸗ 
treffen. 

Bevor das Abgeordnetenhaus ſich dieſen Aufgaben widmen 
konnte, wandte es ſich allgemeinen Fragen zu, welche in letzter Zeit 
die Aufmerkſamkeit weiter Kreiſe erregt hatten, nämlich den im 
Herbſte in Franken und bei Homburg ſtattgehabten großen Paraden 
wie Manövern, ſodann der Frage der Reichs⸗-Militärſtrafprozeß⸗ 
ordnung. Der erſtere Gegenſtand wurde am 6. Oktober angeregt 
durch die Anfrage Schädlers (Centr.), ob die Regierung Auf⸗ 
ſchlüſſe erteilen könne zur Beruhigung über die Berichte der Preſſe, 
wonach bei jenen Übungen Anforderungen, welche alles bisher 
Geleiſtete weit überträfen, geſtellt worden ſeien. In ſeiner 
Begründung ſprach ſich Schädler auch gegen „Prunkmanöver“ 
aus und tadelte, daß bayerische Truppen dabei vom Kaiſer geführt 
worden ſeien, dem ſie doch nur im Kriegsfalle unterſtellt wären; 
der Bevölkerung ſei durch Leiſtung von Vorſpann, Einquartierung 
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und gewährte Verpflegung eine große Laſt aufgebürdet, die Geſchäfts⸗ 
welt habe durch Einſtellung des Güterverkehrs großen Schaden 
gehabt und viele Soldaten ſeien durch Überanſtrengung erkrankt. 
Der Kriegsminiſter v. Aſch erwiderte, die Anſtrengungen hätten das 
gewöhnliche Maß nicht überſtiegen, die Notwendigkeit ſolcher Übungen 
werde auch in anderen großen Staaten anerkannt und der Prinz- 
Regent könne als oberſter Kriegsherr das Kommando jedem über— 
tragen, wem er wolle; Unterſtellungen unter nichtbayeriſchen Befehl 
wären auch früher vorgenommen, ebenſo wie diesmal die Unterſtellung 
preußiſcher Truppen unter den Prinzen Leopold von Bayern; die 
Bahnverwaltung habe ſich ihrer Aufgabe völlig gewachſen gezeigt. 
Mit dieſer Antwort des Miniſters war die Sache noch nicht erledigt, 
ſondern ſie wurde am 7. und 8. Oktober in der Kammer nochmals 
eingehenden Beſprechungen unterzogen. Burger meinte, der Miniſter 
ſei über die Anſtrengungen der Truppen nicht hinreichend unterrichtet, 
und tadelte die mitunter grobe Behandlung der Soldaten. 
v. Vollmar (ſoz.) erörterte die auffallend hohen Krankheitsziffern 
einzelner Regimenter, tadelte die langdauernde Begleitung des 
kaiſerlichen Wagens durch Meldereiter ſowie den ftattgehabten 
Kavallerieangriff und wollte die Unterſtellung bayeriſcher Truppen 
im Frieden unter kaiſerlichen Befehl uicht als perſönliche Sache des 
Regenten behandelt wiſſen, da es ſich hier um Ausübung eines 
Rechtes des Landes handele; die relative Selbſtändigkeit der Bundes⸗ 
ftaaten bilde vielleicht noch das einzige Schutzmittel gegen eine 
Kataſtrophe. Miniſter v. Aſch erwiderte, die Manöver hätten mit 
voller Zuſtimmung Bayerns ſtattgefunden, ein Druck ſei von Berlin 
aus nicht ausgeführt worden und die Hereinziehung des Kaiſers in 
die Verhandlung erſcheine ihm befremdlich. Sigl führte aus, die 
Beunruhigung über die Manöver beruhe auf Darſtellungen preußiſcher 
Blätter, das Volk betrachte dieſe Übungen als Spielerei, man brauche 
in Bayern keine preußiſchen Kommandeure und wegen der Art der 
Führung müſſe der Soldat bange Furcht vor dem Ernſtfalle 
bekommen; Preußen gehe immer mit dem böſen Beiſpiele voran, 
und wenn man in Berlin wolle, pflege Bayern nachzugeben. 
Caſſelmann (lib.) trat allen Bemängelungen der Manöver eut⸗ 
gegen, erinnerte daran, daß Ertragen der Unannehmlichkeiten patriotiſche 
Pflicht ſei, wies auf das durch ſolche Übungen erhöhte Gefühl der 
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Sicherheit und hob Preußens Verdienſt um die Hebung des deutſchen 
Heeres hervor. Hiermit war im weſentlichen die Beſprechung 
beendet, am 19. Oktober aber ſprach die Kammer einſtimmig den 
Wunſch aus, es möchten Erhebungen darüber angeſtellt werden, ob 
die Straßen und Wege im diesjährigen Manövergelände ungewöhn⸗ 
lich beſchädigt worden ſeien, und es möchte den betreffenden Gemeinden 
ein Erſatz für etwaige ungewöhnliche Beſchädigungen gewährt werden. 

Zur Frage der Reichs-Militärſtrafprozeßordnung wurde 
der Kriegsminiſter im Finanzausſchuſſe der Kammer am 
12. Oktober um Auskunft ſtark bedrängt und, als er dem Wunſche 
nicht weit entgegen kam, wurde die Sache am 25. Oktober von 
Schädler und Orterer in der Kammer ſelbſt zur Sprache 
gebracht. Beide Redner verſicherten der Regierung die volle Zu- 
ſtimmung des bayeriſchen Volks, wenn ſie bezüglich des bayeriſchen 
oberſten Militärgerichtshofs für die volle Wahrung ihres Reſervat— 
rechts eintrete. Im übrigen ſprach ſich Schädler gegen die deutſche 
auswärtige Politik und ihre „Einmiſchung“ in fremde Angelegen⸗ 
heiten, wie die Transvaals, aus und ſagte: „wir wünſchen nicht, 
daß die Hohenzollernflagge, die auf der Burg Nürnberg weht, 
die bayeriſche Flagge völlig verdeckt.“ Orterer meinte, nicht 
das bayeriſche Reſervatrecht, ſondern das Feſthalten an der Kabinets— 
juſtiz verſchulde, daß das ganze deutſche Volk um die Vorteile 
einer zeitgemäßen Militärſtrafprozeßordnung gebracht worden ſei. Bei 
Fortſetzung dieſer Beratung am 26. Oktober trat v. Vollmar mit 
größter Entſchiedenheit für die ſtrengſte Wahrung dieſes Reſervat⸗ 
rechts auf und drang auf offene Erklärung darüber, ob bei der im Gang 
befindlichen Reform die Grundſätze des bayeriſchen Verfahrens voll- 
auf gewahrt ſeien. Nunmehr erklärte der Kriegsminiſter v. Aſch, 
die Regierung ſehe allerdings die Aufrechthaltung des oberſten 
Militärgerichtshofs als ein auf Vertrag gegründetes Reſervatrecht an. 

Von allgemeinerem Intereſſe war ferner die vom Miniſter 
v. Crailsheim am 21. Oktober im Finanzausſchuſſe der Kammer 
auf mehrere Anfragen gegebene Erklärung, das Befinden des 
Königs Otto habe ſich im weſentlichen nicht geändert und der 
Prinz⸗Regent wünſche, daß an der beſtehenden Regentſchaft nichts 
geändert werde. Ein Antrag Sigls auf Einführung einer Klaſſen⸗ 
Lotterie veranlaßte am 15. Oktober den Finanzminiſter v. Riedel 
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zu der Erklärung, ſein Gewiſſen habe ſich während ſeiner langen 
Amtszeit nicht ſo ſehr verhärtet, daß er Geld für die Staatskaſſe 
ohne Rückſicht auf deſſen Herkunft nehme; man könne zwar die Gift- 
pflanzen nicht ausrotten, aber man pflanze ſie auch nicht mit Abſicht. 
Weiterhin ſprachen ſich, auf eine Anregung Ratzingers, die Miniſter 
v. Riedel und v. Crailsheim am 21. Oktober in der Kammer 
dahin aus, daß ſich Bayern im Bundesrate gegen eine weitere 
Herabſetzung des Mehlausbeutungs-Verhältniſſes erklären werde; 
bezüglich des Meiſtbegünſtigungsvertrags mit Nordamerika dürfe man 
die Entſchlüſſe nur mit vorſichtiger Erwägung aller Intereſſen faſſen. 
Am 20. Oktober ſprach ſich die Kammer für Einführung des all— 
gemeinen direkten Wahlrechts mit proportionalem Wahl— 
ſyſtem aus. 

Als ſodann am 24. November über einen Antrag zu gunſten 
der Begnadigung der wegen Haberfeldtreiben Verurteilten ver- 
handelt wurde, wehrte der Juſtizminiſter aus Beſorgnis vor als— 
dann entſtehenden neuen Unruhen ab. Von allen Rednern wurde 
hierauf eingeräumt, daß die Bevölkerung ſehr erfreut ſei, vom 
Terrorismus dieſes Unfugs endlich befreit zu ſein; Sigl dagegen 
behauptete, alle Leute, gegen welche dieſes Treiben gerichtet worden, 
hätten es vollkommen verdient, das Volksbewußtſein ſtehe auf Seiten 
der Haberer, in deren Treiben noch ein bischen Idealismus liege, 
Äußerungen, welche Aub (lib.) und Orterer (Centr.) in ſcharfen 
Wendungen bekämpften. Großes Aufſehen erregte am 3. Dezember 
ein Vorfall bei der Etatsberatung. Als Heim (Centr.) den Ring 
der Kunſtdüngerfabrikanten ſcharf angriff und bemerkte, es gehörten 
dieſem Ringe „Protzen“ an, die auf Gummirädern fahren, fagte 
Caſſelmann (nat. ⸗lib.), dieſe Außerung erinnere an den Anarchiſten 
Moſt. Hierfür wurde der Redner vom Präſidenten v. Walter 
(Centr.) zur Ordnung gerufen, er hielt jedoch den Ausdruck aufrecht; 
als er deshalb einen zweiten Ordnungsruf erhielt, legte er Berufung 
an die Kammer ein, welche den Tadel für ungerechtfertigt erklärte. 
Infolge deſſen legte v. Walter das Präſidium nieder, worauf am 
7. Dezember, nach heftigen Erörterungen über das Verhältnis der 
Fraktionen zu einander, der erſte Vizepräſident, Kommerzienrat Dr. 
v. Clemm (nat.⸗lib.) zum Präſidenten und am 9. v. Keller (lib.) 
zum erſten Vizepräſidenten gewählt wurde. Das Centrum war ſomit 
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aus dem Vorſtande der Kammer entfernt. Die erſte Beratung über 
einen die Beſeitigung der Bodenzinſe betreffenden Geſetzentwurf 
zeigte, daß verſchiedene Elemente nicht ſehr geneigt waren, auf das 
bisher ſolange wirkſam geweſene Mittel einer Agitation gegen dieſe 
Laſten zu verzichten; jedoch wurde die Vorlage wegen Gründung 
eines Tilgungsfonds von 5 Millionen Mark zur Tilgung aller 
Bodenzinſe am 17. Dezember angenommen. 

Was die königliche Familie betrifft, ſo fand am 31. Mai 
in München die Vermählung der 25jährigen Prinzeſſin Maria, 
zweiten Tochter des Prinzen Ludwig von Bayern, mit dem 28 jährigen 
Prinzen Ferdinand von Bourbon, älteſtem Sohne des Grafen 
Alphons von Caſerta (Bruders des 1895 verſtorbenen früheren 
Königs Franz II. beider Sizilien) ſtatt. Das Paar nahm ſeinen 
Wohnſitz im Förſterhauſe bei Pfronten in den Allgäuer Alpen und 
gedachte ſpäter nach Madrid zu ziehen. Die einzige Tochter des 
Herzogs Ludwig in Bayern, jüngeren Bruders des bekannteren 
Herzogs Karl Theodor, die Gräfin Lariſch-Moennich, geb. Freiin 
v. Wallerſee, vermählte ſich mit dem Kammerſänger an der Münchener 
Hofbühne, Brucks, und nahm Wohnung in deſſen Villa Wotansquell 
am Tegernſee. Herzog Karl Theodor brachte den Winter auf 
1898 zu Biskra in Algerien zu. 

Am 4. Mai ſtarb der Präſident des bayeriſchen Oberkonſiſtoriums, 
v. Stählin, am 9. Juni der frühere Regierungspräſident von Ober⸗ 
bayern, Freiherr v. Ziegler, einſt Kabinetsſekretär Königs Ludwig II., 
am 25. Juni der Hausarchibar L. v. Troſt, welcher auf die 
bayeriſche Politik in der Stille bedeutenden Einfluß gehabt hat, und 
am 19. Oktober der ſozialdemokratiſche Reichstagsabgeordnete Grillen— 
berger, nachdem er noch kurz zuvor in der Abgeordnetenkammer eine 
längere Rede gehalten hatte. Am 16. November ſtarb in München 
der Kulturhiſtoriker Riehl, welcher einſt zur Tafelrunde des Königs 
Maximilian II. gehörte. Dr. Antonius v. Thoma, Erzbiſchof 
von München⸗Freiſing, ſtarb am 24. November. Seine Stelle 
wurde im Dezember vom Reichsrat Dr. v. Stein, Biſchof von 
Würzburg, eingenommen. Profeſſor v. Marquardſen in Erlangen, 
nationalliberales Mitglied des Reichstags ſeit 1871, erlag am 
30. November einem Schlaganfalle. 

Im Königreich Sachſen konzentrierte ſich das politiſche Intereſſe 
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auf die bevorſtehenden, zum erſtenmal in Gemäßheit des neuen 
Wahlgeſetzes vom 28. März 1896 nach dem indirekten Dreiklaſſen⸗ 
wahlrecht vorzunehmenden Wahlen zur zweiten Kammer. Sachſen 
war das einzige deutſche Land, in welchem das 1887 zur Abwehr der 
Sozialdemokratie zwiſchen den ſtaatserhaltenden Parteien geſchloſſene 
Kartell aufrecht erhalten, auch auf die Landtagswahlen ausgedehnt 
und ehrlich durchgeführt worden war. Da es nun darauf ankam, 
dieſes Verhältnis bezüglich der neuen Kammerwahlen zu bewahren, 
jo vereinigten ſich im April Vertreter der nationalliberalen, der kon⸗ 
ſervativen und der kammerfortſchrittlichen Partei in dieſem Sinne, 
unter Feſtſtellung des Beſitzſtandes jeder dieſer Parteien. Die Ver⸗ 
ſtändigung trug, dem übrigen Deutſchland zum Vorbilde, gute Früchte, 
indem die Wahlmännerwahlen und die Abgeordnetenwahlen vom 
9. Oktober zum Siege des Kartells führten, und zwar in der 
Art, daß die Zahl der nationalliberalen Mandate von bisher 16 auf 
19, die der konſervativen von 43 auf 48 ſtieg, wogegen die der 
Sozialdemokraten von bisher 15 auf 9, die der Fortſchrittler von 6 
auf 5, die der Antiſemiten von 2 auf 1 ſank. Die ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten befanden ſich nun nicht mehr in der Lage, ſelbſtändige 
Anträge zu ſtellen. Den ſtaatserhaltenden Parteien in den anderen 
Bundesſtaaten entging es nicht, welcher bedeutende Vorteil durch ihr 
Zuſammenhalten gegen die gemeinſame Gefahr zu erzielen ſein würde, 
und die „Sächſiſche Arbeiterzeitung“ in Dresden erkannte offen an, 
daß ihre Partei bei den Reichstagswahlen vielleicht nicht einmal den 
zehnten Teil ihrer bisherigen Mandate würde erlangen können, wenn 
ihr alsdann überall ein ſolches Kartell gegenüberſtände. König 
Albert eröffnete am 11. November den Landtag und kündigte in 
der Thronrede eine Vorlage wegen Weiterführung der Reform der 
direkten Steuern, Beſteuerung des Vermögensbeſitzes und einmalige 
Beſteuerung des Vermögenserwerbs durch Erbſchaften, Vermächtniſſe 
und Schenkungen an. Ferner wurden in der Thronrede die fort⸗ 
dauernden Störungen der Finanzwirtſchaft infolge noch immer nicht er⸗ 
folgter Durchführung der Reichsfinanzreform beklagt. Der Etat ſah 
außerordentliche Geldmittel für Verbeſſerung der Eiſenbahnanlagen, für 
Zulage an Geiſtliche und an Lehrer der höheren wie der Volksſchulen 
vor. Zur Vorlage kam ferner ein Geſetz wegen Aufhebung des Ver⸗ 
bots der Verbindung der politiſchen Vereine unter einander. In 
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der erſten Sitzung der 2. Kammer begingen die ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten die Taktloſigkeit, ſich unmittelbar vor Ausbringung des 
Hochs auf den König aus dem Saale zu entfernen, ein Benehmen, 
welches vom Präſidenten Ackermann ſehr ſcharf gerügt wurde. Die 
erſte Kammer genehmigte am 21. Dezember einen Geſetzentwurf 
über die Ausübung des Kirchenpatronats, welcher die Ausübung 
dieſes Rechtes denen entzieht, die von der evangeliſchen zur katholiſchen 
Kirche übergetreten ſind oder ein mit der Würde des Patronats nicht 
zu vereinbarendes Argernis gegeben haben. 

In Leipzig wurde am 24. April, in Gegenwart des Königs 
Albert und mehrerer ſächſiſcher Prinzen, eine ſächſiſch⸗thüringiſche 
Induſtrie⸗ und Gewerbeausſtellung eröffnet. Am 31. Auguſt 
fand hier die feierliche Enthüllung eines Denkmals des Kaiſers 
Maximilian ſtatt, zur Erinnerung an die Verleihung des Meßprivi⸗ 
legs vor 400 Jahren, und am 18. Oktober die eines ehernen Stand⸗ 
bilds des Fürſten Bismarck. 

Im Königreich Württemberg beſchäftigten ſich die politiſchen 
Parteien während der erſten Monate des Jahres ſehr lebhaft mit 
den Fragen der im Dezember v. J. näher gerückten Verfaſſungs⸗ 
änderung. Die Volkspartei nahm bereits am 6. Januar Stellung 
zu dem damals vom Minifterpräfidenten v. Mittnacht den Delegierten 
der Kammerfraktionen auseinandergeſetzten Plane, durch Einführung 
des Liſten⸗ und des Proportionalſyſtems einen eine konſervative 
Garantie bildenden Erſatz für den Wegfall der privilegierten Sitze 
der Abgeordnetenkammer zu finden. Die Volkspartei ſprach ſich, nach 
einem Vortrage des Kammerpräſidenten Payer, für das Proportional⸗ 
wahlſyſtem aus, weil es als das gerechteſte aller zur Zeit bekannten 
Wahlſyſteme erſcheine, und verband damit nur den Wunſch nach einer 
möglichſt einfachen und überſichtlichen Geſtaltung des Verfahrens. 
Die Landesverſammlung der „deutſchen Partei“ ſprach dagegen 
am 7. Februar den Wunſch aus, daß von der Proportionswahl ab⸗ 
geſehen und für die in eine „reine Volkskammer“ umzuändernde 
Abgeordnetenkammer das bisherige Wahlſyſtem im weſentlichen bei⸗ 
behalten werden möge. Die Landesverſammlung der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei endlich ſprach ſich am 20. April dahin aus, daß 
als alleinige Vertretung die reine Volkskammer zu erſtreben ſei, die, 
unter Beſeitigung aller Vorrechte des Amts und der Geburt, lediglich 
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aus dem allgemeinen gleichen und direkten Wahlrecht hervorzugehen 
habe, unter Schaffung gleich großer Wahlbezirke. 

Nachdem der am 18. Dezember v. J. vertagte Landtag am 
4. März wieder zuſammengetreten war, befaßte ſich die Abgeordueten⸗ 
kammer vom 9. März an mit dem von Hähnle (Vp.) erſtatteten 
Kommiſſionsberichte über den Hauptfinanz⸗Etat für die Jahre 1897 
bis 1899. Hiernach ſtellte ſich das erſtere Jahr um 395000, das 
zweite um 460000 M. günſtiger als nach dem Entwurf, und die 
Kommiſſion war der Meinung, daß es unter den obwaltenden Un⸗ 
ſtänden angezeigt ſei, die Steuerreform durchzuführen. Bei der Be- 
ratung des Etats wurden, dem Beiſpiele in Bayern folgend, die 
Verhältniſſe im Reiche mehrfach berührt. So ſprach Kiene 
(Centr.) gegen die wachſendenden Ausgaben für Militär, Marine, die 
„uferlojen Flottenpläne“ und gegen Penſionen. Für eine große 
Reichsflotte habe das Volk kein Verſtändnis und kein Geld, 
es ſtehe überhaupt an der Grenze der Leiſtungsfähigkeit. Haußmann 
(Pp.) wünſchte ebenfalls, daß aus einer Küſtenverteidigungsflotte nicht 
eine Kriegsflotte gemacht werde. Dagegen machte Sachs (deutſche 
Reichsp.) darauf aufmerkſam, daß dieſe Fragen ja noch nicht einmal 
dem Reichstage vorlägen, und Freiherr v. Wöllwarth betonte, daß 
auch der kleine Mann ein ſcharfes Schwert für das Reich haben 
wolle und daß wir zum Schutz des Handels einer ſtarken Flotte be— 
dürften. Der Miniſterpräſident v. Mittnacht erklärte hierauf, die 
Regierung habe zwar dem Marineetat zugeſtimmt, ſei aber für Zu— 
kunftspläne in keiner Weiſe gebunden; die Militärlaſt ſei freilich zu 
bedauern, aber nach einem unglücklichen Kriege würden dem deutſchen 
Volke viele Milliarden abgenommen werden; was die von einigen 
Rednern bereits zur Sprache gebrachte Frage der Proportional— 
wahl betreffe, ſo wäre es beſſer, einen Entwurf der Regierung ab⸗ 
zuwarten; übrigens werde Württemberg, jo lange er Miniſter ſei, 
nicht in ein Eiſenbahnverhältnis zu Preußen treten, wie Heſſen 
es gethan habe. Freiherr v. Wöllwarth entgegnete, eine eiſerne 
Notwendigkeit werde Württemberg hierzu ſchon zwingen. In der am 
13. März begonnenen Beratung der einzelnen Etats kam es zu 
Klagen über die Ausübung des Begnadigungsrechts und zur Be— 
rührung der Duellfrage; der Juſtizminiſter v. Breitling über- 
nahm jedoch für erſtere die volle Verantwortung und bemerkte bezüglich 
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des Duelle Wangenheim⸗Uexküll, welches am Ende des vorigen 
Jahres großes Aufſehen erregt hatte, daß dabei keine Perſonen be- 
teiligt geweſen ſeien, die den bürgerlichen Gerichten unterſtehen. Der 
Kanzler der Univerſität Tübingen, v. Weizſäcker, nahm hierauf 
Veranlaſſung, das Menſurenweſen auf den Univerſitäten als eine 
nützliche Übung in Schutz zu nehmen. Beim Etat der Finanzver⸗ 
waltung kam es am 9. April zu längeren Verhandlungen über die 
Frage der Abſchaffung der unter dem Namen des Umgelds be— 
kannten, der Staatskaſſe jährlich 2300000 M. einbringenden Abgabe 
von dem Wein, welcher im Wirtshauſe getrunken wird. 

Von den wichtigeren Angelegenheiten, mit welchen der Landtag 
ferner befaßt wurde, ſtand der ſchon im Mai 1895 vorgelegte Ent⸗ 
wurf einer Anderung der Einkommenſteuer obenan. Nachdem die 
Kommiſſion, welche ſeit Dezember 1895 hierüber beraten, am 10. Juni 
durch Gröber (Centr.) Bericht erſtattet hatte, wurde der Entwurf 
im weſentlichen nach den Kommiſſionsvorſchlägen genehmigt. Hier⸗ 
nach ſetzt der 73 Stufen umfaſſende Tarif feſt, daß die unterſte 
Stufe bei 500 bezw. 650 und 800 M. beginnen ſoll, je nachdem 
der Steuerzahler ledig, verheiratet oder Vater von wenigſtens zwei 
Kindern iſt. Wer mehr als zwei Kinder hat, muß bis zu einem 
Einkommen von 3100 M. je eine Steuerſtufe niedriger angeſetzt 
werden. Ein Einkommen von 2100 M. wird mit 1%, eins von 
4000 mit 2%, eins von 5000 mit 2¼, eins von 7000 mit 3, 
eins von 10000 mit 3½, eins von 15000 mit 4, eins von 50000 
mit 5, eins von 100000 mit 5,3, eins von 200000 M. mit 6%, 
beſteuert. 

Eine andere höchſt wichtige Vorlage war die über die Beſtellnng 
und Amtsobliegenheiten der Orts vorſteher. Hiernach ſollen die 
bisher lebenslänglich gewählten Ortsvorſteher hinfort nur auf 
10 Jahre gewählt werden. Wird einer der von jetzt an zu 
wählenden Ortsvorſteher, welcher der Penſionskaſſe angehört, nach 
Ablauf jener Friſt nicht wiedergewählt, obwohl er ſich dazu bereit 
erklärt hat, ſo hat er Anſpruch auf Ruhegehalt für die Lebenszeit, 
wofern er ſich wenigſtens 20 Jahre im Dienſt befindet. Bei kürzerer 
Dienſtzeit hat er Anſpruch auf ein Ruhegehalt für 3 Jahr; die 
jetzigen Ortsvorſteher haben das Amt niederzulegen, wenn ſie es 
10 Jahre bekleideten und nach Erlaß des Geſetzes 3 Jahre 


218 Württembergſcher Landtag. 


verfloſſen ſind. Dieſe einen lebhaften Wunſch der Volkspartei erfüllende 
Vorlage wurde am 23. Juni von der Kammer an eine Kommiſſion 
gewieſen. 

Am 30. Juni legte die Regierung die aus drei Geſetzentwürfen 
beſtehende Reviſion der Verfaſſung vor, nachdem ſich in einer 
am 17. März ſtattgehabten neuen Zuſammenkunft des Miniſter⸗ 
präſidenten mit den Vertrauensmännern der Kammerfraktionen noch 
herausgeſtellt hatte, daß außer der Volkspartei auch das Centrum, 
mithin die Kammermehrheit, der Proportionalwahl zuneige. Der 
erſte Entwurf betrifft die Anderung des „von den Landſtänden“ 
handelnden Art. 9 der Verfaſſung und beſtimmt folgendes: Die 
erſte Kammer beſteht, außer den bisherigen Mitgliedern, aus 
8 Mitgliedern des ritterſchaftlichen Adels, die aus ſeiner Mitte zu 
wählen find, aus dem Präſidenten des evangeliſchen Konſiſtoriums, 
dem dienſtälteſten General-Superintendenten, dem katholichen Landes— 
biſchof, einem Vertreter der Landesuniverſität und einem des Stutt⸗ 
garter Polytechnikums. Standesherrliche und ritterſchaftliche Adlige 
mit wenigſtens 12 000 M. Rente können vom König zu erblichen 
Mitgliedern ernannt werden. Die zweite Kammer ſoll zufammen- 
geſetzt werden aus gewählten 3 Abgeordneten von Stuttgart, je einem 
der übrigen ſog. 6 guten Städte, je einem der Oberamtsbezirke, 
aus 21 in den 4 Kreiſen gewählten Vertretern, von welchem 7 auf 
den Neckarkreis, je 5 auf den Schwarzwald- und den Donaukreis, 
4 auf den Jaxtkreis kommen. Die Wahlberechtigung beginnt mit 
dem 25. Lebensjahre. Bei der Wahl der Städte und Oberamts- 
bezirke entſcheidet die relative Stimmenmehrheit, ſonſt das Los; da= 
durch ſollen die Stichwahlen abgeſchafft werden. Bezüglich der 
Etatsberatung ſoll über den Hauptetat zunächſt die zweite Kammer 
beſchließen; dann folgt eine Mitteilung an die erſte Kammer über 
dieſen Beſchluß; find ä der erſten Kammer für Anderung des 
Beſchluſſes der zweiten Kammer, ſo hat dieſe nochmals zu beraten; 
weicht dieſer Beſchluß mit / -Mehrheit von dem der erſten ab, fo 
hat er Gültigkeit; kommt aber ein ſolcher Beſchluß nicht zuſtande, 
jo folgt eine Auszählung der bejahenden und der verneinenden 
Stimmen beider Kammern; bei Stimmengleichheit entſcheidet alsdann 
der Präſident der zweiten Kammer. Im zweiten Entwurfe befteht 
das Wichtigſte der die Stadt- und Bezirkswahlen betreffenden 
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Beſtimmungen in der Abſchaffung der Stichwahl uud der Einführung 
amtlich geſtempelter Wahlzettel-Umſchläge nebſt „einem Tiſch oder 
einer Mehrzahl von Tiſchen“, welche ſo aufzuſtellen ſind, daß an 
ihnen der Wähler, gegen Beobachtung geſchützt, den Stimmzettel in 
den Umſchlag zu ſtecken vermag. Der dritte Entwurf ſetzt für 
die Wahl der Abgeordneten der Kreiſe die Proportionalwahl. 
Die auf 6 Jahre erfolgende Wahl findet früheſtens 20 Tage nach 
den Stadt⸗ und Bezirkswahlen, auf Grund derſelben Wählerliſten 
ſtatt. Sie ſteht unter Leitung einer Kreiswahl⸗Kommiſſion. Ein 
Bewerber muß wenigſtens zehn Tage vor der Wahl vorgeſchlagen 
ſein. Der Vorſchlag darf im Neckarkreiſe höchſtens 10, im Schwarz⸗ 
wald⸗ und im Donaukreiſe höchſtens 8, im Jaxſtkreiſe höchſtens 
7 Bewerber enthalten, muß von wenigſtens 50 wahlberechtigten 
Perſonen unterzeichnet ſein und die Partei, von der er ausgeht, 
deutlich kenntlich machen. Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber iſt 
eine ſchriſtliche Erklärung über die Bereitwilligkeit zur Annahme der 
Wahl anzuſchließen. Ein Bewerber darf ſich nur einmal vorſchlagen 
laſſen. Die Stimmzettel enthalten je einen Wahlvorschlag nebſt 
Parteibezeichnung; ſie werden von Amts wegen hergeſtellt und geſtempelt. 
Der Wähler kann einen Parteivorſchlag, ehe er ihn abgiebt, nicht 
abändern, dagegen einen der darauf angegebenen Bewerber durch 
irgend ein vor deſſen Namen geſetztes Zeichen bevorzugen. Hierauf 
wird durch die Kreiskommiſſion die Zahl der auf jeden Wahlvorſchlag 
gefallenen Stimmen und innerhalb der Vorſchläge die Zahl der auf 
den einzelnen Bewerber fallenden Bevorzugungen erhoben. Die im 
Kreiſe verfügbaren Abgeordnetenſitze werden auf die Wahlvorſchläge 
im Verhältnis der dieſen zugefallenen Stimmenzahlen aufgeteilt. Das 
war der Inhalt der Geſetzentwürfe, auf deſſen Verwirklichung man 
überall ſehr geſpannt iſt; die Regierung machte von ihrem Rechte 
Gebrauch, fie zunächſt der Kommiſſion der zweiten Kammer zugehen zu 
laſſen, worauf der Landtag am 6. Juli wieder vertagt wurde. 
Nachdem er am 23. November wieder zuſammengetreten war, 
unterzog die zweite Kammer vom 1. bis 6. Dezember die drei 
Geſetze zur Anderung der Verfaſſung einer erſten Beratung. 
Hierbei drehte es ſich jedoch weniger um die Frage der Einführung 
der Verhältniswahl, wie man wohl angenommen hatte, weil bie: 
her hierüber der Streit im Lande am heftigſten geweſen war, ſondern 
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um eine von der erſten Kammer in Anſpruch genommene Verſchiebung 
des Budgetrechts zu ihren gunſten. Die deutſche Partei verlangte 
als Erſatz der Privilegierten eine Vermehrung der ſtädtiſchen Abge⸗ 
ordneten, und zwar womöglich ohne die Verhältniswahl oder den ſog. 
„Proporz“, für den jedoch die Centrumspartei durch Nieder und 
die Volkspartei durch Haußmann auftraten. Hinſichtlich der Frage 
der Stichwahlen gingen die Anſichten ebenfalls auseinander, jedoch 
ſchien ſich, nach dem Vorſchlage des Miniſterpräſidenten v. Mitt⸗ 
nacht, in der Form des „romaniſchen Syſtems“ ein Ausgleich 
vorzubereiten, der dahin ging: Wenn der erſte Wahlgang eine ab- 
ſolute Mehrheit nicht ergeben hat, ſo findet ein zweiter Wahlgang 
mit vollkommen freier Wahl der Kandidaten, worunter ſich ſogar 
neue befinden können, ſtatt, bei dem ſodann die relative Mehrheit 
entſcheidet. Nach wiederholten Erklärungen v. Mittnachts hängt 
das Zuſtandekommen der ganzen Reform von obiger Buͤdgetrechts⸗ 
frage ab; dies war jedoch gerade der Punkt, in welchem die zweite 
Kammer am wenigſten ſich zum Nachgeben geneigt zeigte. Die 
Regierung unterſtützt den Wunſch der erſten Kammer, nicht weil ſie 
glaubt, daß in dieſer die überwiegende Steuerkraft vertreten ſei, 
ſondern weil fie ein Gegengewicht gegen die Schwankungen und über- 
wältigenden Einflüſſe des allgemeinen Wahlrechts zu erhalten wünſcht. 
Nachdem ſodann noch die Geſetzentwürfe über Anderungen des Land- 
tagswahlgeſetzes und über die Wahl der Abgeordneten der Kreiſe 
zum Landtag einer erſten Leſung unterzogen waren, wurden dieſe 
drei Geſetzentwürfe behufs Vorbereitung der Beratung ihrer einzelnen 
Beſtimmungen an die Verfaſſungskommiſſion zurückgewieſen. 

Bei der erſten Beratung der zweiten Kammer über den Ent⸗ 
wurf des Ortsvorſtehergeſetzes in den Tagen vom 9. bis 
11. Dezember begegnete die Einführung der periodiſchen Wahl kaum 
noch einem Widerſpruche; ſehr heftig umſtritten wurden jedoch die 
anderen beiden grundlegenden Punkte. Die „Rückwirkung“ d. h. das 
Ausſcheiden der bisherigen Bürgermeiſter wurde von mehreren 
Abgeordneten als große Ungerechtigkeit bezeichnet, und der Miniſter 
des Innern, v. Piſchek, gab zu, daß er ſich vor zwei Jahren ſelbſt 
dagegen ausgeſprochen habe. Ferner beanſtandete die Volkspartei die 
Zahlung des vollen Gehalts als Penſion, weil darin für die Gemeinden 
ein Beweggrund liege, die Ortsvorſteher lieber nicht zu wechſeln. 
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Im allgemeinen ſtanden die Privilegierten, die National⸗Liberalen 
und das Centrum auf der einen, die Volkspartei auf der anderen 
Seite. Auch dieſe Vorlage wurde an eine Kommiſſion gewieſen. 
Die Entſcheidung über die wichtigſten Fragen der Geſetzgebung fällt 
alſo in das nächſte Jahr. 

Im übrigen nahm die zweite Kammer bis zu den am 22. Dezember 
begonnenen Ferien eine Novelle zum Polizeiſtrafgeſetze und eine 
Notſtands-Vorlage für die Hagelbeſchädigten im Unterlande an, 
für welche in einem Nachtrage zum Finanzgeſetze ein Betrag von 
18 798 909 Mark angeſetzt wurde. Die Steuergeſetz⸗Entwürfe 
wurden in erſter Beratung zu einem vorläufigen Abſchluſſe gebracht. 
Bezüglich des die Wandergewerbeſteuer betreffenden Geſetzes war 
man auf allen Seiten damit einverſtanden, daß die Auswüchſe des 
Hauſierweſens zu beſchneiden ſeien und die kleinen Gewerbetreibenden 
Schutz beanſpruchen dürften. Das Kapitalſteuer-Geſetz fand 
ſchließlich ebenfalls keinen erheblichen Widerſtand, das Geſetz über 
die Ertragsſteuern auf Grund und Boden und ſeßhafte Gewerbe 
ſtieß jedoch auf Schwierigkeiten. 

Die fünfte evangeliſche Landesſynode trat am 19. Oktober 
zuſammen, um ſich vorzugsweiſe mit der Frage der ſog. Religions- 
reverſalien zu beſchäftigen, was der Regierung notwendig erſchien, 
nachdem ſie ihren der zweiten Kammer über dieſen Gegenſtand vor⸗ 
gelegten Geſetzentwurf im Mai 1896 hatte zurückziehen müſſen, weil dieſelbe 
die ſtaatsrechtliche Verpflichtung der für den Fall der Zugehörigkeit des 
Königs zu einer anderen als der evangeliſchen Konfeſſion vermöge 
ihres ſtaatlichen Amts durch das kirchliche Geſetz in die Kirchen⸗ 
regierung berufenen drei Miniſter bezw. Mitglieder des Geheimen 
Rats abgelehnt hatte. Wie der Kultusminiſter Dr. v. Sarwey in 
der Eröffnungsrede näher auseinanderſetzte, war nunmehr die 
Oberkirchenbehörde veranlaßt, mittelſt einer Denkſchrift die Synode 
von der Notwendigkeit zu überzeugen, jetzt den gegebenen Verhält⸗ 
niſſen Rechnung zu tragen, das Verlangen nach jener Verpflichtung 
der evangeliſchen Miniſter fallen zu laſſen und ſich mit der Frei⸗ 
willigkeit ihrer Entſchließung zu begnügen. Nach längeren Verhand⸗ 
lungen entſchied ſich die Synode am 17. November dahin, daß im 
Falle der Thronbeſteigung eines katholiſchen Königs das evangeliſche 
Kirchenregiment gebildet werden ſoll aus zwei evangeliſchen Mit⸗ 
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gliedern des Geheimen Rats, dem Präſidenten des evangeliſchen 
Konſiſtoriums, dem Präſidenten der evangeliſchen Landesſynode und 
einem gewählten Generalſuperintendenten. Die zwei Mitglieder des 
Geheimen Rats ſind in erſter Linie aus den Staatsminiſtern, in 
zweiter Linie aus den übrigen ordentlichen Mitgliedern zu nehmen. 
Der Miniſter für Kirchen- und Schulweſen ſoll, wenn er evangeliſch 
iſt, jedenfalls Mitglied ſein, ſonſt entſcheidet das Dienſtalter. 

Im übrigen iſt hervorzuheben, daß die Synode, wie ſchon oben 
kurz angedeutet, am 21. Oktober, nach einem Vortrage und auf 
Antrag des Profeſſors Hieber aus Tübingen, einmütig beſchloß, 
„die Schmähungen gegen Luther nnd die deutſche Reformation, 
welche in dem anläßlich der Caniſius-Feier ergangenen Rund- 
ſchreiben des Papſtes enthalten ſind, als eine empörende Be— 
ſchimpfung der evangeliſchen Chriſtenheit zurückzuweiſen“, nachdem 
auch der Präſident der evangeliſchen Oberkirchenbehörde, Freiherr 
v. Gemmingen, deren vollſtes Einverſtändnis mit dieſem Antrage 
erklärt und die „Ausfälle“ jenes Rundſchreibens als „Unwahrheit 
und Anmaßung“ bezeichnet hatte. 

Am 2. Februar ſtarb in Stuttgart Prälat v. Müller, der 
hervorragendſte Vertreter der evangeliſchen Landeskirche, 80 Jahre alt. 

Die politiſchen Verhältniſſe im Großherzogtum Baden waren 
ſeit Beginn des Jahres weſentlich von Fragen bezüglich der im Herbſt 
bevorſtehenden Wahlen zur Erneuerung eines Teiles der zweiten 
Kammer beherrſcht, und zwar war es vor allem die Centrums— 
partei, welche, unter dem Leitſtern von Intereſſen der katholiſchen 
Kirche, mit großem Eifer darauf ausging, die bisherige national» 
liberale Kammermehrheit zu brechen. Einen willigen Helfer fand 
fie dabei in der früheren „ſüddeutſchen Volkspartei“ oder den Demo— 
kraten, welche ſeit 1890 mit der freiſinnigen Volkspartei durch ge— 
meinſame Organiſation verbunden war. Dieſem demokratiſchen Teile 
der Volkspartei erſchien jenes Ziel der Centrumspartei ſo verlockend, 
daß ſie auf dem am 10. März in Offenburg ſtattfindenden Partei- 
tage der geſamten Volkspartei ſich von den Freiſinnigen wieder 
völlig trennte, welche vom Zuſammengehen mit dem Centrum und 
den Antiſemiten nichts wiſſen wollten und ſich am 25. April auf 
einer wiederum in Offenburg abgehaltenen Verſammlung als „deutſche 
Volkspartei in Baden“ neu konſtituierten. Die Agitation der 
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Centrumspartei wurde von dem außerordentlich rührigen Geiſtlichen 
Rat Wacker geleitet, welchem daher die Delegiertenverſammlung 
dieſer Partei in Freiburg am 19. Mai einmütig ihr unbedingtes 
Vertrauen ausſprach, nachdem er gewarnt hatte, etwaige wohlwollende 
Verſicherungen des Miniſteriums Nokk mit allzu großem Vertrauen 
entgegenzunehmen, da die eigentlichen kircheupolitiſchen Geſetze nicht 
oder doch nur wenig geändert worden und jedes Entgegenkommen 
gegenüber den Wünſchen der Kirchenregierung nur durch erhebliche 
Zugeſtändniſſe derſelben erreicht worden ſei. Dagegen hieß es in 
dem vom Landesausſchuß der nationalliberalen Partei am 8. Auguſt 
in Karlsruhe aufgeſtellten Wahlprogramm: „Wir werden alle kirch— 
lichen Herrſchaftsgelüſte mit Energie bekämpfen, die im Intereſſe 
des konfeſſionellen Friedens nothwendigen Hoheitsrechte des Staats 
über die Kirche in vollem Umfange aufrecht erhalten“. Eine ſozial⸗ 
demokratiſche Landesverſammlung in Karlsruhe beſchloß am 
2. Auguſt, mit der Volkspartei ein Wahlbündnis einzugehen. In 
der That gelangten die verbündeten Parteien bei den Anfang No- 
vember ſtattfindenden Neuwahlen zur zweiten Kammer zum Siege. 
Da von den vierjährigen Mandaten alle zwei Jahre die Hälfte er⸗ 
neuert werden muß, ſo fanden an Stelle der am 31. Juli Aus⸗ 
geſchiedenen 31 Wahlen ſtatt, wobei die Nationalliberalen 5 Sitze 
verloren, von dieſen jedoch nur einen an das Centrum, die übrigen 
an die Sozialdemokraten, die nunmehr auch die Hauptſtadt Karls⸗ 
ruhe zu vertreten hatten. Wurde auch die bisherige nationalliberale 
Mehrheit von 32 Stimmen gebrochen, ſo blieb dieſe Fraktion mit 
27 Stimmen doch immer noch die ſtärkſte, und ihre Gegner hatten 
vorausſichtlich nur dann die Mehrheit in der Kammer, wenn ſie trotz 
des tiefen Gegenſatzes ihrer politiſchen Grundſätze auch ferner zu⸗ 
ſammenzuhalten vermochten, denn die Kammer hatte im übrigen 
künftig 21 Mitglieder des Centrums, 6 Freiſinnige und Volks⸗ 
parteiler, 5 Sozialdemokraten, 2 Konfervative und 1 Antiſemiten 
aufzuweiſen. Daß unter einem Fürſten, der bei ſeinem Regierungs⸗ 
antritte dem klerikalen Regime ein Ende gemacht und ſpäter in kirchen⸗ 
politiſchen Geſetzen die Rechte des Staats gegen die römiſche Kirche 
kräftig gewahrt hat, die Ziele der Centrumspartei ausſichtslos ſind, 
lag auf der Hand. Dies ſchien auch angedeutet zu ſein durch die am 
27. September erfolgte Verleihung des Ritterkreuzes des Ordens 
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Bertholds I. an den durch ſeine gegenſätzliche Stellung zur Centrums⸗ 
politik bekannten Geiſtlichen Rat Lender in Sasbach. Eine poli⸗ 
tiſche Bedeutung dieſes Akts ſchien insbeſondere hervorzugehen durch 
Lenders Gegenſatz zu Wacker, der offen verkündet hatte, ein paar 
Sozialiſten mehr in der Kammer würden den Staat nicht umwerfen, 
aber eine kulturkämpferiſche nationalliberale Mehrheit würde das ganze 
Land terroriſieren und das Centrum bis aufs Meſſer bekämpfen. 

Die Seſſion des Landtags wurde am 23. November von 
Dr. Nokk, dem Präſidenten des Staatsminiſteriums, eröffnet, der 
in ſeiner Rede die eingetretene Beſſerung der Finanzlage hervorhob 
und eine Beihilfe für Landwirtſchaft und Gewerbe in Ausſicht ſtellte. 
In der zweiten Kammer wurde am 6. Dezember von Wacker (Centr.) 
ein Antrag auf Einführung des direkten Wahlſyſtems und auf 
Anderung der Wahlkreis Einteilung eingebracht. Eine am 13. De⸗ 
zember von der Budgetkommiſſion geſtellte Anfrage, ob die Gerüchte 
wegen Gefährdung der Selbſtändigkeit Badens auf dem Gebiete des 
Eiſenbahnweſens begründet ſeien, wurde vom Miniſter v. Brauer 
entſchieden verneint. Gegen Ende Dezember legte die Regierung in 
einer Denkſchrift dem Landtage die Grundzüge einer ſchon in voriger 
Seſſion in Ausſicht geſtellten Steuerreform vor, wonach die Real— 
abgaben in eine reine Vermögensſteuer umgewandelt werden ſollten. 

Als die nationalliberale Partei wegen der Abgeordnetenwahl in 
Lörrach ſtark angegriffen wurde, machte ihr Führer, der Abgeordnete 
Fieſer, als ein Zeichen, mit welchen Mitteln die katholiſche 
Geiſtlichkeit arbeite, einen Brief bekannt, in welchem der Repetitor 
am erzbiſchöflichen Prieſterſeminar in Freiburg i. Br., Hr. Schofer, 
im Auftrage des Domkapitulars Schmitt den jungen Vikar Duffner 
in Bonndorf erſucht hatte, dem „ärgerlichen Lebenswandel“ ſeines 
„Prinzipals“, des allgemein hochangeſehenen Pfarrers Honold, 
der ſich nicht als Werkzeug des klerikalen Führers, Geiſtlichen Rats 
Wacker, hatte zur Verfügung ſtellen wollen, uachzuforſchen und 
darüber zu melden, was er erfahren, „ſelbſt von Hörenſagen,“ auch 
„mehr oder weniger begründete Vermutungen“. Der Vorgang machte. 
in weiten Kreiſen einen um ſo übeleren Eindruck, als der Vikar in 
jenem Schreiben, um den Mut zu einem ſolchen Spionendienſte zu 
erlangen, ermahnt war, vorher zu Gott und der Jungfrau Maria 
zu beten. 
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Dem Großherzoge wurde am 1. Februar bei feiner Rückkehr 
aus Baden-Baden ein beſonders glänzender Empfang in Karlsruhe 
bereitet. Das großherzogliche Paar wohnte am 22. März der Feier 
des Nationaldenkmals für Kaiſer Wilhelm J. in Berlin bei; bald 
darnach erhielt die Großherzogin das Großkreuz des preußiſchen 
Louiſenordens. Kurz nach dem oben erwähnten Beſuche des deutſchen 
Kaiſers in Karlsruhe ſtarb hier Prinz Wilhelm von Baden, der 
um drei Jahre jüngere Bruder des Großherzogs, der im Kriege von 
1866 die badiſche Felddiviſion geführt und 1870 als Befehlshaber 
der 1. badiſchen Infanterie⸗Brigade ſich bei Dijon ausgezeichnet, bei 
Nuits verwundet worden war. Er hinterließ zwei Kinder, den 
preußiſchen Rittmeiſter Prinzen Max und die Erbprinzeſſin von 
Anhalt. Am 2. Auguſt wies der Großherzog in einem Schreiben 
an den Abgeordnetentag des badiſchen Militärvereins darauf hin, 
daß man ſich die Intereſſen des Reichs und des Landes nicht im 
Gegenſatz denken dürfe; bei der Vorfeier zur Enthüllung des Denk⸗ 
mals für Kaiſer Wilhelm I. in Karlsruhe hob der Großherzog 
wiederum, wie ſchon bei jo manchen früheren Gelegenheiten, im 
Trinkſpruch beim Feſtmahle hervor, daß jedermann darnach trachten 
müſſe, die nationalen Errungenſchaften von 1870—71 zu erhalten. 
Am 23. Oktober brachte der Hofbericht der amtlichen „Karlsruher 
Zeitung“ die ungewöhnliche Mitteilung, die großherzoglichen Herr⸗ 
ſchaften hätten die Abſicht gehabt, nach Darmſtadt zu reiſen, um 
dem Czaren und der Czarin einen Beſuch abzuſtatten, der Großherzog 
habe aber auf Anfrage die Antwort erhalten, der Czar könne den 
Beſuch nicht mehr empfangen, weil er ſchon über die Tage bis zu 
ſeiner Heimreiſe verfügt habe. Der Großherzog ſchien ſich hierdurch 
beleidigt zu fühlen, und die Preſſe erging ſich mehrere Tage lang in 
Vermutungen über den Grund anſcheinend vorhandener Zerwürfniſſe, 
ſodann aber verlautete, das Einvernehmen ſei wieder hergeſtellt; 
Beſtätigung ſchien dies durch die im November erfolgte Errichtung 
einer eigenen ruſſiſchen Geſandtſchaft in Karlsruhe zu finden. 

Am 16. Februar fand in Bretten eine Feier von Melanch⸗ 
thons 400-jährigem Geburtstag ſtatt. Der Präſident des Oberkirchen⸗ 
rats, Wielandt, richtete im Oktober an den Präſidenten des preußiſchen 
Oberkirchenrats, Barkhauſen, ein Schreiben voll wärmſter Zuſtimmung 
zu deſſen energiſcher Zurückweiſung der im päpſtlichen Rundſchreiben 
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gegen Luther und die Reformation gerichteten „Verunglimpfungen“. 
Großes Aufſehn erregte eine am 20. Juli vom katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen Bunkofer in Wertheim veröffentlichte Erklärung über ſeinen 
Austritt aus der katholiſchen Kirche. Er habe, ſagte er in ſeinem 
Schreiben an das erzbiſchöfliche Kapitelsvikariat, fortgeſetzt die Er⸗ 
fahrung gemacht, „wie die vom Vatikanismus durchdrungene römiſche 
Kirche vielfach auch auf der Kanzel den Geiſt Jeſu Schritt für 
Schritt zurückdrängt.“ 

Am 21. Juli ſtarb in Renchen Amand Gögg, Finanzminiſter 
der proviſoriſchen Regierung Badens 1848 —49, 77 Jahre alt. 

Der am 10. Februar vom Großherzog Ernſt Ludwig von 
Heſſen mittels Thronrede eröffnete Landtag genehmigte Geſetz— 
entwürfe über die Bildung einer beſonderen Verwaltung der 
Staatsſchulden, welche bis auf 60 Millionen M. geſtiegen 
waren, und wegen Umwandlung der 4% Staatsanlehn in 3 ¼ /. 
Der Etat für 1897 — 1900 enthielt als ordentliche Ausgaben 
37316000 M. fürs Jahr und ſchloß mit einem Überſchuß don 
2411000 M. ab. Dabei ſtellte ſich heraus, daß die an die 
Verſtaatlichung der Ludwigsbahn und den Eiſenbahnvertrag mit 
Preußen geknüpften finanziellen Erwartungen ſich erfüllt hatten, 
denn während der Staat bisher etwa 120000 M. zu den Stuats- 
eiſenbahnbetrieben hatte zuſchießen müſſen, betrug jetzt Heſſens Anteil 
an dem ſich auf rund 478 497 900 M. belaufenden überſchuſſe der 
heſſiſch⸗preußiſchen Eiſenbahn-Finanzgemeinſchaft 9774990 M., und 
mit Rückſicht auf die zu erwartenden Steigerungen der Betriebs 
überſchüſſe ſah das Budget für die nächſten drei Jahre durchſchnittlich 
10 227 000 M. Überſchuß vor. Die bisherigen Mehreinnahmen 
ermöglichten bereits die Einſtellung von 600000 M. zur Durch⸗ 
führung einer neuen Gehaltsordnung der Beamten nach dem 
Grundſatze des Gruppen- und Dienſtaltersſtufen-Syſtems, nachdem 
der betreffende Geſetzentwurf vom Landtage genehmigt war, dem— 
zufolge auch die Witwen⸗ und Waiſenkaſſenbeiträge wegfallen und 
kein Beamter eine Verkürzung in ſeinem bisherigen Gehalt nebſt 
Nebenbezügen erleiden darf. 

Am 25. April wurde ein mit Preußen geſchloſſener Vertrag 
über die Fortführung der Kanaliſation des Mains oberhalb 
Frankfurt bis Offenbach veröffentlicht, was für dieſen Induſtrieplatz 
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von großer Wichtigkeit iſt, der in Lederwaren, chemiſchen Erzeugniſſen, 
Eiſenguß⸗ und Wagenfabrikation bedeutenden Handel nach dem Aus⸗ 
lande treibt. 

Bemerkenswert waren einige Vorgänge auf kirchlichem Gebiete. 
Biſchof Haffner von Mainz empfahl in ſeinem Faſtenhirtenbriefe 
den Katholiken, mit Rückſicht auf die 1898 bevorſtehenden Kammer⸗ 
wahlen, Anſchluß an die Centrumspartei, weil „die herrſchenden 
Parteien“ mit dem noch nicht beendeten ſogen. Kulturkampfe „die 
Vernichtung der katholiſchen Religion erſtrebten“, und weil „die 
Hauptquelle der Volksvergiftung die liberale politiſche Gewaltherrſchaft“ 
ſei, „welche die Ehe entheiligt, die Schule entchriſtlicht und den 
Frieden des chriſtlichen Lebens ſtört.“ Anderſeits wurde eine ſolche 
Störung vom evangeliſchen Oberkonſiſtorium in dem vom Papſte 
zum Caniſius-Jubiläum erlaſſenen Rundſchreiben erblickt. Als 
die erſte derartige Behörde in Deutſchland richtete es daher am 
10. September an die Pfarrämter ein Ausſchreiben, in welchem die 
Anſtoß erregenden Worte des Papſtes nach Maßgabe der Ueber⸗ 
ſetzung im „Mainzer Journal“, dem halbamtlichen Organe des 
Biſchofs, mit dem Bemerken angeführt wurden, daß ſie dort durch 
Sperrdruck recht augenſcheinlich gemacht worden ſeien. Gegen eine 
ſolche Beſchimpfung, aus welcher ſicherlich nur unheilvolle Früchte 
erſprießen würden, werde hiermit ein öffentliches Zeugnis abgelegt. 
Hiergegen richtete ſich am 18. September jenes biſchöfliche Blatt 
mit der Behauptung, daß ein Reformator, der mit ſich ſelbſt un⸗ 
zählige Male in heilloſeſte Widerſprüche geraten ſei, dem die Demut 
gemangelt habe, „der aber vor Hochmut förmlich platzte,“ der 
ſich nicht geſcheut habe, die Bibel zu verfälſchen, die Fackel der 
Zwietracht in das Vaterland geworfen habe und die Hauptſchuld 
am brudermörderiſchen Kriege trage, unmöglich ein gottgeſandter 
Erneuerer kirchlichen Lebens ſein könne. Und im Anſchluß an das 
päpſtliche Rundſchreiben erließ Biſchof Haffner am 17. September 
einen Hirtenbrief, wonach die Worte des Papſtes höchſt beachtens- 
wert ſeien in einer Zeit, in welcher ein dem Chriſtentum und der 
Kirche feindlicher Geiſt ſich der Schule bemächtigt habe und namentlich 
in den höheren Stufen des Unterrichts „der nackte Unglaube zur 
Herrſchaft gelangt“ ſei. Auf der anderen Seite hob der heſſiſche 
Hauptverein des evangeliſchen Bundes im Oktober in einem 
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Schreiben an das Oberkonſiſtorium hervor, daß dasjenige, was ſich 
jüngſt der Papſt „an Schmähungen der hehrſten Überzeugungen und 
heiligſten Güter der evangeliſchen Kirche erlaubt hat, alle die zahl—⸗ 
reichen, in letzter Zeit von Rom ausgegangenen Kränkungen des 
proteſtantiſchen Glaubens an Maßloſigkeit überſteigt“. Nicht länger 
ſei es zu ertragen, daß das auswärtige Haupt der deutſchen Katholiken 
ohne entrüſteten Widerſpruch der berufenen Stellen den Mann ſo 
maßlos ſchmähen dürfe, dem Deutſchland im letzten Grunde ſeine 
Weltſtellung verdanke. 

Der am 7. Dezember auf kurze Zeit wieder zuſammengetretene Lan d⸗ 
tag genehmigte ein Geſetz wegen Einrichtung eines Staatsſchuldbuchs. 

Der Landtag des Großherzogtums Sachſen-Weimar genehmigte 
am 12. März ein neues Einkommenſteuergeſetz, durch welches 
die Laſten gleichmäßiger verteilt, Härten beſeitigt und Entlaſtungen 
geſchaffen wurden; für die Einkommen von 3000 M. aufwärts wurde 
die Selbſteinſchätzung eingeführt. Am 23. März ſtarb die Groß⸗ 
herzogin Sophie, Tochter des 1849 verſtorbenen Königs Wilhelm II. 
der Niederlande, im 74. Lebensjahre und nach 55jähriger Ehe, eine 
der ausgezeichnetſten deutſchen Fürſtinnen, die vieles für Schulen, 
Hoſpitäler, wohlthätige und Kunſtanſtalten gethan hatte. Zum 
Leichenbegängnis am 29. März erſchienen Kaiſer Wilhelm, der 
König von Sachſen, die Regenten von Mecklenburg⸗Schwerin und 
Braunſchweig ſowie eine Mehrzahl ſonſtiger Fürſtlichkeiten. Auf dem 
Wartenberge bei Eiſenach wurde am 8. Juni feierlich der Grundſtein 
zu einem Denkmal gelegt, welches die deutſchen Burſchenſchafter 
dem Kaiſer Wilhelm I., dem Großherzoge Karl Auguſt als dem 
Stifter der Burſchenſchaft und den im Kampfe für Deutſchlands 
Einheit gefallenen Burſchenſchaftern zu errichten gedenken. Den er⸗ 
ſchienenen 300 alten Burſchenſchaftern, welche ſich im Zuge nach dem 
Wartenberge begaben, wehte die ſchwarz⸗rot⸗goldene Burſchenſchafts⸗ 
fahne voran, die 1816 am zweiten Jahrestage der Einnahme von 
Paris von Jenger Frauen und Jungfrauen geſchenkt war. Nach der 
Weiherede und nach Profeſſor Onckens Verleſung der in den Grund⸗ 
ſtein zu legenden Urkunde wurde ein Schreiben mitgeteilt, in welchem 
das Intereſſe des Kaiſers an dieſem Werke zum Ausdruck kam. — 
Am 8. Dezember ſtarb in Schwerſtedt der langjährige Landtagsab⸗ 
geordnete Wirkl. Geh. Rat v. Helldorf. 
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In der großherzoglichen Familie von Medlenburg- Schwerin 
traten einige Anderungen ein. Die 18jährige Herzogin Alexandrine, 
älteſte Tochter des regierenden Großherzogs, verlobte ſich Ende März 
mit dem 27jährigen Prinzen Chriſtian von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonder⸗ 
burg⸗Glücksburg, älteſtem Sohne des Kronprinzen Friedrich von Däne⸗ 
mark. Der Großherzog Friedrich Franz III., welcher ſeines aſth⸗ 
matiſchen Leidens wegen ſchon ſeit Jahren den Winter und das Früh⸗ 
jahr zu Cannes in Südfrankreich zugebracht hatte, ſtarb hier plötzlich 
am 10. April, nachdem er, wie es in einer Bekanntmachung des 
Staatsminiſteriums hieß, wegen großer Atemnot friſche Luft ſuchend, 
abends in ſehr geſchwächtem Zuſtande in den Garten ſeiner Villa 
getaumelt und über die nur wenige Schritte von der Thür entfernte 
niedrige Umfaſſungsmauer auf die in bedeutender Tiefe darunter 
führende Straße geſtürzt und mit verletztem Rückgrate aufgefunden 
war. Er hatte ein Alter von nur 46 Jahren erreicht und hinterließ 
aus feiner Ehe mit der Großfürſtin Anaſtaſia Michaelowna drei 
Kinder, die obengenannte Herzogin Alexandrine, die Herzogin Cäcilie 
und den nunmehrigen Großherzog Friedrich Franz IV., geboren 
1882 in Palermo. Da dieſer am Tage vor dem Ableben ſeines Vaters 
erſt das 15. Lebensjahr vollendet, des Verſtorbenen nächſtjüngerer 
Bruder aber, der im 45. Lebensjahr ſtehende katholiſche Herzog 
Paul Friedrich, auf das Thronfolgerecht verzichtet hatte, ſo über⸗ 
nahm der zweitjüngere Bruder, der im 41. Lebensjahr ſtehende 
Herzog Johann Albrecht, Schwiegerſohn des Großherzogs von 
Sachſen, ſofort die Regentſchaft für den minderjährigen Landes⸗ 
herrn und kündigte dies am 11. April durch Proklamation dem Lande 
an. Der Regent war ſchou bisher als Freund der deutſchen Kolonial⸗ 
fragen und ſeit Herbſt 1894 als Präſident der deutſchen Kolonial⸗ 
geſellſchaft rühmlichſt bekannt. Den dritten dieſer Brüder, den 
26 jährigen Herzog Friedrich Wilhelm traf das ſchon oben berührte 
herbe Geſchick, indem er am 22. September als Befehlshaber des 
deutſchen Torpedoboots Nr. 26 mit dieſem vor der Elbmündung 
unterging. Der am 11. November in Sternberg zuſammengetretene 
Landtag beider mecklenburgſchen Großherzogtümer lehnte die 
2900000 M. betragenden Koſten für den Bau eines Kanals von 
Wismar nach Schwerin ab, genehmigte aber eine Verordnung wegen 
Vermehrung des mittleren und kleinen Grundbeſitzes. Ein 
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Geſuch, den in den Beſitzungen der Landesklöſter und der Ritterſchaft 
wohnenden Bauern das Recht der Aufnahme von Hypotheken auf 
ihre Grundſtücke zu verleihen, wie es die Erbpächter im Domanium 
beſitzen, wurde vom Landtage zurückgewieſen, der ſodann am 18. De⸗ 
zember geſchloſſen wurde. 

Aufſehen erregte ein Aufſatz im „Mecklenb. Schulblatt“ gegen 
den Naturkundeunterricht in der Volksſchule. Es hieß da näm⸗ 
lich: „Hüte Dich vor dem erſten Schritt, noch ſtehſt du unberührt von 
dem falſchen Götzen der Wiſſenſchaft. Haſt Du dieſem Satan erſt 
den kleinen Finger gegeben, ſo erfaßt er nach und nach die ganze 
Hand, Du biſt ihm rettungslos verfallen, mit geheimnisvoller Zauber⸗ 
kraft führt er Dich an den Baum der Erkenntnis; wahre Dir das 
Paradies Deiner wiſſenſchaftlichen Unſchuld“. 

Der im vorigen Jahre im Großherzogtum Oldenburg zwiſchen 
Landtag und Regierung entſtandene heftige Streit wurde am 16. Januar 
dadurch beigelegt, daß die Regierung in einem der beiden Streit⸗ 
punkte nachgab und darauf der Landtag die Meinungsverſchieden⸗ 
heit bezüglich des anderen Punktes nicht weiter trieb. Demgemäß 
ſollte alſo nun das Eiſenbahnweſen umgeſtaltet und vom Miniſterium 
des Innern getrennt werden; dagegen blieb der Juſtizminiſter Flohr, 
obwohl ihm die ſtärkere Mißtrauenserklärung des Landtags gegolten 
hatte, wie auch der angeblich unerfahrene Theologe im Amte, den der 
Miniſter, im behaupteten Widerſpruche mit den in ſeinem Namen dem 
Landtage gegebenen Zuſagen, mit der eigens für einen pädagogiſchen 
Fachmann geſchaffenen Stelle im höheren Schulweſen betraut hatte. 
Der Landtag ſah ſich auch, gegen ſeinen Wunſch, genötigt, am 3. März 
dem Entwurfe eines Volksſchulgeſetzes zuzuſtimmen, weil er die 
Reform der Lehrerbezüge nicht aufgeſchoben ſehen wollte. Der 70. 
Geburtstag des von der Bevölkerung ſehr verehrten Großherzogs 
Peter wurde im ganzen Lande mit beſonderer Feier begangen. Dem 
Erbgroßherzoge Auguſt, der ſich im vorigen Jahre mit der Prinzeſſin 
Eliſabeth, Tochter des verſtorbenen Großherzogs Friedrich Franz II. 
von Mecklenburg⸗Schwerin, wieder vermählt hatte, wurde am 10. Auguſt 
ein Sohn, Prinz Nikolaus, geboren. Die Freude hierüber war im 
ganzen Lande groß, weil der Erbgroßherzog aus ſeiner erſten Ehe mit 
der Prinzeſſin Eliſabeth, Tochter des Prinzen Friedrich Karl von 
Preußen, nur eine Tochter beſitzt, der zweite Sohn des Großherzogs, 
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Georg, unvermählt iſt und ſonſtige erbberechtigte Prinzen aus dieſer 
Linie des Fürſtenhauſes nicht vorhanden ſind, mithin der Fall ſehr 
nahe lag, daß der Thron dereinſt auf die ſchon lange in Rußland 
lebende Linie überginge, deren thronberechtigte Mitglieder als Deutſch⸗ 
land und deutſchem Weſen völlig entfremdet gelten. 

Im Herzogtum Braunſchweig hat zwar während der 13 Jahre 
ſeit dem Ableben des Herzogs Wilhelm eine Welfenpartei öfters 
Kundgebungen erlaſſen; ſeit langer Zeit jedoch machte ſie nicht ſoviel 
von ſich reden, als im laufenden Jahre. Ein Organ dieſer Partei 
glaubte im Februar freudig darauf hinweiſen zu ſollen, daß ſie einen 
bedeutenden Aufſchwung genommen habe, und die „Brunonia“, 
Organ der Welfenpartei milderer Art, verlangte im März die Ein⸗ 
ſetzung eines Schiedsgerichts wie in Lippe zur Löſung der braun 
ſchweigſchen „Thronfolgefrage“. Weiterhin wurde auf einem im 
Mai in Braunſchweig ſtattfindenden Parteifeſte der „Rechtspartei“ 
vom Feſtredner gemahnt, die Worte des Kaiſers „Recht muß doch 
Recht bleiben“ zu beherzigen und deshalb unausgeſetzt für das Recht 
des Herzogs von Cumberland einzutreten. Ein anderer Redner, 
Graf Schulenburg-Hehlen, erinnerte an einen Ausſpruch des 
Kaiſers: „Ehrlos, wer ſeinen König verläßt“! In dieſem Sinne 
ſollten die Braunſchweiger treu zu ihrem „verbannten“ Fürſtenhauſe 
halten; man dürfe nicht ohne Hoffnung ſein, denn zur Hundertjahr⸗ 
feier habe Fürſt Bismarck nicht einmal einen Glückwunſch des Kaiſers 
erhalten; daraus ſei zu erſehen, daß nicht alle Handlungen des 
Fürſten dem Vaterlande zum Segen gereicht hätten. Sodann wurde 
Anfang Juli von der zu Harzburg tagenden „Vaterländiſchen 
Vereinigung des Herzogtums Braunſchweig“ an die Landtags⸗ 
abgeordneten das Erſuchen gerichtet, in der nächſten Tagung des 
Landtags die Thronfolgefrage aufzunehmen. In der Begründung 
wurde davon ausgegangen, daß der Bundesratsbeſchluß vom 2. Juli 1885, 
wodurch der Herzog von Cumberland an der Ausübung der Regierung 
für behindert erklärt wurde, durch das vor Aufhebung des Welfen⸗ 
fonds vom Herzog an den Kaiſer gerichtete Schreiben hinfällig geworden 
ſei; unbeſchadet aller Hochachtung und Dankbarkeit für den Regenten, 
Prinzen Albrecht von Preußen, ſei es der lebhafteſte Wunſch weiteſter 
Kreiſe des Landes, „daß unſer angeſtammter Herzog recht bald den 
Thron ſeiner Väter beſteigen möge“. Neue Nahrung wurde dieſen 
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Beſtrebungen zu Teil durch ein am 8. Oktober vom Herzog Er uſt 
Auguſt aus Gmunden an den hannoverſchen Rittmeiſter a. D. 
v. Reden gerichtetes Schreiben, worin er die ihm und ſeiner Ge— 
mahlin anläßlich der Feier der Konfirmation ihres älteſten Sohnes 
in Gmunden „aus Hannover zugegangenen zahlreichen Beweiſe der 
Liebe und Anhänglichkeit“ mit Dank und mit dem Bemerken beant⸗ 
wortete, er erwidere dieſe Treue aus warmem Herzen und in dem Be— 
wußtſein, damit eine heilige Pflicht für ſich und ſein Haus zu er⸗ 
füllen; er danke Gott, welcher dieſes Band bisher kräftig erhalten 
habe, und bitte ihn, daß er es auch ferner ſtärken und dereinſt nach 
ſeiner Gnade dieſe Treue lohnen wolle. Die welfiſchen Organe 
veröffentlichten dieſes Schreiben in großem Sperrdruck ſowie ohne 
Bemerkung und wohl in der Unterſtellung, die Worte des Herzogs 
könnten nur den Sinn haben, daß er die auf Wiederherſtellung des 
Königreichs Hannover gerichteten Beſtrebungen billige und fördere. 
Die „Braunſchweiger Landeszeitung“ vertrat hierauf, unter Berufung 
auf den Bundesratsbeſchluß vom 2. Juli 1885, den Standpunkt, 
daß, wenn der Herzog oder fein Sohn die Neichsverfaffung und den 
preußiſchen Beſitzſtand anerkennten, ein Grund zur Ausſchließung von 
der Erbfolge in Braunſchweig nicht mehr vorliege, eine Anſicht, die 
jedoch gerade aus jenem Beſchluſſe durchaus nicht folgt. Das han— 
noverſche Welfenblatt aber fühlte ſich jetzt dermaßen ermutigt, daß es 
Ende Oktober zum Geburtstage des Prinzen Georg Wilhelm, 
älteſten Sohnes des Herzogs von Cumberland, einen begeiſterten 
Huldigungsartikel für „unſer angeſtammtes Fürſtenhaus und ſein 
Volk“ brachte, unter Hervorhebung der glänzenden Eigenſchaften 
dieſes Prinzen, was im Hinblick auf die Hoffnungen, welche das Volk 
auf ihn als den Erbprinzen des Welfenhauſes ſo ganz beſonders ſetze, 
auch von ganz beſonderem Werte ſei. Allen dieſen welfiſchen Kund⸗ 
gebungen trat die Regierung im Anfange des November durch einen 
Erlaß an die Vorſtände der Behörden entgegen, wonach dieſe den 
Beamten eröffnen ſollten, daß ihre Zugehörigkeit zu den ſog. vater- 
ländiſchen d. h. welfiſchen Vereinigungen mit den allgemeinen Dienſt⸗ 
pflichten unvereinbar ſei. Weiterhin ließ die Regierung Anfang De⸗ 
zember darauf aufmerkſam machen, daß die welfiſche Agitation mit 
Unrecht die Meinung hervorgerufen habe, als beſtehe die Regentſchaft 
zu Unrecht; daß der älteſte Sproß des Hauſes Braunſchweig zur 
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Thronfolge berufen ſei, wäre auch jetzt noch unbeſtritten, eine Ande⸗ 
rung des beſtehenden Zuſtandes könne aber nur von Preußen und 
dem Bundesrate ausgehen. 

Im Herzogtum Sachſen⸗Koburg⸗Gotha gab es lebhafte Ver⸗ 
handlungen zwiſchen Regierung und Landesvertretung. In einigen 
Punkten kam es zum Ausgleich, in anderen jedoch nicht. Dem 
namentlich von der Stadt Gotha geltend gemachten Wunſche nach 
Abzweigung des Herzogtums Gotha von dem Meininger Schwur- 
gerichtsbezirke und nach Errichtung eines beſonderen Schwur- 
gerichts in Gotha, unter Anſchluß des jetzt ebenfalls zu jenem 
Bezirke gehöreuden Weimarſchen Bezirks Eiſenach, wurde im März 
durch Vorlage an den gemeinſchaftlichen Landtag nachgegeben. Nach⸗ 
dem ferner im März der Koburgſche Landtag den Wunſch nach 
Aufhebung einer Miniſterial-Inſtruktion von 1894 ausgeſprochen, 
auch vom Miniſter v. Strenge darauf erklärt worden war, daß 
dieſe Aufhebung in Ausſicht genommen ſei, ließ es der Landtag dabei 
nicht bewenden, ſondern bat um alsbaldige Anderung. Darauf 
wurde vom Herzoge Anfang April die Inſtruktion für Koburg mit 
dem Bemerken aufgehoben, daß nunmehr die Streitigkeit völlig 
beigelegt ſein werde. Am 7. April lehnte der gemeinſchaftliche Land⸗ 
tag einen Antrag auf Einführung des allgemeinen Wahlrechts 
ab, nachdem der Miniſter v. Strenge erklärt hatte, daß die 
Regierung zwar einer Reforu des Wahlgeſetzes geneigt ſei, daß ſie 
aber auf indirekter Wahl und öffentlicher Abſtimmung beſtehen müſſe. 
Ende Juni kam es zu einem Streite über die Dauer der Etats⸗ 
perioden. Die Landtagskommiſſion ſprach ſich für Herabſetzung der 
4 jährigen in 2 jährige Perioden aus, und ihr Berichterſtatter führte 
im Landtage aus, daß keine der bedeutenden Erwartungen, welche 
an die vor 6 Jahren erfolgte Ernennung eines neuen Miniſters 
geknüpft waren, ſich erfüllt hätten. Miniſter v. Strenge trat 
einer Verkürzung der Perioden mit dem Bemerken beſtimmt entgegen, 
daß die Regierung keinen Konflikt wünſche. Der Abg. Liebetrau, 
Oberbürgermeiſter von Gotha, erklärte hierauf, die Regierung leide 
gewiſſermaßen an einer Syſtemloſigkeit, und es beſtänden große 
Mißſtände, z. B. wegen des Beſchwerdewegs; ſolche Zuſtände gebe 
es nicht einmal in Mecklenburg und Reuß ä. L. Hierauf wurde 
der Kommiſſionsantrag, mithin eine Mißtrauenserklärung, 
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einſtimmig angenommen. Heftiger waren die Auseinanderſetzungen mit 
dem Miniſter v. Strenge über die Koſten des Erweiterungsbaues des 
Domänengaſthofs in dem viel beſuchten Luftkurorte Oberhof. Der 
Landtagsausſchuß hatte die ohne Zuſtimmung des Landtags erfolgte 
Ausführung des Baues getadelt, die Regierung hatte erwidert, die 
Koſten ſeien aus der Vermögensſubſtanz der Domäne gedeckt worden, 
worüber der Landtag nicht mitzubeſchließen habe; aber alle Redner 
ohne Unterſchied der Parteien traten am 6. Juli den Rechtfertigungsver⸗ 
ſuchen v. Strenges entgegen, Liebetrau mit dem Bemerken, daß 
ein Vertragsbruch vorliege, Bock mit der Behauptung einer gewalt— 
ſamen Geſetzesauslegung. Schließlich erklärte der Landtag die Aus⸗ 
führung des Baues ſür ungeſetzlich und legte Verwahrung gegen die 
Beſtreitung der Koſten aus Domänenmitteln ein. Der am 25. Juli 
veröffentlichte Etat beider Herzogtümer für 1897—99 wies, bet 
2 994 148 M. Ausgaben, einen Fehlbetrag von 675815 M. auf. 

Die 16 jährige Prinzeſſin Dorothea aus der katholiſchen 
Nebenlinie von Koburg-Kohary verlobte ſich im April mit dem 
Herzoge Ernſt Günther von Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Auguſten⸗ 
burg. Die Braut iſt die Tochter des öſterreichiſchen Feldmarſchall⸗ 
leutnants Prinzen Philipp, Bruders des Fürſten von Bulgarien, und 
der Prinzeſſin Louiſe, Schweſter des Königs der Belgier. 

Im Landtage des Herzogtums Sachſen-Meiningen ertönte 
am 4. Februar bei der Etatsberatung ein bemerkenswerter Notſchrei 
über die durch die Bedürfniſſe des Reichs herabgegangenen Finanzen 
des Landes. Der Abg. Trinks machte darauf aufmerkſam, daß 
die an das Reich zu leiſtenden Matrikularbeiträge im Laufe der 
Jahre ſich immer mehr erhöht hätten; in den Jahren 1884—86 
hätten ſie 330000 M. betragen, während jetzt 1809770 M. einzu⸗ 
ſtellen ſeien; und umgekehrt wären die Überweiſungen aus der Reichs⸗ 
kaſſe an die Einzelſtaaten zurückgegangen; dieſer Zuſtand werde auf 
die Dauer als unerträglich angeſehen. Der Geh. Staatsrat Ziller 
konnte nur erwidern, es ſei völlig ungewiß, wie ſich künftig das 
Verhältnis zwiſchen den Matrikularbeiträgen und den Überweifungen 
geſtalten werde; in den Einzellandtagen müſſe das Bedürfnis aller⸗ 
dings zur Sprache gebracht werden, wodurch vielleicht im Reichstage 
eine günſtigere Anſicht erwirktt werde. Es hatte einſt über die 
Grenzen des Landes hinaus Aufſehen erregt, daß die Regierung das 
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vom Magiſtrate von Saalfeld erlaſſene Verbot der ſozial⸗ 
demokratiſchen Maifeier aufgehoben hatte; deshalb ſtellten am 
10. Februar mehrere Abgeordnete im Landtag die Anfrage, welche 
Anſchauungen und Erwägungen die Regierung hierzu veranlaßt hätten. 
Der Abg. für Saalfeld, Trinks, führte aus, daß die beabſichtigten 
Umzüge eine Aufreizung der bürgerlichen Parteien enthielten, und 
daß es höchſte Zeit ſei, den Agitationen der Sozialdemokratie, welche 
im Gemeinderate von Saalfeld die Macht bereits teilweiſe in der 
Hand habe, entſchieden zu bekämpfen. Die Antwort des Vertreters 
der Regierung, des Staatsrats v. Butler, ging dahin, ſie habe 
keine Veranlaſſung, ihre Handlungsweiſe zu bereuen oder zu 
beſchönigen; ſie werde zwar nicht zögern, Ungeſetzlichkeiten mit allem 
Nachdruck entgegenzutreten, bis jetzt ſei aber das Geſetz nicht verletzt 
worden, das Verbot der Maifeier enthalte daher eine ungerechte 
Beeinträchtigung gleichberechtigter Staatsbürger. Hiermit konnte 
ſich Zeitz nicht einverſtanden erklären, weil die Sozialdemokratie gar 
kein Recht auf dieſelbe Behandlung wie die anderen Parteien beſitze. 
Das Schlußwort dieſes Redners „Landgraf werde hart!“ wurde 
im Landtag und im Zuhörerraume mit ſtürmiſchem Beifall auf⸗ 
genommen, worauf der Staatsrat v. Butler wiederholte, daß das 
Verbot des Umzugs eine geſetzlich nicht zu rechtfertigende Maßregel 
geweſen ſei und daß man dieſe Bewegung überhaupt nicht mit 
polizeilichen Maßnahmen einzudämmen vermöge. Die Verhandlung 
endete damit, daß der freiſinnige Abg. Thomas das Verhalten der 
Regierung billigte. Endlich wurde im Landtage am 12. Februar 
eine kleine Anderung des Landtags-Wahlgeſetzes zu gunſten der 
Großgrundbeſitzer abgelehnt. 

Zum 100. Geburtstage Kaiſer Wilhelm J. beſtimmte der Herzog 
Georg für die kirchliche Feier die Behandlung eines Spruches aus 
Jeſus Sirach 10,5, worin es heißt: „Es ſtehet in Gottes Händen, 
daß es einem Regenten gerate; derſelbe giebt ihm einen löblichen 
Kanzler.“ Die Prinzeſſin Feodora, Tochter des Erbprinzen Bern⸗ 
hard, verlobte ſich, 18 Jahre alt, am 2. April in Wien mit dem 
33 jährigen Prinzen Heinrich XXX. aus dem erſten apanagierten 
Aſte der fürſtlichen Familie von Reuß j. L. 

Die Wahlen zum Landtage fielen am 28. Oktober auf 6 National⸗ 
Liberale, 4 Sozialdemokraten, 3 Agrarier, und einen Freiſinnigen. 
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Der Landtag des Herzogtums Sachſen-Altenburg lehnte 
einen Antrag auf Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und 
geheimen Wahlrechts ab, erklärte ſich aber bereit zu einer Anderung 
des jetzigen umſtändlichen Wahlverfahrens; er genehmigte ferner 
eine an das ſächſiſche Recht ſich anlehnende Städteordnung, ein 
Geſetz über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage 
ſowie eine Geſindeordnung. Prinz Eruſt, Sohn des Prinzen 
Moritz, Bruders des Herzogs, verlobte ſich mit der Prinzeſſin Adel- 
heid, Tochter des Prinzen Wilhelm von Schaumburg-Lippe. In 
Schloß Hummelshain ſtarb am 23. Oktober die Herzogin Agnes, 
eine Prinzeſſin von Anhalt, welche ſich 1853 mit dem Erbprinzen, 
jetzigen Herzoge Ernſt, vermählt hatte. Dem am 25. November 
wieder eröffneten Landtage wurde eine Anderung des Wahlgeſetzes 
und ein Steuergeſetz in Ausſicht geſtellt; es kam jedoch nur zur Vor⸗ 
legung eines Ergänzungsſteuergeſetzes, nach deſſen Ablehnung 
am 22. Dezember der Landtag geſchloſſen wurde. 

Aus dem Fürſtentume Reuß ä. L. liegt, abgeſehen von dem 
(S. 72) oben bei Erwähnung der kaiſerlichen Hundertjahrfeier 
erwähnten Vorfalle, nichts Bemerkenswertes vor. Die Greizer 
Fahren Angelegenheit fand, nach Mitteilung der „Nordd. Allg.⸗Ztg.“ 
v. 11. April, ihre Erledigung dadurch, daß der regierende Fürſt 
Heinrich XXII. gleich nach ſeiner Rückkehr aus dem Süden in einem 
eigenhändigen Schreiben an den Kaiſer ſein lebhaftes Bedauern über 
das Vorkommnis ausgedrückt und dieſer ihm hierfür brieflich Dank 
geſagt hatte. Der Fürſt war auch ferner eifrig darauf bedacht, 
preußenfeindlichen Kundgebungen in ſeinem Lande entgegenzutreten, 
ſo in mehreren Verfügungen und durch ſein Erſcheinen in preußiſcher 
Generalsuniform, als ihm die Militärkapelle am 21. Auguſt ein 
Ständchen brachte. Eine in Greiz geplante Verſammlung von 
Oſterreichern, in welcher von der bedrängten Lage der Deutſchen in 
Oſterreich geredet werden ſollte, wurde am 4. September verboten. 

Der Landtag des Fürſtentums Reuß j. L. hob am 12. März 
die Beſtimmung des Vereinsgeſetzes auf, daß politiſche Vereine 
mit einander nicht in Verbindung treten dürfen, und genehmigte eine 
Reihe von Vorlagen, worunter die eines Jagdgeſetzes, deſſen 
§ 1 lautete: „Das Jagdrecht iſt ein Ausfluß des Grundbeſitzes“. 
Der Erbprinz Heinrich XXVII. wurde am 7. April in Schleiz 
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wegen ſeiner in der Greizer Fahnenangelegenheit erlaſſenen patriotiſchen 
Kundgebung von einer großen Volksmenge aufs lebhafteſte begrüßt. 
Am 7. Mai ſtarb in Gera der frühere Miniſter Vollert. 

Was das Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt betrifft, fo 
vermählte ſich am 25. Januar der im vorigen Jahre durch Geſetz 
als ebenbürtiges Mitglied des ſchwarzburgiſchen Fürſtenhauſes an⸗ 
erkannte Prinz Sizzo mit der Prinzeſſin Alexandra, jüngſten Tochter 
des Herzogs von Anhalt, nahm Wohnung in ſeinem Schloſſe Hartau 
bei Dresden und wurde im Juli, bei einer Reiſe durch das Rudol⸗ 
ſtädter Land, von der Bevölkerung mit großen Ehren empfangen. 
Die vom Vororte des „Kyffhäuſerkomitees“ geplante Herſtellung einer 
„deutſchen Nationalfeſtſtätte“ im Kyffhäuſergebirge wurde von 
der Regierung nicht genehmigt, weil ſie ſich geradezu verpflichtet 
fühle, „das beſtehende großartige Naturbild als würdigſtes Zubehör 
des erhabenen Kaiſerdenkmals gegen ein ſolches Vorhaben zu ſchützen“. 

Der Landtag des Fürſtentums Schwarzburg⸗Sondershauſen 
genehmigte Vorlagen über Beſteuerung des Wandergewerbes und 
der Verſicherungsanſtalten. 

Der am 27. Oktober in Arolſen eröffnete Landtag der Fürſten⸗ 
tümer Waldeck und Pyrmont genehmigte einen Geſetzentwurf, nach 
welchem bei der Klaſſenſteuer Zwiſchenſtufen eingeſchaltet und eine 
dritte Beſchwerde⸗Inſtanz geſchaffen werden ſollte. Ferner erſuchte 
er den Landesdirektor, bei der preußiſchen Regierung wegen Gehalts⸗ 
gleichſtellung der waldeckſchen mit den preußiſchen Staatsbeamten 
vorſtellig zu werden. 

Im Fürſtentum Lippe wurde mit ſteigender Spannung dem 
Urteilsſpruche des am 30. Oktober 1896 zum erſtenmal in Dresden 
zuſammengetretenen Schiedsgerichts in der Thronfolgefrage 
entgegengeſehen. Obwohl beide Streitteile ihre ausreichende Vertretung 
beim Schiedsgericht hatten, wurden noch im März und Juni Schriften 
zur Stütze der Anſprüche des Fürſtenhauſes von Schaumburg-Lippe 
veröffentlicht; in dem einen Falle von Dr. v. Kefule, einem Mit⸗ 
gliede des preußiſchen Heroldsamts, welcher ausführte, daß der Vater 
der M. v. Unruh, der Stammmutter der Grafen zu Lippe-Biefterfeld, 
jener Familie des niederen Adels nicht angehört habe, eine Schrift, 
welche Profeſſor Kahl in Berlin öffentlich als nicht erwidernswert 
erklärte, weil Kekule Schriftſtücke, welche lediglich zur Kenntnis der 
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am Schiedsgerichtsverfahren beteiligten Richter und Parteien beſtimmt 
geweſen, benutzt und zitiert habe; in dem anderen Falle von Juſtiz⸗ 
rat Reuling, welcher ein von ihm auf Veranlaſſung des Fürſten von 
Schaumburg: Lippe ausgearbeitetes Gutachten veröffentlichte. Am 
22. Juni gab das aus 6 Mitgliedern des Reichsgerichts unter Vor⸗ 
ſitz des Königs von Sachſen beſtehende Schiedsgericht einſtimmig 
ſeinen Spruch dahin ab, daß nach Erledigung des gegenwärtig vom 
Fürſten Karl Alexander innegehabten Throns des Fürſtentums Lippe 
Graf Ernſt zur Lippe-Bieſterfeld zur Regierungsnachfolge 
berechtigt und berufen ſei. Der Spruch war darauf gegründet, 
daß in den deutſchen gräflichen und neufürſtlichen Häuſern die Ehe 
eines männlichen Mitglieds mit einer Dame von niederem Adel eine 
ebenbürtige ſei, und daß für das Haus Lippe weder ein abweichendes 
Herkommen noch ein abweichendes Hausgeſetz beſtehe; die viel um⸗ 
ſtrittene Ehe des Großvaters des Grafen Ernſt mit M. v. Unruh ſei 
eine ebenbürtige, denn ihre Eltern ſeien der preußiſche General 
K. Ph. v. Unruh und eine geborene v. Kameke geweſen. 

Nachdem dieſes Erkenntnis am 10. Juli beiden Streitteilen zu— 
geſtellt war, hatte der ſeit dem 20. März 1895 andauernde Thron— 
folgeſtreit ſein Ende erreicht. Der bisherige Regent, Prinz Adolf 
zu Schaumburg-Lippe, legte infolge deſſen ſofort die Regent⸗ 
ſchaft nieder und verabſchiedete ſich von der Bevölkerung in einem 
freundlich gehaltenen Erlaſſe. Den Abſchied nahm des Prinzen bis⸗ 
heriger Berater, Miniſter v. Oertzen, der, wie die „Köln. Ztg.“ 
behauptete, bei der Verabſchiedung des Prinzen Adolf von den Be⸗ 
amten ein an dieſen von dem Kaiſer gerichtetes Telegramm verleſen 
habe, in welchem die Worte enthalten geweſen ſeien: „Deine Regent⸗ 
ſchaft iſt gewiß für das ſchöne Land ein Segen geweſen; einen beſſeren 
und würdigeren Herrn und auch Herrin wird Detmold nie wieder 
erhalten“. In der Preſſe wurde es Herrn v. Oertzen verdacht, daß 
er ein offenbar rein privates Telegramm veröffentlicht habe, worauf 
dieſer in lippeſchen Blättern erwiderte, es ſei abſurd, in jenen 
Worten eine Spitze gegen den Grafen Ernſt oder das Schiedsgericht 
finden zu wollen. Der neue Regent erließ von ſeinem bisherigen 
Wohnſitze, dem Schloſſe Neudorf im Poſenſchen, eine Anſprache mit 
der Mitteilung feiner Übernahme der Regentſchaft und eine Dank— 
ſagung für die ihm bereits zugegangenen Zeichen der Sympathie. Auch 
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feine 80 jährige Mutter Adelheid, geb. Gräfin v. Caſtell⸗Caſtell, er⸗ 
ließ, bevor ſie das Land Lippe betrat, eine Dankſagung für die von 
demſelben ihrer Familie bewieſene Treue. Nachdem auch die übri⸗ 
gen Mitglieder der gräflichen Familie in Detmold angelangt waren, 
hielt der neue Regent von Schieder aus, in deſſen Nähe das zu 
Riſchenau gehörende Jagdſchlößchen Bieſterfeld liegt, ſeinen feſtlichen 
Einzug in das Land. Die Fahrt ging über die Höhen und 
Senkungen des Teutoburger Waldes mit dem Ausblicke auf die vom 
Standbilde Hermanns des Befreiers überragten bewaldeten Berge. 
In allen Ortſchaften läuteten die Glocken, wehten die Fahnen, 
jubelte die Bevölkerung, ſangen die Kinder Dankeslieder. In lang⸗ 
ſamem Trabe bewegte ſich der Feſtzug über Wöbbel und Belle nach 
Bad Meinberg, wo die erſte ländliche Huldigung ſtattfand; in der. 
alten Stadt Horn wurde das gräfliche Paar von 20 Hünengeſtalten, 
Bürgern in altertümlichem Gewande mit Rieſenſchwertern empfangen, 
und auf dem Marktplatze, nach patriotiſchen Geſängen, vom Bürger⸗ 
meiſter angeredet. Den Höhepunkt erreichte der Feſtjubel in Det⸗ 
mold, das in einem Walde von Fahnen und Laubgewinden glänzte. 
Die Bürgerſchaft, die Turner, Kriegervereine bildeten Spalier, und 
durch dieſe freudig bewegten Maſſen fuhr der Wagen des Grafen 
nur langſam unter dem Geläute aller Glocken. Im Schloß trat dem 
Grafen ſeine alte Mutter entgegen, die ihm den Segen gab, ſodann 
begrüßte ihn ſeine ganze Familie, und auf beſondere Einladung, ſein 
Rechtsbeiſtand, Prof. Kahle. Am Abend brachte die Bürgerſchaft 
einen Fackelzug. Die erſte Handlung des Regenten beſtand in der 
Anordnung eines Gottesdienſtes zum 18. Juli, die zweite in der Ver⸗ 
leihung des lippeſchen Ehrenkreuzes erſter Klaſſe an ſeine Söhne und 
an Prof. Kahle, deſſen Verdienſte er bei der Tafel im Schloſſe 
mit dem Bemerken hervorhob, dieſem ſeinem Freunde ſei es in erſter 
Linie zu danken, daß in der Thronfolgefrage Recht doch Recht ge- 
blieben ſei. Prof. Kahle ſagte in einer längeren Erwiderungsrede, 
er habe unter ſchwierigen Verhältniſſen die beſte Kraft daran geſetzt, 
um der gerechten Sache zum Siege zu verhelfen; daß es ihm ge⸗ 
lungen, verdanke er, nächſt Gott, dem Könige von Sachſen und den 
Mitgliedern des Schiedsgerichts; der lippeſche Thronſtreit habe für 
das deutſche Volk einen großen Ertrag abgeworfen, denn er habe den 
Glauben und das Vertrauen in die ſieghafte Macht des Rechts 
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geſtärkt. Der Regent legte am 21. Juli den Eid auf die Verfaſſung 
feierlich ab und ernannte zu ſeinem leitenden Miniſter den Regierungs⸗ 
rat Mieſitſcheck von Wiſchkau zu Danzig, den Sohn eines 1866 
gefallenen preußiſchen Oberſtleutnants. Am 26. Juli wurde der 
Landtag durch Thronrede des von feiner ganzen Familie um⸗ 
gebenen Regenten im Schloſſe feierlich eröffnet. In der erſten Sitzung 
des Landtags ſprach ſich der Präſident v. Lengerke dahin aus, der⸗ 
ſelbe habe die Erbſchaft des vorigen Landtags angetreten, und der 
Erfolg habe dem maßvollen Verhalten Recht geben, welches der 
Landtag dem ihm angeſonnenen Rechtsbruche entgegengeſtellt 
habe; der Spruch des Schiedsgerichts habe dem Rechtsinſtinkte 
der überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung entſprochen; dem 
Prinzen Adolf danke er für das dem Lande bewieſene Wohlwollen. 
Als der Abg. Schemmel den Ausdruck „Rechtsbruch“ bedauerte, 
blieb der Präſident dabei, da dies doch eine nicht abzuleugnende 
Thatſache ſei, Meier billigte den Ausdruck vollſtändig, Aſemiſſen 
hielt ihn für zu gelind, um den Mißbrauch der Gewalt, die Zer- 
ſtörung der Rechtsordnung, den geſchehenen Gewaltakt zu bezeichnen, 
und Moritz meinte, Prinz Adolf habe ſich an dem Rechtsbruche 
beteiligt. Dagegen warnte der Geh. Reg.-Rat Overbeck, in die 
Vergangenheit zu ſchauen, der Regent wünſche Ruhe und Frieden, 
und Prinz Adolf habe nur auf höchſten Befehl dem Rufe Folge 
geleiſtet. Der Landtag nahm ſodann von einem eingegangenen 
Proteſte des Fürſten von Schaumburg-Lippe Kenntnis, mo- 
nach die Söhne des Regenten Ernſt aus unebenbürtiger Ehe 
ſtammten und daher nicht thronfolgefähig ſeien. Dazu iſt thatſächlich 
zu bemerken, daß die Gemahlin des Regenten eine geborene Reichs⸗ 
gräfin v. Wartensleben iſt und daß ſeine Ehe einſt vom Fürſten 
Leopold zur Lippe ausdrücklich genehmigt war. Der Landtag beant- 
wortete die Thronrede durch eine Adreſſe und vertagte ſich. Am 
28. Oktober ließ ihm die Regierung einen Geſetzentwurf über 
die Thronfolge und die Regentſchaft zugehen, für den ſich bei 
der erſten Beratung am 15. November die Mehrzahl der Redner 
ausſprach. Hiernach beſteht das Lippeſche Geſamthaus aus den Linien 
Lippe⸗Bieſterfeld, Lippe⸗Weißenfeld und der fürſtlichen Linie von 
Schaumburg⸗Lippe, ſodaß zur Krone berechtigt ſind: Der jetzige 
Regent, ſeine Söhne, ſeine Brüder, die männlichen Nachkommen der 
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Vorgenannten aus deren zur Zeit beſtehenden und allen künftigen 
auf Grund dieſes Geſetzes zu ſanktionierenden Ehen. Auch gegen 
dieſen Geſetzentwurf erhob der Fürſt von Schaumburg-Lippe 
einen Proteſt des Inhalts, das Schiedsgericht habe keineswegs das 
Thronfolgerecht der Nachkommen des Grafen Ernſt ausgeſprochen; 
dem Thronfolgerechte der Söhne desſelben ſtehe der Umſtand ent⸗ 
gegen, daß ihre Mutter, geb. Gräfin Wartensleben, eine Dame aus 
niederem Adel ſei, die mütterlicherſeits der bürgerlichen Familie 
Halbach aus Amerika entſtamme. Der Landtag erwiderte am 
20. November, es lägen keine Bedenken gegen die Erbfolgefähigkeit 
der Söhne des Regenten vor, es ſei aber die Herſtellung dauernder 
Zuſtände dringend nötig; deshalb werde der Fürſt aufgefordert, bis 
zum 1. Februar k. J. den Weg der gerichtlichen Entſcheidung zu 
betreten; werde bis dahin die Klage nicht erhoben, ſo werde der 
Proteſt nicht weiter berückſichtigt werden; bis dahin bleibe die Beratung 
des Thronfolge⸗Geſetzentwurfs zurückgeſtellt. 

Der Landtag des Fürſtentums Schaumburg⸗Lippe genehmigte 
in ſeiner bis zum 13. April dauernden Tagung, außer dem mit 
rund einer Million M. abſchließenden Etat, Geſetze gegen das 
Spielen in ſtaatlich nicht genehmigten Lotterien und über die 
Erklärung des Bergbaus auf Steinſalze und Sole zum Staats- 
regal. Über ein Einkommenſteuergeſetz nach preußiſchem Muſter 
wurde jedoch eine Einigung nicht erzielt. Der erſt ſeit 1895 im 
Amt befindliche Staatsminiſter v. Wegnern ſtarb am 20. November. 

Was die Freie Stadt Hamburg betrifft, ſo wurde der am 
11. November 1896 begonnene umfangreiche Streik der Hafen- 
arbeiter dadurch beendet, daß ſich 65 % der Ausſtändigen für und 
nur 35 %% gegen Wiederaufnahme der Arbeit erklärten. Es kam 
infolge deſſen zu ſtarken Ausſchreitungen am Hafen und in 
St. Pauli. Der Ausſchuß der Arbeitnehmer, welcher den Ausſtand 
geleitet, hatte eben, unter Hinweis auf Wintersnot und Geldmangel, 
die Rückkehr zu den Arbeitsſtellen empfohlen. Im Reſultate hatten 
alſo die Arbeiter garnichts erreicht, die Arbeitgeber hatten in keinem 
Punkte nachgegeben. Die Zahl der Arbeiter, welche gefeiert hatten, 
betrug, als der Ausſtand in Blüte ſtand, ohne die Frauen und 
Kinder, rund 17 000, die Koſten des Ausſtands wurden auf 
wöchentlich 150 000 M. veranſchlagt. 170 große Schiffe hatten 
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im Dezember im Hafen brachgelegen. Das Staats⸗Budget 
Hamburgs für 1896 war zwar mit einem Fehlbetrage von 
1½ Millionen M. veranſchlagt, in Wirklichkeit ſchloß es jedoch mit 
einem Überſchuß von 163 760 M. ab. Der Voranſchlag für 
1897 wurde in betreff der Einnahmen um 8 Millionen höher ver⸗ 
anſchlagt. Für 1898 veranſchlagte der Senat im November die 
Einnahmen auf 77 406 696, die Ausgaben auf 79 392 638 M. 
Bezüglich der freien Stadt Bremen iſt nur ergänzend aus 1895 
zu bemerken, daß in der Bürgerſchaft die Einladung des Reichstags 
bedauert wurde, weil er dem Fürſten Bismarck die Ehrung ver⸗ 
ſagt hatte. 

Der Landesausſchuß von Elſaß-Lothringen wurde am 
28. Januar vom Statthalter mit einer Anſprache eröffnet, welche 
erfreuliche überſchüſſe in den Finanzen während der Etatsjahre 
1895/97 feſtſtellte, und zwar als eine Folge der erhöhten Einnahmen 
aus den Überweiſungsſteuern des Reichs ſowie einer beträchtlichen 
Steigerung der Erträgniſſe der eigenen Einnahmequellen des Landes. 
So konnten zahlreiche gemeinnützige Unternehmungen zur Ausführung 
gelangen und in den Etat für 1897/98 reichliche Fonds für Eijen- 
bahnen, Landwirtſchaft und den Rheinſchiffahrtsverkehr eingeſtellt 
werden. Der Landesausſchuß nahm im März den mit 57095214 M. 
balanzierenden Etat ohne weſentliche Anderungen an. Da der Statt⸗ 
halter in einer Rede von der Ausſicht auf ſtrenge Maßnahmen 
gegen einen Teil der einheimiſchen Preſſe geſprochen hatte, ſo 
brachte dies Winterer am 16. Februar mit dem Wunſche zur 
Sprache, daß eine neue Anwendung des ſog. Diktatur⸗Paragraphen 
vermieden werden möge. Der Staatsſekretär von Puttkamer 
erwiderte, der Statthalter hege denſelben Wunſch, ja er werde aufs 
äußerſte beſtrebt ſein, jenen Fall zu vermeiden, aber er ſei vor 
allem beſtrebt, die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten, welche 
durch böswillige, agitatoriſche Preßartikel einiger Elſäſſer Blätter 
geſtört werde. Da dieſe, trotz aller Warnungen, in jener Art 
fortfuhren, ſo erließ der Statthalter am 26. März, auf Grund 
ſeiner außerordentlichen Vollmachten, ein Verbot des ferueren 
Erſcheinens der „Kolmarer Ztg.“ und des „Mühlhauſer 
Volksblatts“, welche zur kaiſerlichen Hundertjahrfeier, unter der 
überſchrift „Wir machen nicht mit!“ das Andenken an Kaiſer 
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Wilhelm I. verunglimpft, ihn als blutdürſtigen Eroberer hingeſtellt 
hätten. Nach einer Darſtellung der „Straßburger Poſt“ hatten dieſe 
Blätter ſeit Jahren mit Feuereifer daran gearbeitet, die eingeborene 
Bevölkerung gegen alles, was deutſch iſt und heißt, zu verhetzen, 
wobei ihnen deutſch gleichbedeutend mit proteſtantiſch geweſen ſei; es 
hätten ſich dieſe mit der Miſtgabel redigierten Blätter alle Mühe 
gegeben, die Vereinigung des Landes mit Deutſchland den Ein⸗ 
geborenen zu verekeln. Ferner wurde am 9. April der franzöſiſche 
Jeſuitenpater Mury in Metz wegen ſeiner die gehäſſigſten Aus⸗ 
fälle gegen das deutſche Heer enthaltenden Vorrede zu dem in 
Nancy erſchienenen Werke „Die Jeſuiten in Metz“ des Landes 
verwieſen. 

Am 1. Mai feierte die Univerſität zu Straßburg ihr 
25 jähriges Beſtehen, wozu ſich zahlreiche frühere Beſucher derſelben 
eingefunden hatten. Für den jeweiligen Rektor wurde eine goldene 
Amtskette verliehen. Der Rektor Profeſſor Windelband warf in der 
Feſtrede einen Rückblick auf die Geſchichte der Anſtalt. Bei einem 
folgenden Tags von Rektor und Senat der Univerſität gegebenen 
Feſtmahle ſchilderte der Statthalter die politiſche Bedeutung derſelben 
und ſprach den Profeſſoren als den geiſtigen Baumeiſtern den Dank 
des Landes aus. Bei den Bezirkstagswahlen vom 8. Auguſt 
trat eine Gemeinſchaft der klerikalen und der proteſtleriſchen Elemente 
mit den Sozialdemokraten hervor, deren ſiegreicher Vertreter Bueb 
ſodann bei einem Siegesmahle in warmen Worten einen Trinkſpruch 
auf die klerikale Partei ausbrachte, auf deren weitere Unterſtützung 
bei den nächſten Reichstagswahlen nun wohl auch zu hoffen ſei. 

Am 28. April ſtarb in Straßburg der Unterſtaatsſekretär z. D. 
Hoſsus, ein hervorragender Beamter und früherer Kurator der 
Univerſität. 


Oſterreich-Ungarn. 


Die politiſchen Vorgänge des Jahres pflegen für Oſterreich 
ſonſt mit den Verhandlungen der Landtage der einzelnen Länder zu 


beginnen; diesmal ging jedoch der Reſt der Verhandlungen des 
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Reichsrats voran. Was ihm noch zu erledigen oblag, war nicht 
viel, und unter dieſem wenigen trat beſonders die Ablehnung des 
Budgetpoſtens von 12550 Gld. für das zweiſprachige floveniſche 
Gymnaſium in Cilli ſeitens des Abgeordnetenhauſes hervor. Der 
hierüber früher geführte heftige Streit war alſo noch nicht erledigt; 
die Deutſchen, gegen deren heftige Proteſte der Betrag früher be— 
willigt war, ſetzten diesmal ihre Sache durch, freilich wohl nur, 
weil die Italiener, Kroaten, die katholiſche Volkspartei und ein Teil 
der Polen, Jungczechen und bukowiniſchen Rumänier aus verſchiedener 
Verſtimmung gegen die Regierung an der Abſtimmung nicht teil⸗ 
nahmen. Ferner richtete das Abgeordnetenhaus am 20. Januar an 
die Regierung die Aufforderung, in der nächſten Seſſion einen Geſetz⸗ 
entwurf vorzulegen, wonach die durch die Preſſe begangenen Ehren 
beleidigungen nicht mehr durch die Geſchworenengerichte 
abgeurteilt und daß ſie mit ſtrengeren Strafen belegt werden ſollten. 
Das Herrenhaus genehmigte faſt alle Beſchlüſſe des Abgeordneten⸗ 
hauſes, worauf die Seſſion am 22. Januar geſchloſſen wurde. 
Sie hatte ſich ausgezeichnet durch Zuſtandekommen der Wahlreform, 
der Gewerbe- und handelspolitiſchen Geſetze, der Steuerreform, der 
Geſetze über das Eiſenbahnweſen und zur Beſſerung der Lage der 
Arbeiter. 

Von den Verhandlungen der Landtage der Einzelländer ver- 
dienen nur die des böhmischen Landtags hervorgehoben zu werden. 
Da nämlich ſeit einiger Zeit Anzeichen vorlagen, daß die Regierung 
mit dem Erlaß einer Sprachen-Verordnung für Böhmen um⸗ 
gehe, ſo gaben die deutſchen Mitglieder des Landtags am 3. Februar 
einer gewiſſen Beſorgnis Ausdruck. Lippert, Abg. für Schluckenau, 
hob hervor, die Deutſchen ſeien gern erbötig, freundliche Verhältniſſe 
mit dem czechiſchen Volksſtamme herzuſtellen, allein zunächſt müſſe 
die Frage bezüglich eines geſchloſſenen deutſchen Sprachgebiets ent⸗ 
ſchieden werden. Hierauf erwiderte der Statthalter Graf v. Couden⸗ 
hove beruhigend, der Weg zum Frieden unter den Volksſtämmen 
Böhmens möge nicht durch Mißverſtändnis und hochgeſteigertes Miß⸗ 
trauen getrübt werden; die Loyalität der Bewohner Böhmens ſei 
über jeden Zweifel erhaben, Gerüchte bezüglich einer bevorſtehenden 
Sprachen⸗Verordnung könnten hier nicht berückſichtigt werden, aber 
er könne verſichern, daß nichts unternommen werden würde, was in 
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kultureller oder nationaler Hinſicht die Deutſchen ſchädige, auch 
würde in ſolchen Fragen nichts ohne vorgängige Fühlung mit den 
Vertretern beider Nationalitäten unternommen werden. Namens der 
czechiſchen Abgeordneten ſprach ſich ſodann Herold ſcheinbar ebenfalls 
friedfertig aus: es ſei keineswegs ſchwer, einen Ausgleich zwiſchen 
den beiden Nationalitäten Böhmens zuſtande zu bringen, für zwei 
wirtſchaftlich ſo eng mit einander verknüpfte, auf gleicher Kulturſtufe 
ſtehende Völker ſollte eine Verſtändigung bezüglich der Sprachenfrage 
doch möglich ſein; im näheren aber ſprach ſich der Redner in einer 
den Ausgleich völlig ausſchließenden Weiſe aus: die Czechen könnten 
kein Zugeſtändnis machen, ſolange nicht beide Sprachen in allen 
Teilen Böhmens vollkommen gleiche Geltung genöſſen. Endlich er⸗ 
klärte Graf Buquoi, von dem Augenblicke an, wo die Vertreter 
beider Volksſtämme das Beſtreben nach Verſtändigung zeigten, würden 
die Großgrundbeſitzer fördernd zur Stelle ſein; der Ausgleich 
müſſe und werde kommen, die Erklärung der Regierung laſſe ja das 
ernſte Streben nach Herbeiführung friedlicher Zuſtände erkennen. 
Wie wenig Ausſicht auf Frieden aber in Wahrheit vorhanden war, 
ging aufs ſtärkſte aus der am 9. Februar von Herold abgegebenen 
Erklärung hervor, die Czechen würden ihrem Leitſterne, der ſtaats⸗ 
rechtlichen Idee Böhmens, bis zur Durchſetzung dieſes Verlangens 
folgen; ſie entſpreche den praktiſchen Bedürfniſſen wie den materiellen 
Intereſſen der beiden Volksſtämme, auch Deutſchland ſei von jeher 
ein Förderativſtaat geweſen. Welchen Jubel, jo ſchloß der Redner, 
werde es geben, wenn es dem Kaiſer gelänge, den ſtaatsrechtlichen 
Ausgleich zur Befriedigung beider Volksſtännne auf Grundlage der 
Gleichberechtigung durchzuführen, und wenn er in Böhmen erſchiene, 
um ſich krönen zu laſſen. Hiergegen hob v. Scharſchmidt hervor, 
wie vergeblich und ſchädlich das abermalige Vorbringen dieſes ſchon ſo 
oft als der ganzen geſchichtlichen Entwicklung Oſterreichs widerſprechend 
zurückgewieſene Verlangen ſei. Böhmen dieſelbe Stellung in der 
Monarchie zu geben wie Ungarn, ſchwäche das Ganze und ſchädige 
die Czechen ſelbſt, die nur in einer ſtarken Monarchie ſicheren Beſtand 
hätten; die Deutſchen würden dieſe ſtaatsrechtlichen Beſtrebungen 
immer bekämpfen; und damit verließen die deutſchen Abgeord— 
neten den Sitzungsſaal. In der Sitzung vom 5. März gab 
Schücker nochmals der Beſorgnis und dem Mißtrauen gegen die 
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Regierung, daneben aber dem Vertrauen der Deutſchen in die 
Weisheit des Monarchen Ausdruck. 

Den vom 5. bis 24. März ſtattfindenden Wahlen zum Ab- 
geordnetenhauſe des neuen Reichsrats wurde mit großer Spannung 
entgegengeſehen, weil ſie zum erſten Male nach dem neuen Wahl⸗ 
geſetze und ſomit zum Teil auf Grund des allgemeinen Stimmrechts 
ſtattfanden. In der That führten die Wahlen zu einem höchſt über⸗ 
raſchenden Ergebniſſe, indem die deutjch -Tiberale Partei eine ſchwere 
Niederlage erlitt und die Antiſemiten ſamt den Klerikalen ſtark ans 
wuchſen; ferner wurden zum erſten Male Sozialdemokraten gewählt. 
Von den neuen 425 Abgeordneten kamen 140 auf 7 oppofitio- 
nelle Parteien, denn es zählten die Chriſtlich⸗Sozialen 27, die 
freie deutſche Vereinigung 12, die deutſche Fortſchrittspartei 35, 
die deutſche Volkspartei 43, die Schönerergruppe 5, die polniſche 
Volkspartei 3, die Sozialdemokraten 15. Zu den 3 Mittel- 
parteien gehörten, abgeſehen von 15 Wilden, 55, nämlich 30 Groß— 
grundbeſitzer, 6 von der polniſchen chriſtlichen Volkspartei und 
19 Italiener. Die 7 regierungsfreundlichen Parteien wieſen zu— 
ſammen 215 Abgeordnete auf, und zwar 60 Gzechen, 59 Polen, 
35 chriſtliche Slaven, 19 böhmiſche konſervative Großgrundbeſitzer, 
5 Rumänen, 6 vom Centrum und 31 von der katholiſchen Volks- 
partei. 

Was insbeſondere Wien betrifft, fo vereinigten die Chriſtlich⸗ 
Sozialen etwa die Hälfte der 230000 abgegebenen Stimmen auf 
ſich, während 88 000 den Sozialdemokraten zufielen und 40000 
Wähler zu Hauſe blieben, wohl weil ihnen die Demagogie in jeder 
Form widerſtrebte. Bevor der Reichsrat zuſammentrat, ſorgte der 
Kaiſer für Verſtärkung des konſervativen Elements durch Ernennung 
von 19 neuen Mitgliedern des Herrenhauſes. Hierzu gehörten 
der frühere Miniſter Graf Kälnoky, Prinz Rud. Lichtenſtein und 
von bisherigen Parlamentariern: v. Chlumecky, Hofrat Beer, 
Baron Scharſchmidt, die Grafen Kuenburg, Deym, Hohen— 
wart und Coronini, der frühere galiziſche Landesminiſter von 
Zaleski und Dr. Rieger in Prag, dazu von Großinduſtriellen die 
Barone Liebieg und Krupp, auch die Wiener Univerſitätsprofeſſoren 
Grünhut und Pfaff. 

Der neue Reichstag wurde am 29. März mit einer Thron 
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rede eröffnet, in welcher der Kaiſer die Erwartung einer frucht⸗ 
bringenden Arbeit auf die nunmehrige Teilnahme breiter Bevölkerungs⸗ 
ſchichten ſtützte. Als die hauptſächlichſten Aufgaben wurden eine Re⸗ 
form des Krankenverſicherungsgeſetzes, Hebung des Gewerbeſtandes, 
Schutz der Landwirtſchaft und Erneuerung des Zoll- und Handels⸗ 
bündniſſes mit den Ländern der ungariſchen Krone hervorgehoben. 
Bezüglich der auswärtigen Politik wurde darauf hingewieſen, daß dem 
Zuſammenwirken aller Großmächte die Eindämmung der mit den 
jüngſten Wirren im Orient aufgetauchten Gefahren gelungen ſei, wo⸗ 
raus ſich die Hoffnung auf eine gedeihliche Löſung dieſer Fragen, 
namentlich der Kretas, gründen laſſe; die Haltung Griechenlands 
könne keinenfalls auf Billigung der Großmächte zählen; andererſeits 
müffe die Türkei beherzigen, daß fie eine große Verantwortung auf 
ſich laden würde, falls ſie, gegen den Rat der Mächte, ſich der Be⸗ 
ſeitigung trauriger Mißbräuche entziehen würde. 

Bevor der Reichsrat ſeine Beratungen begann, verſuchte der 
Miniſterpräſident Graf Badeni eine ihm ſichere Mehrheit des Ab⸗ 
geordnetenhauſes herbeizuführen, welche aus den gemäßigteren Gruppen, 
den Polen, den Feudalen, den Großgrundbeſitzern und den durch die 
geplante Sprachenverordnung für Böhmen zu gewinnenden Jung⸗ 
czechen beſtehen ſollte, wogegen die Deutſchfortſchrittlichen Böhmens 
links liegen blieben. Hierbei kam es viel auf die Geneigtheit der ver⸗ 
faſſungstreuen Großgrundbeſitzer Böhmens an, dieſe aber erklärten 
rundweg, daß ſie auch um den Preis eines Miniſterſitzes nicht in der 
Lage ſeien, in jene Mehrheit einzutreten, denn weder hegten ſie Ver⸗ 
trauen zum Grafen Badeni, noch wollten ſie ſich dem Falle ausſetzen, 
mit anderen gemäßigten Deutſchliberalen gegen ganz Deutſchböhmen 
ausgeſpielt zu werden, wenn hier die in Ausſicht ſtehende Sprachen⸗ 
verordnung große Oppoſition erwecken würde. Gleichzeitig mit dieſem 
Scheitern der Bildung einer parlamentariſchen Mehrheit ent 
ſtanden im Miniſterium ſelber Meinungsverſchiedenheiten, indem drei 
Mitglieder desſelben mit der Abſicht des Grafen Badeni nicht ein⸗ 
verſtanden waren, der, auf das Drängen der Jungczechen hin, in der 
Sprachenverordnung auch die innere czechiſche Dienſtſprache zugeſtehen 
wollte. Unter dieſen Umſtänden hielt der Miniſterpräſident die Ein⸗ 
reichung des Entlaſſungsgeſuchs für den einzigen Ausweg aus 
der verfahrenen Lage. Das geſamte Miniſterium bat daher am 
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2. April um Geſtattung ſeines Rücktritts, worauf jedoch der Kaiſer 
am 5. April erwiderte, er lege Gewicht darauf, daß eine von ihm 
gewählte Regierung, unbeirrt durch zeitweilige Parteiſchwierigkeiten, 
ihre Thätigkeit ausſchließlich durch das allgemeine ſtaatliche Intereſſe 
beſtimmen laſſe; er lehne das Geſuch ab, die Miniſter beſäßen ſein 
vollſtes Vertrauen, und er erwarte, daß ſie an den Grundſätzen feſt⸗ 
hielten, welche in der bei ihrem Amtsantritt abgegebenen Erklärung 
ſowie in der neulichen Thronrede enthalten ſeien. 

Hierdurch ermutigt, erließen ſofort am 5. April die Miniſter 
des Innern, der Juſtiz, der Finanzen, des Handels und des Ader- 
baus die zwei ſchon ſo lange in Ausſicht ſchwebenden Sprachen— 
verordnungen für Böhmen. Die erſte betraf die ſprachliche 
Befähigung der bei den böhmiſchen Behörden angeſtellten Beamten 
und beſagte, daß die nach dem 1. Juli 1901 angeſtellten Beamten 
obiger 5 Reſſorts die Kenntnis beider Landesſprachen in Wort und 
Schrift nachzuweiſen hätten, entweder bei der bisher vorgeſchriebenen 
praktiſchen oder in einer beſonderen Prüfung, der ſich der Bewerber 
ſpäteſtens drei Jahre nach ſeinem Dienſtantritt unterziehen müſſe. Für 
die Beſetzung der Behörden durch ſprachkundige Beamte ſolle nach 
Maßgabe des Bedürfniſſes thunlichſt Vorſorge getroffen werden. Die 
zweite Verordnung betraf den Gebrauch der Landesſprache bei 
den böhmiſchen Behörden und beſtimmte, daß im Zivil- und Straf- 
gerichtsverfahren ſowie bei allen Entſcheidungen ſowohl die Verhand— 
lungen als die Erkenntniſſe in derjenigen der beiden Landesſprachen 
zu erfolgen haben, deren ſich die Partei bediene. 

Im Abgeordnetenhauſe wurden dieſe Verordnungen ſchon 
am 9. April zur Verhandlung geſtellt infolge von Anträgen der 
deutſch⸗fortſchrittlichen, der deutſchen Volks- und der Schönererpartei. 
Der namens der letzteren auftretende Abg. Wolf nannte die Ver— 
ordnungen ein frivoles Attentat auf das Deutſchtum und die Schaffung 
einer Germania irredenta; aber dem deutſchen Volke in Oſterreich 
werde die Geduld reißen, es werde einmal ein Exempel ſtatuieren. 
Die letzte Miniſterkriſe ſchilderte er als eine Kriſenkomödie. Funke, 
der zur Begründung des deutſch⸗fortſchrittlichen Antrags auftrat, 
kennzeichnete die Verordnungen als Verfaſſungsbruch und führte aus, 
Graf Badeni ſei ſeitens der deutſchböhmiſchen Abgeordneten nicht 
darüber im Zweifel gelaſſen, daß dieſe Verordnungen die größte 
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Erregung in Böhmen hervorrufen würden und daß auf ihrer Grund⸗ 
lage niemals ein Ausgleich mit den Czechen ſtattfinden könne; das 
deutſche Volk Böhmens werde den Kampf aufnehmen. Der Deutſch⸗ 
böhme Nitſche kündigte den Austritt der Deutſchen aus dem 
böhmiſchen Landtage an. Steinwender erklärte, die Sprachenfrage 
in Böhmen ſei nach den thatſächlichen Bedürfniſſen zu regeln, die 
Sprachenverordnungen würden aber die Ausſchließung der deutſchen 
Beamten vom öffentlichen Dienſte zur Folge haben, ſie ſeien ohne 
Zuſtimmung der Deutſchen erlaſſen, enthielten ein Unrecht wie eine 
Beleidigung und bildeten ein Hindernis des Ausgleichs. Auf alle 
dieſe Angriffe erwiderte der Miniſterpräſident Graf Badeni, die 
Beſtimmung der Amtsſprache der Staatsbehörden ſei das Recht der 
vollziehenden Gewalt und werde von ihr ſeit Beſtehen der Verfaſſung 
ausgeübt. So großen Wert die Regierung auf ihre Unterſtützung 
durch die Czechen auch lege, ſo ſei der Erlaß jener Verordnungen 
doch nicht etwa aus parlamentariſch taktiſchen Gründen erfolgt. Die 
Löſung der Sprachenfrage bilde die Vorausſetzung einer gedeihlichen 
Löſung der böhmiſchen Frage, und in der Überzeugung, daß dieſe 
nicht durch Verſtändigung beider Volksſtämme geregelt werden könne, 
habe die Regierung ſich verpflichtet gefühlt einzugreifen. Dabei ſolle 
aber nicht der geringſte Zweifel darüber aufkommen, daß die Re⸗ 
gierung feſt entſchloſſen ſei, die berechtigten Intereſſen der Deutſchen 
in Böhmen zu ſchützen. Im Sinne obigen kaiſerlichen Schreibens 
werde er ſich nur durch das allgemeine Staatsintereſſe beſtimmen 
laſſen. Graf v. Palffy erklärte, die konſervativen böhmiſchen Groß⸗ 
grundbeſitzer ſähen in den Sprachenverordnungen kein Zugeſtäudnis 
an die Czechen und keine Reizung der Deutſchen Böhmens, ſondern 
einen Sieg der Gerechtigkeit und die Anerkennung der politiſchen wie 
nationalen Unabhängigkeit Böhmens. Iro rief der Regierung ein 
„bis hierher und nicht weiter“ zu. Graf Pininski verſicherte zwar 
die Deutſchen der Wertſchätzung ſeitens der Polen, kündigte aber deren 
Gegnerſchaft wider die Anträge an. Endlich wurde mit 221 gegen 
153 Stimmen die Dringlichkeit der Anträge abgelehnt. Zur Minder⸗ 
heit gehörten die liberalen Großgrundbeſitzer, die Deutſchfortſchritt⸗ 
lichen, die übrigen Deutſchliberalen, die deutſche Volkspartei, die 
Fraktion Schönerers, die Chriſtlichſozialen und die Sozialdemokraten. 

Inzwiſchen hatte ſich, wie vorausgeſagt war, die Aufregung unter 
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den Deutſchen in ganz Böhmen verbreitet, und ſie war noch 
ganz beſonders geſteigert durch eine von vier Abgeordneten am 
7. April erlaſſene offene Erklärung, wonach fie von der Res 
gierung zum 20. und 23. März nach Wien berufen geweſen ſeien, 
daß dieſe aber ihr Verſprechen, die Einzelheiten bei der Ordnung der 
Sprachenverhältniſſe erſt nach einer mit den Parteien gewonnenen 
Fühlung feſtzuſetzen, nicht gehalten, vielmehr in der Konferenz nur 
die allgemeinen Grundſätze der zu erlaſſenden Sprachenverordnungen 
angegeben und ſie als unabänderlich bezeichnet habe; von den Einzel⸗ 
heiten hätten ſie ſoviel wie nichts erfahren und hiernach den ent— 
ſchiedenſten Einſpruch gegen den beabfichtigten wuchtigen Stoß in das 
nationale Leben des deutſchen Volks in Böhmen erhoben. In der 
zweiten Konferenz, welcher vier czechiſche Abgeordnete beigewohnt 
hätten, ſei von den Deutſchen die Hand zu einem Ausgleiche von 
Volk zu Volk in allen böhmiſchen Streitangelegenheiten geboten, nur 
mit dem Vorbehalte, daß nicht vorweg eine der ſchwierigſten Fragen 
zu ungunſten der Deutſchen gelöſt werde; darauf ſei jedoch czechiſcher⸗ 
ſeits geantwortet, der gordiſche Knoten der Sprachenfrage müſſe mit 
einem ſtarken Schwertſtreiche vorher durchhauen werden, und eröffnet 
worden, daß die Czechen bereits hinter dem Rücken der Deutſchen 
das Verordnungswerk mit dem Miniſter zu ſtande gebracht hätten; 
die unverſöhnlichen Gegner des öſterreichiſchen Einheitsſtaats und 
ſeiner freiheitlichen Entwicklung fürchteten eben nichts mehr als einen 
Ausgleich von Volk zu Volk, deshalb hätten ſie dieſen reaktionären 
Vorſtoß herbeigeführt. 

Die ganze Empörung der Deutſchböhmen trat am 2. Mai auf 
dem Parteitage hervor, welchen die Deutſchfortſchrittlichen in Tep⸗ 
litz, die Deutſchnationalen in Reichenberg hielten. In Teplitz 
wies Eppinger nach, daß in dem deutſcherſeits als rein deutſches 
Sprachgebiet in Anſpruch genommenen Teile Böhmens der Prozent⸗ 
ſatz der czechiſchen Bevölkerung nirgends den 20. Teil aus mache; 
wenn man hier ein Bedürfnis nach doppelſprachiger Amtierung aner⸗ 
kennen wolle, ſo müſſe man auch ganz Niederöſterreich mit Wien für 
ein gemiſchtes Gebiet erklären; was aber die Beſeitigung der deutſchen 
inneren Amtsſprache mit den praktischen Bedürfniſſen der Bevölkerung 
zu thun habe, ſei vollends unerfindlich. In der von beiden Partei⸗ 
tagen beſchloſſenen Proteſterklärung wurde namentlich auf die 
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Thatſache Gewicht gelegt, daß die innere deutſche Amtsſprache im 
Verkehr der Behörden unter einander durch Geſetze verbürgt, die 
Regierung alſo zur Beſeitigung dieſer Einrichtung durch Verord⸗ 
nungen nicht berechtigt geweſen ſei. Ferner fanden ſolche Proteſt⸗ 
verſam mlungen ſtatt in Frankenthal, wo man der polizeilichen 
Aufforderung, auseinander zu gehen, alsbald folgte, in Eger, wo die 
Verſammlung am Kaiſer Joſeph⸗Denkmal von Gendarmen vertrieben 
wurde, und in Wies, von wo man ſich vor den Poliziſten über die 
bayeriſche Grenze zurückzog. Weiterhin fanden ſich, einer Aufforderung 
des deutſchen Reichstagsabgeordneten Zimmermann folgend, viele 
Oſterreicher aus Wien, Prag, Reichenberg und zahlreichen anderen 
böhmiſchen Städten am 9. Mai in Dresden ein. Da die Polizei⸗ 
behörde ihnen allen verboten hatte, in der Verſammlung zu reden, 
ſo trat ein dortiger Redakteur als Redner in ihrem Sinne auf über 
„die Lage der Deutſchen in Oſterreich und die Stellungnahme der 
Reichsdeutſchen gegenüber den bedrängten Volksgenoſſen“. Es wurde 
namentlich ausgeführt, daß der Kampf gegen die Sprachenverordnungen 
des Grafen Badeni eine gemeinſame Angelegenheit aller Völker 
deutſcher Zunge bilde und daher auch vom reichsdeutſchen Boden aus 
aufgenommen werden müſſe. Die aus 2000 Perſonen beſtehende 
Verſammlung erklärte, jene Verordnungen enthielten nicht nur eine 
Kränkung der Deutſchen in der Oſtmark, ſondern auch eine Demüti⸗ 
gung des ganzen deutſchen Volks, und angeſichts dieſer frevlen 
Vorſtöße des Slaventums fordere ſie das ganze deutſche Volk auf, 
den ſlaviſchen Gelüſten mit allen Mitteln entgegenzutreten. 
Inzwiſchen hatte die Oppoſition gegen die Sprachenverordnungen 
eine erhebliche Steigerung dadurch erfahren, daß die deutſchen Mit⸗ 
glieder des Abgeordnetenhauſes, mit der am 9. April erfolgten 
Zurückweiſung ihrer Anträge ſich nicht beruhigend, den Antrag ein⸗ 
brachten, die Miniſter Graf Badeni, Graf Gleispach, Glanz 
v. Eicha, v. Bilinski und Graf Ledebur wegen der durch Erlaß dieſer 
Verordnungen begangenen gröblichen Pflichtverletzung in Anklage— 
ſtand zu verſetzen. Der Antrag, über den am 6. Mai verhandelt 
wurde, war darauf geſtützt, daß nach Art. 19 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes die Alleinberechtigung der Sprachen nur im Wege der 
Geſetzgebung, nicht durch Verordnungen durchgeführt werden 
dürfte, die in dieſem Falle noch dazu wegen Nichtveröffentlichung im 
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Geſetzblatte unverbindlich ſeien. Der Miniſterpräſident Graf 
Badeni ſtellte die Verfaſſungswidrigkeit in Abrede und ſchilderte 
die Zweckmäßigkeit der Verordnungen. Hiernach betonte Kaiſer, 
die Regierung habe in ganz unverantwortlicher Weiſe Beunruhigung 
in die weiteſten Kreiſe der Bevölkerung getragen, gab aber zu, daß 
von der aus verſchiedenen Nationalitäten zuſammengeſetzten Mehrheit 
kein Wahrſpruch zu erwarten ſtehe. Wolf ſagte, was Graf Badeni 
heute dem Hauſe zu bieten gewagt, ſei die offenſte und frechſte Ver⸗ 
höhnung des deutſchen Volks geweſen, welches in allen ſeinen 
Schichten die tiefſte Erregung zeige. Als der Redner ſodann ver- 
ſicherte, die Deutſchen würden ſich von Czechen, Slowenen „und 
anderen minderwertigen Nationalitäten“ nicht alles bieten laſſen, 
erhoben die Czechen großen Lärm; mehrere von ihnen nahten ſich 
mit geballten Fäuſten dem Redner. Als nun die Linke gegen dieſe 
Unterbrechung proteſtierte, wurde der Lärm immer größer, ſodaß der 
Vorſitzende ſich nicht zu helfen wußte. Wolf fuhr in der Rede fort 
und rief durch einen für die Czechen nicht ſchmeichelhaften Vergleich 
derſelben mit den Deutſchen neue heftige Szenen hervor, infolge 
deren die Sitzung eine Zeitlang ausgeſetzt werden mußte. Nach 
ihrer Wiederaufnahme fuhr Wolf fort indem er die innere Politik 
der Regierung als eine für Oſterreich ſchädliche und gefährliche 
ſchilderte; auf dem Parteitage in Reichenberg ſei Graf Badeni geradezu 
für den Zerſtörer Oſterreichs erklärt worden; das deutſche Volk 
Oſterreichs ernte Undank für ſeine ſtets bewährte Staatstreue und 
ſei um ſein Recht betrogen, aber durch Graf Badeni auch aus 
einem geſpaltenen zu einem geeinigten Volke geworden. Als Wolf 
endlich der Regierung vorwarf, daß ſie es ſelbſt mit dem Bündniſſe 
mit Deutſchland nicht ernſt meinen könne, wurde ihm das Wort 
entzogen. Die Verhandlung ſetzte ſich am 7. und 8. Mai fort. 
Als der Juſtizminiſter Graf Gleispach ſeine Darlegung der 
Zuſtändigkeit der Regierung zum Erlaß der Sprachenverordnungen 
mit der Bemerkung ſchloß, daß die Anklage nicht ernſtlich gemeint 
ſei, entſtand wiederum ein außerordentlich heftiger Lärm, der zur 
Aufhebung der Sitzung führte. Nach ihrer Wiederaufnahme ließ 
der Juſtizminiſter durch den Präſidenten eine Erklärung verleſen, 
infolge deren zwar Ruhe eintrat, deutſche Abgeordnete bezeichneten 
jedoch dieſe Art von Entſchuldigung für ungenügend und fagten einen 
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ſolchen Wiederhall der Worte aus allen deutſchen Gauen voraus, daß 
die Fenſter der Hofburg über dieſen Zorn erzittern würden; Schönerer 
ſtellte ſogar den Antrag, mit Rückſicht auf die mangelhafte Unter⸗ 
richtung des Kaiſers einen ſtändigen, von einem Erzherzog zu 
präſidierenden „Volks beirat“ zu ſchaffen, in welchen jede par⸗ 
lamentariſche Fraktion Vertreter ſende, und welchem jede wichtige 
Regierungsmaßregel zur Begutachtung vorzulegen ſei; der Antrag 
wurde jedoch abgelehnt, ebenſo der Hauptantrag auf Anklage der 
Miniſter, nachdem noch Groß erklärt hatte, die Deutſchen würden 
die Sprachenverordnungen auch ferner aufs entſchiedenſte bekämpfen, 
weil ſie in ihnen den erſten Schritt zur Errichtung eines böhmiſchen 
„Wenzel“⸗Reichs erblickten. 

Dieſe Bekämpfung ſetzte ſich allerdings weiter fort, zunächſt am 
12. Mai durch ein von 70 deutſchen Profeſſoren an öſterreichiſchen 
Un iverſitäten an den Reichsrat gerichtetes Geſuch um Aufhebung 
der Sprachenverordnungen. Sie gaben Zeugnis von der tiefen 
Erregung, welche das deutſche Volk in Böhmen durchzittere, beklagten 
den Bruch der feierlichen Anerkennung ſeines Anſpruchs auf nationalen 
Frieden, ſprachen von der Empörung gegen „das Diktat einer Partei“, 
welche die Zerſtückelung Oſterreichs auf ihre Fahnen geſchrieben habe, 
und von dem Streiche, die älteſte deutſche Univerſität, die in Prag, 
der Verkümmerung preiszugeben. 

Da im Reichsrate alle anderen Angelegenheiten durch die Frage 
der Sprachenverordnungen zurückgedrängt waren, gingen beide 
Kammern daran, ſich in Adreſſen zur Beantwortung der Thron⸗ 
rede an den Kaiſer zu wenden. Dies führte wiederum zu heftigen 
Verhandlungen in den Ausſchüſſen wie im Plenum. In dem des 
Herrenhauſes drehte es ſich vorzugsweiſe um die Sprachenverord⸗ 
nungen, welche v. Chlumecky heftig angriff, worauf der Miniſter⸗ 
präſident Graf Badeni erwiderte, die in dieſem beispiellos leiden⸗ 
ſchaftlichen Kampfe vorgebrachten Klagen fänden in dem wahren 
Inhalte der Verordnungen nicht den geringſten Anhalt, der betreffende 
Rechtszuſtand ſei ſchon 1880 geſchaffen und habe ſeitdem keine 
Gefahren hervorgebracht; den Gedanken einer Regelung der Sprachen⸗ 
frage im Wege der Geſetzgebung weiſe die Regierung ab. 

Die Annahme der Adreſſen war eigentlich das einzige, was in 
der Seſſion zu ſtande kam. Zwar wurde eine Regelung der Lage 
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im ſüdſlaviſchen Küſtenlande, die Frage des Ausgleichs mit Ungarn 
und die Auflöſung des ungerecht zuſammengeſetzten Legitimations⸗ 
ausſchuſſes im Abgeordnetenhauſe angeregt, aber alles dies und vieles 
andere blieb liegen, weil es den Deutſchen gelang, eine vollſtändige 
„Obſtruktion“ durchzuführen. Durch Erhebung von Lärm und 
durch äußerſte Ausbeutung der Geſchäftsordnung wie aller Formalitäten 
verhinderten ſie am 18., 24., 26. und 28. Mai jeglichen ruhigen 
Gang der Verhandlungen. Selbſt die erſte Leſung des Gerichts— 
gebührengeſetzes konnte nicht durchgeführt werden; ein Redner zu 
dieſer Frage hielt ſtundenlang auf der Rednertribüne aus, um den 
Augenblick zu erhaſchen, wo der Lärm es ihm erlauben würde, ſich 
vernehmlich zu machen. Dazu verhöhnten die Lärmmacher ſogar noch 
den Vorſitzenden als einen Greis auf dem Dache, der ſich nicht zu 
helfen wiſſe. Die Herbeiführung von 15 namentlichen Abſtimmungen 
über geringfügige Gegenſtände bildete wohl den Gipfel der 
Obſtruktion. Ab und zu regnete es auch Proteſte und Verſicherungen 
wie die: „Ja, wir müſſen deutſch reden!“, das deutſche Volk in 
Oſterreich ſei kräftig und mächtig genug, ſich zu ſchützen; v. Peßler 
rief, es ſeien 171 Schurken im Saale und Schönerer kündigte, 
das Präſidium bedrohend, eine neue Obſtruktion der heftigſten Art 
an. Der Vorſitzende ſeinerſeits beging aus Verzweiflung den 
parlamentariſchen Staatsſtreich, anzunehmen, daß jeder Redner, 
der ſich wegen Lärms nicht vernehmbar machen konnte, auf das 
Wort verzichtet habe. Schließlich machte die Regierung am 2. Juni 
der ganzen Sache ein Ende indem ſie die Seſſion mit dem Bemerken 
ſchloß, daß das Abgeordnetenhaus durch jene Vorgänge in der Aus- 
übung ſeiner ihm verfaſſungsmäßig obliegenden Thätigkeit gewaltſam 
verhindert worden, und es daher ein Gebot ſtaatlicher Notwendigkeit 
ſei, dieſen Auftritten ein Ende zu ſetzen. 

In ungeſchwächter Weiſe ſetzte ſich die Oppoſition gegen die 
Sprachenverordnungen außerhalb des Reichsrats fort. Eine aus 
400 Vertrauensmännern der deutſchliberalen und der deutſchnationalen 
Partei Mährens beſtehende Verſammlung in Brünn richtete ſich 
am 7. Juni, nach fulminanten Reden, ſcharf gegen dieſe Verord- 
nungen, welche „offenkundig als der Anfang der Loslöſung Böhmens 
und Mährens aus dem einheitlichen Staatsverbande“ erſchienen und 
ſich als eine tiefe Demütigung ſowie als eine ſchwere nationale und 
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wirtſchaftliche Schädigung des ganzen deutſchen Volks erwieſen. In 
demſelben Sinne wurde am 27. Juni in Auſſig die Haupt⸗ 
verſammlung des „Bundes der Deutſchen in Böhmen“ abge— 
halten, und zwar, wegen Verbots des Redenhaltens, in der Form 
eines Volksfeſtes. Dem deutſchen Reichstagsabgeordneten Zimmer- 
mann, welcher teilnehmen wollte, wurde an der Grenze das Betreten 
des öſterreichiſchen Gebiets unterſagt. Ein trotz Verbots in Aſch 
abgehaltener deutſchnationaler Parteitag wurde am 29. Juni polizeilich 
aufgelöſt. Die Deutſchböhmen verſuchten es ferner ſeit Anfang Juli 
mit dem Gemeindeſtreik, um der Regierung Schwierigkeiten zu 
bereiten. Die Zahl der deutſchen Gemeinden, welche ſich an dieſem 
Streik beteiligten, mehrte ſich täglich. 

Als ein in Eger abzuhaltender Volkstag verboten wurde, 
verſammelten ſich am 13. Juni in Wien 20 deutſchböhmiſche Reich s⸗ 
rats- und Landtagsabgeordnete der deutſchfortſchrittlichen, deutſch⸗ 
volksparteilichen und der Schönererſchen Richtung, welche eine noch⸗ 

malige Berufung jenes Volkstags nach Eger zum 11. Juli beſchloſſen 
und ſodann unter Begleitung von mehreren tauſend Perſonen, deutſche 
Lieder ſingend, zum Kaiſer Joſeph-Denkmal zogen, wo der Abg. Iro 
eine Auſprache hielt und alle „Die Wacht am Rhein“ anſtimmten. 
Auf das nochmalige Verbot eines ſolchen Volkstags verſicherten am 
10. Juli 73 in Eger zuſammengekommene „Abgeordnete des deutſchen 
Volks in Böhmen“ in einer Anſprache, ſie würden alle Mittel mit 
der ihnen durch ſolches Vorgehen der Regierung zur Pflicht gemachten 
Rückſichtsloſigkeit anwenden, um dem in ſeinem Rechte verletzten 
deutſchen Volke Genugthuung zu verſchaffen; folange die Sprachen⸗ 
zwangs⸗Verordnungen in Geltung bleiben, würden fie den ent- 
ſchiedenſten Widerſtand gegen jede Regierung fortſetzen. Darauf 
kamen, trotz des Verbots, am 11. Juli große Volksmaſſen aus 
ganz Böhmen in dem mit ſchwarz-rot⸗goldenen Fahnen ge— 
ſchmückten Eger an, der aus mehreren tauſend Perſonen beſtehende 
Zug von Abgeordneten, Bezirks- und Gemeindevorſtehern begab ſich 
ungeſtört vom Stadt⸗ zum Schießhauſe, wo die Verſammlung 
ſtattfinden ſollte. Als hier Gewalt entgegengeſetzt wurde, begab 
man ſich nach dem Stadthauſe zurück, in deſſen geräumigem Hof⸗ 
raume der Volkstag nun doch abgehalten wurde. Der Abg. Funke 
hielt eine packende Rede, die er mit den Worten ſchloß: „An dieſer 
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hiſtoriſchen Stätte geloben wir, Deutſche zu bleiben und nicht zu 
ruhen und zu raſten, bis der Sieg unſer und die Sprachenverordnung 
abgeſchafft iſt.“ Die Menge auf dem Marktplatze wurde vom Militär 
zurückgedrängt, ſie vermehrte ſich jedoch noch bedeutend nach der 
Ankunft der Bahnzüge; alles zog nun über die Grenze nach dem 
bayeriſchen Orte Waldſaſſen, die Verſammlung wurde jedoch auch 
hier verhindert, worauf es beim Kaiſer Joſeph-Denkmal in Eger zu 
einer großen Kundgebung und infolgedeſſen zum Handgemenge 
mit Gendarmen kam. Auf czechiſcher Seite blieb man jedoch ebenfalls 
nicht unthätig, ſondern eine Abordnung des Exekutivkomitees der 
jungezechiſchen Partei überreichte am 30. Juli dem Vertreter des 
Statthalters in Prag eine Verwahrung „gegen die Verfolgung der 
Czechen im ſogen. geſchloſſenen deutſchen Sprachgebiete“. Darin 
war gefagt, der Kampf der Deutſchen gegen die Sprachenverordnungen 
geſtalte ſich zu einem offenbaren Angriff auf die ſtaatsrechtliche 
Exiſtenz des Königreichs Böhmen, und es ſei verwunderlich, daß 
die zum Schutz der bürgerlichen Freiheiten berufenen öffentlichen 
Organe den Angriffen auf die czechiſche Nation nicht ſteuern könnten 
oder wollten. Hiergegen nahmen wiederum die Vertreter der drei 
deutſchen Parteien Böhmens am 8. Auguſt Stellung, indem 
ſie das czechiſche Syſtem brandmarkten, unter dem Vorwande der 
Beſchwerdeführung die Staatstreue des deutſchböhmiſchen Volks zu 
verdächtigen. 

Unterſtützung fanden die Deutſchböhmen durch die Deutſchen in 
Kärnthen. Der zahlreich beſuchte Parteitag der deutſchen Volfe- 
partei der Alpenländer in Klagenfurt am 11. Juli erklärte ſich 
ſolidariſch mit den Deutſchen Böhmens und Mährens und bezeichnete 
es als ein Gebot der nationalen Ehre, bis zur Zurücknahme der 
Sprachenverordnungen jeden Ausgleichsverſuch zurückzuweiſen. Von 
gleich patriotiſch deutſchem Sinne zeigte ſich die Hauptverſammlung 
des deutſchen Vereins „Südmark“ erfüllt, welche am 15. Auguſt 
in der eine Sprachinſel im ſloveniſchen Sprachengebiete bildenden 
deutſchen Stadt Gottſchee in Krain ſtattfand. Der Reichsrats⸗ 
abgeordnete Hofmann v. Wellenhof trat hier als Redner auf. 
Die Verſammelten wurden auf der Rückkehr am Bahnhof zu Laibach 
von einer ſloveniſchen Volksmenge mit gehäſſigen Kundgebungen em⸗ 
pfangen. Übrigens trat auf dem altſloveniſchen Kongreſſe in 
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Laibach am 14. September ſehr draſtiſch hervor, daß es auch die 
Slovenen nicht mit der Regierung hielten; nach der Rede des Abg. 
Suſterſié freuten ſich die Slovenen des Staats nur inſofern, als 
ſie mit anderen Slaven darin zuſammenlebten, und die iſtrianer 
Slaven hätten ſich früher unter der Herrſchaft Venedigs doch beſſer 
geſtanden. 

Weiterhin trat der „Allgemeine deutſche Schulverein zur 
Erhaltung des Deutſchtums im Auslande“ in ſeiner Hauptverſammlung 
zu Jena am 14. Juli mit großer Wärme für die Sache der 
Deutſchen in Oſterreich auf. Er gab namentlich dem Bedauern 
Ausdruck, daß im Deutſchen Reiche weite Kreiſe dieſem ſchweren 
Ringen gleichgültig und teilnahmlos zuſähen. Von größerer 
Bedeutung war es, daß, einer an der Univerſität Heidelberg erfolgten 
Anregung folgend, am 16. Juli 816 ordentliche Profeſſoren der 
21 Univerſitäten im Deutſchen Reiche mittelſt offener Erklärung 
ihren Kollegen in Prag die wärmſten und lebhafteſten Sympathien 
in dem ſchweren Kampfe ausdrückten, welchen die Deutſchen Oſter⸗ 
reichs um ihre nationale Exiſtenz führten. Der Rektor der 
Univerſität Prag, Prof. Marty, ſprach für dieſe impoſante Kund⸗ 
gebung tiefgefühlten Dank aus. 

Inzwiſchen unternahm der Miniſterpräſident Graf Badeni am 
18. Auguſt einen Verſuch zur Herbeiführung eines Ausgleichs beider 
Streitteile in Böhmen. Er lud zum 26. Auguſt nach Wien ein zu 
einer Konferenz über ein den Gebrauch beider Landesſprachen bei 
autonomen Behörden und Organen betreffendes Landesgeſetz, ferner 
über eine demſelben angepaßte Miniſterialverordnung zur Anderung 
der vielbeſprochenen Sprachenverordnungen, endlich über Landesgeſetze, 
über Anderung der Landtagswahlordnung und Errichtung nationaler 
Minoritätsſchulen. Bevor es noch zu einer Entſcheidung über 
Annahme dieſer Konferenz kam, begingen die Czechen in Pilſen 
wieder grobe Ausſchreitungen gegen die Deutſchen, infolge deſſen 
die Stadt militäriſch beſetzt wurde, und unternahmen 500 Perſonen 
aus Böhmen die Abhaltung des verbotenen Volkstags in Aſch, 
jedoch ohne vielen Erfolg. Am 23. Auguſt lehnte die Verſammlung 
der deutſch-böhmiſchen Abgeordueten Graf Badenis Konferenz⸗ 
Einladung einſtimmig ab. Beſtimmend waren die bitteren Ent⸗ 


täuſchungen, welche dem deutſchen Volke in einem ähnlichen Falle 
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im Jahre 1890 bereitet waren; deshalb könne man ſich vor Zurück⸗ 
ziehung der Verordnungen vom 5. April auf nichts einlaſſen. Graf 
Badeni ließ darauf den Konferenzvorſchlag wieder fallen, andererſeits 
ſetzten die Deutſchen ihren Kampf fort. 

Eine Anzahl Deutſchböhmen erſchien am 1. September in 
Leipzig zur Teilnahme an einem Kommerſe zur Vorfeier des Sedan- 
tags. Einer von ihnen, Advokat Karg aus Eger, ſchilderte hier die 
Bedeutung dieſes Kampfes für die germaniſche Natur, und Hofer, 
Redakteur der „Egerer Nachrichten“, ſprang in ſeiner Rede ſehr derb 
mit dem Grafen Badeni um, dem Polen, der es für möglich halte, 
auf dem mächtigen deutſchen Eichbaume Kartoffeln zu pflanzen. Nach 
ſeiner Heimkehr wurde Hofer verhaftet, infolge deſſen es zu einigen 
Unruhen kam. Stärkere Ausdrücke gebrauchte Prof. Mommſen in 
Charlottenburg, der in einem Wiener Blatte ſagte, es ſei für die 
Reichsdeutſchen eine unſägliche Pein, dem Selbſtmorde Oſterreichs, 
dem cisleithaniſchen Wahnſinn, dem Stumpfſinn der dortigen ſog. 
Liberalen und der Entmannung der Katholiken zuzuſehen, denen der 
Roſenkranz über das Vaterland gehe. Auf der anderen Seite ſprach 
ſich ein czechiſcher Parteitag in Prag am 5. September für 
Ausdehnung der Sprachenverordnungen auf Schleſien aus, und 
beſchloſſen am 28. September die jungczechiſchen Vertrauensmänner 
eine Scharfmachung ihrer Abgeordneten für Verwirklichung der ſtaats— 
rechtlichen Forderungen des Czechenvolks. 

Für die Sache der Deutſchen war ferner von Bedeutung ein 
am 12. September in Tetſchen ſtattgehabter, von 1300 Vertrauens- 
männern aus ganz öſterreichiſch Schleſien beſuchter deutſcher Volks 
tag, auf dem die Abg. Haaſe, Menger, Kaiſer, Türk und Schücker 
als Redner auftraten. Man beſchloß vollſtändige Billigung der 
Haltung und Taktik der Deutſchböhmen ſowie lebhafteſte Eutrüſtung 
gegen die Aufhetzung der Slaven Schleſiens durch Czechen und Polen. 

Am 23. September wurde die neue Seſſion des Reichsrats 
in Wien eröffnet. Zum Präſidenten des Herrenhauſes war wieder 
Für ſt Windiſchgrätz ernannt. Im Abgeordnetenhauſe wurde 
der Miniſterpräſident Graf Badeni von der Gruppe Schönerer 
mit ironiſchen Zurufen empfangen. Die vom Alterspräſidenten, 
Konſiſtorialrat Zurkan aus Czernowitz geleitete Wahl des Praſidenten 
fiel, bei Stimmenthaltung der Oppoſition, mit 203 Stimmen wieder 
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auf den Landesadvokaten Dr. Kathrein (dſch.⸗kler.) aus Hall in 
Tirol. Während er den Vorſitz einnahm, wurde er bei ſeiner 
Anſprache von Mitgliedern der Schönerergruppe mit den ſtärkſten, 
beleidigendſten Ausdrücken aufs rückſichtsloſeſte überſchüttet. Daran 
knüpften Dr. Hofmann von Welleuhof, Wolf und Daszynski 
die lebhafteſten Erörterungen über die Frage, ob eine geheime polizeiliche 
überwachung des Hauſes ſtattfinde. Infolge der hierbei von Wolf 
gegen den Miniſterpräſidenten Grafen Badeni gebrauchten Aus— 
drücke ſchwerer Beleidigung kam es am 24. September zwiſchen 
beiden zu einem Piſtolenduell unter ſchweren Bedingungen, wobei 
Graf Badeni beim erſten Gange durch einen Schuß in den rechten 
Oberarm kampfunfähig gemacht wurde. Die Wahl des erſten Vize⸗ 
präſidenten fiel an dieſem Tage mit 182 gegen 5 Stimmen wieder 
auf den Gutsbeſitzer v. Abrahamovicz zu Siemianowka in Galizien, 
die des zweiten Vizepräſidenten auf den Schriftſteller Dr. jur. 
Kramar aus Semil in Böhmen, Abg. für Gitſchin. Der auf 
Geſchäftsordnungsfragen ſich beziehende fernere Verlauf dieſer Sitzung 
nahm einen heftigen Charakter an; Wolf redete, ohne daß ihm das 
Wort erteilt war, Berner (ſoz.) ſprach teils deutſch, teils czechiſch, 
Daszynski (ſoz.) bediente ſich abwechſelnd der polniſchen und der 
deutſchen Sprache. 

Das am 1. Oktober dem Reichsrate vorgelegte Budget für 
1898 wies ein Geſamterfordernis von 715920827 fl., eine Be⸗ 
deckung von 719900282 fl., mithin einen überſchuß von 3979455 l. 
auf. Der Finanzminiſter v. Bilinski legte im Abgeordnetenhauſe 
die einzelnen Poſten des Etats eingehend dar, ſtellte mit Befriedigung 
feſt, daß die Tilgungsrente bei ihrer Begebung einen bis dahin nie 
erreichten Kurs erhalten habe, und ſprach die Hoffnung aus, daß die 
in vollem Zuge befindliche Steuerreform zum Wohle Oſterreichs ge⸗ 
reichen werde. 

Nachdem Graf Badenis Verſuch eines Ausgleichs in der 
Sprachenfrage Böhmens geſcheitert war, wurde nunmehr auf parla- 
mentariſchem Wege ein neuer Verſuch angeſtellt, und zwar, zu all⸗ 
gemeinem Erſtaunen, vom Freiherrn v. Dipauli, Grundbeſitzer zu 
Kaltern in Tirol, Führer der klerikalen deutſchen Volkspartei, die bis⸗ 
her Stellung für die Sprachenverordnungen genommen hatte, jetzt je- 
doch ſich dem Drucke der deutſchnationalen Sache nicht mehr völlig 
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entziehen konnte. Dipaulis Dringlichkeitsantrag ging dahin, „zum 
Zweck der Aufhebung der Sprachenverordnungen“, mit Rückſicht auf 
die nationale Erregung, die thatſächlich in einigen Kronländern herrſche, 
einen Ausſchuß niederzuſetzen, um grundſätzliche Beſtimmungen über 
die im Geſetzgebungswege anzuſtrebende Regelung der Nationali- 
täten⸗ und Sprachenfragen auszuarbeiten. Über dieſen Vorſchlag, 
welchen Dipauli in der Jahresverſammlung des katholiſchen Volks⸗ 
vereins für Oberöſterreich zu Linz am 11. Oktober näher begründete, 
fanden viele Beſprechungen innerhalb der Parteien ſtatt, die Sache 
ſcheiterte aber ſchließlich daran, daß einzelne Klubs der Rechten an die erſte 
Leſung des Antrags die Bedingung knüpften, die Gruppen der Linken 
ſollten ihre Obſtruktion gegen die Beratung des Ausgleichsprovi— 
ſoriums mit Ungarn aufgeben; hierzu konnte ſich die Oppoſition 
nicht entſchließen, weil fie damit ihre Hauptwaffe zum Sturze Graf 
Badenis und feiner Verordnungen aus der Hand gegeben haben 
würde. 

Ein bedeutendes Gewicht für die deutſche Sache wurde eingelegt 
durch zwei Parteitage in Tirol: von dem von faſt 300 Ver⸗ 
trauensmännern der Deutſchnationalen und der Deutſchfortſchrittlichen 
Tirols beſuchten Parteitage in dem mit Fahnen geſchmückten Inns⸗ 
bruck am 17. Oktober wurde einmütig und entſchieden Einſprache 
gegen die Sprachenverordnungen erhoben, der bisherigen oppoſitio⸗ 
nellen Haltung der deutſchen Abgeordneten vollſtändig zugeſtimmt und 
zu rückſichtsloſer Entſchloſſenheit auf der weiteren Verfolgung dieſes 
Weges aufgefordert. Ebenſo ſcharf wandte ſich der Parteitag gegen 
einen klerikalen Schulantrag Ebenhochs, des Genoſſen v. Dipaulis. 
Der deutſche Volkstag zu Bozen ſprach ſich am 31. Oktober 
ebenſo aus und verband damit den Ausdruck ſittlicher Entrüſtung da- 
rüber, daß ein Teil der deutſchen Abgeordneten in dieſem Kampfe ſich 
auf Seite der Regierung wie der Slaven geſtellt, ſomit das deutſche 
Volk verraten habe. 

Am 13. Oktober wandte ſich das Abgeordnetenhaus fünf An⸗ 
trägen zu, welche ſich ſämtlich auf Verſetzung von Miniſtern in An⸗ 
klageſtand richteten. Vier dieſer Anträge richteten ſich nur gegen 
den Miniſterpräſidenten und betrafen ſeinen geheimen Erlaß v. 2. Juni 
an die Landeschefs ſowie wegen der Vorgänge in Eger, während der 
fünfte die Sprachenverordnungen für Böhmen und Mähren betraf 
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und ſich, außer gegen den Grafen Badeni, auch gegen die Miniſter 
der Juſtiz, des Handels, der Finanzen und des Ackerbaus richtete. 
Wegen des Geheimerlaſſes wurde ein Antrag ſowohl von der 
Schönerer⸗Gruppe als auch von der deutſchen Volkspartei geſtellt, 
die ſich in ihrer Begründung ſehr ausführlich mit dem Exlaſſe be⸗ 
faßte, in welchem den Regierungsvertretern bei politiſchen, radikal⸗ 
deutſchnationalen Verſammlungen die Weiſung erteilt war, es erſcheine 
nicht geboten, durch voreiliges Einſchreiten zu verhindern, daß ein 
Redner ſich ausſpreche, da nur auf dieſe Art der Thatbeſtand eines 
Vergehens zu Tage treten könne. Die Antragſteller führten aus, 
daß, nach Lage der Dinge, der Erlaß allen nationalgeſinnten Teilen 
des deutſchen Volks in Oſterreich gelte und den Beamten gradezu 
den Gebrauch von zum mindeſten unehrenhaften, tückiſchen Mitteln 
empfehle. Dem offenen, ehrlichen Kampfe der Deutſchen mit Waffen 
zu begegnen, wie ſie nur Hinterliſt zu ſchmieden vermöge, bedeute 
eine Mißachtung des Gegners, gegen die Verwahrung eingelegt werden 
müſſe; der Erlaß habe die Erregung nur ſteigern können. Die von 
Iro und Genoſſen ſowie von Schücker und Genoſſen geſtellten An⸗ 
träge wegen der Vorgänge in Eger gingen davon aus, daß dieſer 
„weitere Ausfluß der feindſeligen Geſinnung“ des Miniſters des 
Innern gegen das deutſchböhmiſche Volk ſich als Verletzung des Ver⸗ 
ſammlungsrechts darſtelle. Der Antrag Funkes und deutſchfortſchritt⸗ 
licher Genoſſen wegen der Sprachenverordnungen ſah in dieſen einen 
Verſtoß gegen Art. 19 der Verfaſſung, wonach die Gleichberechtigung 
aller landesüblichen Sprachen nur im Wege der Geſetzgebung durch⸗ 
geführt werden könne. 

Die Verhandlung begann mit einer Rede des Advokaten 
Dr. v. Hohenburger (deutſche Vp.) aus Graz, welcher eine Löſung 
des Sprachenſtreits erſt von einem Reichsgrundgeſetze erwartete. 
Sodann führte der Abgeordnete für Trautenau, Schriftſteller Wolf 
(Schön.⸗Gr.) aus, das Parlament dürfe ſich das Umreißen der 
Säulen des Konſtitutionalismus nicht gefallen und die Deutſchböhmen 
würden ſich nicht mundtot machen laſſen. Dagegen entwickelte der 
Miniſterpräſident Graf Badeni die Anſicht, daß der Geheimerlaß 
nichts Geſetzwidriges enthalte, ſondern nur durch die erregten Vor⸗ 
gänge im Parlamente entſtanden fei, welche in Verſammlungen kräf⸗ 
tigen Wiederhall gefunden hätten; Fallen hätten nicht gelegt, wohl 
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aber hätte den Beamten der Umfang ihrer Rechte und Pflichten ge⸗ 
nau angegeben werden müſſen, zumal mit Rückſicht auf die bisherigen 
Klagen wegen voreiligen Einſchreitens. Bei Fortſetzung der Verhand⸗ 
lung am 14. Oktober vermochte der Geh. Rat und Generalmajor 
Graf Dubsky aus Liſſitz in Mähren in dem Geheimerlaſſe zwar 
keine Verfaſſungsverletzung zu erblicken, er ſprach aber die entſchiedenſte 
Mißbilligung des Geiſtes und der Tendenz des Erlaſſes aus. Am 
15. Oktober führte der Abgeordnete Dr. jur. Ruß aus Wien, Ab⸗ 
geordneter für Karlsbad⸗Joachimsthal (dſch.⸗fortſchr.), aus, die Anklage 
ſei begründet, der Text des Erlaſſes, der alle Merkmale der gegen- 
wärtigen inneren Politik trage und ſich zweifellos gegen die deutſch⸗ 
böhmiſchen Abgeordneten richte, müſſe vorgelegt werden. Der Maler 
Kozakiewicz, Führer der Sozialdemokraten in Lemberg, dankte der 
Linken für ihr jetziges Eintreten für die Redefreiheit; Advokat 
Dr. Schücker aus Eger, Abgeordneter für Saaz (dſch.⸗fortſchr.) ſagte, 
daß das deutſche Volk Oſterreichs die ſtärkſten Mittel zur Bekämpfung 
der Sprachenverordnungen verlange. Die nächſte Sitzung am 19. Ok⸗ 
tober verlief in ſehr lärmhafter Weiſe. Nachdem die Linke durch 
13 namentliche Abſtimmungen den Wiederbeginn dieſer Verhandlungen 
hinausgezogen hatte, beging der den Vorſitz führende erſte Vizepräſi⸗ 
dent v. Abrahamowicz den Fehler, unbekümmert darum, daß 
mehrere oppositionelle Abgeordnete ſich zur Frage der Richtigſtellung 
des Protokolls der vorigen Sitzung gemeldet hatten, dem Abgeordneten 
Herold das Wort zu den Miniſteranklagen zu erteilen. Dieſes Ver⸗ 
fahren führte zu einer Exploſion der auf der Linken angehäuften Er⸗ 
bitterung; mit Zornrufen, Trommeln auf den Pulten und geräuſch⸗ 
vollem Niederklappen der Pultdeckel wurde auf deutſcher Seite ein 
tobender Lärm herbeigeführt, wobei es zum Handgemenge mit 
czechiſchen Abgeordneten kam. Erſt durch das Wiedererſcheinen des 
Präſidenten Kathrein wurde die Ruhe hergeſtellt. Er ſchloß die 
Sitzung und bekannte bei Beginn der nächſten, am 20. Oktober, daß 
das Präſidium infolge des Lärms einen Fehler begangen habe. Der 
nunmehr zu Worte kommende Landesadvokat Dr. Herold aus Prag, 
Abgeordneter für Czaslau-Kuttenberg⸗Chrudim (Czeche) bezeichnete Graf 
Badenis Erlaß für weniger bedenklich, als frühere Erlaſſe deutſch⸗ 
zentraliſtiſcher Regierungen gegen das Slaventum; man brauche nicht 
gerade für Badeni zu ſchwärmen, aber die Czechen wüßten, daß es 
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ſich für die deutſchen Obſtruktioniſten nur darum handele, durch Be⸗ 
ſeitigung der Sprachenverordnungen und des Kabinetts Badeni ihre 
eigene deutſche Oberherrſchaft im Staate zur Unterdrückung des 
Slaventums aufrecht zu erhalten; dieſes werde jedoch den Kampf 
nicht aufgeben, und wenn die Deutſchen den Parlamentarismus zur 
Farce machten, ſo könne es den Czechen nur angenehm ſein. Schließ⸗ 
lich wurde über den Antrag auf Anklage wegen des Geheimerlaſſes 
mit 161 gegen 141 Stimmen zur Tagesordnung übergegangen, 
welche am 21. Oktober ſpeziell zu dem Antrag wegen der Vorgänge 
in Eger führte. Nach Reden von Türk, einem Arzt und Grund⸗ 
beſitzer zu Neu⸗Ebersdorf in Schleſien (Schön.⸗Gr.), und Schücker 
(dſch.⸗fortſchr.) gab Graf Badeni eine Schilderung des Sachver⸗ 
halts. Am 26. Oktober ſprachen noch der Gymnaſialprofeſſor 
Bendel aus Smichow bei Prag, Baernreither (verf. Grundb.), 
Dr. med. Kindermann aus Nixdorf in Böhmen, Wolf (Schön.⸗Gr.) 
und Dr. Fournier, Prof. der Geſchichte an der Univerſität Prag, 
worauf auch über dieſen Antrag auf Miniſteranklage mit 172 gegen 
145 Stimmen zur Tagesordnung übergegangen wurde. 

Vor der Entſcheidung über den nur auf die Anklage gegen 
den Miniſterpräſidenten gerichteten Antrag rückte ein heftiger 
und entſcheidender Streitpunkt heran. Da die Erneuerung des wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausgleichs zwiſchen beiden Reichshälften noch nicht 
gelungen war, ſo handelte es ſich um eine binnen gegebener Zeit 
zu bewirkende Begründung eines Proviſoriums. Die Deutſchen 
waren ſachlich dafür, gingen aber darauf aus, dieſe koſtbare 
Gelegenheit durch Hinausſchiebung der Erledigung zu benutzen, um 
den Sturz des Grafen Badeni und ſeiner deutſchfeindlichen Verord⸗ 
nungen herbeizuführen. Wegen des Zwieſpalts, in welchen Kathrein 
als Präſident mit ſeinen Gefühlen als Deutſcher vorausſichtlich hier⸗ 
bei kommen mußte, legte er am 26. Oktober den Vorſitz nieder. 
Zum Danke hierfür brachte ihm die Bürgerſchaft von Hall in Tirol 
um 30. Oktober einen Fackelzug. 

Um der Obſtruktion bezüglich des Ausgleichs mit Ungarn zuvor⸗ 
zukommen, beantragte der Großgrundbeſitzer und Geheime Rat 
v. Jaworski aus Staromiescie, der frühere Miniſter für Galizien, 
am 27. Oktober, wegen der Dringlichkeit der dieſes Proviſorium 
betreffenden Regierungsvorlagen täglich Abendſitzungen zu halten. 
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Vergebens wurde von der Linken hiergegen eingewandt, daß die 
Geſchäftsordnung ein ſolches Verfahren nicht geſtatte; der Antrag 
wurde, nachdem die Linke den Saal verlaſſen hatte, von der geſamten 
Rechten angenommen. Beim Beginn der erſten dieſer Sitzungen, 
am 28. Oktober, erklärte Dr. Hofmann von Wellenhof, die deutſche 
Volkspartei werde alles, was auf Grund des geſchäftsordnungs— 
widrigen Beſchluſſes zu Stande komme, als ungeſetzlich anſehen. 
In ähnlicher Weiſe legten Funke namens der deutſchen Fortſchritts⸗ 
partei und Daszynski namens der Sozialdemokraten Verwahrung 
ein. Vizepräſident v. Abrahamovicz erwiderte dagegen, ſeine erſte 
Pflicht beſtehe darin, dahin zu wirken, daß das Haus ſeine Auf— 
gaben erfülle, die zweite darin, den Mehrheitsbeſchlüſſen Geltung 
zu verſchaffen. Hierüber entſtand großer Lärm, während deſſen 
der Vorſitzende dem erſten Redner zur Ausgleichsfrage das Wort 
erteilt. Dieſer, der Handelskammer-Sekretär Dr. Otto Lecher aus 
Brünn (dſch.⸗fortſchr.), hatte anfangs längere Zeit Mühe, ſich ver- 
ſtändlich zu machen, beſonders, weil Wolf, der vergebens ſeinen 
Antrag auf Sitzungsſchluß zur Abſtimmung bringen zu laſſen ſuchte, 
durch Klappern des Pultes alles übertönte, abwechſelnd auch neben 
Lecher eine lautere Rede zu halten begann. Bald aber ſtellte ſich 
heraus, daß Lecher auf andere Art im Sinne der Obſtruktion 
handelte, indem er ſeine durchaus ſachliche Rede die ganze Nacht 
hindurch fortſetzte und nach 11 Stunden erſt am 29. Oktober 
morgens gegen 9 Uhr ſchloß, nachdem ſie von ſeinen eigenen 
Geſinnungsgenoſſen durch wiederholte, heftige, langdauernde Lärm— 
ſzenen unterbrochen war, um dem Redner Gelegenheit zum Ausruhen 
zu geben. Die ſeltene und großartige Leiſtung Lechers machte das 
größte Aufſehen und führte allerdings eine nicht unweſentliche Hinaus⸗ 
ſchiebung der Angelegenheit herbei. Lecher wurde am 31. Oktober 
in Brünn von einer zahlreichen Volksmenge hoch geehrt. Die Ver⸗ 
handlung wurde erſt am 4. November wieder fortgeſetzt, zunächſt 
durch eine Rede des Bürgermeiſters von Wien, Dr. Lueger c(chriſtl.⸗ 
ſoz.), der jedoch durch die Obſtruktioniſten lange Zeit aufs empfind⸗ 
lichſte unterbrochen und gehindert wurde, ſodaß es zu einer Flut 
gemeiner Schimpfworte zwiſchen ihm und den Ruheſtörern kam. 
Man hörte die Ausdrücke: Schandbube, Gaſſenjunge, Vaterlands⸗ 
verräter, Schurke u. ſ. w. Dieſe Sitzung dauerte ebenfalls die 
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ganze Nacht hindurch, worauf am 5. November die Verweiſung der 
Vorlagen an den Budgetausſchuß beſchloſſen wurde. Hier ſprach ſich 
der Finanzminiſter v. Bilinski dahin aus, in den Verhandlungen 
mit Ungarn über den Ausgleich habe man ſich gegenſeitig Zugeſtänd⸗ 
niſſe gemacht, Streit beſtehe nur noch über Ungarns Beitragsquote, 
die Oſterreich erhöht wiſſen wolle; die Errichtung von Zollſchranken 
zwiſchen beiden Reichsteilen ſei unzuläſſig und darum die eines 
Proviſoriums eine Staatsnotwendigkeit; hoffentlich werde man die 
Regierung nicht zwingen, es auf anderem als dem parlamentariſchen 
Wege in Kraft treten zu laſſen. Der Ausſchuß ſprach ſich am 
18. November für Genehmigung des Proviſoriums aus. 

Während dieſer Ausſchußverhandlungen war das Abgeordneten⸗ 
haus am 8. November endlich dem Antrage auf Anklage der 
betreffenden Miniſter wegen der Sprachenverordnungen näher 
getreten. Advokat Funke, Bürgermeiſter von Leitmeritz (dſch.⸗fortſchr.), 
führte in ſechsſtündiger Rede aus, daß es ſich um die letzte Mahnung 
an die Regierung handele; das deutſche Volk werde nicht zurück⸗ 
weichen, auch in den Alpenländern mache ſich das deutſche National⸗ 
gefühl geltend; es handele ſich überhaupt um die Freiheit und den 
Fortſchritt des Staats, um die Verfaſſung und die Einheit des Reichs. 
Dr. Pacak, Advokat zu Kuttenberg in Böhmen (jungczech.), meinte 
dagegen, die Verordnungen entſprächen der Gerechtigkeit, eine Aus⸗ 
einanderſetzung werde jedoch, und zwar nur im böhmiſchen Landtage, 
möglich ſein, ſobald die Überhebungen der Deutſchen aufhörten. 
Freiherr v. d' Elvert, Landgerichtsrat in Brünn (dſch.⸗fortſchr.), 
hielt die Oppoſition der Deutſchen für gerechte Notwehr und ver⸗ 
wahrte fie gegen die Unterſchiebung anti⸗öſterreichiſcher Tendenzen. 
In Fortſetzung dieſer Verhandlungen gab am 12. November der 
Miniſterpräſident Graf Badeni die Erklärung ab, die ſchon in der 
Adreſſe des Herrenhauſes vom 20. Mai angeregte Regelung durch 
Geſetz ſei vom Kaiſer mit vollſter Befriedigung aufgenommen; der⸗ 
artigen Anträgen werde die Regierung bereitwillig entgegen kommen, 
nötigenfalls aber werde ſie ſelbſt die Sache feſt in die Hand nehmen, 
jedenfalls werde ſie aufrichtig alles einſetzen, um zu einem Erfolge 
zu gelangen. Dr. Kronawetter (demokr.) ſprach ſich für den 
Antrag aus, Dr. Ruß (dſch.⸗fortſchr.) war gegen Verhandlungen, 
ſolange die Verordnungen beſtänden, Graf Dzieduszycki ſah 
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hierin einen Beweis dafür, daß es ſich bei den Deutſchen um die 
Vorherrſchaft im Staate handele. Schließlich wurde mit 177 gegen 
171 Stimmen ein Antrag auf Übergang zur Tagesordnung an— 
genommen. Die Wahl eines Präſidenten des Abgeordnetenhauſes 
an Stelle Kathrein's fiel am 12. November auf v. Abrahamo— 
wiez, an deſſen Stelle der Schriftſteller Kramar zum erſten Vize— 
präſidenten gewählt wurde, während die Wahl des zweiten auf den 
Hof- und Gerichtsadvokaten Dr. v. Fuchs in Wien (kath. Vp.) fiel. 

Obwohl der Budgetausſchuß das Ausgleichs-Proviſorium 
mit Ungarn am 18. November genehmigt hatte, wurde der Beginn 
der zweiten Leſung im Abgeordnetenhauſe durch fortgeſetzte heftige 
Obſtruktion der Minderheit weit hinausgezogen. Schon ein vor 
übergang zur Tagesordnung am 24. November geſtellter Antrag 
rief die wüſteſten Szenen hervor. Der Advokat Dr. Dyk (ungcz.) 
aus Pilſen beantragte nämlich, daß von jeder Art der 56 gegen die 
Sprachenverordnungen gerichteten Bittſchriften nur je eine verleſen 
werde; als hierüber ohne weiteres abgeſtimmt werden ſollte, pro— 
teſtierte die Linke unter großem Lärm, indem ſie den Antrag als 
neue Vergewaltigung und Geſetzwidrigkeit bezeichnete. Als Groß 
die formelle Unzuläſſigkeit des Antrags dargelegt, mehrere Abgeordnete 
Anderungsvorſchläge zu demſelben und Anträge auf namentliche Ab⸗ 
ſtimmungen vorgebracht hatten, ſchnitt der Präſident faſt allen, 
die ſich noch gemeldet hatten, das Wort ab. Dies gab das Zeichen 
zu Szenen, wie ſie wohl noch in keinem Parlamente vorgekommen 
waren. Schönerer ergriff die Präfidentenglode, läutete und erteilte 
ſich ſelbſt das Wort, worüber er in heftigen Streit mit zwei Jung⸗ 
czechen geriet. Der Präſident enteilte dem wüſten Lärm, nach 
ſeiner Rückkehr nahm ihm Wolf eine zweite Glocke weg und ſchimpfte 
ihn „Badeniknecht“. Nach mehreren vergeblichen Verſuchen, ſich 
verſtändlich zu machen, forderte der Präſident die Ordner auf, ihn 
von den ihn umlagernden Abgeordneten zu befreien. Infolgedeſſen 
entſtand im Saale ein entſetzliches Handgemenge zwiſchen Deut— 
ſchen und Slaven, bis zuletzt der Präſident wieder erſchien und 
„angeſichts der Gewaltthaten“ die Sitzung ſchloß. Um der Wiederkehr 
ſolcher das Anſehn des Parlaments gänzlich erniedrigenden Vorgänge 
vorzubeugen, ſtellte am 25. November der Geh. Rat Graf Falken— 
hayn aus Wien (dtſch.⸗kath. Vp.) den Antrag, die Geſchäfts— 
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ordnung vorläufig dahin zu ändern, daß dem Präſidenten das 
Recht verliehen werde, einen Abgeordneten wegen Verletzung des 
parlamentariſchen Anſtands auf 3 Tage auszuſchließen; das Haus 
ſelbſt ſollte ihn auf 30 Tage ausſchließen dürfen, und die Regierung 
ſolle erſucht werden, die nötigen Vollſtreckungsbeamten zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Nach weiterem Lärm konnte ſich der Präſident 
nur inſofern verſtändlich machen, daß er ſagte, er betrachte den 
Antrag als Notwehr gegen die Vernichtung und gegen eine Revo⸗ 
lution des Parlaments. Im wiederentſtandenen Getöſe wurde es 
nur von wenigen bemerkt, daß der Präſident ſofort zur Abſtimmung 
ſchritt und ſodann verkündigte, der Antrag fei einſtimmig an- 
genommen. Am 26. November gebehrdete ſich die Linke noch 
wütender als zuvor, denn nach ihrer Meinung verſtieß der vor⸗ 
gebliche Beſchluß ſowohl gegen den die Unverletzlichkeit der Ab⸗ 
geordneten gewährleiſtenden Artikel der Verfaſſung, als auch gegen 
den Satz der Wahlordnung, wonach ein Abgeordneter ſolange 
Sitz und Stimme hat, bis ſeine Wahl für ungültig erklärt wird, 
als auch endlich gegen die Beſtimmung der Geſchäftsordnung, 
wonach Anträge auf deren Anderung ſelbſtändig eingebracht und in 
beſonderer Verhandlung, ohne Abkürzung der Beratung, ent⸗ 
ſchieden werden müſſen. Bei Beginn der Sitzung übernahmen die 
Sozialdemokraten die Führung der Obſtruktion; fie über- 
ſprangen die Miniſterbank und erſtürmten die Präſidententribüne, wo 
ſie in heftigen Kampf mit Dienern und Czechen kamen. Nachdem 
auch auf anderen Stellen des Saals Kämpfe entſtanden waren, ließ 
der Präſident eine große Zahl von Poliziſten einrücken und die 
Abgeordneten Wolf und Schönerer gewaltſam entfernen. In einer 
Abendſitzung ließ der vorſitzende Vizepräſident Kramaß auch ſämtliche 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, als auf 3 Tage ausge⸗ 
ſchloſſen, abführen. Dieſes Verfahren hatte jedoch ſolchen Eindruck 
gemacht, daß am 27. November die übrige Linke den Präſidenten mit 
betäubendem Lärm und den gemeinſten Schimpfworten empfing. Der 
wieder eingeſchlüpfte Wolf ward abermals entfernt. Zu Verhand⸗ 
lungen konnte es nicht kommen, daher Kramat die Sitzung wieder 
ſchließen mußte. 

Inzwiſchen hatten die gewaltthätigen Vorgänge im Parlamente 
das an ſich ſehr loyale und geduldige Volk der Hauptſtadt aufs 
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höchſte aufgeregt, ſodaß vom 27. November abends an in Wien 
eine förmliche Revolutionsſtimmung herrſchte. Am 28. November 
wuchſen die Unruhen in Wien von Stunde zu Stunde. Zu vielen 
Tauſenden durchzog man die Straßen unter den betäubenden Rufen: 
„Fort Badeni!“ Es kam zu mehrfachem Einſchreiten von Poliziſten 
und infolgedeſſen zu zahlreichen Verwundungen. Schon ſchlugen die 
Wogen einer entſtehenden Revolution bis dicht an die Thore der 
Hofburg, als plötzlich der Kaiſer das ſchon am 27. eingereichte 
Entlaſſungsgeſuch des Miniſteriums Badeni annahm, worauf 
die Volksſtimmung umſchlug und die Straßen nunmehr von Jubel- 
rufen der eben noch empörten Menge ertönten. Der Reichsrat 
wurde vertagt, der Abg. Wolf der Haft entlaſſen. Abgeſehen von 
der ſtarken Empörung des deutſchen Volks in Wien und anderen 
Städten, namentlich in Graz, wo es zum Einſchreiten des Militärs 
kam, war die Entſcheidung dadurch herbeigeführt, daß nach der ge— 
waltſamen Entfernung derer, welche mit der Obſtruktion im Ab— 
geordnetenhauſe bisher vorangegangen waren, nun auch die übrigen 
deutſchen Abgeordneten dieſelbe in ähnlicher Weiſe aufzunehmen be— 
gannen, daß namentlich die Chriſtlich-Sozialen es hinfort mit 
den Deutſchen hielten, ſogar der tyroler Teil der katholiſchen 
Volkspartei mit Dipauli und Kathrein an der Spitze von der 
Regierung abſchwenkten, die Großgrundbeſitzer einen ſcharfen 
Proteſt gegen die gewaltthätige Anderung der Geſchäftsordnung er: 
ließen, daß ferner Regierung und Volk in Ungarn zu verſtehen 
gaben, auf eine gewaltſam durchgedrückte Zuſtimmung zum Ausgleich 
ſei kein Wert zu legen, vielmehr ſei eine Loslöſung Ungarns von 
Oſterreich, unter Belaſſung bloß einer Perſonalunion, vorzuziehen, 
endlich durch die Rückſicht auf den Beſtand des Dreibunds, den 
man in Paris wegen der Bekämpfung des deutſchen Elements bereits 
als gelockert anzuſehen begann. 

Bevor wir dieſe Entwicklung weiter verfolgen, iſt es nötig, die 
erſten Beratungen der am 16. November in Wien zuſammen⸗ 
getretenen Delegationen zu betrachten. In dem ihnen vorgelegten 
gemeinſamen Etat belief ſich das Geſamt-Erfordernis auf 
161 185 025 fl., das Netto-Erfordernis auf 158 385 748 fl 
Am 17. empfing der Kaiſer beide Körperſchaften und erwiderte auf 
die Anſprachen ihrer Präſidenten, der Grafen Thun und Szapary, 
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die Lage im Orient habe zwar Anlaß zu manchen Beſorgniſſen 
gegeben, das europäiſche Konzert habe ſich aber als mächtiger Faktor 
zur Beilegung dieſer Wirren bewährt; das Bundesverhältnis zu 
Deutſchland und Italien bilde die unverrückbare Grundlage der 
Politik der Monarchie, und zu den bisherigen Bürgſchaften des 
Friedens ſei die freundſchaftliche Ausgeſtaltung des Verhältniſſes zum 
ruſſiſchen Reiche gekommen. Im Anſchluß hieran gedachte der Kaiſer 
ſeiner Zuſammenkünfte mit dem Czaren und der vom deutſchen Kaiſer 
ſowie dem Königspaare von Rumänien erhaltenen Beſuche. 

Der gemeinſame Miniſter des Außern, Graf Goluchowski, 
gab am 21. November im auswärtigen Ausſchuſſe der ungariſchen 
Delegation eine Überfiht über die politiſche Lage. In der 
erſten Phaſe der Frage Kretas ſei Oſterreich⸗-Ungarn für ſehr 
energiſche Maßregeln aufgetreten, der Vorſchlag einer Blokade 
habe jedoch wegen Englands Ablehnung aufgegeben werden müſſen; 
bei Erörterung der zweiten Phaſe beleuchtete der Miniſter eingehend 
die europäiſche Aktion zur Verhütung des Weitergreifens der kriegeriſchen 
Ereigniſſe auf der Balkanhalbinſel. Bezüglich der türkiſch⸗griechiſchen 
Friedensverhandlungen gehöre das von den Großmächten Erreichte 
zu den beſten Leiſtungen diplomatiſcher Kunſt. Griechenland habe 
allen Grund zur Dankbarkeit gegen die Mächte, da es ohne dieſe 
aus dem Abenteuer nicht mit ſo geringem Schaden hervorgegangen 
wäre. Sſterreich⸗Ungarns Verhältnis zu Deutſchland und 
Italien bilde hoffentlich auf lange Jahre hinaus den Grund— 
pfeiler ſeiner Politik; hinſichtlich Italiens insbeſondere habe ſich 
bei ſeinem Beſuche am königl. Hoflager in Monza am 7. November 
fowie in Unterredungen mit den dortigen Staatsmännern die volle 
Übereinſtimmung der politiſchen Fragen herausgeſtellt. Offene Aus⸗ 
ſprachen mit Rußland hätten ergeben, daß es jeden Gedanken 
an Eroberungen auf der Balkanhalbinſel zurückweiſe, womit der 
Boden zu einer Verſtändigung geſchaffen ſei. Rumänien habe ſich 
durch eine korrekte und kluge Politik ſeit längerer Zeit eine hochacht⸗ 
bare Stellung erworben. Allem Anſcheine nach ſei Europa in ſeinem 
Entwickelungsprozeſſe an einem Wendepunkte angelangt, weil der 
vernichtende Konkurrenzkampf mit überſeeiſchen Ländern raſche und 
durchgreifende Gegenwehr erheiſche, wenn nicht die Völker Europas 
in ihren Lebensintereſſen die empfindlichſte Schädigung erfahren 
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ſollten; das 20. Jahrhundert ſage ſich für Europa als ein Jahr- 
hundert des Ringens ums Daſein auf handelspolitiſchem Gebiete 
an. Auf Grund dieſer Überſicht verhandelte die öſterreichiſche 
Delegation am 23. November über die auswärtige Politik. Der 
Advokat Dr. Stransky aus Brünn (jungczech) ſprach ſich befriedigt 
über das neue Verhältnis aus; Univerſitätsdozent Dr. Groß aus 
Wien, Abg. für Iglau, bezeichnete den Dreibund als Herzensſache 
für die Deutſchen und Italiener in Oſterreich, beſorgte jedoch eine 
nachteilige Rückwirkung der inneren Politik Oſterreichs auf den Drei⸗ 
bund. Der Alumnatsprofeſſor Dr. Scheicher, Abg. für St. Pölten 
(kler.), beſtritt, daß das europäiſche Konzert ſich bewährt habe. 
Kaiſer, Profeſſor an der landwirtſchaftlichen Mittelſchule zu Ober- 
hermersdorf in Schleſien (dſch. Vp.), proteſtierte gegen die Auf: 
teilung der gemeinſamen Beitragsleiſtung nach bisherigem Maßſtabe 
und wünſchte die Ausgeſtaltung einer zoll- und handelspolitiſchen 
Einigung mit dem Deutſchen Reiche zu einem mittel- oder 
geſamt⸗europäiſchen Wirtſchaftsbunde. Der Realitätenbeſitzer Lupul 
aus Czernowitz (Rum.) ſchilderte die wohlthätige Wirkung des Drei— 
bunds und freute ſich der Beziehungen zu Rumänien. Kramat 
verſicherte, die Czechen nähmen den Dreibund als Element des 
enropäiſchen Gleichgewichts an, zumal die Ausſprache mit Rußland 
auch die wegen des Balkans gehegten Beſorgniſſe verſcheucht habe. 
Redner ſchloß mit dem Wunſche nach Frieden zwiſchen Deutſchen 
und Czechen. Miniſter Graf Goluchowski trat der Anſicht ent— 
gegen, daß Sſterreich-Ungarn ſich bisher in offenem Widerſpruche 
mit Rußland befunden und daß es auf jeden Einfluß in den Balkan⸗ 
ſtaaten verzichtet habe. Endlich beſchloß der Ausſchuß, den Miniſter 
zu ſeiner erfolgreichen und ſtets auf Befeſtigung des Friedens ab— 
zielenden Leitung zu beglückwünſchen und ihm das vollſte Vertrauen 
entgegenzubringen. 

An Stelle des am 28. November zurückgetretenen Miniſteriums 
des Grafen Badeni bildete der bisherige Unterrichtsminiſter Freiherr 
Dr. Paul Gautſch von Frankenthurn ein neues Miniſterium, 
in welchem er ſelbſt das Präſidium und das Innere übernahm. 
Im übrigen ging aus dem bisherigen Miniſterium nur der Landes⸗ 
verteidigungsminiſter, Feldzeugmeiſter Graf Zeno Welſersheimb 
mit über, welcher ſomit dieſe Stelle im fünften Miniſterium einnahm. 
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Zum Eiſenbahnminiſter wurde Dr. Heinrich v. Wittek ernannt, 
welcher bereits 1895 Handelsminiſter im kurzlebigen Miniſterium 
des Grafen Kielmannsegg geweſen war. Dr. Eugen Böhm, Ritter 
von Bawerk, übernahm die Finanzen, wie ebenfalls ſchon früher 
im oben genannten Miniſterium; zum Handelsminiſter wurde Dr. 
v. Koerber, früherer Leiter der Staatsbahnen, berufen; Ackerbau⸗ 
miniſter wurde der bisherige Abteilungschef für Volksſchulen, Graf 
Arthur Bylandt-Rheidt; das Unterrichtsminiſterium wurde dem 
Grafen Vincenz Baillet-Latour, bisherigem Leiter des gewerb⸗ 
lichen Unterrichts, einem Sohne des Kriegsminiſters von 1848, die 
Juſtiz dem Dr. Ignaz Edler v. Ruber, bisherigem Abteilungschef 
in dieſem Miniſterium, übertragen. Dazu kam am 16. Dezember 
noch der Statthalter a. D. Geh. Rat Frhr. v. Loebl als Miniſter 
ohne Portefeuille. 

Kaum daß durch die Berufung dieſes neuen Miniſteriums der 
Umſchwung beſiegelt war, begannen die Czechen ihrem Unmute Luft 
zu machen. Schon am 30. November ſagte der Vollzugsausſchuß 
der jungczechiſchen Partei in einer offenen Anſprache, das 
geſamte czechiſche Volk müſſe jetzt ſeinen feſten Willen kundgeben, 
nicht zu dulden, daß an Stelle des Rechts die Gewalt und an Stelle 
der Gerechtigkeit das Unrecht ſiege; von dem Kampfe, zu dem es 
gereizt werde, würde es nicht ablaſſen bis es ihn ſiegreich beendet 
habe. Für die Altczechen erließ Dr. Rieger in Prag eine ähn— 
liche Erklärung mit der Aufforderung an alle Czechen, ſich gegen die 
verübten, zum Himmel ſchreienden Gewaltthaten in eine einzige unzer⸗ 
ſtörbare Phalanx zuſammenzuſchließen. Dieſe Aufrufe wurden begleitet 
von großen Ausſchreitungen in Prag. Unter dem Rufe „Gegen 
die Deutſchen und die Juden!“ wurden infolge von Aufhetzungen, 
nach entworfenem Plane, ſyſtematiſch ſchwere Beſchädigungen an 
Häuſern von Deutſchen verübt; der czechiſche Pöbel riß die deutſchen 
Firmenſchilder ab, plünderte 44 Geſchäftsläden, drang in die deutſchen 
Anſtalten ein, zertrümmerte deren Apparate, verbrannte auf den 
Straßen die aus den Häuſern geſchleppten Sachen und kam mehr⸗ 
fach in Kampf mit Militär. Das deutſche Gymnaſium auf dem 
Altſtädter Ring und die Volksſchule in Smichow wurden geplündert; 
eine 3000 Perſonen zählende Menge fang vor dem Rathauſe czechiſche 
Lieder und ſchlug ſodann die Fenſter der deutſchen Turnhalle ein. 
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Zwar ſprengten drei Bataillone Infanterie und eine Schwadron 
Dragoner die Menge mehrfach auseinander, auch wurden die An⸗ 
ſtalten der Prager Univerſität nunmehr militäriſch bewacht, im 
ganzen aber machte es den Eindruck, daß raſcher und energiſcher 
hätte eingeſchritten werden können. Am 2. Dezember ließ das 
Miniſterium durch den Statthalter das Standrecht über Prag 
und die Gerichtsbezirke Carolinenthal, Weinberge, Zizkow und 
Smichow verhängen. Sechs deutſche Abgeordnete aber ſprachen dem 
Statthalter Grafen Coudenhove brieflich ihre Verwunderung dar⸗ 
über aus, daß er, nach der Erklärung des Bürgermeiſters Pod— 
lipny, die Ausſchreitungen in Prag und Umgegend in urſächlichen 
Zuſammenhang mit Kundgebungen der deutſchen Studenten gebracht 
und damit in gewiſſem Grade entſchuldigt habe. Trotz des Stand» 
rechts kamen noch ſchwere Ausſchreitungen von Czechen in Smichow, 
Braunau und Bodenbach vor. 

Der Miniſterpräſident v. Gautſch ſetzte ſich bereits am 2. De⸗ 
zember mit Vertretern der parlamentariſchen Minderheit in Verbin⸗ 
dung, welche ſich am 30. November behufs weiterer Durchführung 
des Siegs der deutſchen Sache zu einer geeinigten deutſchen 
Oppoſition verbunden hatten. Es waren die deutſche Volkspartei, 
die deutſche Fortſchrittspartei, die chriſtlichſoziale Vereinigung und die 
freie deutſche Vereinigung, welche der neuen Regierung gegenüber 
gemeinſam vorzugehen beſchloſſen. Miniſter v. Gautſch erklärte 
dieſen Parteien die Bereitwilligkeit der Regierung, die Wirkſamkeit 
der Sprachenverordnungen auf das deutſche Sprachgebiet Böhmens 
bezüglich der inneren Dienſtſprache zu ſuſpendieren. Dieſe ſollte fortan 
in den rein deutſchen Bezirken oder Gemeinden ausſchließlich deutſch, 
in den rein czechiſchen ausſchließlich czechiſch ſein, während für die 
gemiſchtſprachlichen Bezirke die innere Sprache „utraquiſtiſch“ bleiben, 
als Kennzeichen der Gemiſchtſprachlichkeit aber das Vorhandenſein von 
wenigſtens 20% der anderen Nationalität bei Bezirken und von 
wenigſtens 25% der anderen Nationalität bei Gemeinden gelten 
ſollte. Dagegen wollte die Regierung den Grundſatz der Doppel- 
ſprachigkeit aller Staatsbeamten in Böhmen und Mähren nicht 
fallen laſſen. Dieſe Vorſchläge wurden jedoch von den Parteien 
der deutſchen Oppofition als ungenügend abgelehnt, und die Partei 
des verfaſſungstreuen Großgrundbeſitzes ſowie die deutſche Volkspartei 
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erließen am 10. Dezember Erklärungen im Sinne feſter Einhaltung 
ihres Standpunkts im Sinne des Deutſchtums. Ebenſo entſchieden 
beharrten jedoch auch die Parteien der Mehrheit des Abgeord— 
netenhauſes in einer öffentlichen Erklärung auf ihrem Stand⸗ 
punkte. Weitere Kundgebungen gingen aus: am 12. Dezember von 
einem unter dem Vorſitze des Abgeordneten Wolf in Wien ver⸗ 
ſammelten, aus 400 Vertretern deutſcher Bezirke und Gemeinden be⸗ 
ſtehenden deutſchen Volkstags ſowie andererſeits am 19. Dezember 
von der Verſammlung der jungcezechiſchen Vertrauensmänner 
Böhmens in Prag, welche ſich gegen die Oberherrſchaft der Deutſchen 
in Oſterreich und für das feſte Verharren beim Verlangen des 
gleichen Rechts der ſlaviſchen Sprachen vernehmen ließen. Sie 
wollten kein Tüpfelchen an den Sprachenverordnungen geändert wiſſen 
und kündigten andernfalls den „Widerſtand des aufs äußerſte er⸗ 
bitterten Czechenvolks“ an. Daran ſchloſſen ſie den Ausdruck tiefſter 
Entrüſtung über „Die deutſcherſeits verſuchte Ausbeutung der bedauerns⸗ 
werten Vorfälle“ in Prag. 

Ende November und Anfang Dezember wurde der große Zwie- 
ſpalt der Nationalitäten auch in die fortgeſetzten Beratungen der 
öſterreichiſchen Delegation getragen. Als dieſe den Etat des gemein⸗ 
ſamen Miniſteriums des Außern beriet, nahm Graf Starhemberg 
Veranlaſſung, den Kampf der Deutſchen als ein Ringen um die Groß⸗ 
machtſtellung der Monarchie zu ſchildern, deren unerſchütterliche Grund⸗ 
lage das deutſche Volk bilde, und Kaiſer erklärte, es müſſe vor 
allem den Deutſchen in Oſterreich wieder ihr Recht zu teil werden, 
wogegen Kramar ausführte, Oſterreich könne kein deutſcher Staat 
ſein, ja es liege im Intereſſe der äußeren Politik, daß es nicht dazu pro⸗ 
klamiert werde. Dem Miniſter des Außern ſprachen beide Dele- 
gationen ihr volles Vertrauen aus. Da ferner das Zoll- und 
Handelsbündnis zwiſchen beiden Reichsteilen bisher nicht hatte er⸗ 
neuert werden können, das wirtſchaftliche Ausgleichsproviſorium aber 
ebenfalls auf beiden Seiten unerledigt war, die Quote daher für die 
Dauer eines Jahres durch die Krone allein feſtgeſtellt werden mußte, 
ſo faßten die Delegationen ſchließlich die dieſem Zuſtande entſprechen⸗ 
den Beſchlüſſe. Darauf wurde die Tagung am 22. Dezember ge⸗ 
ſchloſſen. 

Da infolge der Obſtruktion im Abgeordnetenhauſe das Aus⸗ 
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gleichs⸗Proviſorium mit Ungarn im Reichsrate geſcheitert war und 
das Budget auf parlamentariſchem Wege nicht hatte zu ſtande kommen 
können, erging am 28. Dezember eine auf den Notjtandsartifel der 
Verfaſſung geſtützte kaiſerliche Verordnung wegen Forterhebung 
der Steuern und Abgaben ſowie wegen Beſtreitung des Staatsauf- 
wands für die erſte Hälfte des Jahres 1898. Nach einem Schreiben 
des Kaiſers an den Miniſterpräſidenten ſollte die Quote der Bei⸗ 
tragsleiſtung zu den gemeinſamen Angelegenheiten beider Reichshälften 
im Sinne des Geſetzes vom 21. Dezember 1867 für das Jahr 1898 
unverändert bleiben. Die bisher nur vertagte 13. Seſſion des 
Reichstags wurde durch kaiſerlichen Erlaß vom 29. Dezember für 
geſchloſſen erklärt. Ein deutſcher Akademikertag in Eger verlangte 
volle ſtaatliche Garantie gegen Wiederholung der Ausſchreitungen in 
Prag, Schutz der dortigen Studenten und volle Anerkennung der 
Gleichberechtigung der deutſchen Sprache in Prag; andernfalls ſei die 
Verlegung der Prager Univerſität notwendig. 

Die Wahl eines erſten Bürgermeiſters von Wien, welche im 
vorigen Jahre ſoviel von ſich reden gemacht, war ſchon im Frühjahr 
wiederum in den Vordergrund getreten. An Stelle des Antiſemiten⸗ 
führers und Abgeordneten Dr. Lueger, welcher im April v. J., auf 
Wunſch des Kaiſers, auf ſeine Wahl zu dieſem Amte verzichtet hatte, 
war damals Strobach gewählt und beſtätigt. Nachdem dieſer raſch 
wieder in Fortfall gekommen war, fiel am 8. April die Wahl mit 
93 von 132 Stimmen abermals auf Lueger, der nunmehr beſtätigt 
wurde und in ſeiner Antrittsrede vom Zuſammenſtehen in Treue zu 
Kaiſer und Reich ſprach. 

Was die kaiſerliche Familie betrifft, ſo wurde der Beſuch 
des Erzherzogs Otto in Berlin ſchon oben erwähnt. Im März 
reiſte der Kaiſer zum Beſuch ſeiner Gemahlin nach Kap St. Martin 
an der Riviera und beſuchte am 16. März die Königin von England 
in Nizza. Für viele ihm hier erwieſene Aufmerkſamkeiten ſprach er 
dem Präſidenten Faure telegraphiſch feinen Dank aus. Des Ber 
ſuches, welchen er im April vom deutſchen Kaiſer erhielt, wurde 
ebenfalls ſchon unter Deutſchland (S. 93) gedacht. Die Reiſe des 
Kaiſers nach Petersburg ſiehe unter Rußland (S. 281). Im Juni 
erhielt der Kaiſer den Beſuch des Königs von Siam, der ihm einen 
goldenen Säbel verehrte. Dem ſeit 19 Jahren mit der Prinzeſſin Iſabella 
v. Croy vermählten 42jährigen Erzherzog Friedrich auf Schloß 
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Weilburg unweit Baden bei Wien, deſſen Ehe bisher mit 8 Töchtern 
geſegnet war, wurde am 24. Juli ein Sohn geboren. 

Am 30. Juli ſtarb in Wien der bekannte Geſchichtſchreiber 
Alfred Ritter v. Arneth, am 5. Dezember der langjährige Ober⸗ 
kommandant der Marine, Admiral Freiherr v. Sterneck, am 
29. Dezember in Prag der gelehrte und um das Deutſchtum in 
Böhmen verdiente Hiſtoriker v. Höfler. 

Im Königreich Ungarn ſtanden, wie gewöhnlich, die Ver⸗ 
handlungen des Reichstags im Vordergrunde, wenngleich ſie nichts 
von beſonderer Wichtigkeit darboten. Das Abgeordnetenhaus 
wurde am 15. Januar von radikaler Seite mit der Frage der 
Erneuerung des finanziellen Ausgleichs mit Oſterreich befaßt, 
worauf der Finanzminiſter Lukacs verſicherte, daß man auch in 
Oſterreich die Wichtigkeit der Erhaltung des guten Einvernehmens 
zwiſchen beiden Staaten anerkenne, und gegenüber den Radikalen, 
welche über das bisherige Scheitern dieſer Verhandlungen nicht un⸗ 
gehalten zu ſein ſchienen, hervorhob, man müſſe auf beiden Seiten 
darauf ausgehen, nicht das Trennende, ſondern das Vereinigende zu 
fördern. In der Budget-Beratung des Abgeordnetenhauſes trat 
der Miniſterpräſident Baron Bänffy vielen bezüglich der letzten 
Abgeordneten-Wahlen gegen die Regierung erhobenen Beſchuldi⸗ 
gungen entgegen und ſuchte im Gegenteil den Nachweis zu liefern, 
daß die Oppoſition ſich bei dieſen Wahlen im November v. J. 
Mißbräuche habe zu Schulden kommen laſſen. Im übrigen ſpielte 
die auswärtige Politik eine große Rolle, weil ſich das Land durch 
die in eine Kriſis geratenen Dinge des Orients nahe berührt fühlte. 
Auf bezügliche Anfragen erteilte der Miniſterpräſident am 27. Februar 
und 12. März beruhigende Aufſchlüſſe hinſichtlich der Lage Kretas. 
In Verbindung mit dieſer Berührung der Orientfrage ſtand die 
bezüglich der Reiſe des Monarchen nach Petersburg. In dieſer 
Beziehung erklärte der Miniſterpräſident, das Verhältnis der Monarchie 
zu ihren Verbündeten habe ſich nicht geändert; der Dreibund gehöre 
nicht zu den kurzlebigen politiſchen Kombinationen, welche ſo leichthin 
durch andere Abkommen erſetzt werden könnten; bei der allgemein 
bekannten friedlichen Natur dieſes Bundes ſei es nicht ausgeſchloſſen, 
daß ſeine Mitglieder auch mit anderen Mächten zu freundſchaftlicher 
Eintracht gelangen könnten. Mit dieſen Erklärungen glaubte man 
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ſich allſeits für die Zeit bis zu dem erſt im Herbſt ſtattfindenden 
Zuſammentritt der Delegationen zufrieden geben zu können. Zu 
erwähnen iſt noch, daß die Regierung dem Reichstage eine Reform 
der Wahlordnung mit Erweiterung des Wahlrechts in Ausſicht 
ſtellte, daß das Abgeordnetenhaus am 14. Juni ein Geſetz über die 
Militärbildungsanſtalten genehmigte, und ſich am 19. Juni, 
anläßlich eines drohenden Ernteſtreiks, mit der Lage der Arbeiter 
eingehend beſchäftigte, wobei die Regierung verſicherte, daß ſie alle, 
welche arbeiten wollten, ſchützen werde. Dabei möge erwähnt ſein, 
daß ein Streik der Arbeiter der öſterreichiſch⸗ungariſchen Staatsbahn⸗ 
geſellſchaft, welche mit einer geplanten Anderung des für fie be⸗ 
ſtehenden Unterſtützungs-Inſtituts nicht einverſtanden waren, am 
19. Januar in Anina durch das Ungeſchick von Behörden zu einem 
Kampfe geführt hatte. Nach einer längeren Vertagung des Reichstags 
beſchloß das Abgeordnetenhaus am 4. Oktober eine Huldigungs- 
Adreſſe an den König zum Dank für deſſen an den Miniſter⸗ 
präſidenten gerichtetes Schreiben, wonach er in Peſt Denkmäler 
zur Erinnerung an Männer, die ſich auf verſchiedenen Gebieten 
ausgezeichnet hatten, errichten laſſen wolle. Am 21. Oktober ge⸗ 
nehmigte das Abgeordnetenhaus eine Regierungsvorlage wegen einſt⸗ 
weiliger Verlängerung des Ausgleichs mit Oſterreich für die Dauer 
des Jahres 1898, jedoch mit dem Vorbehalte, daß dieſes Provi- 
ſorium in Oſterreich rechtzeitig, d. h. vor Jahresſchluß, Genehmigung 
finde. Nach Außerungen des Miniſters Baron Bänffy mußte ange: 
nommen werden, daß die Regierung es unvereinbar mit dem Dua⸗ 
lismus des Reichs halte, wenn in Oſterreich dieſes Proviſorium etwa 
mittels Notverordnung eingeführt werden ſollte. Dasſelbe wurde 
von Koſſuth am 10. November geltend gemacht, nachdem der 
Miniſter v. Bilinski im Budgetausſchuſſe des öſterreichiſchen Abgeord⸗ 
netenhauſes auf die eventuelle Anwendung des Notverordnungsgeſetzes 
hingewieſen hatte. 

Sehr freudig wurde die Bevölkerung Ungarns durch den Beſuch 
bewegt, welchen der deutſche Kaiſer und das Königspaar von 
Rumänien dem Könige Franz Joſeph im September in Peſt ab⸗ 
jtatteten. Schon die Mitteilung vom Bevorſtehen des erſteren Beſuches 
wurde vom Peſter Gemeinderate mit großer Begeiſterung aufge⸗ 
nommen, die übrigens zum Teil aus dem gehobenen Bewußtſein 
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hervorging, daß es der erſte Fall ſei, wo der Monarch einen weſt⸗ 
europäiſchen Herrſcher in der ungariſchen Hauptſtadt begrüße, die 
ſomit der Cisleithaniens gleichgeſtellt werde. Die geſamte Preſſe 
Ungarns begrüßte den deutſchen Kaiſer ſchon bei ſeiner Ankunft zu 
den Manövern bei Totis in ſchwungvoller Weiſe. Das nähere 
über den Aufenthalt des Kaiſers in Ungarn einſchließlich der beim 
Prunkmahle am 21. September ausgetauſchten Trinkſprüche iſt ſchon 
S. 158 erwähnt. Dieſe brachten die Begeiſterung auf den 
Gipfel, und wiederum ſprach ſich die geſamte Preſſe in Ausdrücken 
höchſter Anerkennung und Hinneigung zum Kaiſer perſönlich wie zu 
dem Dreibunde aus. König Karol von Rumänien traf mit ſeiner 
Gemahlin am 28. September, mit den höchſten Ehren empfangen, 
in Peſt ein. Bei dem ihnen zu Ehren am 29. in der Hofburg 
veranſtalteten Prunkmahle wurden wiederum bemerkenswerte Trink⸗ 
ſprüche ausgebracht. König Franz Joſeph ſagte in ſeiner Begrüßung 
der Gäſte, daß er beſonders gerührt ſei von dem unausgeſetzten 
Streben des Königs Karol, den vorzüglichen Beziehungen zwiſchen 
den beiderſeitigen Völkern den Charakter einer dauernden und engen 
Freundſchaft zu verleihen, und er bitte Gott, Rumänien auf lange 
Jahre hinaus den Herrſcher zu erhalten, deſſen hohe Weisheit aus 
dieſem ſchönen Lande ein Element der Ordnung und des Friedens 
in Europa gemacht habe. König Karol erwiderte, der vorjährige 
Beſuch des Königs Franz Joſeph in Rumänien habe mächtig dazu 
beigetragen, die zwiſchen beiden Staaten ſo glücklich beſtehenden aus⸗ 
gezeichneten Beziehungen noch mehr zu feſtigen. 

Im Dezember machten die anomalen parlamentariſchen Ver⸗ 
hältniſſe Oſterreichs ihre Wirkung in Ungarn geltend. Im Abge- 
ordnetenhauſe regte Koſſuth am 2. Dezember die Notwendigkeit 
eines auf dem Grundſatze der Selbſtbeſtimmung beruhenden Geſetzes 
mit dem Bemerken an, eine gewaltthätige Durchſetzung des Aus⸗ 
gleichsproviſoriums würde im öſterreichiſchen Volke den Irrtum 
erwecken, daß daraus für Ungarn große Vorteile erwüchſen, während 
das Gegenteil der Fall ſei. Das Miniſterium ſah ſich jedoch nicht 
in der Lage, zu einer Notverordnung zu ſchreiten, ſondern legte, da 
der oben erwähnte Vorbehalt weggefallen war, am 6. Dezember 
wiederum einen Geſetzentwurf vor, wonach das bisherige wirt⸗ 
ſchaftliche Verhältnis zu Oſterreich bis zum Ende des Jahres 1898 
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unverändert aufrecht erhalten bleiben ſolle, ausgenommen den Fall, 
daß der neue Ausgleich früher zu ſtande kommen ſollte; geſchehe dies 
nicht bis zum 1. Mai k. J, ſo ſolle dem Reichstage eine Vorlage 
über die bis Ende des Jahres 1898 zu bewirkende endgiltige 
Regelung der jetzt nur proviſoriſch geregelten Fragen zugehen. Die 
über dieſen Geſetzentwurf vom 7. bis 23. Dezember ftattgehabten 
Beratungen drehten ſich hauptſächlich um die Frage, ob nicht lieber 
jetzt ſchon mit Oſterreich wirtſchaftlich gebrochen und das gegenſeitige 
Verhältnis auf die Perſonalunion beſchränkt werden ſolle. Die Un⸗ 
hängigkeitspartei machte einen Anlauf, um dies vermittelſt einer 
Art von Obſtruktion zu erreichen indem ſie bezüglich der geſchäft⸗ 
lichen Behandlung der Vorlage einen Antrag ſtellte, welcher ihre 
Erledigung bis zum Jahresſchluß als zweifelhaft erſcheinen ließ. Der 
ganze Plan wurde jedoch dadurch vereitelt, daß ſowohl die National⸗ 
als die Volkspartei wider Erwarten für die Vorlage auftraten. 
Koſſuth wollte keinen Vertrag mit einer unparlamentariſchen Re⸗ 
gierung Oſterreichs und Andere glaubten, daß Ungarn bei getrennten 
Zollgebieten ſich weit beſſer ſtehen würde; Graf Apponyi aber, 
wenn er auch die Trennung des Zollgebiets nicht für ein verhängnis⸗ 
volles Unglück hielt, billigte die Vorlage aus politiſchen Gründen; es 
könne für Ungarn nur von Vorteil ſein, wenn es zu einer Zeit, in 
welcher in Oſterreich Parteikämpfe mit elementarer Gewalt wüteten, 
für die Befeſtigung und Machtſtellung der Monarchie eintrete. 
Mocſy, Redner der Volkspartei, machte darauf aufmerkſam, daß der 
Standpunkt der Vorlage die Errichtung eines ſelbſtändigen Zoll— 
gebiets nicht ausſchließe. Der Miniſterpräſident Baron Bänffy gab 
zu, daß Ungarn das Recht habe, ſich ſelbſtändig zu machen, wollte 
dies jedoch nicht als Ziel hinſtellen, weil ein die Intereſſen des 
Landes berückſichtigender Ausgleich mit Oſterreich vorteilhafter ſei. 
Die Regierung habe ſtreng verfaſſungsmäßig erklärt, daß die Durch⸗ 
führung des Proviſoriums in Oſterreich mittels des Notparagraphen 
den ungariſchen Geſetzen zuwiderlaufe, nun aber möge man Oſter⸗ 
reich eine Erholungszeit gewähren, nicht aber die dortige Ver⸗ 
legenheit benutzen, um gerade dasjenige zu verwirklichen, was nicht 
in den gemeinſamen Intereſſen liege, denn Ungarn wolle auch weiter- 
hin unter den aus der Verknüpfung der geſchichtlichen Vergangenheit 
wie der Staatsgrundgeſetze fließenden Vorteilen leben. Den Radi⸗ 
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kalen gelang es, die Beſchlußfaſſung im Dezember zu verhindern. 
Unruhen, welche im September in Ungarns Nebenlande Kroatien 
ausbrachen, ſtellten ſich als Folge der Verarmung vieler kleiner Ge⸗ 
meinden und der allmählichen Entſtehung eines ländlichen Proletariats 
heraus. Die von der radikalen Partei geſchürte Unzufriedenheit 
machte ſich beſonders gegen Ungarn geltend, und es genügte ein 
Gerücht, daß irgendwo eine magyariſche Fahne verſteckt ſei, um die 
Bevölkerung in Wut zu verſetzen. Drei Beamte wurden getötet und 
ihre Leichen grauſam behandelt; ein Bezirksvorſtand wurde mit Heu⸗ 
gabeln aufgeſpießt. Wegen dieſer Verhältuiſſe wurde der Banus von 
Kroatien, Graf KhuenHedervary, nach Peſt berufen. Im Land— 
tage zu Agram kam es im Dezember zu einer Reihe von großen 
Lärmſzenen, welche durch die Gereiztheit gegen Ungarn hervor⸗ 
gerufen waren. 

Am 16. Mai fand auf dem Krönungshügel bei Preßburg die 
Feier der Enthüllung eines Denkmals der Königin Maria 
Thereſia ſtatt, welches die Bürgerſchaft dieſer Stadt zur Erinnerung 
an den 25. Jahrestag der Krönung des Königs Franz Joſeph zu 
errichten beſchloſſen hatte. Dieſer war anweſend und feierte in einer 
Anſprache die große Königin als ein Ideal der Herrſchertugenden. 
Am 9. September ſtarb in Peſt Franz Pulszky, der diplomatiſche 
Vertreter der Revolutionsregierung von 1848, 83 Jahre alt. 


Rußland. 


Das dritte Regierungsjahr des Kaiſers Nikolaus II. verlief 
ohne beſonders hervorragende Ereigniſſe und zeigte eine Politik des 
Wohlwollens für die Bevölkerung, nach außen hin eine Politik 
der Bedächtigkeit und Klugheit. Bei ſtrenger Aufrechterhaltung 
des Grundſatzes des abſoluten Herrſchertums ſowie unter Fortſetzung 
der Ruſſifizierung der weſtlichen Reichsteile kam die Regierung 
den Wünſchen verſchiedener Volksſchichten weit mehr als zur Zeit 
Alexanders III. entgegen. Durch kaiſerliche Verordnung wurde im 
April die Einſetzung einer Kommiſſion zur umfaſſenden Aufklärung 
der Bedürfniſſe des Adelsſtandes und zur Erwägung der Maß⸗ 
nahmen eingeſetzt, welche dem Adel die Möglichkeit geben ſollten, 
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ſeine treuen Dienſte, wie früher, dem Throne und dem Lande zu 
widmen. Die ſeit 1719 beſtehende drückende Paßſteuer wurde am 
5. Mai, die vom Immobilienbeſitz der Perſonen polniſcher Herkunft 
in den neun weſtlichen Gouvernements zum Beſten der Krone 
erhobene Prozentſteuer wurde im Juni aufgehoben. Ferner wurde 
das vom heiligen Synod geſtellte Verlangen, daß in den Schulen 
der deutſchen Koloniſten die ruſſiſche Sprache als Unterrichtsſprache 
für alle Lehrgegenſtände gelten ſolle, vom Kaiſer abgelehnt, vielmehr 
verfügte er, der Unterricht in Religion und in der deutſchen 
Sprache habe in der Mutterſprache der Schüler zu erfolgen. 
Den Polen insbeſondere wurde eine ganze Reihe von Zugeſtänd— 
niſſen gemacht: In Litauen und der Ukraine ſollten Polen wieder 
Grundbeſitz erwerben können, was ſeit 1861 verboten war; es 
wurde ferner erlaubt, daß dem polniſchen Dichter Mickiewicz auf 
einem öffentlichen Platze Warſchaus ein Denkmal geſetzt werde; 
aus der dortigen Citadelle wurden viele Perſonen entlaſſen, die ſeit 
langer Zeit eingekerkert waren, ohne zu wiſſen, warum; die ſeit 
langen Jahren von einem Ruſſen bekleidete Stelle eines Warſchauer 
Theaterpräſidenten wurde einem Polen übertragen; vor allem aber 
wurden der polniſchen Preſſe weſentliche Freiheiten geſtattet; ſie 
durfte wieder über „polniſche Angelegenheiten“ berichten und polniſche 
Parteipolitik treiben; endlich bekundeten die Chefs der Verwaltungen 
in polniſchen Bezirken im allgemeinen ein entſchiedenes Entgegen⸗ 
kommen gegen örtliche Wünſche. Daß dieſe Maßnahmen in der 
polniſchen Bevölkerung nicht ohne Eindruck blieben, zeigte der außer⸗ 
ordentlich freundliche Empfang, welcher dem Kaiſerpaare zu teil 
ward, als es am 30. Auguſt mit den Oheimen des Kaiſers, den 
Großfürſten Wladimir und Paul, Warſchau beſuchte. Für dieſe 
Kundgebungen der Ergebenheit ſprach der Kaiſer ſeinen wärmſten 
Dank aus. Auch Finnland gegenüber bewies die Regierung größere 
Freundlichkeit als früher. Die vom Generalgouverneur am 25. Januar 
dem Landtage des Großfürſtentums bei ſeiner Eröffnung verleſene 
kaiſerliche Botſchaft enthielt nicht den geringſten Anklang an die 
Mißlichkeiten, die noch vor wenigen Jahren das Verhältnis ziemlich 
ſtark getrübt hatten, vielmehr das Angebot der Überweiſung von 
9 Millionen zur Erleichterung der Laſten für Militär und Volks⸗ 
ſchulen. 
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Derſelbe friedliche Zug, welcher die innere Politik kennzeichnete, 
zeigte ſich auch in den Fragen der äußeren Politik, zu deren 
Leitung am 13. Januar der bisherige Geſandte in Kopenhagen, Graf 
M. Murawjew, berufen wurde, der 1893—94 Botſchaftsrat in 
Berlin war. Geh. Rat Schiſchkin, der Verweſer dieſes Amts ſeit 
dem plötzlichen Tode des Miniſters Grafen Lobanow-Roſtowski, 
wurde zum Mitgliede des Reichsrats ernannt. Wie Schiſchkin, ſo 
wurde auch Graf Murawjew zunächſt nur proviſoriſch beſtellt, jedoch 
ward ihm ſchon am 25. April die Stelle endgültig übertragen. 
Gleichzeitig mit Graf Murawjews Berufung fiel die des Fürſten 
Imeretinsky zum Generalgouverneur von Polen an Stelle des 
erkrankten Grafen Schuwa low. Nicht lange hiernach wurde die 
Friedlichkeit der ruſſiſchen Politik durch das Wiederaufleben der 
orientaliſchen Frage auf die Probe geſtellt; aber, wie ſehr man 
auch in Griechenland bei der Parteinahme für die Aufſtändiſchen auf 
Kreta und bei der Entfeſſelung des Kriegs gegen die Türkei auf die 
verwandtſchaftlichen Beziehungen des eigenen Fürſtenhauſes mit Eng⸗ 
lands und Rußlands Herrſcherfamilien gerechnet haben mochte, ſo 
ließ ſich die ruſſiſche Regierung doch nicht im geringſten zur Unter⸗ 
ſtützung dieſes leidenſchaftlichen, bedachtloſen Ausbruchs verleiten; in 
voller Erkenntnis der für den Frieden der ganzen Balkanhalbinſel 
und damit für den Europas leichtfertig herbeigeführten Gefahr ging 
ſie vielmehr, im Verein mit dem Deutſchen Reiche, mit rückſichts⸗ 
loſer Entſchiedenheit darauf aus, den Streit auf die beiden Gegner 
zu beſchränken, auf Gewährung der Wünſche der Chriſten auf Kreta 
hinzuwirken und engliſche Verſuche zur Durchkreuzung dieſes Ver⸗ 
haltens zu hintertreiben. Der Erfolg dieſer Politik trat u. a. ſehr 
deutlich hervor durch die Reiſe, welche der Kaiſer von Oſterreich 
am 25. April in Begleitung des Erzherzogs Otto und des Miniſters 
des Außern, Grafen Goluchowski, nach Petersburg unternahm. 
Galt auch dieſe Reiſe formell nur als Erwiderung des im vorigen 
Jahre vom neuen Czaren in Wien abgeſtatteten Beſuchs, ſo gewann 
ſie im Hinblick auf die Orientfrage thatſächlich hohe politiſche Be⸗ 
deutung. Nachdem die öſterreichiſchen Gäſte mit vieler Herzlichkeit 
und großem Glanze empfangen waren, brachte Kaiſer Nikolaus 
am 27. April beim Prunkmahle im Winterpalais einen Trink⸗ 
ſpruch aus, in welchem er ſagte, die aufrichtige Freundſchaft, von 
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welcher dieſer Beſuch einen Beweis ablege, ſei befeſtigt durch eine 
Gemeinſamkeit der Anſichten und der Grundſätze, welche bezwecke, 
den beiderſeitigen Völkern die Wohlthaten des Friedens zu ſichern; 
der hohe Gaſt kenne die herzlichen Gefühle, von denen er für ihn 
befeelt ſei, und den ganz beſonderen Wert, den er auf eine voll- 
kommene Solidarität unter ihnen lege; im Hinblick auf das gemein⸗ 
ſam verfolgte erhabene Ziel trinke er auf die Geſundheit des Kaiſers 
Franz Joſeph und ſeiner ganzen Familie. Dieſer ſagte in ſeiner 
Erwiderung, daß er in ſeinem herzlichem Empfange einen neuen 
Beweis der engen Freundſchaft erblicke, „die uns umſchlingt und 
die, geſtützt auf die Gefühle gegenſeitiger Achtung und Loyalität, 
für unſere Völker eine feſte und ſichere Bürgſchaft des Friedens und 
des Wohlſtands bildet“; unerſchütterlich dem Siege dieſer Sache hin- 
gegeben, werde er ſich ſtets glücklich ſchätzen, auf die koſtbare Mit⸗ 
wirkung des Czaren rechnen zu dürfen. Der Austauſch dieſer Ver⸗ 
ſicherungen erfüllte alle Freunde des europäiſchen Friedens mit größter 
Befriedigung, und um ſo mehr, als gleichzeitig verlautete, daß es 
zu beſtimmten politiſchen Verabredungen dieſer Richtung gekommen 
ſei. Wenn auch nichts Näheres hierüber in die Offentlichkeit gelangte, 
ſo ſchien doch als ſicher angenommen werden zu dürfen, daß die 
beiderſeitigen Regierungen ſich dahin einigten, eine Störung des all- 
gemeinen Friedens, namentlich zunächſt in den Fragen des 
Orients, gemeinſam abzulehnen, und zwar ohne daß Rußland ſein 
gutes Verhältnis zu Frankreich aufgebe, das vielmehr ebenfalls für 
den Grundſatz der Friedenserhaltung zu gewinnen ſtände. Solcher⸗ 
geſtalt ſchien man eine Art von Zweibund vor Augen zu haben 
nach Art des früheren deutſch-ruſſiſchen Rückverſicherungsvertrags, jo 
daß, wie namentlich die ungariſche Preſſe hervorhob, nunmehr der 
Dreibund Hand in Hand mit Rußland den Frieden ſichere. Als 
eine Folge dieſes Einverſtändniſſes war es anzuſehen, daß die beider⸗ 
ſeitigen Miniſter des Außern ſchon am 29. April von Petersburg 
aus in übereinſtimmenden Noten nach Bukareſt, Belgrad, 
Sofia und Cettinje unbeſonnene Schritte zu verhindern ſuchten, 
zu denen man ſich, aus Anlaß der griechiſch-türkiſchen Wirren, in 
einzelnen dieſer Balkanſtaaten ſonſt möglicherweiſe hinreißen laſſen 
könnte. Es geſchah dies in der Form eines Ausdrucks der Ber 
friedigung über die bisher bewahrte korrekte Haltung, welche den 
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Wünſchen beider Kaiſer um ſo mehr entſpreche, als dieſelben feſt 
entſchloſſen ſeien, den allgemeinen Frieden, den Grundſatz der Ord⸗ 
nung, der Aufrechterhaltung des beſtehenden Zuſtandes zu befolgen. 

Dieſe ganze äußere Politik Rußlands enthielt als ſolche eine 
gewiſſe Frontſtellung gegen Großbritannien, ja Rußlands Gemein⸗ 
ſamkeit mit Oſterreich⸗Ungarn in den Angelegenheiten des Orients 
war weſentlich dadurch erleichtert worden, daß Großbritannien weniger 
als ſonſt am Bosporus, als vielmehr in Fragen Aſiens Rußlands 
Widerſacher zu ſein ſchien. Deshalb hielt es die ruſſiſche Regierung 
auch für geraten, ihren wegen des Einfluſſes in Korea entſtandenen 
Streit mit Japan nicht weiter zu treiben, ſondern am 24. Februar 
mit dieſem Reiche ein Abkommen zu treffen, wonach beide Teile 
ſich bereit erklären, den König von Korea bei Herſtellung der Ord⸗ 
nung und bei Einführung einer einheimiſchen Heeres⸗ und Polizei⸗ 
Organiſation zu unterſtützen, die Etats in Einklang zu bringen und 
ausländiſche Anleihen zu garantieren; Japan ſolle ſeine dortige 
Telegraphenlinie behalten, Rußland ebenfalls eine ſolche errichten, 
jeder der beiden Teile ſolle 200 Gendarmen dort halten dürfen, und 
Mißverſtändniſſe ſollten friedlich beigelegt werden. Am 8. Oktober 
ſchloß Rußland mit Korea einen Vertrag, durch welchen die Leitung 
der koreaniſchen Finanzen ruſſiſchen Beamten übertragen und ſomit 
eine gewiſſe Vorherrſchaft Rußlands in dieſem Reiche begründet 
wurde. Wohl behufs Vorbereitung einer dauernden Sicherung von 
Rußlands Stellung in Oſtaſien lief am 18. Dezember das aus 
9 Kriegsſchiffen beſtehende ruſſiſche Geſchwader unter dem Befehle 
des Admirals Reunow von Wladiwoſtok in den chineſiſchen Hafen 
Port Arthur, um ihn, wie es in der amtlichen Meldung hieß, 
vorläufig als Winterhafen beſetzt zu halten. Dieſe Südſpitze der 
Halbinſel Liaotong, welche Japan 1894 erobert und durch den 
Friedensſchluß von Shimonoſeki ſich zu ſichern verſucht, aber infolge 
der Einmiſchung Rußlands, Deutſchlands und Frankreichs wieder 
herausgegeben hatte, beherrſcht die Meeresſtraße von Petſchili und 
bildet den natürlichen Endpunkt der Eiſenbahn, deren Weiterbau 
durch die chineſiſche Mandſchurei, im Anſchluß an die ſibiriſche Bahn, 
Rußland ſich geſichert hat. Durch das Erſcheinen der ruſſiſchen 
Flotte in Port Arthur fühlte ſich Japan unangenehm berührt, 
welches zwar immer noch den chineſiſchen Hafen von Weihaiwei auf 
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der entgegengeſetzten Seite der Straße von Petſchili als Garantie 
für die noch ausſtehende chineſiſche Kriegskoſtenentſchädigung beſetzt 
hielt, vor dem Zugang zu Peking jedoch nunmehr Rußland als 
Verteidiger des flottenloſen chineſiſchen Reiches aufgepflanzt und 
den durch das japaniſche Inſelreich gegen den großen Ozean hin ge⸗ 
bildeten großen Wall um Wladiwoſtok plötzlich durchbrochen ſah. 

Wie beim Beſuche des öſterreichiſchen Kaiſers, trat die friedliche 
Richtung der ruſſiſchen Politik bei den Beſuchen hervor, welche die 
Oberhäupter des deutſchen Reichs und Frankreichs nach einander, und 
zwar ebenfalls zunächſt als Erwiderung der vorjährigen Beſuche des 
Czaren in Breslau und Paris, in Petersburg abſtatteten. 

Das deutſche Kaiſerpaar traf, von Kiel kommend, in Be— 
gleitung eines deutſchen Geſchwaders auf der „Hohenzollern“ am 
ſonnenklaren Morgen des 7. Auguſt vor Kronſtadt ein, begrüßt 
von zwei Dampfern mit den Mitgliedern der deutſchen Kolonie 
Petersburgs ſowie von zahlreichen anderen Privatdampfern. Von 
den Kronſtädter Forts und allen ruſſiſchen Kriegsſchiffen ertönten 
Kanonenſalven, in die ſich der Geſang beider Nationalhymnen ſeitens 
der zahlreich an beiden Ufern befindlichen Menge miſchte. Kaiſer 
Wilhelm, in der Uniform des Wiborgſchen Regiments, grüßte, auf 
der Kommandobrücke ſtehend, nach allen Seiten. Nun nahte, aber- 
mals unter Kanonenſchüſſen, von Peterhof her die „Alexandria“, 
welche in der Nähe der „Hohenzollern“ vor Anker ging. Kaiſer 
Nikolaus und Großfürſt Alexis, beide in deutſcher Admirals⸗ 
uniform, ſowie die Kaiſerin Alexandra ſchifften ſich hierauf nebſt 
dem deutſchen Botſchafter Fürſten Radolin ein und wurden an 
der Falltreppe der „Hohenzollern“ vom deutſchen Kaiſerpaare herzlichſt 
begrüßt, worauf der Czar dem Kaiſer Wilhelm alsbald ſeine Er— 
nennung zum ruſſiſchen Admiral mitteilte. Dann ging es nach 
Peterhof, wo die Großfürſten und Großfürſtinnen nebſt dem 
deutſchen Reichskanzler und dem ruſſiſchen Kriegsminiſter Wannowski 
zur Begrüßung erſchienen. Am 8. Auguſt beſuchte das deutſche 
Kaiſerpaar das in Flaggen- und Blumenſchmuck prangende Peters- 
burg, wurde vom Stadthaupte in deutſcher Sprache begrüßt, legte 
auf das Grab des vorigen Czaren in der Peter Pauls-Feſtung 
prächtige Kränze nieder und empfing eine Abordnung der Deutſchen 
Petersburg, welcher er ſagte, er ſei bei den Kaiſergräbern in der 
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Feſtung von neuem in der Überzeugung beſtärkt worden, wie ſehr 
die Aufrechthaltung der alten freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Rußland und Deutſchland ſowie den beiderſeitigen Herrſcherfamilien 
im Intereſſe der Erhaltung des Friedens und der Ordnung Europas 
liege. Beim Prunkmahl in Peterhof wurden die Trinkſprüche 
ausgetauſcht, in welchen, wie nun einmal üblich, die politiſche Be⸗ 
deutung der Zuſammenkunft in prägnanten Worten zum Ausdruck 
kam. Kaiſer Nikolaus ſagte in ſeinem Trinkſpruche, dieſe neue 
Bekundung der alten vereinigenden Bande und der zwiſchen beiden 
Nachbarreichen ſo glücklich geknüpften guten Beziehungen bilde eine 
koſtbare Bürgſchaft für die Aufrechthaltung des Weltfriedens, 
welche den Gegenſtand ſeiner beſtändigen Bemühungen und heißeſten 
Wünſche bilde. Kaiſer Wilhelm dankte in ſeiner Erwiderung für 
den prächtigen Empfang und für die Ernennung zum Admiral, worin 
er „einen neuen Beweis für die Fortdauer unſerer traditionellen, 
innigen, auf unerſchütterlicher Baſis begründeten Beziehungen ſowie 
der beider Reiche“ erblicke, und fügte hinzu, des Czaren Entſchluß, 
ſeinem Volke den Frieden zu erhalten, finde auch in ihm den 
freudigſten Widerhall; vertrauensvoll könne er in die Hände des 
Czaren das Gelöbnis niederlegen, daß er ihm bei dem großen 
Werke, den Völkern den Frieden zu erhalten, mit ganzer Kraft zur 
Seite ſtehen und ihm ſeine kräftigſte Unterſtützung gegen jeden an⸗ 
gedeihen laſſen werde, „der es verſuchen ſollte, dieſen Frieden zu 
ſtören oder zu brechen.“ Abends begab ſich das deutſche Kaiſerpaar 
nach dem mit deutſchen Fahnen geſchmückten Lager von Krasnoje⸗ 
Sſelo, wo ein großer Zapfenſtreich und von den Militärkapellen der 
„Sang an Agir“ aufgeführt wurde, während die Petersburger Stadt⸗ 
behörde für die Beſatzung des deutſchen Schulſchiffs „Charlotte“ ein 
Feſt im Grünen veranſtaltete. Glanzvoll verlief die große Parade 
über 72 Bataillone Infanterie, 43 Schwadronen Kavallerie und 
42 Batterien. Der Czar führte die Garden und das Preobaſchenskiſche 
Leibgarderegiment dem Kaiſer Wilhelm vor, welcher letzterem zurief: 
„Ich grüße Euch, meine Braven!“ und ſodann das Wiborgſche 
Regiment dem Czaren vorführte. Bei dem ſich daran ſchließenden 
Frühſtück brachten die Kaiſer Trinkſprüche auf die beiden Kaiſerfamilien 
aus, worauf ſämtliche Fürſtlichkeiten auf der Olga-Inſel eine märchen⸗ 
hafte Balletvorſtellung bewunderten. Am 10. Auguſt wurde dem 


286 Der Präſident der franzöſiſchen Republik in Petersburg. 


deutſchen Kaiſer im Lager von Krasnoje-Sſelo eine Gefechtsübung 
vorgeführt. Der Czar hatte eine längere Beſprechung mit dem dem 
deutſchen Auswärtigen Amte vorſtehenden Freiherrn v. Bülow; 
Kaiſer Wilhelm ernannte den Großfürſten Konſtantin zum Inhaber 
des preußiſchen Garderegiments Nr. 5, ſtellte den Großfürſten Kyrill 
à la suite der deutſchen Marine und verlieh den Miniſtern Witte 
und Wannowski den ſchwarzen Adlerorden. Die deutſchen Gäſte 
verließen am 11. Auguſt Petersburg und Kronſtadt nach einer herz⸗ 
lichen Verabſchiedung vom ruſſiſchen Kaiſerpaare, und allgemein war 
das Gefühl, daß die Innigkeit des Verhältniſſes beider Kaiſer und 
Reiche zu einander nichts weniger als den Gedanken aufkommen 
laffen könne, Rußland werde ſich herbeilaſſen, den Franzoſen wieder 
zum Beſitze Elſaß⸗Lothringens zu verhelfen. 

Aber der Gegenbeſuch des Präſidenten der franzöſiſchen 
Republik mußte ebenfalls angenommen werden; er war ſeit langer 
Zeit vorbereitet, ganz Frankreich ſah dieſem Vorgange mit Spannung 
und der Hoffnung entgegen, daß hierbei endlich das bisher immer 
noch vergeblich erſehnte „Bündnis“ mit Rußland zum Vorſchein 
kommen werde, und die ruſſiſche Preſſe erging ſich in der Betrachtung, 
daß Deutſchland, nachdem es ſowohl während des japaniſch-chineſiſchen 
Streits wie jetzt in den Angelegenheiten des osmaniſchen Reichs eine 
volle Einmütigkeit mit Rußland und Frankreich bekundet habe, dieſe 
auch fernerhin erhalten werde, ſodaß die beiden Hauptgegner in 
Europa durch Rußland einander näher gebracht würden und England 
gegenüber eine Art politiſchen Programms ermöglicht werde, 
welches Rußlands Beziehungen zu Abeſſynien, die Frankreichs zu 
Egypten und den Nigeruferländen und Deutſchlands zu Mittel- und 
Südafrika enthalten könne. Präſident Faure wählte den Seeweg, 
ſchiffte ſich mit dem Miniſter Hanotaux in Dünkirchen ein und 
traf, von franzöſiſchen Kriegsſchiffen geleitet, am 23. Auguſt auf dem 
„Pothuan“ vor Kronſtadt ein, wo er ſich an Bord der Kaiſeryacht 
„Alexandria“ begab und glänzend empfangen wurde. Schon am 
Ankunftstage hielt der Czar beim Mahle in Peterhof eine Be- 
grüßungsrede, in welcher er für den Beſuche dankte, den „ganz 
Rußland mit lebhafter und einmütiger Freude“ aufnehme; gern hoffe 
er, daß Faures Aufenthalt und die Aufrichtigkeit der Gefühle, welche 
er erwecke, „die ſo mächtigen Bande der Freundſchaft und der 
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tiefen Sympathie nur noch enger werden kuüpfen können, welche 
Frankreich und Rußland vereinigen“. Faure ſagte in ſeiner Ant⸗ 
wort, er ſei gekommen, „um die ſo mächtigen Bande zu bekräftigen 
und noch enger zu knüpfen, welche die beiden Länder vereinigen“; 
das Herz beider Völker ſchlage im „Einklang in dem gleichen Ge⸗ 
danken der gegenſeitigen Treue und des Friedens“. Das alles klang 
recht ſchön, genügte aber in Frankreich durchaus nicht, wo man mehr 
erwartet hatte als eine bloße Wiederholung der vorjährigen ſchönen 
Reden zu Paris und Chalons. Inzwiſchen wurden die Gäſte, fo 
weit nur irgend möglich, geehrt; ihr Empfang in Petersburg am 
24. Auguſt war glänzend, auch wurden ſie hier zur Grundſteinlegung 
der Troitzkybrücke geführt, wo Faure die erſten Hammerſchläge that, 
und manches Einzelne der Feſtlichkeit nach dem Vorbilde der vor⸗ 
jährigen Brückeneinweihung des Czaren in Paris veranſtaltet war. 
Der größte Glanz wurde am 25. Auguſt bei der großen Parade 
im Lager von Krasnoje-Sſelo entfaltet. Das Paradefeld wurde 
durch einen eigenartigen Triumphbogen betreten, der aus 700 Kü⸗ 
raſſen, Helmen und Lanzen in einer Höhe von 25 m aufgebaut war, 
und deſſen Säulen in Goldſchrift die in der franzöſiſch⸗ruſſiſchen 
Verbrüderungsgeſchichte wichtigen Namen Chalons, Kronſtadt, Toulon, 
Cherbourg, Paris zeigten. Präſident Faure in Paletot und Cylinder⸗ 
hut, ein Spazierſtöckchen in der Hand ſaß neben der Kaiſerin in 
einem Zelte, vor welchem der Kaiſer die Truppen vorüberführte. 
Sodann ließ man einen mit ruſſiſchen und franzöſiſchen Fahnen ge⸗ 
ſchmückten, die Worte „Es lebe Frankreich!“ tragenden Rieſen⸗ 
ballon unter den Klängen der Marſeillaiſe ſteigen. Das ſich an⸗ 
ſchließende Frühſtück brachte wiederum Trinkſprüche: Faure 
übermittelte den einſtimmigen Wunſch des franzöſiſchen Heeres, der 
ruſſiſchen Armee „die ſtets aufrichtige Verſicherung ihrer tiefen 
Freundſchaft“ zu erkennen zu geben, worauf Kaiſer Nikolaus mit 
wenigen Worten ſeines Aufenthalts in Chalons gedachte. Am 26. Auguſt 
waren das Kaiſerpaar und alle Großfürſten auf den „Pothuan“ beim 
Präsidenten Faure zu Gaſt, der nunmehr mit dem Czaren Trinf- 
ſprüche auswechſelte, in welchen nachgeholt wurde, was man bisher 
in Frankreich etwa vermißt hatte. Faure ſagte, vor ſeiner Abreiſe 
grüße er in tiefer Bewegung Rußland; die franzöſiſche und die 
ruſſiſche Marine könnten ſtolz ſein auf den Anteil, den ſie von 
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Beginn an den großen Ereigniſſen gehabt, welche die innige 
Freundſchaft zwiſchen Rußland und Frankreich begründet hätten. 
„Sie brachten die ausgeſtreckten Hände einander näher und ermög⸗ 
lichten den beiden vereinten und alliierten Nationen, welche von 
dem gemeinſamen Ideal der Ziviliſation, des Rechts und der Ge- 
rechtigkeit geleitet werden, ſich brüderlich in der loyalſten und auf⸗ 
richtigſten Umarmung zuſammen zu ſchließen“. Der Czar ging in 
der That auf dieſen Ton ein, denn er ſagte, indem er ganz den Ge— 
fühlen nachgebe, welche ihn und ganz Rußland bewegten, ſchätze er 
ſich glücklich, zu ſehen, daß der Aufenthalt des Präſidenten in Ruß⸗ 
land „unter uns ein neues Band zwiſchen unſeren beiden befreundeten 
und alliierten Nationen ſchafft, welche gleichmäßig entſchloſſen 
ſind, mit ihrer ganzen Macht zur Aufrechterhaltung des Welt— 
friedens im Geiſte von Recht und Billigkeit beizutragen“. Der in 
Frankreich erſehnte und mit Jubel aufgenommene Ausdruck einer 
ruſſiſch⸗franzöſiſchen „Allianz“ war alſo endlich gefallen. Am Nach⸗ 
mittage des 26. Auguſt verabſchiedeten ſich die franzöſiſchen Gäſte 
und ſegelten wieder heimwärts. Rußland aber hatte die Gefälligkeit 
des Abſchluſſes eines offenbar ziemlich gleichgültigen Bündnisvertrags 
mit vielen tauſenden von Überſetzungen der Marſeillaiſe ins 
Ruſſiſche bezahlt, die während dieſer Feſttage in vielen ruſſiſchen 
Städten verbreitet waren. 

Nicht minder als in inneren Angelegenheiten des Reichs, bewies 
der Kaiſer ſein verſöhnliches Weſen innerhalb der kaiſerlichen 
Familie ſelbſt, indem er am 1. Februar den 35jährigen Großfürſten 
Michael, deſſen Vater ein Bruder Alexanders II. war, wieder em⸗ 
pfing und in alle ſeine Rechte wieder einſetzte, die ihm 1891 bei 
ſeiner Verbannung entzogen waren, weil er fi) ohne kaiſerliche Zu- 
ſtimmung mit der unebenbürtigen Gräfin Sophie von Merenberg, 
Tochter des Prinzen Nikolaus von Naſſau, nachherigen Gräfin Torby, 
vermählt hatte. Am 10. Juli wurde das Kaiſerpaar durch die Ge⸗ 
burt einer zweiten Tochter erfreut, welche den Namen Tatiana er⸗ 
hielt. Am 5. Juli traf der König von Siam zu Beſuche ein. 

Baron v. Mohrenheim, welcher ſeit 1884, als Nachfolger 
des Fürſten Orlow, die Stelle eines Botſchafters in Paris bekleidet 
hatte, wurde im Dezember abberufen; an ſeine Stelle trat der Ge⸗ 
ſandte in Brüſſel, Fürſt Uruſſow. Am 13. April ſtarb in Wilna 
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der frühere Generalgouverneur des Nordweſtgebiets, Orſchewsky, 
ein zäher Träger der Politik des vorigen Czaren. Am 12. November 
verſchied in Petersburg der Reichsrat Grot, einer der hervorragendſten 
Staatsmänner Rußlands. 


Frankreich. 


Das erſte politiſche Ereignis in dieſem Jahre waren die Wahlen 
zur Erneuerung eines Teils der Mitglieder des Senats. Es handelte 
ſich um die Wiederbeſetzung von 97 Sitzen, von denen 92 gemäß 
den Vorſchriften des Geſetzes von 1875 und 5 durch den Tod ihrer 
Inhaber erledigt waren; von dieſen 97 waren 66 Republikaner, 
20 Monarchiſten, 10 Radikale und 1 ſozialiſtiſcher Radikaler. Der 
große Anſturm, welcher im vorigen Frühjahr gegen dieſe Körperſchaft 
ſich erhoben, weil ſie ein radikales Miniſterium geſtürzt, hatte ſich 
etwas gelegt, die Erklärung der Deputiertenkammer vom 23. April v. J., 
daß nur ſie, die durch allgemeines Stimmrecht Erwählte, befugt ſei, 
eine Anderung des Miniſteriums herbeizuführen, war vollſtändig ins 
Waſſer gefallen, und ſelbſt die wildeſten Radikalen konnten nicht um⸗ 
hin, zuzugeben, daß der nun einmal zu Recht beſtehende Senat jeder⸗ 
zeit durch Verſagung verlangter Kredite im ſtande ſei, ein Miniſterium 
zum Rücktritt zu zwingen, wie damals das radikale Miniſterium 
Bourgeois. Da nun auch der Senat fiherlich niemals feiner Auf⸗ 
hebung zuſtimmen würde, ſo blieben den Radikalen nur Verſuche 
übrig, ihn von innen heraus umzugeſtalten. Sie hatten daher ſchon 
frühzeitig einen Wahlfeldzug begonnen, in welchem die Minifter 
des durch den Senat geſtürzten Miniſteriums, beſonders Bourgeois 
und Doumer, als Führer auftraten. Sie zogen in den Provinzen 
umher und hielten gar viele Reden, machten jedoch zu ihrer Be⸗ 
ſtürzung die Entdeckung, daß die meiſten Wähler vorzogen, bei ihren 
gemäßigten Senatoren zu verbleiben, ja daß ſogar das von Bourgeois 
in der Deputiertenkammer vertretene Marnedepartement ſeinen radi⸗ 
kalen Kandidaten zurückwies. Auch für das radikale Programm einer 
Anderung des Senatorenwahlverfahrens zeigte ſich keine Vorliebe, 
vielmehr betrachteten die Senatswähler ihr beſchränktes Wahlrecht als 
einen Vorzug, den fie nicht dem ſchon jo übermächtigen unbeſchränkten 
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Wahlrechte opfern mochten. Etwas wurde durch die radikale Agi⸗ 
tation freilich erreicht, denn die Wahlen, welche von den Vertretern 
der Gemeinden, den Generalräten und einigen Körperſchaften am 
3. Januar vorgenommen wurden, fielen auf 66 Republikaner, 
12 Monarchiſten und 19 Radikale, worunter 3 ſozialiſtiſche. Ihre 
geringe Mehrzahl gegen bisher erfochten die Radikalen nur in der 
Haute-Garonne. Das Stärkeverhältnis im Senat blieb alſo unver⸗ 
ändert, aber mit dem weſentlichen Unterſchiede, daß nunmehr der 
Senat an Selbſtbewußtſein der Deputiertenkammer gegenüber viel 
gewonnen hatte, zumal er der Unterſtützung ſeiner Wähler verſichert 
ſein konnte. Übrigens zeichnete ſich die Wahl vom 3. Januar durch 
eine große Ermüdung der öffentlichen Meinung aus. 

Die beiden Kammern waren vom 12. Januar bis zum 
20 Juli verſammelt, mit Unterbrechung jedoch durch eine Vertagung 
vom 10. April bis 18. Mai. In beiden Seſſionen wurden zum 
Teil dieſelben Geſetzentwürfe beraten, weil die Seſſionen einer und 
derſelben Kammer in Frankreich logiſcherweiſe nicht, wie in einigen 
anderen Ländern, der rechtlichen Kontinuität entbehren. Zu den 
lediglich in der erſten Seſſion verhandelten Gegenſtänden gehörte 
zunächſt eine Regierungsvorlage über die Zuckerſteuer, wonach die 
Ausfuhrprämie für die Fabrikanten bedeutend erhöht wurde, indem 
die Prämien, je nach der Art des Zuckers, 4 bis 4½ Fr. für 
100 Kilo betragen ſollten. Bei der Verhandlung vom 22. Januar 
hob der Miniſterpräſident Méline hervor, daß es ſich hier um eine 
Frage der nationalen Verteidigung handele und daß Ausfuhrprämien 
nötig ſeien, weil zwiſchen Frankreich und Deutſchland eine weſentliche 
Ungleichheit hinſichtlich der Produktion beſtehe, die dort billiger als 
in Frankreich ſei; man verlange eben von den Konſumenten ein leichtes, 
zeitweiliges Opfer, bis durch eine internationale Konferenz ein neues 
Steuerſyſtem aufgeſtellt ſein werde. Durch die im Januar und 
März erfolgte Zuſtimmung der Kammern wurde der Fortbeſtand des 
Miniſteriums, welches aus der Sache eine Vertrauensfrage gemacht 
hatte, für eine weitere Zeit geſichert. Auf dieſe ſolide Angelegenheit 
folgte in der Deputiertenkammer am 20. Februar ein Spektakel-⸗ 
ſtück. Die Radikalen ſtellten nämlich durch Guesde an die 
Regierung eine Anfrage über die Aus weiſung von Elſäſſern, 
welche am 6. September v. J. einer Verſammlung in einem 
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franzöſiſchen Grenzdorfe beiwohnen wollten, in der die deutſchen 
Reichstagsabgeordneten Bebel und Bueb ihren Wählern Rechenſchaft 
über die Ausübung ihres Mandats zu erſtatten gedachten. Der 
Anfragende wunderte ſich über die Maßregel um ſo mehr, als jene 
deutſchen Sozialdemokraten einſt gegen die Abtretung Elſaß⸗Lothringens 
Verwahrung eingelegt hätten. Der Miniſter des Innern, Barthou, 
erwiderte, die Regierung habe damit keineswegs eine ſchwächliche 
Botmäßigkeit gegen Deutſchland gezeigt, ſondern ſie wolle eben nicht 
eine Wiederholung von Kundgebungen ſehen, wie ſie im Auguſt v. J. 
auf dem Sozialiſtenkongreſſe in Lille ftattgefunden, und weil das 
Auftreten von Bebel und Bueb in einer Verſammlung, die im Elſaß 
verboten worden, diplomatiſche Verwicklungen hätte herbeiführen 
können. Als der Miniſter ſodann die deutſchen Sozialiſten 
gute Patrioten nannte und den franzöſiſchen riet, es innerhalb ihrer 
Landesgrenzen ebenfalls zu ſein, geberdeten ſich Chauvin und 
Jaureès ſehr wild; es kamen aber ſogar die gewöhnlich mit den 
Sozialiſten ſtimmenden Boulangiſten der Regierung mit der Erklärung 
zu Hilfe, ſie habe ganz recht, wenn ſie einen Unterſchied zwiſchen 
wirklichen Elſäſſern und den von außen kommenden Kandidaten mache. 
Eine von Guesde beantragte Erklärung des Bedauerns, daß ein 
Miniſter der Republik gegen Elſaß und ſeine Erkorenen die gewaltthätige 
Maßregel der Ausweiſung verhängt habe, wurde von der Kammer 
abgelehnt. 

Von Wichtigkeit waren zwei militäriſche Regierungs⸗Vorlagen. 
Die eine, welche alsbald genehmigt wurde, betraf die Ermächtigung, 
bei den Subdiviſions⸗ Regimentern je ein viertes Bataillon in 
derſelben Weiſe zu bilden, wie es nach dem Geſetze vom 20. Juli 
1891 bei den Regionalregimentern geſchehen war. Dieſe vierten 
Bataillone ſollten die Rahmen bilden, welche die überſchießenden 
Reſerviſten aufnehmen, es handelte ſich alſo um eine Vermehrung der 
in erſter Linie einzuſetzenden Feldformationen, um Deutſchland an 
Ziffer der aktiven, nur auf Kriegsſtärke zu bringenden Einheiten zu 
überholen. Mit der Aufſtellung dieſer neuen Bataillone wurde im 
Juli bei der 11. Diviſion in Troyes der Anfang gemacht. In 
Verbindung damit ftand die Aufſtellung einer neuen, der 42 ſten 
Diviſion. 

Die andere militäriſche Vorlage war ſchon am 20. Juni v. J. 
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eingebracht und betraf die Organiſation eines ſelbſtändigen oberſten 
Kriegsrats ſowie die Schaffung eines neuen, dem Diviſionsgeneral 
unter dem Titel „General der Armee“ übergeordneten, an 
12 Diviſionäre zu verleihenden Grades, die einen ſtändigen Rat 
zur gegenſeitigen Kontrollierung etwaiger bedenklicher Herrſchafts⸗ 
gelüſte und zur Vorbereitung des im Kriege Nötigen bilden ſollten. 
Der Heeresausſchuß der Deputiertenkammer erklärte ſich bei der 
Beratung vom 24. März mit dem Vorſchlage einverſtanden; eine 
ſcharfe Kritik erfuhr er aber von rechts und links, den Radikalen 
enthielt er viel zu weitgehende Zugeſtändniſſe an den militäriſchen 
Kaſtengeiſt. Das größte Intereſſe boten dieſe Verhandlungen inſo⸗ 
fern, als in ihnen die Überzeugung hervortrat, daß die vom erſten 
deutſchen Kaiſer geſchaffene Armee und ihre Einrichtungen, vor allem 
der Große Generalſtab, die Muſter ſeien, denen Frankreich zu 
folgen habe. So erinnerte der Berichterſtatter des Ausſchuſſes, 
Mezieres daran, daß der preußiſche Sieg bei Königgrätz der 
überlegenheit in der Methode und Vorbereitung des preußiſchen 
Heeres zuzuſchreiben ſei, und der Monarchiſt Graf Treveneuc 
führte aus, man müſſe einen Großen Generalſtab nach preußiſchem 
Muſter ſchaffen, „ein unvergleichliches geiſtiges Element“, das 
Hirn, welches die ſchwerfällige Muskulatur des modernen Heeres 
belebe und der Maſſe Bewegung gebe; dieſen preußiſchen 
Generalſtab ſehe man „in Thätigkeit mit einer Einheitlichkeit der 
Anſichten, einer Beſtändigkeit der Lehren und ſelbſt der Perſonen, 
die wahrhaft bewunderungswert ſind und uns große, ſchmerzliche 
Fingerzeige geben.“ Chapuis bekämpfte die Vorlage, weil es 
unnötig ſei, einen neuen Grad zu ſchaffen, der die verſteckte 
Marſchallswürde bedeuten würde. Vicomte de Montfort hielt es 
für einen Fehler und eine Unklugheit, die deutſche Organiſation nach- 
zuahmen und das ganze Räderwerk eines in politiſcher und ſozialer 
Hinſicht gänzlich von Frankreich verſchiedenen Staates ſich anzueignen; 
nur zu oft habe dieſes in mehr oder weniger glücklicher Weiſe nach⸗ 
geahmt, was ſich in Deutſchland vollziehe, jo als dem Lande die 
allgemeine Wehrpflicht auferlegt worden, ohne ein Offizierkorps und 
die Kaſte der Unteroffiziere und ohne die Berufsſoldaten zu beſitzen, 
„die der deutſchen Armee ihre Kraft und ihren bewunderungs⸗ 
werten Zuſammenhang geben.“ Ein dritter Lobredner des deutſchen 
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Heeres, Raiberti von der Linken, betonte, daß man in Deutſch⸗ 
land die Frage des Oberkommandos, über die Frankreich ſich den 
Kopf zerbreche, „in ebenſo erfinderiſcher wie ſcharfſinniger und kühner 
Weiſe“ dadurch gelöſt habe, daß man der Initiative des Offtziers 
ſelbſt in den unterſten Chargen den weiteſten Spielraum gelaſſen 
habe. Bei der Fortſetzung dieſer Beratung am 8. April trat der 
Kriegsminiſter Billot einigen Rednern mit dem Bemerken entgegen, 
es dürften an dem Beſtehenden nicht zu ſtarke Anderungen vor⸗ 
genommen werden; ſchwer ſei es, ein Heer von 3 Millionen Mann 
zu organiſieren, aber die beſtehende Organiſation würde ſich im 
Kriegsfalle als ausgezeichnet erweiſen, die Regierung wünſche nur, 
fie zu vervollſtändigen. Der frühere Kriegsminiſter Cavaignac 
tadelte die Vorlage, welche er für das Folgenſchwerſte hielt, was der 
Kammer ſeit 1870 unterbreitet worden; viel beſſer wäre es, den 
Kriegsminiſter mit größeren Vollmachten auszuſtatten und ſein Amt 
nicht alle Augenblicke in andere Hände gelangen zu laſſen. Vicomte 
de Montfort erwiderte als Berichterſtatter auf mehrere Kritiken, 
ſie entſprängen nur der Furcht vor einem neuen Staatsſtreiche, den 
eine mächtige Militär⸗Oligarchie erleichtern würde, und der Wider⸗ 
ſtand eines großen Teiles der Kammer beruhe in der Befürchtung, 
daß die Landes verteidigung durch die Neuerung eher geſchwächt als 
gefördert werden würde. Die Angelegenheit gelangte vorläufig 
nicht weiter, und im „Gaulois“ wurde die ganze Frage und 
Stimmung alſo geſchildert: „Daſeinsberechtigung des Heeres iſt der 
oberſte Feldherr, aber die Republik will und kann keinen ſolchen 
dulden, denn nur der Präfident derſelben könnte dieſe Stellung ein⸗ 
nehmen, allein wenn er es wäre, gäbe es keine Republik mehr.“ 

Am 18. März beſchäftigte ſich der Senat mit Madagaskar. 
Der frühere Juſtizminiſter Trarieux wollte wiſſen, warum der 
dortige Befehlshaber, General Gallieni, die Königin der Hovas, 
Ranavalo, vom Throne ihrer Väter geſtoßen habe, obwohl ihre 
Erhaltung im Einverleibungsvertrage zugeſichert war. Der Kolonial⸗ 
miniſter Lebon wußte keine Antwort zu geben, zeigte ſich vielmehr 
ebenfalls erſtaunt und teilte nur mit, Gallieni habe im Februar 
berichtet, die Königin lebe inmitten einer Umgebung, welche Unver⸗ 
ſöhnlichkeit gegen die Franzoſen zur Schau trage, und ſie werde nicht 
mehr lange in ihrer Stellung erhalten werden können. Als am 
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3. April dieſelbe Frage in der Deputiertenkammer zur Sprache kam, 
billigte Pourquery die Maßregel Gallienis; nunmehr ſprach ſich auch 
der Miniſter Lebon dafür aus, und die Kammer billigte die Politik 
der Regierung. 

Über eine andere Frage Afrikas, die egyptiſche, wurde am 
8. Februar in der Deputiertenkammer verhandelt. Deloncle 
ſtellte nämlich eine Anfrage wegen einer vom engliſchen Schatzkanzler 
Hicks Beach am 5. Februar im Unterhauſe gehaltenen Rede, wonach 
es ſcheine, daß England, unter völliger Außerachtlaſſung der Verträge, 
ſich allein für die Sicherheit Egyptens verantwortlich halte und aus 
der Gewährung eines Vorſchuſſes an Egypten eine Verlängerung der 
engliſchen Beſetzung des Landes folgere. Hierauf erwiderte der 
Miniſter des Außern, Hanotaux, in beruhigender Weiſe und hob 
namentlich hervor, daß die franzöſiſche Regierung, in Gemäßheit des 
ihr im Verein mit den anderen großmächtlichen Regierungen erteilten 
Auftrags zur Überwachung der Finanzen Egyptens, die dortige Regie⸗ 
rung gewarnt habe, ſich auf den Weg der Ausgaben für glanzvolle 
Unternehmungen zu begeben, denn gerade die Verſuche früherer Vize— 
könige, den Sudan ſich zu unterwerfen, hätten die Finanzen ſoweit 
zurückgebracht, daß Europa ſich habe einmiſchen müſſen. Frankreich 
habe möglichſt für Erhaltung des Einvernehmens der Mächte geſorgt 
und hoffe, daß es auch durch den neuen Sudan-Feldzug nicht 
geſtört werde. 

Am 4. Mai ereignete ſich in der Rue Jean Goujon zu Paris 
ein das Mitleid der ganzen Welt erregendes Ereignis: der Brand 
des Wohlthätigkeits-Bazars, der, wie alljährlich, von Damen 
der Ariſtokratie zum Beſten der Armen veranſtaltet war, und wobei 
5 Kinder und 38 Erwachſene umkamen, darunter die Herzogin 
Sophie von Alencon, geborene Herzogin in Bayern und Schweſter 
der Kaiſerin von Oſterreich. Zwar bildete dieſer Vorgang kein poli⸗ 
tiſches Ereignis, es hatte aber einige bemerkenswerte politiſche Folgen. 
So oft Frankreich in neuerer Zeit durch das Hinſcheiden einer ſeiner 
Notabilitäten oder durch das Hereinbrechen beſonders ſchwerer Un⸗ 
glücksfälle in Trauer verſetzt wurde, hatte der deutſche Kaiſer 
ſeinem perſönlichen Mitgefühle in würdiger und herzlicher Weiſe 
Ausdruck verliehen. So geſchah es auch diesmal durch ein Tele⸗ 
gramm an den Präſidenten Faure, ferner durch die Vertretung des 
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Kaiſers durch den Prinzen Radziwill, den Gemahl einer Tochter 
des franzöſiſchen Marſchalls Caſtellane, bei der für die Opfer des 
Unglücks veranſtalteten kirchlichen Feier und durch eine Geldſpende 
für die von jenem Bazar unterſtützten Anſtalten. Während die 
weiteſten Kreiſe dieſes Verhalten des Kaiſers dankbar anerkannten, 
wurde es von einigen Seiten in gehäſſiger Weiſe zur Unterſchiebung 
schlimmer Abſichten benutzt, es wurde auch daraus die Abſicht des 
Kaiſers, Paris zu beſuchen, abgeleitet und hieran wurden ſehr feind⸗ 
liche Außerungen geknüpft, mit beſonderer Feindſeligkeit wurde die 
Spende an den Bazar beſprochen. Die Beileidstelegramme der 
Kaiſer von Rußland und Oſterreich erlitten nicht eine ſolche Behand⸗ 
lung. In eigentümlicher Weiſe wurde das Unglück feitens der katho⸗ 
liſchen Kirche benutzt. Nichts ſchlimmes ahnend, fanden ſich am 
8. Mai bei der Trauerfeier in Notre Dame Präſident Faure, 
ſämtliche Miniſter und überhaupt das offizielle Frankreich ein, und 
nun nahm der Kanzelredner, der Dominikaner Pater Ollivier, 
Anlaß, dem ganzen modernen Frankreich den Text zu leſen. Weshalb, 
fragte er, hat Gott uns ſo geſchlagen, die wir doch ein bevorzugtes 
Volk waren? Die Antwort lautete, die Züchtigung ſei wohlverdient, 
„weil Frankreich, ſtatt an der Spitze der chriſtlichen Geſittung ein⸗ 
herzuſchreiten, die Sklavin von Lehren geworden iſt, die ſeinem 
Genius und feiner Taufe widerſtreiten.“ Vor 25 Jahren ſchon habe 
Gott Frankreich mit Krieg heimgeſucht, jetzt aber habe ſich gezeigt, 
daß die Sühne nicht ausreichend geweſen, die Reinſten hätten 
dem Sühnopfer noch gefehlt; nachdem er dieſe nicht in den Krieg 
habe treiben können, hätte er ſich jetzt die Reinſten und Heiligſten 
gewählt, „um ſie im Tode den Opfern des Kriegs beizugeſellen und 
ſo die Sühne, die uns die Hoffnung gewährleiſtet, zu vollenden.“ 
Die Opfer des Brandes verglich der Pater mit Jeanne d'Arc auf 
dem Scheiterhaufen und rief ihnen zu: „Vergeßt nicht das Vaterland 
und zwingt Chriſtus, den König der Franken, im Frieden ſeines 
Reiches diejenigen zu verſammeln, die man von dem Reiche zu 
trennen verſucht hat, damit es hinfür nur noch ein einziges, gegen 
alle ſeine Feinde durch die Einheit im Glauben unbeſiegbares Frank⸗ 
reich giebt.“ Während alles aufs höchſte über dieſe Rede erſtaunt 
war und die Vertreter der Regierung ihr Befremden darüber kund 
werden ließen, richtete der Erzbiſchof von Paris, Kardinal Richard, 
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an den Präſidenten Faure einen Brief, in dem er ſagte, er ſei 
ſicher, daß die Feier in Notre Dame einen neuen Zeitabſchnite, 
den der Einigung aller in der Hingebung an das Vaterland eröffne; 
dies ſei der Herzenswunſch des Papſtes. Das Brandunglück hatte 
eine dritte Folge inſofern, als, infolge der Nachricht vom tragiſchen 
Tode der Herzogin von Alençon, der auf ſeiner Beſitzung Zucco 
auf Sizilien weilende 75 jährige Herzog Heinrich von Aumale 
am 6. Mai ſtarb. Mit dieſem zweitjüngſten Sohne des Königs 
Ludwig Philipp verſchwand das angeſehenſte Mitglied der Familie 
Orléans und ein Stück franzöſiſcher Geſchichte, indem er bis in die 
1880er Jahre mit faſt allen Ereigniſſen der wechſelreichen Geſchichte 
des Landes verknüpft war und oftmals einen wichtigeren Einfluß 
ausübte, als er nach außen hin hervortreten laſſen konnte und durfte. 
Bei der Totenfeier für ihn am 17. Mai in der Madeleinekirche 
zu Paris erſtrahlte das republikaniſche Frankreich in greller monar- 
chiſcher Beleuchtung. Über dem Portal thronte das königliche Wappen 
Frankreichs, auswärtige Herrſcher hatten Kränze geſandt und auf den 
Bänken knieten oder ſaßen die zahlreichen Mitglieder der königlichen 
Familie und ihre Verwandten aus dem Auslande, das diplomatiſche 
Korps, die rovaliſtiſche Geſellſchaft und Jugend ſowie die Akademiker. 
Die Herzogin von Orléans, Gemahlin des verbannten Thron- 
prätendenten, welche die Leiche des Herzogs nach Paris gebracht 
hatte, ſpielte ſodann hier etwas voreilig die Rolle der Landesmutter. 
Sie empfing die Vertreter der „royaliſtiſchen Jugend“ und 
forderte ſie auf, ihrem Gemahl zur Rückkehr nach Frankreich zu 
helfen; das ſei für das Heil des Landes notwendig, man würde es 
nicht zu bedauern haben. In ähnlicher Weiſe ſagte ſie zu einer 
Abordnung royaliſtiſcher Studenten: „Arbeitet für meinen teuren 
Gemahl, den ich ſo traurig an der Grenze zurückgelaſſen habe.“ 
Das rührendſte war jedoch der Empfang einer angeblichen Abordnung 
der „Damen der Halle“, welche der künftigen Königin einen von 
zwei Herzogen und mehreren jungen Royhaliſten bezahlten koſtbaren 
Blumenſtrauß mit den Worten überreichten: „Wir begrüßen in Ihnen 
die ausgeſuchteſte und reizendſte Frau; wir wollen in Ihnen die neue 
Jeanne d'Arc und die Befreierin Frankreichs begrüßen.“ Daneben 
möge angefügt ſein, daß noch ein anderes Mitglied der früheren 
Königsfamilie, der 30-jährige Prinz Heinrich von Orléans, 
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älteſter der beiden Söhne des Herzogs von Chartres, vorübergehend 
die Augen auf ſich zog. Er hatte nach ſeiner Rückkehr von einer 
Reiſe nach Abeſſynien im Pariſer „Figaro“ über ſeine dortigen Er⸗ 
lebniſſe Artikel voll ſchwerer Anklagen gegen die dort gefangen ge⸗ 
weſenen italieniſchen Offiziere und Soldaten veröffentlicht. Nachdem 
er die Aufforderung des Generals Albertone zur Zurücknahme der 
Beſchuldigungen unbeachtet gelaſſen hatte, wurde er vom 27-jährigen 
Grafen von Turin, zweiten Sohne des verſtorbenen Herzogs von 
Aoſta, einem Kavalleriemajor, zum Zweikampf gefordert, der am 
15. Auguſt in einer Waldlichtung bei St. Cloud ftattfand und damit 
endete, daß Prinz Heinrich im fünften Gange durch einen Säbelhieb 
in den Unterleib kampfunfähig gemacht wurde. 

Beim Beginn der zweiten Seſſion der Kammern hielten 
beide Präſidenten am 18. Mai Anſprachen zur Erinnerung an das 
pariſer Brandunglück, der Senatspräſident Loubet in allgemeinen 
Ausdrücken der Trauer, der Kammerpräſident Briſſon mit einer ent⸗ 
ſchiedenen Einſprache gegen Pater Olliviers Rede in Notre Dame 
und gegen ſeine Sühnelehre. Dieſe Anſprache wurde, dem Beſchluſſe 
der Kammer gemäß, in allen Gemeinden Frankreichs durch Mauer⸗ 
anſchlag bekannt gemacht; einige Maires widerſetzten ſich zwar und 
mehrere Pfarrer riſſen eigenhändig das Plakat ab oder donnerten von 
der Kanzel dagegen, ſie wurden jedoch ſämtlich abgeſetzt. Solcher⸗ 
art zeigte die Republik, daß ſie ſich ihre Abkanzelung durch die Kirche 
nicht gefallen laſſe. Auch in der Kammer kam das Brandunglück 
ſamt Olliviers Rede am 29. Mai zur Sprache, und der Miniſter⸗ 
präſident Meline verteidigte die Regierung mit Geſchick gegen die 
von Berry und Goblet erhobenen Vorwürfe. Die in der erſten 
Seſſion begonnene Beratung des Geſetzentwurfs über den Oberbe— 
fehl des Heeres rückte inſofern etwas weiter, als der Heeresaus- 
ſchuß der Deputiertenkammer einen neuen Geſetzentwurf vorzuſchlagen 
beſchloß, wonach der oberſte Kriegsrat vom Kriegsminiſter zu Rate 
gezogen werden ſolle, ſodaß hierdurch eine größere Kontinuität der An⸗ 
ſichten und Entſchlüſſe in Bezug auf die Entwicklung des Heeres 
erzielt werde; der Kriegsminiſter ſolle ſeine Stellung als der eigent⸗ 
liche Chef des Heeres nicht nur hinſichtlich der Verwaltung, ſondern 
auch der Kommandoangelegenheiten behalten, die neue Charge des 
„Generals“ ſolle 25 Generalen verliehen werden können, die Zahl 
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der Divifionsgenerale aber ſolle vermindert, auch ſollten General» 
waffeninſpektionen errichtet werden. Über dieſen Gegenvorſchlag hat 
jedoch die Kammer bis zum Seſſionsſchluß ſich nicht entſchieden. 
Nach längerer Pauſe nahte nunmehr der Deputiertenkammer 
wieder die unglückliche Panama-Angelegenheit, welche 1892— 93 
ganz Frankreich beſchäftigte, aber trotz großen Lärms damit geendet 
hatte, daß die zehn verdächtigen Perſonen überhaupt nicht vor Gericht 
geſtellt oder freigeſprochen wurden, weil der Hauptſchuldige, Baron 
Reinach, ſich das Leben genommen und ſeine zwei Mitſchuldigen, 
Herz und Arton, vom Auslande her nicht zur Stelle geſchafft 
werden konnten, erſterer, weil England ihn nicht auszuliefern brauchte, 
letzterer, weil er ſich angeblich nicht auffinden ließ. Inzwiſchen hatte 
im Dezember 1895 das Miniſterium Bourgeois die Auslieferung 
Artons in London erreicht, fie erfolgte aber nur wegen Unter⸗ 
ſchlagungen, die ihn auch ins Gefängnis brachten. Hier entſchloß er 
ſich jedoch freiwillig, Angaben in der Panamaſache zu machen, und 
in der nunmehr gegen ihn eingeleiteten gerichtlichen Unterſuchung gab 
er genauen Aufſchluß über die von ihm einſt für Beſtechungen ver- 
wendeten zwei Millionen. Als ſich hierüber in parlamentariſchen 
Kreiſen die ſchlimmſten Gerüchte verbreiteten, bat die Regierung, um 
einer Anfrage in der Deputiertenkammer zuvorzukommen, am 27. März 
in den Kammern um die Ermächtigung zur gerichtlichen Verfol— 
gung einiger Mitglieder, im Senate zu der Levreys, in der 
Kammer zu der von Boyer, Maret und Naquet. In einem 
ſofort von der Kammer eingeſetzten Ausſchuſſe teilte der Unter⸗ 
ſuchungsrichter mit, daß Arton 31 Parlamentarier beſchuldige, von 
denen 9 nicht mehr lebten, 13 nicht wiedergewählt ſeien, einer gegen- 
wärtig im Senate ſitze und 4 dermalen der Kammer angehörten, 
nämlich außer obigen Dreien noch Jullien, Rouvier, Goirand 
und Clovis Hugues, gegen welche jedoch die Verdachtsgründe zur 
Anklage nicht ausreichten; zu den Beſtochenen habe auch Caſimir⸗ 
Périers Freund, der frühere Miniſter Burdeau gehört, deſſen An- 
denken durch Beerdigung auf Staatskoſten und durch Ausſetzung einer 
hohen Penſion für ſeine Familie geehrt worden war; endlich teilte 
der Richter mit, daß eine politiſche Partei für die Auslieferung von 
Artons Notizbuch 150000 Fr. geboten habe. Nachdem ſämtliche be- 
zichtigte Abgeordnete in der Kammer ihre Unſchuld beteuert hatten, 
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ſetzte dieſe im April eine parlamentariſche Unterſuchungskom— 
miſſion ein, der es jedoch, trotz ihrer Vernehmung vieler Miniſter, 
Polizeibeamten, Staatsanwälte und ſonſtig hervorragenden Perſonen, 
nicht gelang, Klarheit in der Sache zu ſchaffen. Da traf Anfang 
Juli beim Vorſitzenden dieſer Kommiſſion ein Schreiben von Reinachs 
zweitem Mitſchuldigen, dem Cornelius Herz in London, ein, der ſich 
erbot, wichtige Enthüllungen zu machen, wenn ſämtliche Mitglieder 
der Kommiſſion auf ſeine Koſten ſich zu ihm begeben würden. Dieſe 
ließ ſich in der That darauf ein und ſandte zunächſt zwei ihrer Mit⸗ 
glieder ab, denen Herz die Bedingung ſtellte, daß wenigſtens die 
Mehrheit der Kommiſſion ſich bei ihm einfinde und daß ſie ſich ver⸗ 
pflichte, ihm jede von ihm verlangte Genugthuung zu verſchaffen, 
wenn ſich ſeine Unſchuld herausſtellen ſollte. Darauf hin beſchloß die 
Kommiſſion, ſich vollzählig zu Herz zu begeben, nur der Abgeordnete 
Blanc hielt es mit ihrer Würde unvereinbar, einer ſolchen Per⸗ 
ſönlichkeit die Aufwartung zu machen. Einige Mitglieder, welche den 
zur Reiſe feſtgeſetzten Tag nicht abwarten konnten, reiſten am 25. Juli 
nach London voraus und beſtellten für die übrigen in einem großen 
Hotel 26 Zimmer. Auf dieſe Nachricht hin erklärte Herz dem Vor⸗ 
ſitzenden der Kommiſſion, er könne dieſe nicht vor dem 12. Auguſt 
empfangen und müſſe vorher die ſchriftliche Beſtätigung haben, daß 
ſich die Mitglieder auf Ehrenwort verpflichteten, Licht in die Auge⸗ 
legenheit zu bringen. Dieſer Ausgang erſchien als eine wohlverdiente 
Strafe dafür, daß die Kommiſſion mit einem ſolchen Privatmanne 
wie mit einer gleichſtehenden Macht verhandelt und daß ihre Mit⸗ 
glieder ſich die ſchöne Gelegenheit, koſtenlos London zu beſichtigen, ſich 
nicht hatten entgehen laſſen wollen. Als ſie mit ihren Reiſekoffern 
an der Verſammlungsſtätte ankamen, brach alles in größte Heiterkeit 
aus; die Lacher in ganz Europa aber hatte Herz auf ſeiner Seite, 
und mit dieſem allgemeinen Gelächter endete der neue Akt dieſer 
ſkandalöſen Tragödie. 

Weiterhin hatte am 5. Juni der Arbeitsminiſter Turrel in der 
Deputiertenkammer eine Anfrage über die Entlaſſung zahlreicher Ar- 
beiter in den Minen von Grandcombe geſtellt. Die Verhandlung 
hierüber geſtaltete ſich ſehr lebhaft; als hierbei der Sozialiſt Gérault⸗ 
Richard mehrere Abgeordnete Spitzel nannte, wurde er zeitweilig 
ausgeſchloſſen und mußte gewaltſam aus dem Saale entfernt werden. 
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Sein Genoſſe Jaures erging fih in Klagen über die landwirt— 
ſchaftliche Not, aus welcher nur der Sozialismus retten könne; 
die Kammer aber gab ihm durch den Beſchluß, die Gegenrede 
Deschanels öffentlich anſchlagen zu laſſen, eine unzweideutige Ant⸗ 
wort. Am 2. Juli genehmigte die Kammer einen Geſetzentwurf 
wegen Ausdehnung des Privilegs der Bank von Frankreich bis 
zum Ende des Jahres 1920. Bei der Beratung hierüber hatten 
Bascon, Millerand und Pelletan die Bekanntgebung der Be— 
ſtimmungen des Vertrags über den Kriegsſchatz verlangt, die Miniſter 
Cochery und Meline lehnten dies jedoch im Intereſſe der natio- 
nalen Verteidigung ab. 

Der Heeresetat für 1898 wies mit Rückſicht auf die Errich— 
tung von zwanzig neuen vierten Bataillonen eine Vermehrung um 
7 Millionen Fr. auf; die Etatsſtärke des aktiven Heeres betrug 
28 409 Offiziere und 561 141 Mann. Zur Kiellegung einer Anzahl von 
Kriegsſchiffen, zur Beſchleunigung der Ausbeſſerung der Flotte und 
zur Ausgeſtaltung des tuneſiſchen Hafens von Biſerta genehmigte die 
Kammer am 20. Juli ohne weiteres und mit 518 gegen bloß 
18 Stimmen einen Kredit von 7 Millionen Fr. Das geſamte Budget 
für 1898 erreichte den Betrag von 629551397 Fr. In ihren beiden 
Seſſionen befaßten ſich die Kammern zu verſchiedenen malen eingehend 
mit dem jeweiligen Stande der neu aufgetauchten Orientfrage, 
die Deputiertenkammer zum Teil in Anſchluß an ein am 16. Februar 
vorgelegtes diplomatiſches Gelbbuch. Das wichtigſte bei allen dieſen 
Verhandlungen beſtand in den vom Miniſter des Außern, Hanotaux, 
erteilten Aufſchlüſſen. Am 21. Februar hob er in der Deputierten- 
kammer, auf Anregung Cambons, hervor, Frankreich wolle die Er⸗ 
haltung des Friedens, habe aber nicht die Aufgabe, allein die Aufgaben 
der Vergangenheit zu löſen; Kreta werde nicht unter der unmittel⸗ 
baren Verwaltung der Türkei bleiben, wohl aber innerhalb dieſes 
Reichs; eine Ermächtigung Griechenlands zu dieſer Verwaltung würde 
unheilbare Folgen nach ſich ziehen; nach und nach habe die europäiſche 
Diplomatie das Eindringen des europäiſchen Geiſtes in die rebelliſche 
Welt des muſelmaniſchen Orients bewirkt und die Umgejtaltung vor⸗ 
bereitet, durch welche dieſe Volksſtämme in die allgemeine Harmonie 
der zivilifierten Völkerſchaften eingeführt werden; fo werde ſich auch 
jetzt die Löſung um ſo eher vollziehen, je weniger die Aufmerkſamkeit 
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Europas durch den nutzloſen Lärm eines unebenen Vorgehens abge⸗ 
lenkt werde; die Mächte hätten ein Recht zum Einſchreiten, weil ein 
ſonſt überall der Sympathien ſich erfreuendes Volk ſich ohne Über⸗ 
legung in einen Eroberungskrieg geſtürzt habe, welcher auch das 
europäiſche Gleichgewicht zu ſtören drohe, indem es auch andere ſtets 
zum Hervorbrechen bereite Begehrlichkeiten anrege. Als ſodann am 
15. März Goblet die Angelegenheit abermals erregte und die An⸗ 
ſicht aufſtellte, Frankreich dürfe an einem Zwangsakte gegen Griechen⸗ 
land nicht teilnehmen, insbeſondere ſei es auch durch die Allianz mit 
Rußland nicht dazu verpflichtet, erinnerte Miniſter Hanotaux daran, 
daß die Kammer die Politik der Erhaltung des europäiſchen Friedens 
und der Begründung einer Selbſtändigkeit Kretas gutgeheißen, die 
Politik der Enthaltung ſich aber weder 1882 in Egypten, noch 
1886 in Griechenland vorteilhaft für Frankreich erwieſen habe. 
Gleichwohl trat Millerand gegen Zwangsmaßregeln wider die 
Griechen auf, Miniſter Méline erwiderte jedoch, ſicherlich wäre 
es angenehmer, für dieſelben Partei zu ergreifen, die Regierung 
müſſe aber dem höchſten Intereſſe Frankreichs Rechnung tragen, und 
es wäre unklug, zu einem Anfange zu ſchreiten, deſſen Fortſetzung 
den allgemeinen Krieg bringen könne. Am 16. März, ſtellte 
Chauveau im Senate eine Anfrage bezüglich Kretas, worauf 
Hanotaux in ähnlicher Weiſe wie in der Kammer antwortete mit 
dem Hinzufügen, die kretiſche Frage bilde nur einen Zwiſchenfall in 
einem größeren Drama, welches ſich in der Türkei abſpiele; es ſtehe 
eben der Beſtand des türkiſchen Reiches ſelbſt auf dem Spiele, und 
daß deſſen Fall zu einer Umwälzung führen würde, die leicht einen 
allgemeinen Weltbrand nach ſich ziehe, halte jeder Staatsmann ſich 
gegenwärtig. Freycinet war für verföhnliche Mittel gegen Griechen⸗ 
land, Hanotaux aber zeigte, daß nur noch Drohungen übrig ge⸗ 
blieben ſeien. Die Politik der Regierung wurde hierauf auch vom 
Senate gebilligt. Nochmals gab am 3. April Hanotaux in der 
Deputiertenkammer, auf eine Anfrage Gauthiers, nähere Auskunft 
über die Behandlung der Angelegenheit Kretas. Sodann nahm der 
Miniſter des Außern am 22. Mai, auf eine neue Anfrage hin, An⸗ 
laß, die Vorſtellung von einem drohenden Scheitern der europäiſchen 
Vermittlung zurückzuweiſen. Die Mächte, ſo verſicherte er, ſeien viel⸗ 
mehr ſorgſam darauf bedacht, vor allem ihr Einvernehmen zu 
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erhalten. Als die Löſung der Frage ſich ſehr in die Länge zog, ſtellte 
am 17. Juli nochmals Boyer in der Kammer feine Anfrage, wo⸗ 
rauf Hanotaux darauf hinwies, daß jene Tendenz der Mächte zu 
einer Verzögerung führe; Frankreich ſtehe nicht allein in Europa und 
ſei nicht allein intereſſiert im Orient. Goblet gab ſodann zu, die 
verfolgte Politik habe zwar den Krieg lokaliſiert, aber zugelaſſen, daß 
Deutſchland die vorherrſchende Stellung eingenommen habe. Minifter- 
präſident Meline erwiderte, es ſei nicht Schuld der franzöſiſchen Re- 
gierung, wenn Griechenland, Eingebungen ſelbſt aus der franzöſiſchen 
Deputiertenkammer nachgebend, ſich geweigert habe, auf den Rat 
Europas zu hören; Deutſchland habe die feſte Abſicht gezeigt, dem 
Sultan den Willen der Mächte aufzudrängen, eine Politik, die zum 
Heile gereicht hätte, und ohne die es zum allgemeinen Kriege ge⸗ 
kommen wäre. Zum Schluß billigte die Kammer abermals die Poli- 
tik der Regierung. 

Der Präſident der Republik, Faure, weilte am 21. April in 
Nantes bei der Feier der Eröffnung des Kanals nach St. Na— 
zaire, der ein kleines Glied in der Kette der Pläne bildet, durch 
welche der Loire mittels ſyſtematiſcher Regulierung ihres Stromlaufs 
ein Teil ihrer früheren Bedeutung wiederverſchafft werden ſoll. Am 
27. April hielt Faure eine Rede in dem zu Saintes tagenden 
Kongreſſe der gegenſeitigen Hilfsgenoſſenſchaften, folgenden Tags 
wurde ihm in La Rochelle ein warmer Empfang zu Teil, und am 
7. Juni war er bei der feierlichen Einweihung eines Denkmals in 
St. Quentin, wo er in einem Trinkſpruche beim Feſtmahle ſagte: 
„Dank der Aufopferung ſeiner Kinder hat Frankreich niemals die 
Todesangſt durchgemacht, ohne durch neue Siege wieder aufzuleben.“ 
Am 13. Juni wurde in Paris eine Art von Mordanfall auf 
Faure verübt, als er ſich zu dem großen Rennen um den „Grand 
Prix de Paris“ nach Longchamps begab. Der Thatort war der⸗ 
ſelbe, an dem vor elf Monaten der erſte Mordanfall auf Faure 
ſtattfand und wo 1861 ein Pole auf den Czaren Alexander geſchoſſen 
hatte; die Sache verlief jedoch nicht nur ohne Schaden, ſondern hatte 
auch einen komiſchen Beigeſchmack, weil dem Thäter ein mit Schieß⸗ 
pulver gefülltes, primitiv zugehämmertes, auf der einen Seite mit 
einem Papierpfropfen verſtopftes Gasrohr als Bombe gedient hatte, 
und nach dieſem „Attentat“ im Fliederbuſch ein ungeladenes, mit 
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kabbaliſtiſchen Inſchriften verſehenes Terzerol gefunden wurde. Roche⸗ 
fort war daher in ſeinem Blatte ſofort mit der Behauptung bei der 
Hand, die Sache rühre von der Polizei her, und als folgenden 
Tags an derſelben Stelle eine Röhre gefunden wurde, die allerdings 
hätte Unheil anrichten können, hieß es wohl, ſie ſei erſt nachträglich 
hingelegt, um dem Vorfalle die Lächerlichkeit zu nehmen, die ſonſt 
dahin führen könnte, die Aufmerkſamkeit vom Treiben der echten 
Bombenmänner abzulenken. Am 5. Auguſt erſchien Faure zu Pferde 
bei dem Col Sollieres nahe der italieniſchen Grenze, wo er dem 
Abſchluß der Manöver beiwohnte. Sodann begab er ſich von 
Thermignon nach Valence und fuhr zu Schiff die Rhone hinab 
nach Orange, wo ihm im großen antiken Theater glänzende Vor⸗ 
ſtellungen gegeben wurden. An allen dieſen Orten nahmen die 
Beamten in ihren Anſprachen Bezug auf die bevorſtehende Reiſe 
des Präſidenten nach Rußland. 

Dieſe Reiſe zur Erwiderung des vorjährigen Beſuchs des Czaren 
beſchäftigte ſchon lange Zeit ganz Frankreich, das, ungeachtet aller 
damals gehaltenen ſchönen Reden, den Abſchluß eines Bündnis⸗ 
vertrags mit Rußland vermißte und die Hoffnung darauf noch nicht 
aufgeben mochte, weil ſie aufs engſte mit dem Wunſche nach Wieder⸗ 
erlangung Elſaß Lothringens zuſammenhing. Beſtärkt war dieſe Hoff⸗ 
nung ſowohl durch den herzlichen Glückwunſch, welchen der Czar zu 
Neujahr an Faure gerichtet hatte, als auch durch den Beſuch, den 
der neu ernannte ruſſiſche Miniſter des Außern, Graf Murawjew, 
Ende Januar in Paris abgeſtattet hatte, wie es hieß, um den ge⸗ 
wünſchten Abſchluß eines Bündniſſes vorzubereiten. Endlich ließ die 
Regierung am 30. Juni bekannt machen, Präſident Faure ſei durch 
eigenhändiges Schreiben des Czaren nochmals eingeladen, im 
Laufe des Jahres nach Rußland zu kommen. Lange Zeit war in 
der franzöſiſchen Preſſe von den Vorbereitungen für dieſe Reiſe die 
Rede, insbeſondere beſchäftigte man ſich viel mit der vom Präſidenten 
einzuſchlagenden Route; er konnte doch unmöglich den geradeſten und 
einfachſten Weg, den durch Deutſchland, einſchlagen, andererſeits 
erſchien der alte Seeweg um das Skagerack herum als veraltet; jo 
kam es wohl zum Vorſchlag einer Reiſe mittels Ballons, aber dann 
beſtand wieder die Gefahr eines Landens in Deutſchland. Nachdem 
die Kammern die nötigen Reiſekoſten bewilligt, auch verſchiedene von 
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Neidern aufgeworfene ſtaatsrechtliche Schwierigkeiten befeitigt waren, 
trat Präſident Faure am 23. Auguſt „die große Reiſe“ an, und 
zwar von Dünkirchen aus, wo im Jahre 1887 der deutſchfeindliche 
Toaſt des Großfürſten Nikolaus den erſten Grund zum Einvernehmen 
mit Rußland gegeben haben ſollte. Bei Antritt der Reiſe Faures 
war in Frankreich der Wunſch nach einem Bündnis mit Rußland zu 
groß, als daß man nicht überſah, wie in Rußlands bisherigem Ent⸗ 
gegenkommen nicht mehr lag, als darin liegen konnte und ſollte; 
jedenfalls aber erwartete man endlich, Klarheit über das Verhältnis 
zu erlangen, und wie ein Denkzettel nahm es ſich aus, daß bei 
Faures Abfahrt vom Pariſer Nordbahnhofe eine 30 Centimeter lange 
Röhre attentatsartig explodierte. Es erſchien nicht von guter Vor⸗ 
bedeutung, daß der zur Begleitung von Faures Reiſeſchiff „Admiral 
Pothuan“ beſtimmte Dampfer „Bruix“ ſchon am 19. Auguſt mit 
zerbrochener Kolbenſtange und eingeſtoßenem Zylinder zurückkehrte, 
um durch einen anderen Dampfer erſetzt zu werden. Von Faures 
und ſeiner Begleiter Ankunft und Aufenthalt in Rußland iſt ſchon 
S. 286 — 288 näher die Rede geweſen. Die Nachrichten über feinen 
glänzenden Empfang wurden in Frankreich mit großer Genugthuung 
aufgenommen, ſehr gedämpft wurde jedoch die Freude, als die erſten 
zwiſchen dem Czar und Faure gewechſelten Toaſte noch kein Zeichen 
eines enger gewordenen Verhältniſſes beider Länder enthielten. Der 
ruſſiſchen Regierung konnte es nicht gleichgültig ſein, die ſo ſtark 
angetragene Freundſchaft Frankreichs ſich zu verſcherzen; war ſie auch 
nicht geneigt, gewiſſe franzöſiſche Hoffnungen erfüllen zu helfen, ſo 
ſchien ſie doch einen Schritt thun zu müſſen, um nicht eine Ver⸗ 
ſtimmung in Frankreich groß werden zu laſſen, die ihr am Ende im 
Orient und in Aſien einen Genoſſen gegen England entziehen konnte. 
Vielleicht iſt es in Petersburg zum Abſchluß eines Vertrags ge— 
kommen, dann aber wahrſcheinlich eines für Deutſchland ungefähr⸗ 
lichen, höchſtens zu einem, der die Erhaltung des allgemeinen Friedens 
in Ausſicht nimmt. Jedenfalls opferte man in Rußland das Wort 
„Allianz“; deſſen Gebrauch in den letzten Toaſten zu Peterhof genügte 
aber den Franzoſen vorerſt vollkommen, wobei ſie überſahen, daß 
ſchon das im Juli neu bekräftigte Verhältnis Rußlands zum deutſchen 
Reiche die in Frankreich beliebte Auslegung ausſchloß. Welcher Art 
das Verhältnis Rußlands zu Frankreich nun auch iſt, jedenfalls zog 
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des letzteren innere Politik den größten Vorteil daraus, weil es die 
Republik in eine Richtung drängte, die einer Autokratie das Mit⸗ 
gehen nicht unmöglich machte. Dies ahnend, hatten die franzöſiſchen 
Sozialiſten ſchon im März eine gegen ein Zuſammengehen mit Ruß⸗ 
land gerichtete öffentliche Anſprache erlaſſen. Begleitet von deutſch⸗ 
feindlichem Jubel engliſcher Blätter, erging ſich die Pariſer Preſſe 
im Frohlocken über das Bündnis und „Figaro“ fragte höhniſch, 
welches Geſicht wohl Fürſt Bismarck zu den Toaſten an Bord des 
„Pothuan“ gemacht habe. Hieran anknüpfend, teilte Anfang Sep⸗ 
tember die Berliner Wochenſchrift „Die Zukunft“ mit, der Fürſt 
habe ſich dahin ausgelaſſen, „nations alliécs“ ſei noch lange nicht 
„alliance“, der Ausdruck könne unter Umſtänden eine bloße Artigkeit 
ſein; jedenfalls müſſe man, um den Wert und die Tragweite der 
Allianz beurteilen zu können, erſt den Inhalt des Vertrags kennen, 
und er glaube nicht, daß dieſer den Franzoſen gefallen würde; 
ſchwerlich werde ſich die immer vorſichtig geweſene ruſſiſche Politik 
ohne Not auf Abenteuer einlaſſen, bei denen für ſie nichts zu holen 
ſei; man überſchätze überhaupt heutzutage vielfach die Bedeutung der 
Reiſen, Beſuche, Feſte, Toaſte; ſchließlich entſcheidend ſei nicht dieſes 
Dekorative, ſondern die Intereſſen, und es ſei nicht einzuſehen, welches 
Intereſſe die in politiſchen Dingen bedächtigen Ruſſen, ſolange in 
Deutſchland nicht ganz unklug gewirtſchaftet werde, daran haben 
ſollten, der franzöſiſchen Revancheluſt zu Hilfe zu kommen. 

Auf ſeiner Heimfahrt kam „Admiral Pothuan“ mit dem Präſi⸗ 
denten Faure an Bord im Sunde zwiſchen Hyee und Seeland in 
die Nähe der den König von Schweden tragenden Pacht „Drott“, 
worauf beide Staatsoberhäupter ſich Grüße ſignaliſierten. Während 
alle Schleuſen des Himmels ſich öffneten, trat Faure mit ſeiner Be⸗ 
gleitung am 31. Auguſt in Dünkirchen wieder ans Land, von der 
Volksmenge mit begeiſterten Zurufen empfangen. Bei einem ihm und 
den entgegengereiſten Miniſtern hier gegebenen Feſtmahle ſchrieb der 
Maire in ſeinem Toaſte Faure einen weſentlichen Teil des Ver⸗ 
dienſtes am Zuſtandekommen der neuen Allianz zu, worauf der 
Präſident erwiderte, daß Frankreich das glückliche Ereignis vor allem 
der Mäßigung, dem politiſchen Geiſte und der Loyalität ſeiner 
Demokratie verdanke. Faures Ankunft in Paris geſtaltete ſich zu 
einem Triumphzug, die Stadt war aufs feſtlichſte geſchmückt, die 
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Begeiſterung ſchlug helle Flammen, aber eine Bombe mußte wieder 
daſein, ſie platzte unter dem Säulengange der Madeleinekirche etwas ver⸗ 
früht, als Faure noch auf dem Opernplatze feſtliche Anſprachen anhören 
mußte. In der Nacht zum 1. September endeten die Pariſer Allianz⸗ 
feftlichfeiten mit einem Straßenunfug vor dem deutſchen Bot— 
ſchaftsgebäude, der in Petersburg ſehr übel vermerkt wurde, und 
Anlaß zu einer ſichtlich von dort inſpirierten Notiz der „Allgemeinen 
Zeitung“ gab, wonach dieſe Kundgebung an maßgebender ruſſiſcher 
Stelle den denkbar ungünſtigſten Eindruck gemacht habe; die Auf⸗ 
faſſung der erregten Pariſer Volksmaſſen über Rußlands Entgegen- 
kommen ſei durchaus irrig, durch nichts begründet und bekunde eine 
völlige Verkennung der thatſächlichen Lage. Nunmehr drangen 
die radikalen und oppoſitionellen Elemente immer ungeſtümer auf die 
Veröffentlichung des „Vertrags“, zumal die „St. Petersburger 
Zeitung“ verſicherte, der Vertrag, den Faure etwa mit ſich geführt, 
enthalte nichts zur Verwirklichung der Träume der franzöſiſchen Re— 
vanche⸗Chauviniſten, und die Franzoſen würden ſich bald überzeugen, 
daß ſich in Rußlands Beziehungen zu Deutſchland nichts ge— 
ändert habe. Inzwiſchen hatte der chriſtlichſoziale Abbe Garnier 
dem wahren Urheber der neuen Allianz nachgeforſcht und war zu dem 
Reſultate gekommen, daß „das heilige Herz Jeſu“ fie zu ſtande ge⸗ 
bracht habe. 

Hieran reiht ſich am geeignetſten die Notiz, daß die alljährlich 
in Orleans ftattfindende Feier der Erinnerung an Jeanne d' Arc 
ſich heuer zu einer der hervorragendſten Kundgebungen des fran⸗ 
zöſiſchen Katholizismus geſtaltete. Der Hauptabſchnitt dieſer 
Feier beſtand in der Einweihung von zehn neuen Fenſtern, deren 
eins die Berufung der Jungfrau darſtellt, indem St. Katharina ihr 
das Schwert reicht, St. Margarethe ſie auf die Stirn küßt und 
St. Michael in goldener Rüſtung ihr die zu erfüllende Aufgabe zeigt; 
ein anderes Fenſter ſtellt Johanna auf dem Pferde dar, das von 
einem Engel geführt wird, während der „heilige Karl der Große“ und 
St. Ludwig am Throne Gottes für ſie beten. Zu dieſen Bildern 
hielt der Erzbiſchof von Tours, Renau, in Gegenwart von 
7 anderen Biſchöfen und einer unzähligen Volksmenge eine Er⸗ 
läuterungsrede, in welcher er ſagte: Wenn wir uns heute ſchon vor 
Johanna öffentlich auf die Kniee werfen könnten, würden wir zu ihr 
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ſagen: „Jeanne, wir können ja den Krieg nicht herbeiſehnen, wir 
verlangen ihn nicht; aber da es uns erlaubt iſt, zu glauben, daß du 
da oben St. Katharina, Margarethe und Michael wiedergefunden haſt 
und dich vertraulich über die franzöſiſchen Angelegenheiten mit ihnen 
unterhältſt, ſo vergiß nicht, daß ein Lappen Fleiſch von der linken 
Seite Frankreichs losgeriſſen iſt, aus der du hervorgegangen biſt“. 
Endlich verglich der Biſchof von Laval das von Johanna auf dem 
Scheiterhaufen für die Loskaufung Frankreichs dargebrachte Opfer 
mit dem Opfer der Erlöſung auf Golgatha. Durch dieſe Kund⸗ 
gebungen wurde der Johanna ganz der Charakter einer Rachegöttin 
beigelegt, ein Verfahren, durch welches die Franzoſen wieder mehr an 
die Kirche ſchienen gefeſſelt werden zu ſollen. 

In der am 19. Oktober eröffneten neuen Seſſion der Kammern 
kamen Geſetze zu ſtande über den Rückkauf des Kanal du Midi 
durch den Staat, über Unfallverſicherung der Arbeiter und jenes 
oben erwähnte Geſetz über Erneuerung des Privilegs der Bank vonFrank⸗ 
reich. Zur Vorlage gelangte ſodann ein Geſetzentwurf wegen Teilung 
des ſehr umfangreichen Bezirks des 6. Armeekorps. Durch eine 
Anfrage kam ferner am 16. November in der Deputiertenkammer die 
wiederaufgelebte Angelegenheit des Kapitäns Dreyfuß zur Sprache, 
welcher vor drei Jahren wegen Vaterlandsverrats zur Degradation 
und Deportation verurteilt war und ſeitdem auf der Teufelsinſel 
ſchmachtete. Die Sache lebte dadurch wieder auf, daß der Vize⸗ 
präſident des Senats, Scheurer⸗Keſtner, in einem veröffentlichten 
Briefe ſein Bedauern über die in jenem Prozeſſe begangene Unge⸗ 
ſetzlichkeit ausgeſprochen hatte, ſowie dadurch, daß der Genannte dem 
Kriegsminiſter Urkunden zum Beweiſe dafür vorgelegt hatte, daß der 
dem Dreyfuß zugeſchriebene, die Anklage ſtützende Brief von dem⸗ 
ſelben nicht herrühre. Dazu kam, daß faſt gleichzeitig der Bruder 
des unglücklichen Verurteilten einen Brief an den Kriegsminiſter ver⸗ 
öffentlichte, worin er den Major Grafen Walſin⸗Eſterhazy als den 
Schuldigen bezeichnete. Auf die von d' Alſace in der Deputierten⸗ 
kammer vorgebrachte Anfrage antwortete der Kriegsminiſter Billot, 
Scheurer⸗Keſtner habe ihm, unter Vorweiſung von Schriftſtücken, die 
Abſicht angezeigt, eine Reviſion des Prozeſſes Dreyfuß zu betreiben; 
nachdem ferner gegen einen Offizier offen eine ſchwere Beſchuldigung 
erhoben ſei, werde er als Hüter der Ehre des Heeres den Urheber 
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der Anzeige in den Stand ſetzen, ſeine Gründe vorzubringen. Auf 
nochmalige Anregung dieſer Sache durch Caſtelin eröffneten am 
4. Dezember die Miniſter Mel ine und Billot, es gebe keine 
Dreyfuß⸗Angelegenheit, die Verurteilung ſei zu Recht erfolgt, das Ver⸗ 
fahren gegen Eſterhazy ſei aber eingeleitet, worauf die Deputierten⸗ 
kammer erklärte, daß ſie das geſprochene Urteil achte, die Außerungen 
der Miniſter billige und die Führer der widerwärtigen Campagne 
brandmarke. Der unermüdliche Scheurer-Keſtner brachte gleich⸗ 
wohl am 7. Dezember die Angelegenheit noch einmal im Senate vor, 
jedoch mit keinem beſſeren Erfolge. Der Senat genehmigte am 
30. November das die Zweiteilung des 6. Armeekorps betreffende 
Geſetz. Die Deputiertenkammer billigte am 2. Dezember den Ver⸗ 
trag mit Deutſchland über das Hinterland von Togo (S. 205) und 
bewilligte am 22. Dezember zwei proviſoriſche Budgetzwölftel. 

Am 3. Dezember trat der Juſtizminiſter Darlan zurück und 
wurde durch den Rechtsanwalt Senator Milliard erſetzt. 

Ein alter Streit mit England über Tunis wurde, nach langen 
Verhandlungen, endlich am 17. September durch Vertrag beendigt. 
Nachdem nämlich Frankreich durch Verträge mit allen europäiſchen 
Mächten die Kapitulationen in Tunis aufgehoben hatte, weigerte 
England ein gleiches, weil es in dem 1879 mit dem Bey von Tunis 
abgeſchloſſenen Vertrage als meiſtbegünſtigte Nation anerkannt war. 
Jetzt leiſtete es endlich ebenfalls Verzicht, jedoch nur gegen das 
Zugeſtändnis, daß die engliſchen Baumwollenwaren, welche bisher 
einem Zolle von 8% unterlagen, 15 Jahre lang nicht mit einem 
höheren Zolle als 5% belegt werden. 

Im übrigen wandte Frankreich mit gleichem Eifer wie England 
dem ſchwarzen Erdteile feine Aufmerkſamkeit zu. Fünf franzöſiſche 
Expeditionen begaben ſich vom Kongobecken aus nach dem oberen 
Nil, wo ſie die Kreiſe der Engländer ſtörten. Vor Timbuktu 
erlitten die franzöſiſchen Truppen von den Tuaregs eine Schlappe. 
über das Hinterland von Togo kam es zu dem ſchon unter Deutſch⸗ 
land erwähnten Vertrage. Schwieriger geſtalteten ſich die Verhand⸗ 
lungen der ſeit dem 20. Oktober in Paris tagenden Konferenz zur 
Beilegung der Beſitzſtreitigkeiten mit England im Bogen des Niger⸗ 
ſtroms. Die Königin von Madagaskar wurde am 7. März nach 
ihrem Verbannungsort, der Inſel Reunion, gebracht. Am Ende des 
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Jahres ſchien die Beſitznahme der chineſiſchen Inſel Hainan vor⸗ 
bereitet zu werden. 

Die Totenliſte Frankreichs wies, außer dem ſchon erwähnten 
Herzog von Aumale, folgende politiſche Perſönlichkeiten auf: der 
frühere Präſident des Senats, Le Royer, 1879 Juſtizminiſter, ſtarb 
am 21. Februar 81jährig in Paris. Am 22. Februar folgte der 
ehemalige Botſchafter beim Vatikan, Lefebvre de Behaine, am 
2. Juni der Politiker Briſſon, ein Zukunftspräſident der Republik. 
Der ehemalige König des jetzt franzöſiſchen Cambodſcha, Duong 
Chacr, ſtarb am 25. März zu Djelfa in Tunis. Am 22. Sep⸗ 
tember endete das Leben des aus dem Kriege von 1870 - 71 be⸗ 
kannten Generals Bourbaki, der zuletzt in einer Villa bei Bayonne 
wohnte. Am 7. Dezember ſtarb der frühere Miniſter de Fourtou. 


Großbritannien und Irland. 


Das Inſelreich wurde in dieſem Jahre zum überwiegenden Teile 
durch Fragen der auswärtigen Politik in Anſpruch genommen, 
weil Regierung und Volk ſeit dem Augenblicke, wo vor Jahresfriſt 
die Transvaal-Frage europäiſches Aufſehn erregte, vor allem von 
dem Gedanken erfüllt waren, die Rolle fortzuführen, welche Groß⸗ 
britannien ſolange Zeit unangefochten geſpielt, die aber wegen ihrer 
Rückſichtsloſigkeit den anderen Völkern unerträglich geworden war. 
Obenan ſtand fortwährend eine feindſelige Geſinnung gegen Deutſch— 
land, welches zuerſt gewagt hatte, die Unantaſtbarkeit jener Rolle 
in Zweifel zu ziehen. Erſchien auch eine verſtärkte Oppoſition gegen 
die übrigen Großmächte nicht rätlich, ſo ſollte doch das äußerſte 
gethan werden, um ſich in Afrika als maßgebende Macht geltend 
zu machen, ein Satz, nach welchem auch das Verhalten in den 
großen Fragen Europas eingerichtet wurde. 

Schon die Thronrede zur Eröffnung des Parlaments am 
19. Januar befaßte ſich an erſter Stelle mit Beziehungen zum Aus⸗ 
lande. Dem entſprechend drehten ſich auch die Adreß-Beratungen 
beider Parlamentshäuſer um die gerade brennend gewordenen Fragen 
des ottomaniſchen Reichs einſchließlich Egyptens. Der Premierminiſter 


310 Adreßverhandlungen und Budget im britiſchen Parlament. 


Lord Salisbury erklärte bei der Adreßverhandlung des Ober- 
hauſes, die Großmächte ſeien einig in Bezug auf die Notwendigkeit, 
gemeinſchaftlich vorzugehen und Mittel zur Rettung des türkiſchen 
Reichs zu finden; komme nicht eine Reihe weſentlicher Reformen zu 
ſtande, ſo werde der Untergang dieſes Reichs nicht mehr lange 
binausgefchoben werden können. Bezüglich Egyptens und des im 
vorigen Jahre nach dem Sudan unternommenen Feldzugs ſprach ſich 
der Premier für eine Beſetzung Dongolas als einer Stufe zur 
Wiedererlangung Khartums aus. Die Adreß-Beratung des Unter- 
hauſes führte den erſten Lord des Schatzes, Balfour, zu dem 
Ausſpruche, Großbritanniens erhöhte Rüſtungen gälten nicht etwa der 
egyptiſchen Frage, ſondern ſeien im Hinblick auf die ganze Weltlage 
notwendig, insbeſondere zur Verteidigung des Reichs gegen die 
Möglichkeit von Zuſammenſtößen mit den Nachbarn in den ver⸗ 
ſchiedenen Weltteilen; durch die Unternehmung nach dem Sudan 
würden die Schwierigkeiten der egyptiſchen Politik nicht vermehrt, und 
die Regierung werde einen Kredit verlangen behufs eines an Egypten 
zu leiſtenden Vorſchuſſes zur Rückzahlung der aus dem Reſervefonds 
entnommenen Summe. 

Die Rückſicht auf den Wunſch, Englands Weltſtellung ſtärker 
hervortreten zu laſſen, machte ſich auch in inneren Fragen bemerklich. 
Als der Schatzkanzler Hicks Beach am 29. April dem Unterhauſe 
das Budget vorlegte, in welchem die Einnahmen auf 103 360000, 
die Ausgaben auf 101791000 Pfund eingeſtellt waren, hob er in 
ſeiner Begründungsrede hervor, die Regierung habe ſich hierbei in- 
folge der im Oſten aufgeſtiegenen Kriegswolke zur Zurückhaltung 
genötigt geſehen, der Flottenetat ſei jedoch um eine halbe Million 
Pfund erhöht, und es ſei beſchloſſen, eine weſentliche Erhöhung der 
Garniſonen von Reichstruppen in Südafrika vorzunehmen, um 
hier Englands Stellung als vorherrſchende Macht mehr hervortreten 
zu laſſen. Sodann wurde, offenbar im Hinblick auf den Fall eines 
allgemeinen Kriegs, im April im Unterhauſe darauf hingewieſen, daß 
Englands Abhängigkeit von der fremden Einfuhr von Lebensbedürf- 
niſſen möglicherweiſe große Nachteile bringen könne, und daß ſich 
deshalb die Einführung eines Zolls auf Weizen ſowie die Errich⸗ 
tung ſtaatlicher Getreide ſpeicher empfehle. Der erſte Lord des 
Schatzes, Balfour, ſprach ſich jedoch hiergegen aus. Die Anſichten 
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über die Abhilfsmittel gingen weit auseinander, Kornſpeicher ſeien 
zu koſtſpielig, und es beſtehe nur geringe Wahrſcheinlichkeit, daß 
Rußland und Amerika ſich zur Zerſtörung des engliſchen Handels 
vereinigten; endlich würden, im Falle eines Kriegs Englands mit 
Rußland und Frankreich, die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
nicht zulaſſen, daß Weizen für Kriegskontrebande erklärt werde, über⸗ 
haupt aber ſei England im Verein mit Amerika ſtark genug, jeder 
denkbaren Vereinigung von Mächten zu begegnen; ſeine Sicherheit 
hänge von der Flotte ab; ſei dieſe ſtark genug, ſo brauche es den 
Hunger nicht zu fürchten. Weiterhin gab im Oberhauſe der Staats⸗ 
ſekretär des Kriegsamts, Marquis of Lansdowne, die Erklärung 
ab, die Regierung beabſichtige, behufs Beſeitigung der Unfähigkeit des 
heimiſchen Heeres, den im Auslande ſtehenden Heeresteil zu unter⸗ 
ſtützen; deshalb ſollten die 70 Bataillone im Auslande um 3, die 
65 im Inlande um 4 vermehrt werden. Von inneren Angelegen⸗ 
heiten trat ſonſt nur die Genehmigung einer Bill hervor, wonach 
bedürftigen Volksſchulen eine Unterſtützung gewährt werden ſolle. 
Dagegen wurde vom Unterhauſe der Antrag abgelehnt, nur bedürf⸗ 
tigen freiwilligen d. h. den von der anglikaniſchen und der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche unterhaltenen konfeſſionellen Schulen Staats- 
zuſchuß zu gewähren. 

Die übrigen Verhandlungen des Parlaments drehten ſich in umfang⸗ 
reicher Weiſe um die Fragen Egyptens, der Türkei und der ſüdafrikaniſchen 
Republik. Die Frage Egyptens wurde im Unterhauſe veranlaßt 
durch den ſchon bei der Adreß-Beratung angekündigten Vorſchlag der 
Regierung, der egyptiſchen Regierung die 733000 Pfund betragenden 
Koſten des britiſch-egyptiſchen Feldzugs nach dem Sudan nebſt den 
Koſten für die Weiterführung der Eiſenbahn und der Telegraphenlinie 
von Saras bis Wady Halfa in Oberegypten, zuſammen 798 000 
Pfund, zu 2¾% Zinſen vorzuſtrecken, ein Betrag, in welchem die 
512500 Pfund betragende Summe enthalten ſei, welche die egyp⸗ 
tiſche Regierung zum Zweck des Feldzugs dem von ihr, auf Englands 
Rat, angeſammelten Fonds entnommen, aber infolge Urteils des 
gemiſchten Gerichtshofs zu Alexandria wieder erſtattet habe. Die 
Einrichtung, daß jedes Mitglied dieſes Gerichts durch ſeinen Einſpruch 
einen Beſchluß desſelben über eine ihm von den Großmächten zu⸗ 
gewieſene Angelegenheit wieder aufheben könne, ſei freilich beinahe 
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abſurd; indes bleibe jetzt keine Wahl, als Rückerſtattung der Summe 
und ihr Erſatz durch England. Eine Sicherheit für ihre Wieder⸗ 
erlangung beſtehe nicht, „aber wir haben das Wort Egyptens und, 
wie die Dinge liegen, halten wir Egypten beſetzt,“ Englands 
Schuldloſigkeit an dem verworfenen Geldvorſchuß werde ſogar dieſe Be— 
ſetzung wahrſcheinlich eher verlängern als verkürzen; ſeit England durch 
Gladſtone in dieſe Beſetzung hineingetrieben worden, ſei es noch 
niemals möglich geweſen, fie in Ehren oder ohne Schaden auf- 
zuheben; die Haupturſache der verlängerten Beſitznahme beſtehe jedoch 
darin, daß Frankreich niemals England freie Hand in Egypten 
geftattet habe; es habe abgelehnt, ſich England anzuſchließen, dieſem 
vielmehr die alleinige Verantwortlichkeit für Egyptens Sicherheit über— 
laſſen; dieſe Sicherheit ſei jedoch nicht vorhanden, ſolange ſich eine 
feindliche Macht im Nilthale bis hinauf nach Khartum befinde; aus 
dieſer Politik werde England ſich nicht hinausdrängen laſſen 
durch Schwierigkeiten, wie die Verweigerung jenes Vorſchuſſes, ſie 
werde dieſelbe vor allem weiter verfolgen durch einen Vormarſch 
nach Abu Hamed, einem ſehr wichtigen Punkte im Sudan. Gegen 
dieſe Erklärungen des Regierungsvertreters traten ſowohl Morley 
als Sir Harcourt mit dem tadelnden Hinweiſe auf, daß ſie von 
Rußland und Frankreich als eine äußerſt unkluge Herausforderung 
würden angeſehen werden und daß ja an eine Rückzahlung des Vor: 
ſchuſſes durch Egypten garnicht zu denken ſei; es frage ſich überhaupt, 
ob die Abſicht der Regierung, Egypten einſt zu verlaſſen, aufrichtig 
gemeint ſei. Ohne daß hierauf eine Antwort erteilt war, wurde der 
verlangte Kredit bewilligt. Dieſe Verhandlung lieferte einen ge⸗ 
nügenden Beweis, daß England den Feldzug nach dem Sudan nur 
eingefädelt hatte, um einen neuen Anlaß zum ſtändigen Verbleiben 
im Nillande zu gewinnen. 

Die Erörterungen über die neue Orientfrage nahmen in 
beiden Häuſern des Parlaments, namentlich im Unterhauſe, einen 
ſehr breiten Raum ein, zum größten Teile freilich durch die Be⸗ 
folgung der Sitte der Regierung, baldmöglichſt Mitteilungen über 
die betreffenden Ereigniſſe zu machen. Daneben aber nahm die 
Regierung öfters Gelegenheit, ſich über ihre Haltung in dieſen Ange— 
legenheiten auszuſprechen. Und hier begegnete man, trotz des nicht 
abzuweiſenden Scheins, daß Griechenland in ſeinem Vorgehen von 
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maßgebenden Stellen in Großbritannien ermuntert oder unterſtützt 
werde, den klaren Ausſprüchen der Regierung über Griechenlands 
unvorſichtiges Verfahren wie über die feſtzuhaltende Einigkeit der 
großen Mächte. So erklärte der Premierminiſter Lord Salisbury 
am 15. Februar im Oberhauſe, die griechiſche Regierung habe 
nur unter dem Drucke der öffentlichen Meinung in ihrem Lande ſich 
durch Sendung von Schiffen nach Kreta „höchſt unbedacht“ in die 
von den Mächten in die Hand genommene Frage der für die Infel 
einzuführenden Reformen eingemiſcht; ſchon auf die Anzeichen dieſes 
Planes hin hätten die Mächte in ſehr ernſten Worten Einſprache 
erhoben und ſie blieben bei der Meinung, daß Griechenlands Vor⸗ 
gehen „im höchſten Grade unklug“ ſei. Zu noch weitergehenden 
Ausſprüchen dieſer Richtung wurde die Regierung veranlaßt durch 
verſchiedene Provokationen ſeitens der griechenfreundlichen liberalen 
Oppoſition, welche zunächſt am 16. Februar im Unterhauſe durch 
O' Connor ausführen ließ, daß das britiſche Volk im allgemeinen 
das Vorgehen Griechenlands billige, wogegen aber der Schatzkanzler 
Balfour darzulegen ſuchte, daß eine ſolche Politik direkt zum euro⸗ 
päiſchen Kriege und zum Zerfall des türkiſchen Reichs führen 
würde; die Regierung halte am „europäiſchen Konzert“ als dem 
einzigen Wege zu einer friedlichen Löſung feſt. Sir Harcourt er- 
widerte zwar, falls die Politik der Regierung eine Verurteilung von 
Griechenlands Verhalten bedeute, ſo vertrete ſie nicht die Gefühle 
des britiſchen Volks, O'Connor und die übrige liberale Partei 
zogen ſich jedoch mit ihrer Oppoſition wieder zurück. Als ſodann 
britiſche Schiffe ſich an der gewaltſamen Einmiſchung in Kreta be⸗ 
teiligten, erhob Labouchere im Unterhauſe aufs neue Verwahrung 
hiergegen ſowie gegen jede Aktion des Sultans, den er ſogar einen 
elenden Schurken und einen Schandfleck für die Ziviliſation nannte. 
Wiederum war es der Schatzkanzler Balfour, welcher darauf hin⸗ 
wies, daß die Regierung vor allem von dem ſtarken Bewußtſein 
ihrer Verantwortlichkeit für die „über Europa als ganzes ſchwebenden 
Schwierigkeiten“ erfüllt ſei; denn wenn durch Irrtum oder Mißgeſchick 
ein Funke in den nur zu weit über Europa ausgebreiteten Zündſtoff 
falle, ſo würden wir „am Rande einer europäiſchen Kata- 
ſtrophe“ ſtehen; es bleibe daher der durchaus einſtimmige Wunſch 
einer jeden der Großmächte, alles, was einem Kriege gleiche, zu 


314 Die Orientfrage im britiſchen Parlament. 


vermeiden; wenn man ſelbſt die Herren koloſſaler Heere von der 
tiefſten Beſorgnis vor einer Loslaſſung der ſchlachtbereiten Gegner 
erfüllt ſehe, werde man nicht um großer internationaler Autoritäten, 
wie Labouchere, willen dieſe Befürchtungen für illuſoriſch halten; das 
gegen erkenne die Regierung an, daß es der von den Mächten über⸗ 
nommenen internationalen Aufgabe zuwider wäre, Kreta in einer 
Lage zu laſſen, in welcher es der türkiſchen Regierung überlaſſen 
bliebe, aus eigenem Willen das gute Werk Europas umzuſtürzen. 
Dagegen trat wiederum Sir Harcourt mit der Behauptung auf, 
die Regierung ſcheine ſich den Türken angeſchloſſen zu haben, um 
deren Herrſchaft über Kreta gegen den Willen der Bewohner auf— 
recht zu erhalten. Unbeirrt um ſolche Angriffe blieb die Regierung 
bei ihrer Politik, und Lord Salisbury teilte am 25. Februar im 
Oberhauſe mit, England habe den Mächten die Errichtung einer 
Selbſtändigkeit Kretas in der Verwaltung, jedoch unter türkiſcher 
Herrſchaft, und nötigenfalls die Anwendung von Gewalt, um dies 
der Türkei und Griechenland gegenüber durchzuſetzen, empfohlen. 
Balfour gab im Unterhauſe eine ähnliche Erklärung ab. Als 
ſodann am 2. März Sir Harcourt im Unterhauſe und Lord 
Kimberley im Oberhauſe gegen dieſe Politik aufs neue Sturm 
liefen, teilte Lord Salisbury im Oberhauſe mit, ſie ſei von 
den Mächten angenommen; dieſe brandmarkten Griechenlands Vor— 
gehen als ungeſetzlich und glaubten, daß im Falle ſeiner Nachahmung 
die Flammen des Bürgerkriegs da emporlodern könnten, wo jetzt 
Friede herrſche. Trotz alledem richtete etwa der ſechſte Teil aller 
Mitglieder des Unterhauſes am 4. März ein ihre Sympathie für 
Griechenland ausdrückendes Telegramm an den König Georg. 
Balfour nahm folgenden Tags im Unterhauſe hiervon mit dem 
Bemerken Notiz, daß vorausſichtlich keine ernſtlichen Folgen daraus 
entſtehen würden. Nachdem ſodann Lord Kimberley in einer Rede 
zu Norwich die Politik der Aufrechterhaltung der Türkei zurück⸗ 
gewieſen hatte, trat der Premierminiſter Lord Salisbury am 
19. März im Oberhauſe ſehr entſchieden gegen ein ſolches Verhalten 
eines früheren Miniſters des Außern auf und entwickelte nochmals, 
daß die Großmächte das Völkerrecht gegen einen fie unter bejon- 
ders ſchwierigen Umſtänden verhöhnenden Staat verteidigten, welcher 
dem Einvernehmen der Mächte ſeine Exiſtenz verdanke. Des weiteren 
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kündigte zwar Sir Harcourt am 9. April im Unterhauſe einen 
Antrag auf Erlaß einer Adreſſe an die Königin mit der Bitte, 
britiſche Streitkräfte nicht gegen Griechenland oder das Volk Kretas 
verwenden zu laſſen, an, es kam jedoch nicht zu dieſem Antrage, 
und bis zum Parlamentsſchluß am 6. Auguſt wurde die ganze Frage 
kaum noch berührt. 

Die größte Ausdehnung nahm in den Parlamentsverhandlungen 
die Frage Transvaals in Verbindung mit den Angelegenheiten 
des Kaplandes ein. Unbekümmert um die allgemeine Entrüſtung 
Europas über die Sympathie, welche in England mit Jameſons 
völkerrechtswidrigem Eindringen in Transvaal an den Tag gelegt 
war, ging die Politik der britiſchen Regierung, neben formeller 
Verfolgung der vorjährigen Ruheſtörer, darauf aus, nun erſt recht 
den Einfluß Englands in Transvaal und ganz Südafrika rückſichtslos 
zur Geltung zu bringen. Damit hing zunächſt die Reiſe zuſammen, 
welche der als der geiſtige Urheber jenes Einbruchs geltende Cecil 
Rhodes, nunmehriger Verwalter des Betſchuanalandes, im Januar 
nach London unternahm. Bevor er ſich dahin aufmachte und während 
ſeiner Reiſe durch das Kapland wurde ihm von der Bevölkerung die 
größte Sympathie mit ſeiner ganzen Richtung in der allerlebhafteſten 
Weiſe kundgegeben, und in ſeinen hierbei gehaltenen Reden ſprach er 
ſich für die Politik rückſichtsloſeſter Ausdehnung und Verein⸗ 
heitlichung des geſamten Ländergebiets Südafrikas ſüdlich vom 
Sambeſi aus. 

Die gegen Transvaal geradezu feindſelige Hauptaktion wurde am 
28. Januar eingeleitet durch einen vom Staatsſekretär der Kolonien, 
Chamberlain, im Unterhauſe gemachten Vorſchlag der Einſetzung 
einer parlamentariſchen Unterſuchungskommiſſion behufs Er⸗ 
mittelung des Urſprungs und der näheren Umſtände des vorjährigen 
Einfalls von Scharen der britiſch-ſüdafrikaniſchen Geſellſchaft in das 
Gebiet der Republik ſowie behufs Prüfung der Verwaltung dieſer 
Geſellſchaft. Nach Chamberlains Begründungsrede ſollte der Zweck 
keineswegs in der Ermittelung der ſtrafbaren Schuldigen beſtehen, 
ſondern es ſollte deutlicher als bisher an den Tag gebracht werden, 
daß die inneren Verhältniſſe Transvaals ungeſund ſeien, daß 
dieſer Umſtand den Einfall Jameſons hervorgerufen habe und daß 
noch immer auf Ausführung der verſprochenen Reformen wie auf 
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Abſtellung der Beſchwerden der in Transvaal wohnenden Engländer, 
der Uitlanders, gewartet, auch daß der 1884 mit der Republik 
geſchloſſene Vertrag von ihr nicht inne gehalten werde. Das zu er⸗ 
wartende Ergebnis dieſer Unterſuchung ſollte offenbar eine Haupt⸗ 
grundlage zu einem entſchiedenen Auftreten gegen Transvaal abgeben. 
Der Antrag wurde am 29. Januar angenommen, die Kommiſſion 
wurde ſogleich eingeſetzt, und Chamberlain teilte, wohl um die 
Stimmung gegen Transvaal zu ſchärfen, am 18. Februar, kurz vor 
dem Zuſammentritt der Kommiſſion, im Unterhauſe mit, daß Trans⸗ 
vaal foeben eine Entſchädigungsforderung für Jameſons Einfall 
im Betrage von einer Million Pfund Sterling geſtellt habe. 

Die parlamentariſche Kommiſſion vernahm zuvörderſt den 
inzwiſchen in London angelangten Rhodes, der von einer großen 
Volksmenge mit Begeiſterung empfangen, von der Preſſe mit Huldi⸗ 
gungen überſchüttet und in den Kneipen als „Kap-Napoleon“, auch 
als „Mehrer des Reichs“ unter leidenſchaftlichen Beifallsſtürmen 
durch Reden und Geſänge gefeiert wurde, während er ſelbſt durch 
endloſe Beſprechungen mit hohen Staatsbeamten und hohen Perſön⸗ 
lichkeiten der Geſellſchaft in Anſpruch genommen wurde. Es fehlte 
der Kommiſſion nicht an Mitgliedern, welche bei Rhodes' Verneh⸗ 
mung den Anläſſen von Jameſons Einfall mit großem Ernſte und 
ohne Schonung des Gefeierten nachgingen; es zeigte ſich aber, daß 
ihnen die Macht gebrach, dem durch die Gunſt mächtiger Perſonen 
und „Ringe“ gedeckten Manne mehr Bekenntniſſe zu entlocken, als 
er ſelbſt zu machen für gut fand. Stand er doch auch mit Jameſon 
und allen, welche für deſſen Einfall mit verantwortlich waren, in 
ſtändigem Verkehr und empfing er doch ſogar vor verſammelter 
Kommiſſion ermutigende Beweiſe der Anerkennung aus den höchſten 
Kreiſen; der Prinz von Wales ſogar ſchüttelte ihm vor Beginn 
der Sitzung vom 23. Februar huldreichſt die Hand. Rhodes ſtellte 
in Abrede, daß Jameſons Einfall, den er mit „dem Flibuſtierzug 
der Griechen nach Kreta“ verglich, von ihm ins Werk geſetzt ſei, 
und erging ſich hauptſächlich in einer Schilderung der durch Nicht⸗ 
berückſichtigung der Beſchwerden der Uitlanders hervorgerufenen, an⸗ 
geblich verzweifelten Lage, angeſichts deren die Anhänger der Reform 
die Hoffnung auf Abhilfe auf verfaſſungsmäßigem Wege gehabt 
hätten. Sehr bezeichnend war ſeine am 26. Februar gegebene Dar⸗ 
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ſtellung, daß Präſident Krügers Politik dahingegangen ſei, den 
Einfluß Deutſchlands einzuführen, was u. a. aus einer Rede 
Krügers am Geburtstage des deutſchen Kaiſers im Jahre 1895 und 
aus einer Reichstagsrede des deutſchen Staatsſekretärs v. Marſchall 
hervorgehe. Hiernach ſchien es wie eine patriotiſche Handlung Rhodes! 
ausſehen zu ſollen, daß er die engliſche Kolonie gegen eine Ver⸗ 
ſchwörung des Präſidenten von Transvaal mit einer fremden Macht 
zu beſchützen geſucht habe; die gegenwärtige Form der Regierung 
dieſer Republik, ſo ſchloß Rhodes, bilde eine ernſte Gefahr für 
den Frieden Südafrikas. In demſelben Sinne ſprach ſich vor 
der Kommiſſion am 12. März der Zeuge Bower aus, der ſogar 
den Einfall Jameſons mit der Invaſion Englands durch Wilhelm 
von Oranien auf gleiche Linie ſtellte. So ſehr man jedoch in England 
darauf ausgegangen war, durch dieſe parlamentariſchen Zeugen⸗ 
ausſagen Beſchwerdeſtoff gegen Transvaal zu Tage zu fördern, ſo 
wurde das bisherige Ergebnis wieder über den Haufen geſtoßen durch 
die Zeugenaussagen eines ehrlichen Mannes Namens Schreiner, 
welcher zur Zeit von Jameſons Einfall Generalanwalt des Kap⸗ 
miniſteriums geweſen war. Seine Ausſage ging dahin, er habe 
Rhodes gewarnt, ſich mit den Reformleuten in Johannesburg ein⸗ 
zulaſſen, nachher aber habe Rhodes niemals in Abrede geſtellt, daß 
er für die durch Jameſons Vorgehen geſchaffene Lage verantwortlich 
ſei; dieſer Einfall habe für die Kapkolonie eine beklagenswerte 
Wirkung gehabt, weil er das Vertrauen erſchüttert und den 
Handel ſchwer geſchädigt habe; die Beſchwerden der Uitlanders, 
die ihren Zweck ſchon ohne auswärtige Einmiſchung erreicht haben 
würden, ſeien übertrieben; alle Afrikander hätten Rhodes für einen 
großen Führer und Verſöhner beider Raſſen gehalten, jetzt aber wüßten 
ſie, daß er ſie verraten habe; die Leute ſeines Schlages ſähen jede 
kleine Beſchwerde in Transvaal wie eine Gottesgabe an und machten 
aus ihr wer weiß wieviel; ſie wünſchten „den Topf im Kochen zu 
erhalten“ und ſeien ſtändig bemüht, England von der Unerträglichkeit 
in Transvaal zu überzeugen. Der Zeuge gab auch zu, daß Präſident 
Krüger eine Konföderation Südafrikas wünſche, jedoch nur eine 
ſolche, in welcher die Flagge ein freies Volk repräſentiere; von einer 
oberherrlichen Macht Englands wolle man dort nichts wiſſen, ſagte 
der Zeuge Herrn Chamberlain, auf ſeine Frage hin, vor den Kopf. 
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Der Zweck der parlamentariſchen Unterſuchung war zwar nicht 
im Sinne des Schatzkanzlers der Kolonien ausgefallen, darum ließ 
er aber von ſeinem Vorgehen nicht ab, vielmehr hielt er am 27. März 
in London bei einem zu Ehren des neuen Gouverneurs des Kaplandes, 
Sir Milner, veranſtalteten Abſchiedsmahle eine Rede, die ſich wie 
eine Kriegserklärung gegen Transvaal ausnahm; er ſprach von deſſen 
Pflicht, die vom Vertrage von 1884 auferlegten Pflichten zu erfüllen, 
und von Englands Beſtreben, ſeine vorherrſchende Macht in Süd⸗ 
afrika aufrecht zu erhalten; eine zufriedenſtellende Regelung der 
dortigen Verhältniſſe ſei nicht möglich, ſolange ein unabhängiger 
Staatenbund mit vorherrſchend holländiſchem Einfluſſe vorhanden ſei. 

Die im April und Mai von der parlamentariſchen Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion vorgenommenen Vernehmungen erbrachten nichts weſentlich 
Neues, als allenfalls die Windungen des Zeugen Oberſten Willoughby, 
um die in ſeinem verleſenen, an das Kriegsamt gerichteten Briefe 
enthaltene Erklärung umzudeuten, daß, nach Jameſons Mitteilung, 
deſſen Unternehmung „die Zuſtimmung der kaiſerlichen Behörden“ 
habe. Auch war die Ausſage von Rhodes' Anwalt bemerkenswert, 
daß dieſer angenommen habe, es würde im Falle des Ausbruchs 
einer Bewegung beſſer ſein, daß ſie organiſiert ſei; den Einfall 
Jameſons verglich er mit Garibaldis Landung in Sizilien. 

In der durch dieſe Vorgänge in ganz Südafrika entſtandenen 
großen Aufregung kam es im Kaplande zu lebhaften Kund⸗ 
gebungen für und gegen die durch Chamberlain und Rhodes ver- 
tretene Tonart. Der Präſident der „Südafrikaniſchen Liga“ ſtellte 
am 5. März in einer Rede zu Kapſtadt als deren Hauptziel die 
Wahrung der britiſchen Oberherrſchaft hin; der neue Premierminiſter 
des Kaplandes, Sir Sivewright, mahnte am 6. März in einer 
Rede zu Britstown die die Raſſenverſöhnung erſtrebenden Afrikander, 
daß ſie nur einen Zweig am mächtigen Baume des britiſchen Reichs 
bilden ſollten; der Vorſitzende des Afrikanderbundes aber ſtellte 
bei deſſen Jahreskongreß am 11. März feſt, daß Rhodes ſein mög⸗ 
lichſtes thue, um England zum Kriege gegen Transvaal zu reizen. 
Herrn Rhodes wurde am 20. April bei ſeiner Rückkehr aus England 
ein glänzender Empfang bereitet. 

Inzwiſchen hatte die britiſche Regierung eine Flotte in die De⸗ 
lagoabai geſandt, wie zum Zeichen, daß fie von hier aus einen 
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Kriegszug gegen das nahe Transvaal, wenn auch durch portugieſiſches 
Gebiet, leicht unternehmen laſſen könne. Gleichzeitig traf die noch 
immer unter Rhodes' Einfluß ſtehende Kapregierung für alle Fälle 
auch ihrerſeits kriegeriſche Vorbereitungen. Andererſeits hatte 
die Regierung von Transvaal, ſeit Jahresfriſt überzeugt, daß ſie von 
britiſcher Seite auf das ſchlimmſte gefaßt ſein müſſe, mit großen 
Koſten gerüſtet, um jedem Angriffe Trotz bieten zu können. Hieraus 
nahm der Premierminiſter Springg am 23. April im Kap— 
parlamente Anlaß zu der Erklärung, daß es die Schuld der ſüd⸗ 
afrikaniſchen Regierung ſein würde, wenn es zum Kriege kommen 
ſollte, denn ſie habe Forts errichten und Munition einführen laſſen; 
der beſte Weg zur Beſeitigung der Erregung würde aber in der Er- 
füllung der Forderungen der Uitlanders beſtehen; ohne britiſchen 
Schutz habe die Unabhängigkeit Transvaals keinen Wert. Dieſen 
Außerungen traten die Abgeordneten Schreiner und Sauer entſchieden 
entgegen, das Parlament ſelbſt ſprach ſich am 28. April ernſtlich 
für Erhaltung des Friedens und des gegenſeitigen Vertrauens 
unter den Staaten Südafrikas aus. Aber ſchon zwei Tage hiernach 
gab's an derſelben Stelle einen heftigen Zuſammenſtoß, indem der 
Abg. Merriman das Miniſterium heftig tadelte wegen der täglichen 
Nachrichten über bevorſtehende Verſtärkung der Reichstruppen im 
Kaplande und wegen ſonſtiger von der Regierung ausgehender Auf⸗ 
reizungen Transvaals, in denen fie von der britiſch⸗ſüdafrikaniſchen 
Geſellſchaft unterſtützt werde, die ihrerſeits nur ein wahnwitziger 
Steuermann ſei, der das Schiff ſtracks in die Brandung führe. 
Miniſter Springg erwiderte, die Regierung müſſe den auswärtigen, 
der britiſchen Oberhoheit hinderlichen Einfluß beſeitigen, und fragte, 
wo die Regierung Transvaals ſich jemals verſöhnlich gezeigt habe. 
Es traten ſodann noch mehrere Abgeordnete gegen die kriegeriſche 
Politik des Miniſteriums auf, der Antrag aber, ihm das Vertrauen 
aufzuſagen, kam nicht zur Annahme, weil bei Stimmengleichheit der 
Sprecher für die Regierung ſtimmte. 

Was nun weiter die Behandlung der Transvaalſache im 
britiſchen Parlamente betrifft, ſo legte die Regierung am 24. April 
ein diplomatiſches Blaubuch vor, in welchem ſich eine bemerkens⸗ 
werte Note der Transvaal-Regierung an den Gouverneur des Kap⸗ 
landes befand. Darin hieß es nämlich, da die jetzt im Beſitz der 
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britiſchen Regierung befindlichen Beweiſe es vollſtändig und zwingend 
rechtfertigten, ſo dringe ſie darauf, nunmehr auch Herrn Rhodes 
und Genoſſen vor Gericht zu ſtellen und die geſamte Verwaltung der 
britiſch⸗-ſüdafrikaniſchen Geſellſchaft aus der Hand zu nehmen. 
Dieſe Forderungen hatte Chamberlain mit dem Bemerken abgelehnt, 
England könne ſich die Zeit und die Art der Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
pflichtungen nicht diktieren laſſen. Ferner enthielt das Blaubuch eine 
Reihe von Noten Chamberlains an den Präsidenten Krüger über 
Fälle, in welchen Transvaal den Londoner Vertrag von 1884 über⸗ 
treten habe. Angeſichts dieſer Urkunden kam es am 29. April im 
Unterhauſe zu neuen Angriffen Sir Harcourts auf die kriegeriſche 
Politik wider Transvaal. Chamberlain habe ſich alle Mühe gegeben, 
durch ſeine Reden die Gefühle in Südafrika aufzureizen. Der Staats⸗ 
ſekretär Chamberlain nannte dagegen Harcourts Auftreten ver⸗ 
derblich, gefährlich, unpatriotiſch und der Sache des Friedens nach⸗ 
teilig, während die engliſche Politik, wie von jeher, nur auf 
Aufrechthaltung der Verpflichtungen und Verhütung angriffsweiſen 
Vorgehens ausgehe; Transvaal habe in einer für Zwecke der Ver⸗ 
teidigung durchaus nicht zu rechtfertigenden Weiſe gerüſtet, wozu die 
britiſchen Verteidigungsmittel in Südafrika ganz außer Verhältnis 
ſtänden; es werde jetzt eine Summe verlangt, die nur hinreiche, eine 
Artillerie-Brigade und ein Regiment nach dem Kap zu ſenden, 
Transvaal aber habe bereits mehr als eine Million für Rüſtungen 
ausgegeben. Als ſodann Courtney im Sinne Harcourts auftrat, 
erwiderte der erſte Lord des Schatzes, Balfour, er könne ſich keine 
Reden denken, die geeigneter ſeien, die Beziehungen zwiſchen England 
und Transvaal zu verſchlechtern, als die Harcourts und Courtneys, 
denn ſie entflammten Gefühle, durch welche alle zu beſchwichtigenden 
Schwierigkeiten geſteigert würden; jede Feindseligkeit mit Transvaal 
halte die Regierung für ein nationales Unglück. Die Unterſuchung 
der ſüdafrikaniſchen Parlamentskommiſſion nahm ein klägliches 
Ende, indem ſie in ihrem vom 13. Juli dem Unterhauſe erſtatteten 
Berichte Chamberlain für unſchuldig, Rhodes für ſchuldig erklärte. 
Von ſeiner Beſtrafung war jedoch keine Rede, ja der Staatsſekretär 
Chamberlain führte bei der am 26. Juli hierüber im Unterhauſe 
ſtattgehabten Verhandlung aus, der Charakter Rhodes' als eines 
Mannes von Ehre ſei in keiner Weiſe berührt. 
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In der Nacht vom 19. zum 20. Juni waren 60 Jahre ver⸗ 
floſſen, ſeit die Prinzeſſin Viktoria von Kent durch den Tod ihres 
Oheims, König Wilhelms IV., auf den Thron von Großbritannien 
und Irland berufen ward. Das ſeltene Ereignis eines fo langen 
Regierungsjubiläums wurde in allen fünf Erdteilen, wo Briten 
wohnen, mit außergewöhnlicher Feierlichkeit begangen, die Königin 
feierte den Tag, umgeben von ihrer ganzen zahlreichen Familie, 
vielen Mitgliedern ausländiſcher Fürſtenfamilien, darunter ihren 
Enkelkindern, dem Prinzen und der Prinzeſſin Heinrich von Preußen, 
dem Großherzog von Heſſen und ſeiner Gemahlin. Den Glanzpunkt 
der Feſtlichkeiten bildete am 22. Juni ein großartiger, glänzender 
Zug vom Buckingham⸗Palaſt nach der St. Pauls-Rathedrale 
zum Dankgottesdienſt vor derſelben. Da jaß die greife Herricherin 
im Wagen, umgeben von ihren Söhnen, zur Linken ſtanden die 
auswärtigen Fürſtlichkeiten, zur Rechten der Lordmayor von London 
mit den indiſchen Fürſten. Die Muſikkapellen ſtimmten die National- 
hymne an, worauf ein gewaltiger Chor fein „Dich Gott loben wir“ 
in die gewaltige Volksmenge erbrauſen ließ. Alle Häupter entblößten 
ſich, die Königin neigte das Haupt, der Dechant ſprach das Vater— 
unſer, und darauf betete der Biſchof von London, unmittelbar 
vor der Königin ſtehend, das beſonders für dieſe Feier verfaßte 
Gebet; den Segen ſprach der Erzbiſchof von Canterbury, ſo⸗ 
dann ſang die ganze verſammelte Menge das erhebende Lied der 
Old Hundreth; den Schluß bildeten endloſe Jubelausbrüche der 
Menge. Am 23. Juni empfing die Königin die Mitglieder beider 
Häuſer des Parlaments, welche Adreſſen überreichten, und nahm eine 
Huldigung von 10000 Londoner Schulkindern entgegen. An den 
nächſten Tagen folgte ein Gartenfeſt bei der Königin, eine Truppen⸗ 
parade bei Alderſhot und am 26. Juni vor Spithead eine Flotten⸗ 
ſchau über 166 britiſche Kriegsſchiffe. Der Lordmayor gab in 
Manſion Houſe ein großes Feſtmahl, bei dem er auf die zahlreichen 
fremden Fürſtlichkeiten einen Trinkſpruch ausbrachte, welchen der 
Prinz von Neapel erwiderte. 

Mit den zur Jubiläumsfeier eingetroffenen Premierminiſtern 
der Kolonien pflog der Kolonialminiſter Chamberlain Verhand— 
lungen über alle Zweige der kolonialen Sorgen und Wünſche, wobei 
ſich herausſtellte, daß der Schwerpunkt des britiſchen Geſamtreichs 
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jetzt mehr in den Kolonien liegt. Das Ergebnis dieſer Verhandlungen 
beſtand, einer Denkſchrift Chamberlains zufolge, darin, daß die 
Premiers dringend die baldmöglichſte Kündigung der Verträge em⸗ 
pfahlen, welche die Handels beziehungen zwiſchen England und den 
Kolonien bereits feſtigten, und daß ſie Verhandlungen wegen Ge⸗ 
währung einer Vorzugsbehandlung der engliſchen Erzeugniſſe in 
Ausſicht ſtellten. 

In dieſer Richtung gingen bald darauf die geſetzgebenden Faktoren 
in der Dominion of Kanada vor, welche, um dem neuen Zolltarife 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika entgegenzutreten, einen 
neuen Zolltarif beſchloſſen, wonach engliſche Waren zu um 
12 Prozent niedrigeren Zollſätzen, als die Waren anderer Länder, 
in Kanada zugelaſſen werden ſollen, auch ſollte dieſer Tarif auf die 
Waren von anderen Ländern angewandt werden, ſobald dieſe die 
Erzeugniſſe Kanadas zu entſprechend günſtigen Sätzen zulaſſen. Der 
Ausführung dieſer neuen Zollpolitik ſtand jedoch als erhebliches 
Hindernis der Umſtand entgegen, daß in dem 1865 zwiſchen Groß⸗ 
britannien und Deutſchland geſchloſſenen ſowie im britiſch⸗belgi⸗ 
ſchen Handelsvertrage von 1861 das Meiſtbegünſtigungsrecht 
auch in Bezug auf die britiſchen Kolonien feſtgeſetzt iſt. Zur Be 
ſeitigung dieſes Hinderniſſes kündigte die britiſche Regierung am 
30. Juli dieſe Verträge zum 31. Juli 1898 auf. Der leitende 
Staatsmann von Kanada, Sir Laurier, unternahm eine Reiſe 
nach London und Paris, wo er in einer Rede bei einem ihm zu 
Ehren veranſtalteten Feſtmahle rühmte, daß Kanada, außer den 
eigenen, die Intereſſen Großbritanniens und Frankreichs beſchütze, 
denn Kanada ſei es zu verdanken, daß der Handelsvertrag mit 
Deutſchland von der britiſchen Regierung „energiſch aufgekündigt“ 
ſei. Im September beſchloß die kanadiſche Regierung, daß bis zum 
1. Auguſt 1898 Waren aus den meiſtbegünſtigten Ländern zu den 
Vorzugszollſätzen zugelaſſen werden ſollten, gleichviel ob ſie direkt 
oder über engliſche Häfen eingeführt werden. 

Am 6. Auguſt wurde die Seſſion des Parlaments durch 
eine Thronrede der Königin geſchloſſen, welche darin ſagte, fie 
habe die Handelsverträge mit Belgien und Deutſchland gekündigt, 
weil ſie gehindert hätten, innerhalb des Geſamtreichs mit den Kolonien 
fiskaliſche Abkommen zu treffen, wie ſie ratſam erſchienen; die An⸗ 
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weſenheit der Vertreter der Kolonien und Indiens beim Regierungs⸗ 
jubiläum habe zur Feſtigung des Bandes zwiſchen allen Reichsteilen 
beigetragen; die fiskaliſche Geſetzgebung in Kanada und der Beitrag 
der Kapkolonie zur Reichsflotte lieferten einen neuen Beweis der 
Anhänglichkeit der Kolonien an das Mutterland. 

Verhandlungen, welche am 12. Juli von Lord Salisbury, Lord 
Balfour, den Staatsſekretären von Hicks⸗Beach und Hamilton mit 
dem nordamerikaniſchen Senator Wolcott zu London in der Silber⸗ 
frage gepflogen wurden, verliefen ohne Ergebnis, weil das engliſche 
Kabinett ſich, beſonders infolge eines Gutachtens des Vizekönigs von 
Indien, gegen die Offnung der engliſchen Münzen für unbeſchränkte 
Silberprägung erklärte. 

Bezüglich Irlands hoffte man auf eine verſöhnliche Wirkung 
der Reiſe, welche der Herzog und die Herzogin von Pork vom 
18. Auguſt bis 12. September durch die Inſel unternahmen, und 
auf der ſie herzlich aufgenommen wurden. 

In Oſtindien brachen ſeit Anfang Juni Beſorgnis erregende 
Aufſtände der Bergvölker an der Nordweſtgrenze aus, anſcheinend 
infolge von Aufhetzungen, die auf den im angrenzenden Afghaniſtan 
immer mächtiger werdenden Einfluß der Ruſſen in dem nordöſtlich 
an dieſes Land angrenzenden Pamirgebiete zurückgeführt wurden. Die 
im Juli von Aufſtändiſchen in der Berglandſchaft Tſchitral, dem 
Puffer gegen ruſſiſch Pamirland, abgeſchnittene Verbindung Indiens 
mit dem britiſchen Lager von Malakand wurde anfangs Auguſt 
von britiſchen Truppen wiederhergeſtellt; aber bald darauf erhoben 
ſich die Grenzvölker, welche ſeit der 1895 vorgenommenen Be⸗ 
ſetzung Tſchitrals für ihre eigene Unabhängigkeit fürchteten, an drei 
Punkten: erſtlich in dem dem Lager von Malakand benachbarten 
Thale des Swat, eines weſtlichen Nebenfluſſes des oberen Indus; 
britiſcherſeits konnte nicht verhindert werden, daß ſich dieſer Aufſtand 
bis in die Nähe von Peſchawur ausdehnte und daß die nach 
Afghaniſtan führenden Gebirgspäſſe des Kaibar nördlich und des 
Kohat ſüdlich von dieſer Stadt in die Hände der Aufſtändiſchen gerieten; 
zweitens erhoben ſich die Waziris im Thale des Tochi, eines weſt⸗ 
lichen Nebenfluſſes des mittleren Indus und endlich noch weiter ſüdlich, 
bei Quetta, von wo die Gebirgsſtraße nach Kandahar in Afghaniſtan 
führt. In das Swatthal rückten 12 000, in das Tochithal 7000 


21* 


324 Kampf Englands gegen die Bergvölker Oſtindiens. Uganda. Zululand. 


Mann britiſche Truppen ein; erſtere ſchlugen die Aufſtändiſchen, die 
hierauf ihre Unterwerfung anboten, der mächtige Volksſtamm der 
Afridis aber eroberte zwei Forts am Kaibarpaſſe. Zur weiteren 
Bekämpfung der Aufſtände ſtellten im Anfange des September die 
Herrſcher der ſogen. Gingeborenen- Staaten ihre Truppen der Regie⸗ 
rung zur Verfügung, die britiſchen Truppen erlitten jedoch mehrfache 
Niederlagenz diejenigen, denen die Bewachung der Forts auf dem 
Samana-Bergrücken anvertraut war, wurden vom Volksſtamme der 
Afridis eingeſchloſſen, bis ſie ſpäter entſetzt wurden. Der am 
16. September unter großen Schwierigkeiten begonnene Marſch in 
das Gebiet des Volksſtamms der Mohmands führte zu heftigen 
Kämpfen, bis nach der Einnahme des Bedmani⸗Paſſes der Wider⸗ 
ſtand gebrochen wurde. Nachdem die britiſchen Truppen um Mitte 
Oktober wieder ſchwere Verluſte in einem Bergthale erlitten hatten, 
eroberte General Lockhart den Sempaghar- und den Archanga-Paß, 
worauf endlich der Abſtieg in das Tirahland vor ſich gehen konnte. 
Am 6. November wurde wieder eine Abteilung britiſcher Infanterie 
in einem Bergthale vollſtändig vernichtet, und am 15. November 
ſchlugen die Afridis eine britiſche Brigade zurück. Der weitere 
Fortgang des Feldzugs wurde durch den Eintritt der ungünſtigen 
Jahreszeit unterbrochen, ohne daß er das Ziel, die Unterwerfung 
der Bevölkerung im Berggelände ſüdlich des Kaibar⸗Paſſes, er⸗ 
reicht hatte. General Marſhman Havelock-Allan wurde im De— 
zember von Afridis im Kaibar⸗Paſſe ermordet. Auf dem am 
27. Dezember in Antraoti eröffneten 13. indiſchen National- 
kongreſſe wurde anerkannt, daß Indien unter britiſcher Herrſchaft 
gewaltige Fortſchritte gemacht habe. 

Mwanga, König des unter britiſchem Schutze ſtehenden Reiches 
Uganda, hatte im Juli eine Erhebung gegen die Europäer zu ſtande 
gebracht, wurde jedoch am 20. Juli von den britiſchen Streitkräften 
geſchlagen und floh nach Deutſch⸗Oſtafrika. Die Ordnung wurde 
in Uganda bald wieder hergeſtellt. Der nicht im Beſitze der Buren⸗ 
Republik befindliche Teil des 1879 eroberten Zululandes, welcher 
bisher eine von Reichsbeamten verwaltete britiſche Schutzherrſchaft 
bildete, wurde im Dezember in Natal einverleibt. Am 4. Oktober 
wurde die Kapſtadt mit Bulawayo, die Hauptſtadt von Rhodeſia, 
verbindende Eiſenbahn durch den Oberkommiſſar der Kapkolonie, Sir 
Milner, feierlich eröffnet. 
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Die ſchon im vorigen Jahre durch Eroberung des Aſchantilandes 
vergrößerte britiſche Schutzherrſchaft in Weſtafrika erfuhr eine 
weitere Ausdehnung durch die erfolgreichen Unternehmungen, welche 
von der Kolonie Lagos aus ins Innere unternommen wurden. Die 
eine war im Dezember v. J. von der Nigermündung aufgebrochen, 
den Strom aufwärts gezogen und hatte am 6. Januar bei Lokodja, 
gegenüber dem Einfluſſe des Benuefluſſes in den Niger, den Boden 
des Reiches Nupe betreten. Von hier hatte ſie ſich weſtwärts nach 
Rabba begeben, wo die Nigergeſellſchaft eine Station beſitzt, und 
ſodann nach Bidah, der Hauptſtadt dieſes muhamedaniſchen Staates, 
die nach heftigen Kämpfen am 27. Januar erobert wurde. Zufolge 
eines am 5. Februar mit Nupe geſchloſſenen Friedens vertrages 
wurde der bisherige Beherrſcher abgeſetzt und ein anderer zum Nach⸗ 
folger beſtimmt, der jedoch nur einen Teil des Landes behielt, 
während die Nigergeſellſchaft die Verwaltung des ſüdlichen Teils und 
eines drei Meilen breiten Streifens am Nordufer des Niger über⸗ 
nahm. Der an das andere Ufer angrenzende, mit Nupe verbündete 
Staat Ilorin wurde am 15. Februar durch Einnahme der gleich⸗ 
namigen Hauptſtadt unterworfen. Die zweite militäriſche Unter⸗ 
nehmung richtete ſich gegen den etwa 50 engliſche Meilen nordwärts 
von der britiſchen Kolonie liegenden Staat Benin, deſſen grauſamer 
Beherrſcher, durch obigen britiſchen Kriegszug mißtrauiſch geworden, 
im Januar die Mitglieder eines britiſchen Erforſchungszugs nach der 
Stadt Alt-Benin hatte niedermetzeln laſſen. Die Hauptſtadt Neu⸗ 
Benin wurde am 18. Februar nach heftigem Kampfe erobert, 
worauf die Nigergeſellſchaft die Verwaltung übernahm und durch 
Erlaß vom 11. März die Sklaverei abſchaffte. Die Verhältniſſe 
im Hinterlande von Lagos und der Goldküſte wurden immer 
verworrener, indem von beiden wetteifernden Teilen, von engliſcher 
wie von franzöſiſcher Seite, Expeditionen in das Innere abgeſandt 
wurden, um vollendete Thatſachen von Beſitzergreifungen herbei⸗ 
zuführen, bevor ſich die in Paris tagende Konferenz zu tief in die 
Sache eingearbeitet habe. 

Was die britiſchen Kolonien Auſtraliens betrifft, ſo richtete 
der, wie alljährlich, zu Hobart in Tasmanien tagende Bundesrat 
an die Königin die Bitte, dafür Sorge zu tragen, daß die britiſchen 
Intereſſen auf den Neuen Hebriden mehr als bisher Beachtung 
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fänden. Am 22. März trat in Adelaide eine erſte auſtraliſche 
Bundesverſammlung zuſammen, in welcher der Vertreter von 
Neu⸗Süd⸗Wales ſehr entſchieden Schritte der britiſchen Regierung 
verlangte, um auch den deutſchen Teil Neu⸗Guineas „zurück“ 
zu erhalten. Von beſonderer Wichtigkeit war es, daß dieſe Ver⸗ 
ſammlung am 31. März einſtimmig gewiſſe Grundzüge einer auſtra⸗ 
liſchen Bundes verfaſſung und am 23. April einen infolgedeſſen 
ausgearbeiteten Entwurf derſelben mit der Beſtimmung genehmigte, 
daß er der öffentlichen Meinung und den Parlamenten der einzelnen 
Kolonien unterbreitet werde. Im Parlamente von Queensland 
ſcheiterten jedoch drei auf Beteiligung an dieſen Beſtrebungen gerichtete 
Vorlagen, und das Parlament von Neu-Süd-Wales faßte ſogar 
den für das Zuſtandekommen des Bundes bedenklichen Beſchluß, die 
künftige Bundesverfaſſung müſſe, um für die „Mutterkolonie“ 
Geltung zu erlangen, in der Volksabſtimmung von wenigſtens 
80000 Stimmen angenommen werden. Am Jubiläumstage der 
Königin wurde in Sidney ein Standbild des erſten Gouverneurs, 
Philipp, feierlich enthüllt. 

Der Gouverneur der Fidſchi-Inſeln brachte es fertig, den 
deutſchen Einfluß hier faſt gänzlich zu vernichten. 

Am 5. Juni kam ein Vertrag Großbritanniens mit China 
zu ſtande, wodurch neue Handelswege zwiſchen britiſch Birma und 
China eröffnet werden ſollten, und China ſich mit allen an der 
birmaniſchen Grenze zu errichtenden Befeſtigungen einverſtanden er- 
klärte ſowie einen an der Grenze Birmas liegenden Landſtrich zu 
ewiger Pacht an Großbritannien überließ. Am 14. Mai wurde mit 
Abeſſynien ein Friedens- und Freundſchaftsvertrag, unter genauerer 
Abgrenzung der britiſchen Schutzherrſchaſt über das Somali-Land, 
geſchloſſen. 

Mit Nordamerika wurde am 11. Januar ein Schieds- 
gerichts-Vertrag, zunächſt auf 5 Jahre, geſchloſſen, dem zufolge 
künftig jede Streitfrage, welche Gebietsanſprüche in Amerika in ſich 
schließt, einem aus je drei amerikaniſchen und engliſchen Richtern 
zuſammengeſetzten Gerichtshofe vorgelegt werden ſoll. Deſſen Ent⸗ 
ſcheidung iſt endgiltig, wenn fie mit fünf gegen eine Stimme getroffen 
iſt; ſollte die Mehrheit geringer ſein, fo kann jede der beiden Mächte 
Einſpruch erheben und die Vermittelung einer fremden Macht nach⸗ 
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ſuchen. Eventuell ſoll ein Schiedsrichter vom Oberſten Gerichtshof 
der Union in Gemeinſchaft mit einem Gerichtsausſchuß des Londoner 
Privy Council, und, wenn dieſe ſich nicht zu einigen vermögen, vom 
Könige von Schweden ernannt werden. 

Am 21. Juli ſtarb in London einer der rührigſten britiſchen 
Staatsmänner der letzten 30 Jahre, Mundella, welcher 1880 im 
liberalen Miniſterium an der Spitze des Unterrichtsweſens und 1886 
im vierten Miniſterium Gladſtones Präfident des Handelsamts war. 
Sir Rutherford Alcock, Senior der engliſchen Diplomaten, die im 
fernen Oſten eine Rolle geſpielt haben, ſtarb am 2. November in London. 


Italien. 


Das am 10. März v. J. infolge der Niederlagen in Afrika ans 
Ruder gelangte Miniſterium di Rudini hatte zuerſt verſucht, mit 
der unter dem vorigen Miniſterium Crispi gewählten Deputierten⸗ 
kammer zu regieren; als es aber nicht mehr recht gehen wollte, 
entſchloß es ſich, freilich nach längerem Zögern, ſie aufzulöſen und 
eine neue Kammer wählen zu laſſen. Der betreffende Erlaß erging 
am 4. März, diesmal jedoch ohne die in ſolchen Fällen ſonſt übliche 
Beifügung eines die Maßregel begründenden Berichts an den König. 
Statt dieſes Berichts wurde am 5. März ein Regierungsprogramm 
veröffentlicht, in welchem es zunächſt hieß, das Miniſterium habe, 
weil es aus der oppoſitionellen Minderheit hervorgegangen ſei, ſchon 
längſt die Abſicht gehegt, Berufung an die Wähler einzulegen, es 
habe dies nur verſchoben, um zuvor durch Beilegung des Kriegs in 
der erythräiſchen Kolonie die Möglichkeit einer ruhigen und ungetrübten 
Beurteilung zu geben. Die bevorſtehenden geſetzgeberiſchen Maß⸗ 
nahmen ſeien ſo wichtig, daß es angezeigt erſcheine, ſie den Wählern 
vorzulegen, bevor man das Parlament damit befaſſe. Bezüglich der 
afrikaniſchen Frage handele es ſich jetzt um die Frage einer Militär⸗ 
politik oder einer Wirtſchaftspolitik; in der Frage des Orients wie 
überhaupt der auswärtigen Politik wünſche die Regierung die Er⸗ 
haltung der Einigkeit unter den Mächten zur Vermeidung eines all⸗ 
gemeinen Kriegs. Alsdann verbreitete ſich die Kundgebung über 
Fragen der Finanzverwaltung und des Schatzes, über Reformen zur 
Hebung der Produktion des Landes, über eine Verbeſſerung des 
Wahlverfahrens und den Schutz der Arbeiter. 
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Die Neuwahlen vom 21. und 28. März ergaben eine Mehrheit 
von 332 Miniſteriellen und 149 Oppoſitionellen, worauf das Par⸗ 
lament am 5. April vom König mit einer Thronrede eröffnet 
wurde, in welcher er daran erinnerte, daß ein halbes Jahrhundert 
verfloſſen ſei, ſeitdem König Karl Albert die freien Einrichtungen 
geſchaffen habe, welche die Unabhängigkeit des Landes begründet 
hätten. Es folgte eine Dankſagung für die Kundgebungen zur Ver⸗ 
mählung des Kronprinzen, eine Anerkennung der vom Heere im 
Kriege gegen Abeſſynien bewieſene Tapferkeit und die Ankündigung 
einer Reihe von Geſetzentwürfen. 

Beide Kammern bemächtigten ſich zunächſt der gerade die all— 
gemeine Aufmerkſamkeit erregenden Vorgänge im Orient, wobei 
die Sympathie der italieniſchen Bevölkerung für die Sache der 
Griechen eine große Rolle ſpielte. In der Deputiertenkammer 
regte am 12. April Sonnino dieſe Fragen an und riet, unbeſchadet 
des Feſthaltens am „Konzert“ der Großmächte, Schritte an, welche 
Griechenland geſtatten könnten, aus der Sackgaſſe herauszukommen. 
Der Miniſterpräſident di Rudini bemühte ſich, zu zeigen, daß die 
Regierung nicht gegen Griechenland Partei nehme, wenn ſie für die 
Freiheit, die Gerechtigkeit, das Gleichgewicht auf dem Mittelmeere 
und für den Weltfrieden ſtimme; die Gefahren einer Iſolierung 
Italiens würden ſehr ernſt ſein. Eine erhebliche Mehrheit der 
Kammer ſah dies vollkommen ein und genehmigte die Haltung der 
Regierung. Ebenſo ſprach ſich am 13. April der Senat aus, nach⸗ 
dem der Miniſter des Außern, Visconti Venoſta, ſich in ähnlicher 
Weiſe, wie di Rudini in der Kammer, ausgeſprochen hatte. Zwar 
drückte nach Abſchluß des griechiſch-türkiſchen Waffenſtillſtands Im⸗ 
briani am 31. Mai in der Kammer nochmals das Bedauern aus, 
daß die Regierung den hohen Idealen ſich untreu gezeigt habe, welche 
den Daſeinsgrund Italiens bildeten; nachdem aber der Miniſter 
Visconti Venoſta nochmals gezeigt hatte, daß die Übereinſtimmung 
der großen Mächte eine erhebliche Sicherheit für Europa herbeigeführt 
habe, blieb die Kammer bei ihrer praktiſchen Auffaſſung. 

Was die inneren Angelegenheiten betrifft, ſo kam zunächſt ein 
Geſetz zur Reorganiſation des Heeres zu ſtande. Hiernach ſoll 
das Militärbudget jährlich 246 Millionen Lire betragen, wovon ſieben 
auf Afrika kommen; die Truppenſtärke ſoll 210000, im nächſten 
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Etatsjahre 215000, die Rekruten⸗Einſtellung ſoll 100000 Mann 
betragen, von Leuten des Beurlaubtenſtandes ſollen 25000 Mann 
mehr einbeordert werden; im übrigen enthielt die Vorlage eine Reihe 
von Veränderungen bei den einzelnen Regimentern. Ein Antrag 
auf Umänderung der Benennung „Königliche Armee“ in „Nationale 
Armee“ war abgelehnt worden. Eine Forderung von 7 Millionen 
für Marinezwecke wurde im Juni genehmigt. 

Die umfangreichſten Verhandlungen der Kammern fanden ſtatt 
über die Fragen der erythräiſchen Kolonie. Am 14. Mai wurden 
in der Deputiertenkammer mehrere hierauf bezügliche Anfragen 
geſtellt: von der einen Seite wurde die Zurückziehung der Truppen 
aus Afrika, von einer anderen das gänzliche Aufgeben ſowohl Ery⸗ 
thräas als auch der Küſte El Benadir, von einer dritten Seite wurde 
nur Aufklärung über die Abſichten der Regierung gewünſcht. Auf 
alle dieſe Anregungen antwortete der Minifterpräfident di Rudini 
am 15. Mai, er habe es ſich angelegen fein laſſen, die Lage der 
Dinge in Afrika wieder auf den Stand zu bringen, auf dem ſie ſich 
nach den Gefechten von Coatit und Senafe befunden habe; auch nach 
dem Friedensſchluſſe mit Abeſſynien ſei der Marebfluß die Grenze 
geblieben und die Garniſon in Kaſſala gehalten, nur auf das 
früher beanſpruchte Protektorat über Abeſſynien ſei verzichtet; 
die Zeit habe aber gelehrt, daß die fernere Beſetzung Kaſſalas 
unnötig und ſogar eine große Laſt ſei. Der bisherige rein militäriſche 
Charakter der Kolonie habe nur zu Kriegen geführt; die Hoffnung 
aber auf Umwandlung in eine land wirtſchaftliche Kolonie habe 
ſich als Täuſchung erwieſen; zur Erhaltung der Kolonie auf ihrem 
gegenwärtigen Stande würde man noch 30 Millionen benötigen; 
wenn man aber gar Schoa angreifen wolle, würden zwei Armee— 
korps mit 80 Millionen Lire Koſten mobiliſiert werden müſſen; man 
müßte alſo eine große Kolonial-Armee ſchaffen, die 35 Millionen in 
Anſpruch nähme. Beim Verbleiben auf dem abeſſyniſchen Hochplateau 
ſeien die dazu nötigen Summen durch Erhöhung der Grundſteuer 
um ein Zehntel und der Salzſteuer um 10 Cent. zu beſchaffen; wolle 
man dieſe Steuererhöhungen nicht, ſo müſſe die Kolonie eigentlich 
ſofort aufgegeben werden, aber das italieniſche Nationalgefühl 
geſtatte nicht, die jetzigen Beſitzungen an Abeſſynien zurückzugeben, 
denn es würden ernſte Verwickelungen daraus entſtehen können; die 
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Regierung ſchlage daher vor, die militäriſche Beſetzung auf das 
Mindeſtmaß, etwa auf Maſſauah, zu beſchränken, ein Gebiet unter 
eingeborenen Häuptlingen zu ſchaffen und der Beſetzung Kaſſalas ein 
Ende zu machen. Zur Ausführung dieſes Programms müſſe ein Ein⸗ 
vernehmen mit Großbritannien getroffen, die Grenze gegen Abeſſynien 
neu geregelt und für 1897— 98 ein Kredit von 19 Millionen Lire 
ausgeſetzt werden. In der Sitzung vom 20. Mai fügte di Rudini 
noch hinzu, es beſtehe kein geheimes Abkommen mit Abeſſynien, und 
er kenne ſehr wohl die Stimmung des Landes, die von einer tiefen 
Unzufriedenheit mit den wirtſchaftlichen Schwierigkeiten und den Härten 
der Beſteuerung zeuge; dieſe Unzufriedenheit könne jedoch nicht durch 
leichtſinnige Unternehmungen, ſondern nur durch ernſthafte Sorgfalt 
beſeitigt werden, die man dem italieniſchen Volke zu bende. Nachdem 
der Kriegsminiſter Pelloux ſich in demſelben Sinne ausgeſprochen 
hatte, bekämpfte der frühere Miniſter Sonnino am 21. Mai das 
Programm der Regierung, weil Italien damit auf jede Kolonial⸗ 
politik verzichten würde. Der frühere Miniſter Colombo wollte 
das Regierungsprogramm als Anbahnung einer völligen Aufgebung 
der Kolonie angeſehen wiſſen. Am 22. Mai endlich beantragte 
Cavalotti die Erklärung, daß das Aufgeben der Kolonie gewünſcht 
werde. Dies ſowie ein Antrag auf Aufſchub der ganzen Entſcheidung 
wurde abgelehnt, dagegen wurde von der Kammer beſchloſſen, ſie 
nehme von den Erklärungen der Regierung Notiz und billige ſie. 
Am 12. Juli gab darauf der Miniſter des Außern, Visconti 
Venoſta, in der Kammer die Erklärung ab, der Beſetzung Kaſſalas 
ſolle nunmehr baldmöglichſt ein Ende gemacht werden. Daran knüpfte 
er einige Bemerkungen über die auswärtige Politik im allgemeinen. 
Den Bündniſſen werde Italien treu bleiben, aber auch mit Frank— 
reich werde es ein den Anſchauungen des Landes entſprechendes 
Verhalten beobachten, das nichts anderes wünſche, als mit der benach— 
barten Nation in Harmonie zu leben. Deshalb ſolle mit der franzö— 
ſiſchen Regierung die Geſamtheit der Handelsintereſſen beider Länder 
näher geprüft werden. 

Wie in der Kolonialfrage, ſo erntete das Miniſterium am 
21. Juni auch bei der Beratung des Etats des Innern eine 
Vertrauenserklärung der Kammer, nachdem di Rudini ihr aus- 
einandergeſetzt hatte, daß das Miniſterium ſich genötigt ſehe, ſich auf 
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eine aus verſchiedenartigen Parteigruppen beſtehende Mehrheit zu 
ſtützen, wie dies ja in allen Parlamenten vorzukommen pflege. 
Schließlich ſind noch zwei im Parlamente vorgekommene Kund⸗ 
gebungen zu erwähnen: am 22. Juni hoben Blaſerna im Senate 
und Sonnins in der Deputiertenkammer hervor, daß das 
britiſche Volk den 60. Jahrestag des Regierungsantritts der Königin 
Viktoria feiere, und baten, die Präſidenten beider Häuſer zu 
erſuchen, dem britiſchen Parlamente den Anteil des italieniſchen Volkes 
an dieſer Feier auszudrücken. Die Präſidenten erklärten ſich hierzu 
bereit. Am 24. Juni gedachte Imbriani in der Deputiertenkammer 
des Jahrestags der Schlacht von Solferino mit dem Wunſche, die 
beiden lateiniſchen Trikoloren möchten ſich immer für die Unab⸗ 
hängigkeit und Freiheit der Völker vereinigt finden. Dieſe Worte 
fanden allgemeine Zuſtimmung. Am 15. Juli wurde die Deputierten⸗ 
kammer bis zum November vertagt. 

Am 22. April wurde in Rom ein Mordanfall auf den König 
verübt. Als er nachmittags in Begleitung eines Adjutanten nach 
dem Reunplatz von Campannella fuhr, näherte ſich außerhalb des 
Thores von San Giovanni, etwa zwei Kilometer von der Stadt, 
ein Mann ſchnell dem königlichen Wagen und führte einen Dolchſtoß 
gegen den König, der jedoch auswich, indem er ſich erhob. Der 
Thäter, Pietro Acciarito, ein Schmiedearbeiter und ſeit zwei Tagen 
beſchäftigungslos, hatte anſcheinend keine Mitſchuldige. Der König 
ſetzte die Fahrt fort und wurde auf dem Renmplatze mit ſtürmiſchen 
Kundgebungen der Volksmenge begrüßt; als auch die Diplomaten 
und andere hochgeſtellte Perſonen ihn auf der Tribüne beglückwünſchten, 
erwiderte er lächelnd, dies ſeien die kleinen Freuden des Metiers. 
Abends ſtrömte eine ungeheuere Menſchenmenge auf dem Platze vor 
dem Quirinal zuſammen und brachte dem Könige ſtürmiſche Huldi⸗ 
gungen dar; auf Verlangen wurde von der Schloßgarde die Königs⸗ 
hymne inmitten unbeſchreiblicher Begeiſterung mehrmals geſpielt. Auch 
auf dem Colonnaplatze fand eine großartige Kundgebung ſtatt. Die 
Kundgebungen im übrigen Italien waren nicht geringer. Es war 
dies der zweite Mordanfall auf den König, der ſchon im No⸗ 
vember 1878 bei ſeinem Einzuge in Neapel angefallen und leicht 
verletzt worden war. Die Gemahlin des Kronprinzen, Helene, 
vollzog am 29. April im Arſenal zu Venedig die Taufe eines vom 
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Stapel laufenden Schlachtſchiffs erſter Klaſſe auf den Namen 
„Saint Bon“. Am 15. Juni war das Königspaar und das 
Kronprinzenpaar anweſend bei der feierlichen Enthüllung eines Denk⸗ 
mals für König Viktor Emanuel in Rom. Ein anderes Denk— 
mal wurde am 20. Juli zur Erinnerung an die Schlacht von 
Milazzo im Jahre 1860 enthüllt, wobei Crispi in längerer Feſt⸗ 
rede ſich gegen den Vorwurf verteidigte, Italien ins Unglück geſtürzt 
zu haben durch ſein Beſtreben, es groß zu machen. Eine Schlacht, 
ſagte er, die durch Unvorſichtigkeit eines Führers, nicht durch die 
Schuld der Nation verloren worden, dürfe Italien auf ſeinem Wege 
nicht aufhalten; andere Völker hätten weit ſchwerere Prüfungen über 
ſich ergehen laſſen müſſen und es doch verſtanden, ſich wieder auf 
zurichten. Am 2. September unternahmen der König und die 
Königin die Reiſe zum Beſuche des deutſchen Kaiſerpaars nach 
Homburg v. d. H., von der ſchon oben unter „Deutſchland“ die 
Rede war, und welche von den angeſehenſten Blättern Italiens mit 
großer Genugthuung ſowie als Zeichen ebenſo fortdauernder Freund⸗ 
ſchaft beider Herrſcherhäuſer als des Bündniſſes beider Regierungen 
aufgenommen wurde. 

Das Miniſterium di Rudini erlitt am 19. September inſofern 
eine Anderung, als an Stelle des verſtorbenen Juſtizminiſters Coſta 
der bisherige Unterrichtsminiſter Gianturco, und an deſſen Stelle 
der bisherige Miniſter ohne Portefeuille, Graf Codronchi, ernannt 
wurden. Am 11. Oktober war das Miniſterium das Ziel einer von 
der Kaufmannſchaft Roms in Szene geſetzten großartigen Kund⸗ 
gebung in Fragen der 145 Millionen Lire betragenden Höher— 
Einſchätzung zur Einkommenſteuer. Eine Meinungsverſchiedenheit 
im Miniſterium trat dadurch hervor, daß der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten nach Rudinis im September an die Präfekten gerichteten 
Erlaſſen wider das ſtaatsgefährliche Treiben der klerikalen Partei 
demonſtrativ dem Erzbiſchof Ferrari von Mailand einen Beſuch ab- 
ſtattete. Bei einem am 11. November den Miniſtern di Rudini und 
Brin in Turin gegebenen Ehrenmahle hoben beide die Notwendigkeit 
einer Vereinigung der liberalen Elemente hervor. 

In der Deputiertenkammer gab der Schatzminiſter Luzzatti 
am 1. Dezember eine Darſtellung der Finanzlage. Das Jahr 
1896 —97 habe mit einem Überſchuſſe von 34 Millionen Lire ab⸗ 
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geſchloſſen, das laufende Finanzjahr verſpreche ſogar einen überſchuß 
von 40%, Millionen, und zwar trotz Erhöhung der Heeresausgaben 
um 14 Millionen und der Verwendung von 4 Millionen für Schiff⸗ 
bauten; der überſchuß ſolle zur Einziehung der Staatsſchuldſcheine 
verwendet werden. Für 1898/99 ſagte der Miniſter einen Überſchuß 
von 44 Millionen Lire voraus. Die Lage des Etats im allgemeinen 
erlaube nicht nur, ohne Anleihe auszukommen, ſondern auch die 
ſchwebende Schuld zu verringern. Die Ausgaben für die Kolonie 
Erythräa ſollten von 9 auf 5 Millionen Lire herabgeſetzt werden. 

Nachdem die Deputiertenkammer am 3. Dezember bei Beratung 
eines Geſetzentwurfs über die Beförderungen im Heere einen vom 
Kriegsminiſter Pelloux nicht gebilligten Abänderungsantrag ange— 
nommen hatte, bat er um Entlaſſung. Dieſen Umſtand benutzte das 
ganze Miniſterium di Rudini, ſich durch Auſchluß an dieſes Geſuch 
eine beſſere Stellung zu bereiten, denn es lagen Anzeichen dafür 
vor, daß es ſich in der Deputiertenkammer nicht mehr wie bisher 
völlig auf die Unterſtützung verſchiedenartiger Fraktionen werde ſtützen 
können. Die Umbildung erfolgte am 14. Dezember in der Art, daß 
der angeſehene Führer einer der Gruppen der Linken, Giuſeppe 
Zanardelli, das Juſtizminiſterium übernahm, das er ſchon 1881/83 
und 1887/91 bekleidet hatte. Zu ſeiner Gruppe gehörte der neue 
Unterrichtsminiſter Niccolo Gallo, früher Dozent der Aſthetik an der 
Univerſität zu Rom. Das Fach der öffentlichen Arbeiten übernahm 
Giuſeppe Pavoncelli aus Apulien, Bankier und einer der größten 
Weinbauer Italiens. Der bisherige Advokat Francesco Cocco Ortu 
aus Sardinien wurde Miniſter für Ackerbau. Der neue Kriegsmi⸗ 
niſter Graf Aleſſandro Aſinari di San Marzano war 1887 Ober— 
befehlshaber gegen Abeſſynien. Di Rudini ſtellte am 20. De⸗ 
zember dieſes umgebildete Miniſterium der Deputiertenkammer 
vor, ohne ein neues Regierungsprogramm zu entwickeln, woraus die 
Redner entnehmen zu dürfen glaubten, daß es dem nunmehr aus 
Mitgliedern der Rechten und der Linken zuſammengeſetzten Miniſterium 
unmöglich ſei, mit einem feſtabgeſchloſſenen Programme hervorzu⸗ 
treten. Alle Führer der Linken, Giolitti, Sonnino, Fortis und Bac⸗ 
celli, nahmen entſchieden Stellung gegen die neue Regierung, und 
da auch eine Anzahl von Mitgliedern der Rechten ſowie die äußerſte 
Linke gegen dieſelbe ſtimmte, ſo verfügte ſie nur über eine Mehrheit 
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von 16 Stimmen, einſchließlich der Stimmen der Miniſter und 
Unterſtaatsſekretäre, während die Mehrheit für das Kabinett di Rudini 
anfangs 120 betragen hatte. Der Miniſterpräfident ſchien ſich alſo 
bei ſeiner Umbildung des Kabinetts verrechnet zu haben. 

Die erythräiſche Kolonie, mit deren zukünftigem Schickſale 
das Parlament ſich ſo eingehend beſchäftigt hatte, wurde am 16. Januar 
durch den Einbruch eines Heeres der Derwiſche beunruhigt, welche 
an Kaſſala vorbei bis in die Nähe von Agordat zogen. Es wurden 
raſch ſtarke Verteidigungs-Vorkehrungen getroffen, worauf die Der- 
wiſche ebenſo unvermutet, als ſie gekommen waren, ſchon am 
26. Januar wieder abzogen. Um dieſelbe Zeit nahm der bisherige 
Oberbefehlshaber und Zivilgouverneur, General Baldiſſera, längeren 
Urlaub um ſchließlich nicht mehr nach Afrika zurückzukehren. An 
ſeine Stelle als Zivilgouverneur wurde der Senator Bontadini er— 
nannt. Die letzten Italiener kehrten anfangs Juni aus der abeſſy⸗ 
niſchen Gefangenſchaft zurück. Der ungünjtigen Schilderung, 
welche Prinz Heinrich von Orléans von ihrem Aufenthalte in Abeſſyuien 
im Pariſer „Figaro“ entworfen hatte, trat Pater Oudin, der eine 
Karawane zur Unterſtützung der Gefangenen nach Schoa geleitet und 
ſich hier längere Zeit aufgehalten hatte, ſehr kräftig entgegen. Von 
dem hieraus entſtandenen Zweikampfe dieſes Prinzen mit dem Grafen 
von Turin iſt ſchon oben unter „Frankreich“ die Rede geweſen. Das 
Beſtreben der Regierung, die allmähliche Aufgebung der Kolonie, 
unter möglichſter Schonung des italieniſchen Nationalitätsgefühls, vor 
ſich gehen zu laſſen, wurde empfindlich durchkreuzt durch das uner⸗ 
wartete Verlangen Kaiſer Meneliks, die neue Grenze im Oſten 
35 km nördlich vom Marebfluſſe feſtzuſetzen, womit zwei der frucht⸗ 
barſten Landſchaften ſowie die an die italieniſchen Siege vom De⸗ 
zember 1894 erinnernden Punkte Coatit und Senafe und der wichtige 
Straßenpunkt Adi⸗Caie den Italienern verloren gehen mußten. 
Menelik ſagte, von ſelbſt würde er dies nicht verlangt haben, aber 
der Wunſch der betreffenden Bevölkerung nötige ihn dazu. Kaſſala 
wurde im Dezember an Egypten abgetreten. 

Am 6. Februar ſtarb General Cadorna in Turin, am 5. März 
Graf Ludwig von Aquila, Bruder des 1859 verſtorbenen Königs 
Ferdinand II. beider Sizilien, im 74. Lebensjahre. Der frühere 
Miniſter Grimaldi ſtarb in Rom am 16. März, am 15. Mai in 
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Petersburg der dortige italieniſche Botſchafter Marcheſe Maffei di 
Boglio, am 12. Auguſt General Morozzo della Rocca in Luſerna, 
am 15. Auguſt der Juſtizminiſter Coſta in Ovada, der ſterbend 
dem Könige ſeinen letzten Gruß ſandte. Im Oktober ſtarb in hohem 
Alter der gelehrte Benediktinermönch und langjährige Abt des 
Kloſters Montecaſſino, Pater Luigi Toſti, der vor zehn Jahren den 
vergeblichen Verſuch unternahm, eine Ausſöhnung zwiſchen Italien 
und dem Papſttum herbeizuführen. Am 18. Dezember verſchied in 
Florenz einer der größten Politiker Italiens, der Senator Carlo 
Alfieri, Verfaſſer zahlreicher politiſcher Schriften. 

Papſt Leo nahm am 7. März in Gegenwart vieler Kardinäle 
und des diplomatiſchen Korps die feierliche Eröffnung der glänzend 
wiederhergeſtellten Sala Borgia im Vatikan vor. Als er am 
27. Mai in der Peterskirche die Heiligſprechung des Antonio 
Maria Zaccaria, der im 16. Jahrhundert den Barnabiten-Orden 
gründete, und des Peter Fourier vornahm, der im 17. Jahrhundert 
lebte und den Beinamen „Apoſtel von Lothringen“ führte, wurde 
zum erſten Male wieder ſeit dem Aufhören der weltlichen Herrſchaft 
des Papſtes der volle Glanz und die kirchliche Pracht entfaltet, zu 
welcher tauſende von Pilgern herbeigeſtrömt waren. Am 30. Juni 
richtete der Papſt an einen ſpaniſchen Biſchof ein Schreiben voll 
Anerkennung für das nun auch in Spanien begründete verdienſtliche 
Werk zahlreicher Männer, an der Hand der päpſtlichen Vorſchriften 
und Ermahnungen „die Peſt und Gottloſigkeit, welche die Freimaurer⸗ 
ſekte im Volke auszuſtreuen ſich bemüht, mit vereinten Kräften abzu⸗ 
wehren.“ Es war dies jedoch nicht das erſte Mal in dieſem Jahre, 
daß die Abneigung des Papſtes gegen die Freimaurer beſonders her— 
vortrat, ſondern vorausgegangen war die wohl in allen Erdteilen das 
größte Aufſehen erregende Entdeckung eines ſeltſamen, kulturgeſchicht⸗ 
lich ſehr merkwürdigen Falles, welcher ſich an den ſeit Jahren kund⸗ 
gegebenen Eifer des Papſtes gegen die Freimaurer geknüpft hatte, 
und unter dem Namen „Taxil⸗Schwindel“ bekannt wurde. Der 
Fall verhielt ſich folgendermaßen: 

Ein Franzoſe Namens Gabriel Jogard-Pages, ein Schabernack⸗ 
ſpieler von Natur, der ſchon als junger Menſch in Marſeille einen 
Haifiſcheinfall in den dortigen Hafen vorausgeſagt und viele Gläubige 
dafür gefunden hatte, auch ſpäter auf dem Boden des Genfer Sees 
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eine Stadt entdeckt haben wollte, erwarb ſich ſpäter in Paris durch 
ſchlüpfrige und religionsfeindliche Romane eine ſolche Anrüchigkeit, 
daß ihn die Kirche wegen ſeiner unglimpflichen Behandlung der 
Perſon Chriſti in den Bann that. Hierauf ſpielte er den reuigen 
Sünder, verdammte ſeine Romane, that bei den Jeſuiten drei 
Monate lang Buße und beſtrebte ſich, durch ſeine Feder die Um⸗ 
triebe und Schreckniſſe der Freimaurer, der „Palladiſten“, die 
er aus eigener Erfahrung zu kennen behauptete, an den Pranger zu 
ſtellen. Er nannte ſich Leo Taxil, wurde vom Papſte empfangen, 
ſtand mit vielen Prälaten und Geiſtlichen, die feſt an ihn glaubten, 
in Verbindung und ſpielte ſodann als Triumph feiner Verdienſte die Be⸗ 
kehrung einer angeblichen amerikaniſchen Millionärin, der Diana Vaug⸗ 
han aus, die er den Klauen der Freimaurer entriſſen haben wollte. Für 
dieſe Dame intereſſierte ſich daher die Geiſtlichkeit, zumal ſie an 
Biſchöfe und katholiſche Blätter ſchrieb, die merkwürdigſten Ent⸗ 
hüllungen über die Freimaurer veröffentlichte und ſogar von einer 
Verſchwörung ſprach, bei der nächſten Papſtwahl mit Hülfe frei⸗ 
maureriſcher Geiſtlichen den päpſtlichen Stuhl mit einem Freimaurer 
zu beſetzen. So ward Diana allmählich eine Berühmtheit, in der 
Sacre Coeur-Kirche von Montmartre ſtiegen Gebete für fie auf, 
Kardinal Parocchi ſchrieb einen anerkennenden Brief an fie, und 
der Hausprälat des Papſtes ermunterte ſie ſchriftlich, alles jedoch, 
ohne daß irgend jemand ſie geſehen oder von ihrer Exiſtenz ſich ver⸗ 
ſichert hätte. Unter ihrem Namen ſchrieb der ſog. Taxil mit Hülfe 
ſeines Schulfreundes, des Marinearzts Hacks, das 800 Seiten um— 
faffende Buch „Der Teufel im 19. Jahrhundert“, ferner Bücher 
über „Die Denkwürdigkeiten der Expalladiſtin“ und „Die 
neuntägige Abendmahlsandacht“. Wohl aus Haß gegen die 
Freimaurer glaubte die Geiſtlichkeit alles hier Geſagte, einſchließlich 
der Mitteilungen vom Teufel Bitru, von dem ihm aus ſeinem 
Schwanz geriſſenen Haar und von dem Klavier ſpielenden Krokodil. 
Taxil ſandte ſogar eine Gaſſenhauerweiſe als Eingebung von Miß 
Vaughan nach Rom, wo man dieſe „Arie von der philharmoniſchen 
Klyſtierſpritze“ unter die Choralmelodien aufnahm, bei Gottesdienſten 
ſang und ſpielte. Als eine neue Begünſtigung der Sache mußte es 
erſcheinen, daß 1895 römiſche Vereine in der Jeſuitenkirche „Al Jeſu“ 
eine dreitägige Dankes an dacht über die zur Förderung der katholiſchen 
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Intereſſen dienenden palladiſtiſchen Enthüllungen der Miß Vaughan 
abhielten. Der Kardinal-Vikar richtete am 16. Dezember 1895 
ein Schreiben an dieſelbe, worin er ſagte: „Seine Heiligkeit hat 
mich beauftragt, Ihnen zu danken und Ihnen ihrerſeits einen ganz 
beſonderen Segen zu ſpenden.“ Daran knüpfte der Kardinal die 
Hoffnung auf einen Beſuch der Miß in Rom, fobald die Verhält⸗ 
niſſe ihr den Austritt aus der Zurückgezogenheit erlaubten. Sie zu 
empfangen, werde ihm „das größte Glück“ ſein; ihre Bekehrung ſei 
einer der herrlichſten Triumphe der Gnade, die er kenne. Nun kam 
aber der Biſchof von Charlestown, in deſſen Stadt, nach den 
Mitteilungen der Miß, der Teufelstempel ſich befinden ſollte, 
eigens nach Rom, um dem Papſte zu ſagen, daß dieſe Angabe falſch 
ſei. Auch der Vikar von Gibraltar ſchrieb dem Papſte, die 
palladiſtiſche Angabe, daß die Freimaurer in Höhlen der Felſen 
von Gibraltar mit wirklichem Höllenfeuer ihre Teufelswaffen 
ſchmiedeten, ſei Dichtung. Der Papſt aber befahl erſterem zu 
ſchweigen und ließ am 27. Mai 1896 durch den General-Sekretär 
Verzichi der Miß ſchreiben, daß er „mit großer Freude“ ihre 
„Euchariſtiſche Novene“ geleſen habe; ferner ſuchte der päpſtliche 
Hausbeamte Villard durch Brief vom 16. Oktober 1896 die Miß 
„in ihrem erhabenen Werke“ zu ermutigen, „das wirkliche Ziel des 
Freimaurerordens zu enthüllen: den Kultus des Teufels.“ Beim 
Antifreimaurer-Kongreß zu Trient im September v. J. tauchten 
jedoch erhebliche Zweifel auf, infolge deren es zu heftigen Ausein⸗ 
anderſetzungen zwiſchen Anhängern und Gegnern der Miß kam; und 
zwar erwieſen ſich die Gründe der Gegner ſo ſtark, daß der Kongreß 
nicht wagte, ſich offen für die Enthüllungen auszuſprechen, ſondern 
eine Kommiſſion „zur Prüfung“ der Sache einſetzte. Bald darauf 
wurden von Taxril ſelbſt und von Hacks, der unter dem Namen 
„Bataille“ ſchrieb, die Zweifel ſehr ſtark vermehrt, lediglich um 
den an das Unglaublichſte einmal feſtgenagelten Klerus nur um ſo 
tiefer hineinzulegen. Am 22. Januar d. J. fällte ſodann jene Kom⸗ 
miſſion ihren Spruch dahin, daß ſie keinen entſcheidenden Beweis 
für oder gegen die Exiſtenz und Bekehrung ſowie die Echtheit der Schriften 
der Diana Vaughan gefunden habe. Da trat endlich Leo Taxil am 
19. April d. J. im Saale der Geographiſchen Geſellſchaft zu Paris 
mit dem feierlichen Geſtändnis auf, daß er ſeit 12 Jahren die 
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katholiſche Geiſtlichkeit und den Papſt mit ſeiner Bekehrung getäuſcht 
habe und daß die ganze Vaughan-Geſchichte nur eine Komödie 
geweſen ſei, um Geld zu verdienen; der Teufelskultus der Frei⸗ 
maurer ſei nur ein von ihm erſonnener Ulk, Diana nur eine 
Schreibmaſchinen⸗Kopiſtin, der er ſeine Briefe an katholiſche Geiſt⸗ 
liche in der ganzen Welt diktiert habe, die Geiſtlichkeit habe aus 
Beſchränktheit und Unehrlichkeit bei dem Schwindel mitgeholfen. 
Die Verſammlung, vor welcher dieſes mit den Briefen des Papſtes 
und hoher Geiſtlichen belegte Geſtändnis abgelegt wurde, beſtand 
aus den von Tail eingeladenen eifrigſten Anhängern der „Miß“, 
die nun ihre höchſte Wut kundgaben, vorſorglich aber beim Eintritt 
alle Stöcke und Schirme hatten abgeben müſſen. Ein Teil der 
deutſchen katholiſchen Preſſe hat unbewußt den Schwindel unterſtützt, jo 
die „Germania“, die am 28. Dezember 1886 ſchrieb, Taxils 
Enthüllungen hätten auch für Deutſchland „ihren großen Wert“, 
ferner die „Schleſiſche Volks ⸗Ztg.“, die am 25. November 1886 
geſagt hatte, „der beſte Beweis für die Zuverläſſigkeit der Angaben 
Taxils“ beſtehe in dem Verſuch der franzöſiſchen Logenblätter, die⸗ 
ſelben zu beſtreiten, und die „Kölniſche Volks-Ztg.“, die am 
11. Mai 1888 geſagt hatte, wenn irgend jemand die franzöſiſche 
Freimaurerei kenne, jo ſei es Tail. Die „Germania“ war bis 
zur großen Enthüllung in dieſem Fahrwaſſer geblieben, fie hatte ſo— 
gar kurz zuvor, nichts Schlimmes ahnend, verwundert geſagt, ſie 
habe noch immer keine Einladung Taxils erhalten, aber ſchon 
folgenden Tags freudig mitgeteilt, die „eigenhändig“ von Diana 
unterzeichnete Einladung ſei nun eingetroffen. Die „Kölniſche 
Volks⸗Ztg.“ indes war das erſte dieſer Blätter, welches Unrat 
gewittert hatte, und das nach der Euthüllung wünſchte, ſie „möge 
in katholiſchen Kreiſen wirken wie ein reinigendes Gewitter“, ja auch 
die „Germania“, welche anfangs hervorgehoben hatte, die Enthüllung 
ſchließe nicht aus, daß in Taxils Schriften „vieles Richtige“ ent⸗ 
halten ſei, rühmte am 9. und 11. Mai d. J., daß das Verdienſt 
der Enthüllung bereits dem Pater Hermann Gruber (Hildebrand 
Gerber) wegen ſeines zweibändigen Werks „Taxils Palladinismus⸗ 
Roman“ gebühre. Dieſes Verdienſt galt vielleicht um ſo größer, 
als Gruber 1886 eins der Hauptwerke Taxils nicht nur ins 
Deutſche überſetzt und durch die Paderborner Bonifazius⸗Druckerei 
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in 100000 Exemplaren hatte verbreiten laſſen, ſondern dieſes von 
ihm mit vielen Zuſätzen verſehene Werk in Bd. 34 der „Stimmen 
aus Maria Laach“ angeprieſen, auch in ſeinem Buche „Aberglaube 
und Unglaube bei den Anhängern des lutheriſchen bezw. reformierten 
Bekenntniſſes“ das Reſultat ſeiner „Erkundigungen bei geweſenen 
Freimaurern“ mitgeteilt hatte und ein ganzes Arſenal der drolligſten Frei⸗ 
maurer-Spielfahen entdeckt haben wollte. Grubers Nimbus der 
Enthüllung des Taxil⸗Schwindels wollte jedoch der Abbé de la 
Tour de Nos in Toulouſe nicht anerkennen, der am 8. Mai d. J. 
eine Schrift veröffentlichte, in welcher er Gruber als Freimaurer 
hinſtellte und Beweiſe dafür anführte, daß die Miß Vaughan dennoch 
exiſtiere. In weiteren Kreiſen hat jedenfalls erſt Taxil ſelbſt die Sache 
bekannt gemacht, welche nunmehr im Mai d. J. den katholiſchen 
Profeſſor der Apologetik Hermann Schell in Würzburg veranlaßte, 
in der Schrift „Der Katholizismus als Prinzip des Fortſchritts“ dar⸗ 
zulegen, daß „die ungeheure Verehrung und Verbreitung der Ent⸗ 
hüllungen über den Satanismus und Palladismus der Loge, über 
die Abſichten der Hölle, über die Freimaurerſtellung des Teufels 
Bitru ſowie über die Großmutter und Mutter des Antichriſten“ in 
neuerer Zeit bewieſen, wie gewaltig der romaniſche Geiſt die religiöſe 
Vorſtellungswelt der Katholiken und des katholiſchen Klerus zu beein⸗ 
fluſſen vermag“; man ſei ſeit einigen Jahrzehnten gelehrt worden, den 
derbſten romaniſchen Aberglauben für kirchlich⸗katholiſch zu halten, 
hingegen allem, was von feiten der deutſchen Theologie zur 
rationalen und ethiſchen Vertiefung der Glaubenslehren aufgeboten 
worden, mit Mißtrauen entgegenzutreten; die Folge ſei Inferiori⸗ 
tät im ſelbſtändigen Vernunftgebrauch; das Heilmittel hiergegen liege 
im Geiſte des Katholizismus, in der Entfaltung aller katholiſchen 
Kräfte zu freiem, ſelbſtändigem Wetteifer auf wiſſenſchaftlichem wie 
ſozialpolitiſchem Gebiete. Bittere Klage führte Schell darüber, daß 
es dem deutſchen Katholizismus an nationalem Selbſtbewußtſein gegen⸗ 
über der religiöſen Ausländerei fehle. Es entſtand nun in der 
katholiſchen Kirche eine lebhafte Bewegung für und gegen 
Profeſſor Schell, jedoch wurde ſeitens der Kirche nicht wider ihn vor⸗ 
gegangen. Auf viele Angriffe hin wendete er ſich in einem Nachtrage 
zu ſeiner Schrift mit Entrüſtung gegen den Verſuch, damit zu 
prunken, daß ein Jeſuit zuerſt den Vaughan⸗Schwindel enthüllt habe, 
29% 
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und führte eine Reihe von Beweiſen dafür an, daß einzelne Jeſuiten, 

e „Civiltä cattolica“, die Schule, der Geiſt des Jeſuitismus und 
die wohldreſſierte jeſuitiſche Jüngerſchaft im Weltklerus die Ermög⸗ 
lichung und Verbreitung des ganzen Taxilſchen Lügenſyſtems ver⸗ 
ſchuldet hätten. Von ſeiten des Papſtes erfolgte in dieſer Angelegen⸗ 
heit nichts, als eben obiges Schreiben gegen die Freimaurerei in 
Spanien. Im November erſchien in Berlin eine Schrift von 
Dr. Ricks über „Leo XIII. und der katholiſche Satanskult.“ 

Am 15. Juli wurde ein an den Kardinal Oreglia di Santo 
Stefano gerichtetes Schreiben des Papſtes veröffentlicht, worin er 
allen zu obiger Heiligſprechung S. 335) nach Rom gekommenen Biſchöfen 
für eine Adreſſe dankte, in welcher ſie ihre unbedingte Anhänglichkeit 
an den päpſtlichen Stuhl zum Ausdruck brachten. Zugleich ermahnte der 
Papſt die Biſchöfe, dieſe Geſinnung der ganzen katholiſchen Welt ein⸗ 
zuprägen und dahin zu wirken, daß die Kirchen der orientaliſchen 
Diſſidenten ſich mit der römiſchen Kirche vereinigten, denn es erſcheine 
täglich notwendiger, daß der apoſtoliſche Stuhl die ihm von der 
Vorſehung beſtimmte Stellung wieder erlange. Am 1. Auguſt erließ 
der Papſt ein Rundſchreiben an die Erzbiſchöfe und Biſchöfe 
Deutſchlands, Oſterreichs und der Schweiz über die 300 jährige 
Gedächtnisfeier des unter dem Namen Petrus Caniſius be⸗ 
kannten, 1521 zu Nymwegen geborenen Peter Kanes, welcher als 
Deutſchlands zweiter Apoſtel (nach Bonifazius) die katholiſche Religion 
erfolgreich gefördert habe, indem er bemüht geweſen ſei, durch 
geeignete Predigten, gelehrte Erörterungen, Einführung von Schulen 
und Herausgabe guter Bücher die durch Neuerungsſucht und Unge⸗ 
bundenheit in der Lehre entſtandene Schädigung des Glaubens und 
Verwilderung der Sitten von der Jugend fern zu halten. Welche 
gewaltige Aufgabe dieſer Mann auf ſich genommen, ſehe derjenige 
leicht ein, „welcher den Zuſtand Deutſchlands zur Zeit, in der 
Luther zuerſt die Fahne des Aufruhrs erhob,“ ins Auge 
faſſe; Entartungen der Sitten hätten den Irrtum und dieſer wieder 
die Sittenverderbnis bis zum äußerſten gefördert, infolgedeſſen nach 
und nach mancher vom katholiſchen Glauben abgefallen ſei und 
„das unheilvolle Gift“ ſich allmählich faſt durch alle deutſchen 
Länder verbreitet, ſchließlich ſich Menſchen jeden Standes und jeder 
Lebensſtellung mitgeteilt habe; da, als die Religion im deutſchen 
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Reiche dem Untergange nahe geweſen, habe ihm Gott ſchleunige und 
die weitaus entſchiedenſte Hilfe geſandt „durch die damals gerade zur 
rechten Stunde entſtandene Geſellſchaft des h. Vaters Ignatius 
von Loyola“, welcher, als erſter unter den Deutſchen, Caniſius 
ſich angeſchloſſen, der ſodann auf den Hochſchulen von Köln, Ingol- 
ſtadt und Wien „den mächtigen Bau der ſcholaſtiſchen Theologie“ 
vor dem Geiſtesauge der Deutſchen habe erſcheinen laſſen. Welche 
Kundgebungen dieſes Rundſchreiben in Deutſchland zur Folge hatte, 
iſt ſchon oben (S. 174) erwähnt worden. 

In ſeiner Antwort auf die Glückwünſche der Kardinäle zum 
Weihnachtsfeſte führte der Papſt aus, der foziale Friede ſei in 
der Beobachtung des Geſetzes und in dem Vorbilde des Erlöſers be- 
gründet; daß man dies vergeſſen habe, ſei die Urſache der Beun⸗ 
ruhigung und der Leiden der jetzigen Generation; hiernach beklagte 
der Papſt die Urſache der Verwirrungen in dem Streite zwiſchen 
ihm und dem italieniſchen Staate und fragte, wann es für einen 
Staat unwürdig geweſen ſei, den Weg gerechter Genugthuung zu 
betreten. 

Am 3. Januar ſtarb in Neapel der Kardinal Sanfelice di 
Acquavella, mit dem der deutſche Kaiſer 1896 auf ſeiner Reiſe nach 
Süditalien eine längere Unterredung hatte; am 16. Mai ſtarb in 
Montecaſſino der Kardinal Siciliano di Rende, Erzbiſchof von 
Benevent. 


Spanien und Portugal. 


Die öffentlichen Angelegenheiten im Königreiche Spanien wurden 
auch in dieſem Jahre vollkommen beherrſcht von der Fortdauer der 
Aufſtände auf Kuba und den Philippinen⸗Inſeln. Dem im Januar 
vorigen Jahres als Oberbefehlshaber nach Kuba geſandten General 
Weyler wollte es dort ebenſo wenig glücken wie ſeinem Vorgänger, 
dem Marſchall Martinez Campos. Freilich gewann er den Auf⸗ 
ſtändiſchen gegenüber mehr Vorteile als dieſer: am 5. Januar ſchlug 
er ſie in den Provinzen Santa Clara und Pinar del Rio, am 
28. Februar erſtürmten die ſpaniſchen Truppen unter General 
Hernandez das verſchanzte Lager der Aufſtändiſchen bei Cabezadas 
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de Rio Hondo und nahmen hier deren hauptſächlichſten Anführer, 
Ruiz Rivera, gefangen, endlich am 14. April beſiegten fie die Auf- 
ſtändiſchen am Fluſſe Trocha; allein die größere Strenge des Generals 
Weyler ſchien dem ganzen Beruhigungswerke nicht förderlich zu ſein, 
insbeſondere ſchien ſie die Erwartungen zu zerſtören, welche an das 
am 4. Februar von der Königin⸗Regentin erlaſſene Dekret wegen 
Einführung von Reformen auf Kuba geknüpft worden waren. 
Durch dieſen Erlaß war der Inſel eine ſelbſtändige Verwaltung 
unter der fortdauernden Oberhoheit Spaniens verliehen. Die Ges 
meinden und Provinzen ſollten ſelbſt ihre Präſtdenten und Bürger⸗ 
meiſter wählen, die Provinzialvertretungen ſollten in gewiſſen Fällen 
die Entſcheidungen der Gemeinden aufheben dürfen, die Macht⸗ 
befugniſſe des Generalgouverneurs und der Civilgouverneure ſollten 
ſich nur auf Überwachung der Einhaltung der Geſetze und auf die 
Fürſorge erſtrecken, daß die Budgets der Provinzen nicht überſchritten 
werden. Ein für die ganze Inſel einzuſetzender Verwaltungsrat ſollte 
den ordnungsmäßigen Gang aller Zweige des öffentlichen Dienſtes 
überwachen, 21 ſeiner 35 Mitglieder ſollten, wie die Gemeinderäte 
und Provinzialvertretungen, aus Wahlen hervorgehen, 5 ſollten aus 
den Reihen der früheren Senatoren und Abgeordneten Kubas ges 
nommen werden; der Generalgouverneur ſollte der Ehrenpräſident des 
Verwaltungsrats fein, während der wirkliche Präſident von dieſer 
Körperſchaft zu wählen ſei. Dieſe hat das Budget, die Steuern, 
Abgaben und Zölle feſtzuſetzen, der Generalgouverneur hat die öffent⸗ 
lichen Beamten aus den Eingeborenen der Inſel und den wenigſtens 
zwei Jahre hier ſeßhaften Eingewanderten zu ernennen; die Ent⸗ 
ſcheidung über die geſetzliche Giltigkeit dieſer Ernennungen ſollte jedoch 
in den Händen des Verwaltungsrats liegen; auch in den Juſtizdienſt 
ſollten nur Perſonen, wie die eben bezeichneten, aufgenommen werden. 
Die gleichen Reformen ſollten für Puerto Nico zur Anwendung 
gelangen. 

Die Einführung dieſer weitgehenden Zugeſtändniſſe war natür⸗ 
lich erſt für die Zeit nach vollſtändiger Beruhigung des Landes in 
Ausſicht genommen; ſie ſchienen jedoch vorläufig kaum Eindruck zu 
machen, höchſtens den eines Zeichens von Schwäche der ſpaniſchen 
Regierung, der man um ſo mehr mißtraute, als das ſtrenge Regi⸗ 
ment des Generals Weyler nicht dazu zu paſſen ſchien. Infolgedeſſen 
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brach der Unwille der ſpaniſchen Liberalen mit der Kubapolitik der 
Regierung im Mai ziemlich heftig aus, der liberale Parteiführer 
Sagaſta erging ſich in einer vor ſeinen Anhängern gehaltenen Rede 
in einer ſtarken Verurteilung der vom Miniſterium Canovas angeb⸗ 
lich begangenen Fehler, und in den am 20. Mai ohne Thronrede 
eröffneten Cortes begann man alsbald, ſich mit den Angelegenheiten 
Kubas, anſtatt mit den die Reform des Militärſtrafgeſetzbuchs und 
die Vermehrung der höheren Marine-Offizierſtellen betreffenden Vor⸗ 
lagen, zu beſchäftigen. Als im Senate Comas eine Anfrage wegen 
des Verhältniſſes Nordamerikas zu den Aufſtändiſchen auf Kuba 
ſtellte, entſtand eine änßerſt lebhafte Verhandlung, und als das Ge⸗ 
ſpräch hierüber unter den nach der Sitzung den Saal verlaſſenden 
Senatoren ſich mit gleicher Heftigkeit fortſetzte, verſetzte der Miniſter 
des Äußeren, O'Donnell, Herzog von Tetuan, dem greifen Se⸗ 
nator, Profeſſor Comas eine Ohrfeige. Darüber entftand großer 
Lärm und wüſtes Durcheinander, der Herzog wurde alsbald von an⸗ 
deren Seiten geſchlagen, und als es endlich gelungen war, die 
Kampfhähne nach verſchiedenen Zimmern abzuführen, ſprach der 
Miniſter ein Bedauern über ſein Verfahren aus; Comas ließ ihn 
zwar zum Zweikampfe fordern, aber es wurde entſchieden, die Sache 
ſei durch die ſofortige Wiedergabe ähnlicher Beleidigungen bereits 
ausgetragen. Für ihren geſchlagenen Profeſſor veranſtalteten die 
Studenten eine lebhafte Kundgebung, bis dieſer vom Balkon aus tief⸗ 
gerührt ſeinen „lieben Kindern“ dankte, ſie jedoch unter thätiger Bei⸗ 
hilfe eines eingetretenen Platzregens bat, ruhig nach Hauſe zu gehen. 
Übrigens war es ſeit dem Beſtehen von Parlamenten der erſte Fall, 
daß ein Miniſter ſeine Anſicht einem Abgeordneten durch Ohrfeigen 
einleuchtend zu machen verſuchte; es ſtand jedoch nicht zu befürchten, 
daß dieſe Neuerung ihren Rundgang durch die Parlamente anderer 
Staaten machen werde. Auf die im Senate geſtellte Frage wegen 
Nordamerikas Verhalten erwiderte der Miniſterpräſident Canovas 
del Caſtillo am 21. Mai, der Präſident der Union werde wohl 
ſchon der Anſicht ſein, daß die Erklärung der kubaniſchen Aufſtändi⸗ 
ſchen als Kriegführende nicht dem dortigen Senate, ſondern der aus⸗ 
übenden Gewalt zuſtehe. Am 22. Mai gab der Finanzminiſter in 
der Deputiertenkammer eine Überſicht über die Finanzlage, wo⸗ 
nach ſich ein Überſchuß von 10 Millionen Peſetas ergebe. 
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Das ſich ſteigernde Mißverhältnis zwiſchen anſehnlichen Gruppen 
beider Kammern und dem konſervativen Miniſterium führte am 
2. Juni zu einer Miniſterkriſis. Canovas del Caſtillo reichte 
angeſichts der in den Cortes entſtandenen ſchwierigen Berhältniffe - 
das Entlaffungsgefuh des Miniſteriums ein. Die Regentin zog 
Sagaſta und den Marſchall Martinez Campos zu Rate. 
Erſterer betonte mit großem Nachdrucke die Notwendigkeit einer 
völligen Anderung der politiſchen Richtung und einer raſchen Einfüh⸗ 
rung der für Kuba verheißenen Reformen, unter Abberufung des 
Generals Weyler; die Regentin befolgte jedoch den Rat des Mar- 
ſchalls Campos und behielt das konſervative Miniſterium, einſchließ⸗ 
lich des Herzogs von Tetuan bei, welcher den Streit mit den Libe⸗ 
ralen ſo brennend gemacht hatte. Nicht lange nachher fand jedoch 
der Wunſch der Liberalen infolge eines plötzlichen Vorganges Cr- 
füllung: am 8. Auguſt wurde der Miniſterpräſident Cano vas del 
Caſtillo im kleinen Seebadeorte Santa Ague da in der Nähe der 
unweit der franzöſiſchen Grenze liegenden Seeſtadt San Sebaſtian 
vom Anarchiſten Michele Angiolitto aus Foggia in Italien ermordet. 
Fern von Madrid und ſeiner Schwüle pflegt die vornehme Welt die 
Sommermonate in dieſen Badeorten zuzubringen; fo war auch Canovas 
dort, der im Freien auf einer Bank ſitzend die Zeitung las, als der 
Mörder, ohne daß jemand es zu hindern vermochte, auf drei Meter 
Entfernung raſch nach einander drei Schüſſe auf den Ahnungsloſen 
feuerte, die ſogleich den Tod herbeiführten. Nach Ausſage des Mör⸗ 
ders war die That das Ergebnis einer Verſchwörung zur Rache für 
die am 4. Mai auf dem Montjuih, der Feſtung Barcelonas, er— 
folgte Hinrichtung von vier wegen Bombenwerfen und Ermordung 
eines Polizeipräfekten zum Tode verurteilten Anarchiſten. Der 
Fall hatte alſo Ahnlichkeit mit der 1894 erfolgten Ermordung des 
Präſidenten Carnot durch Caſerio. Die That wurde in den weiteſten 
Kreiſen Spaniens ſehr beklagt, denn Canovas, welcher ſo oftmals 
während langer Perioden an der Spitze der Regierung geſtanden 
hatte, war in letzter Zeit unſtreitig der hervorragendſte Staatsmann 
des Landes geweſen. Die Regentin ehrte ſein Andenken durch Ver⸗ 
leihung des Herzogstitels an die Witwe. Der Mörder, welcher vor 
Gericht die Anarchie zu verteidigen verſuchte, wurde am 20. Auguſt 
mittels Garotte hingerichte. Zum Minifterpräfidenten wurde der 
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Kriegsminiſter, General de Azearraga ernannt, wodurch angedeutet 
war, daß es ſich nur um ein Proviſorium handele. 

Als nun die Lage auf Kuba ſich nicht beſſerte, die Aufſtändi⸗ 
ſchen unter Garcia am 30. Auguſt ſogar die wichtige Stadt Vic⸗ 
toria de las Tunes nach tapferem Widerſtande der ſpaniſchen Be⸗ 
ſatzung einnahmen, kam es zu jenem von Sagaſta angeratenen 
Umſchwunge, der noch dadurch befördert wurde, daß der linke 
Flügel der Konſervativen unter Führung Silvela's in der Bekäm⸗ 
pfung der bisherigen Kubapolitik gemeinſame Sache mit den Liberalen 
machte. de Azcärraga bat am 30. September um Entlaffung, 
worauf Sagaſta am 4. Oktober ein neues Miniſterium bildete, 
in welchem er ſelbſt den Vorſitz übernahm, während Pio Gullon 
das Außere, Groizard die Juſtiz, General Correa das Kriegsweſen, 
Admiral Bermejo die Marine, Capdebon das Innere, Puig⸗ 
cerver die Finanzen, riqueng Handel und Ackerbau, Moret die 
Kolonien erhielten. Es war dieſes das fünfte Mal, daß der frühere 
Ingenieur Sagaſta an die Spitze geſtellt wurde, das erſte Mal 1874 
nach dem Staatsſtreiche des Generals Pavia, das zweite 1881/83, 
zum dritten Male 1885/90, zum vierten 1892/95, während in die 
Zwiſchenräume die verſchiedenen Miniſterien Canovas gefallen waren. 

Die erſte Handlung des neuen Miniſteriums beſtand in der Ab⸗ 
berufung des Generals Weyler am 10. Oktober und der Ernennung 
des Marſchalls Don Ramon Blanco ey Erenas, Marquis de Pena 
Plata, zum Oberbefehlshaber auf Kuba. Dieſer erließ im Anfange 
des November eine Anſprache mit dem Hinweis auf die der Inſel 
unter Spaniens Oberhoheit verliehene Selbſtändigkeit und unter Zu⸗ 
ſicherung von Gnade für die Aufſtändiſchen, welche die Waffen 
niederlegen würden. Daran ſchloſſen ſich am 26. November 
Dekrete, durch welche die Reformen für Kuba und Puerto Rico 
eingeführt wurden. Sie betrafen die volle Ausdehnung der ſpaniſchen 
Verfaſſung auf die großen Antillen und die Gewährung des all- 
gemeinen Wahlrechts. Zwar kam es im Anfang des Dezember 
nochmals zu Kämpfen, in welchen die Aufſtändiſchen unterlagen; 
Marſchall Blanco aber ſetzte, unbeirrt um den noch vorhandenen 
Widerſtand, am 22. Dezember ein Miniſterium unter Vorſitz des 
angeſehenen Advokaten Joſe Maria Galvez ein. General Weyler 
kehrte in gereizter Stimmung nach Spanien zurück und überreichte 
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am 27. Dezember der Regentin einen Proteſt gegen einige Stellen 
in der Botſchaft des Präſidenten der nordamerikaniſchen Union; es 
erſcheine ihm, ſagte er, unfaßbar, daß die Regierung dieſe Behaup⸗ 
tungen nicht ſofort ſtreng zurückgewieſen habe, welche feige und grobe 
Beleidigungen der heldenmütigen ſpaniſchen Soldaten auf Kuba jo- 
wie ihres als brutal bezeichneten Generals enthielten; die Ehre 
Spaniens erfordere eine ſofortige öffentliche, weitgehende Genugthuung. 
Der General wurde in dieſem Vorgehen von dem Politiker Romero 
Robledo unterſtützt, welcher hieraus Angriffe gegen das Miniſterium 
entnehmen zu wollen ſchien. 

Der im vorigen Jahre, aus ähnlichen Gründen wie auf Kuba, 
auf den Philippinen⸗Inſeln ausgebrochene Aufſtand machte auch 
in dieſem Jahre den Spaniern viel zu ſchaffen. Am 19. Februar 
gelang es, den Aufſtändiſchen die Stadt Silang, ihr Hauptbollwerk 
in der Provinz Cavite, abzunehmen. Infolgedeſſen gelang es dem 
General Bachambra endlich, auf den nach Norden führenden 
Landſtraßen vorzudringen und am 24. Februar eine 6000 Mann 
ſtarke Abteilung Aufſtändiſcher unter Aguinaldo in einer Schlacht 
bei Perezdasmarinas zu beſiegen. Anderſeits wurde am 25. Fe⸗ 
bruar die Kaſerne der Karabiner in Manila von Aufſtändiſchen über⸗ 
rumpelt. Der Oberbefehlshaber General Polavieja kam ſeiner 
drohenden Abberufung durch ein Entlaſſungsgeſuch zuvor und wurde 
im März durch den General Primo Rivera erſetzt. Bevor dieſer 
eintraf, gelang es, die Stadt Noveleta auf der Inſel Luzon ein- 
zunehmen. Unter Rivera kam es noch zu vielen Kämpfen, aber am 
28. November boten die Anführer der Tagalen unter beſtimmten 
Bedingungen, welche ſogleich angenommen wurden, die Unterwer⸗ 
fung an. Die Aufſtändiſchen lieferten Waffen und Schießbedarf 
aus, gelobten feierlich, ſich niemals wieder gegen Spanien erheben 
zu wollen, und erhielten Verzeihung, die Führer wurden nach der 
engliſchen Beſitzung Hong-Kong gebracht. Die geſamte von Spanien 
gegen die Aufſtändiſchen auf Kuba und den Philippinen überhaupt 
aufgewandte Heeresmacht belief ſich auf 49 Generale, 773 höhere, 
7047 niedere Offiziere und 208 730 Mann, der Verluſt 23000 Mann. 

Im September erregte es großes Aufſehn, daß der damalige 
Finanzminiſter Neverter vom Biſchofe von Mallorka, einem 
früheren Karliſten, mit dem großen Kirchenbanne belegt wurde, 
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weil er im Juli eine Verfügung der Regentin veranlaßt hatte, wo⸗ 
durch einem Geiſtlichen zu Gunſten des Staats die ihm aus Gefälligkeit 
überlaſſene Verwaltung eines früher einer frommen Stiftung gehörenden, 
1855 ſäkulariſierten Waldes wegen Mißwirtſchaft entzogen wurde. 

In der königlichen Familie ereigneten ſich zwei Todesfälle: 
Am 1. Februar ſtarb die Infantin Luiſe, geb. 1832 und jüngere 
Schweſter der früheren Königin Iſabella II., ſeit 1846 und gleich- 
zeitig mit letzterer vermählt mit dem 1890 verſtorbenen Herzoge von 
Montpenſier, Sohne Ludwig Philipps, Königs der Franzoſen. Sie 
hinterließ nur eine Tochter, Iſabella, die 1894 verwitwete Gräfin 
von Paris. Die älteſte Tochter war als erſte Gemahlin König 
Alfonſos XII. früh verſtorben. Anfang Juni ſtarb in einem ge⸗ 
wöhnlichen Gaſthauſe zu Paris die Infantin Iſabella, Schweſter 
Franz's von Aſſiſi, des Gemahls Iſabellas II. 

Im Königreiche Portugal trat im Anfange des Februar ein 
Syſtemwechſel in der Regierung ein. Das ſeit Februar 1893 im 
Amte befindliche, aus den Häuptern der Regeneratorenpartei 
beſtehende Miniſterium Hintze-Ribeiro hatte die beſcheidenen Ver⸗ 
ſprechungen, mit welchen es damals vor das Land getreten war, 
nicht erfüllt. Es hatte die Bevölkerung mit Steuern überbürdet, 
ohne den Forderungen der Staatsgläubiger gerecht zu werden und 
ohne für Hebung der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des Volkes 
etwas zu thun, ja es hatte Heer, Marine, Kolonien ſtark vernach⸗ 
läſſigt. Unter dem Einfluſſe des ſehr hohen Zolltarifs hatte ſich 
das Leben in Portugal außerordentlich verteuert; freilich hatte ſich 
unter dieſem Zollſchutze die heimiſche Induſtrie entwickelt, jedoch 
nicht zum Nutzen des Gemeinwohls, ſondern nur zum Nutzen der 
teilweiſe mit jahrelangen Vorrechten ausgerüſteten Fabrikanten, welche 
nur ein wenig billiger verkauften, als die ausländiſchen Fabrikate 
einſchließlich des Zolls zu ſtehen kamen. Dazu war infolge trockener 
Witterung die Ernte in Weizen und Mais mißraten, während die 
Ausfuhr des nach Güte und Menge vorzüglichen vorjährigen Weins 
beim Fehlen wirkſamer Handelsverträge den vorhandenen großen Vor⸗ 
räten nicht entſprach. Die Notwendigkeit geſteigerter Getreideeinfuhr 
bewirkte eine Verminderung im Goldeingang, und der Ausfall in 
der allgemeinen Ausfuhr führte eine geſteigerte Goldausfuhr herbei, 
ſodaß die Kurſe raſch fielen und es der Regierung ſehr erſchwert wurde, 
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ihren finanziellen Verpflichtungen nachzukommen. Endlich war dem 
Miniſterium ein zu großes Entgegenkommen gegen England vor⸗ 
geworfen. Es war daher gründlich reif zum Rücktritt. Der mit 
der Bildung eines neuen Miniſteriums betraute Luciano de Caſtro 
hatte bereits 1886— 90 an der Spitze geſtanden und war ſeit zwei 
Jahren Führer der nunmehr wieder aus Ruder gelangenden Pro⸗ 
greſſiſtenpartei. Das Finanzminiſterium wurde dem früheren 
Ingenieur Reſſano Garcia übertragen, der 1886 —90 Miniſter 
der Marine und der Kolonien geweſen war. Dieſes Fach über⸗ 
nahm de Barros Gomes, ſpäter Dias Coſta, das Kriegsweſen 
General F. M. da Cunha, das Außere der frühere Botſchafter in 
Berlin, de Carvalhoe Vasconcellos, die Juſtiz F. da Veiga 
Beiräo, die öffentlichen Arbeiten Auguſto da Cunha. Der 
Rücktritt des bisherigen Miniſters des Außern, de Soveral, war 
auch für die deutſchen Intereſſen wichtig, weil er den engliſchen 
Kolonialanſprüchen, im Gegenſatze zur öffentlichen Meinung Portugals, 
zu weit entgegengekommen war. Er wurde nun zum Geſandten in 
London ernannt. 

In der Thronrede vom 10. Juni zur Eröffnung der Cortes 
wurde zwar ein reichhaltiges Programm für Angelegenheiten der in⸗ 
neren Politik verkündigt; die Kammern zeigten ſich jedoch wenig ge⸗ 
neigt, auf die Finanzpläne des Miniſteriums einzugehen. Deſſen 
Verſuche, die Annahme derſelben zu erzwingen, riefen große Unzu⸗ 
friedenheit hervor, namentlich erhielt die republikaniſche Be⸗ 
wegung dadurch neue Nahrung. Die Zuſtände geſtalteten ſich der⸗ 
art, daß zur Aufrechterhaltung der Ruhe in Liſſabon Militär auf⸗ 
geboten werden mußte. Die Cortes wurden am 2. September ge⸗ 
ſchloſſen, nachdem ſie von 12 Vorſchlägen des Finanzminiſters nur 
drei genehmigt und einige der anderen garnicht zur Abſtimmung 
hatten gelangen laſſen. 

Die oſtafrikaniſche Kolonie Moſambique wurde begreiflicher⸗ 
weiſe durch den Widerſtreit zwiſchen Großbritannien und Transvaal 
in Mitleidenſchaft gezogen. Je gewaltiger ſich Laurengo Marquez 
als Ausfuhrort der Kohlen aus Transvaal entwickelte und als der 
wichtigſte Hafen Südafrikas herausſtellte, um ſo mehr zeigten ſich die 
Engländer geneigt zur Wiederaufnahme ihrer früheren Verſuche, hier 
dauernd Platz zu nehmen. In der engliſchen Preſſe wurde dies ganz 
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ausdrücklich verlangt, und der engliſche Oberſt Malleſon ſuchte in 
einer Schrift nachzuweiſen, daß der Beſitz der Delagoabai eine 
unumgängliche Notwendigkeit für England ſei. Anderſeits kam aus 
Transvaal der Wunſch, daß dieſes portugieſiſche Gebiet für neutral 
erklärt und unter die Garantie der Großmächte geſtellt werden möchte. 
Durch ſolche öffentliche Beſprechungen fühlten ſich die Portugieſen in 
ihrem Nationalſtolze gekränkt, und einige Blätter in Liſſabon ant⸗ 
worteten in einer Sprache, wie wenn Portugal noch auf derſelben 
Höhe wie im 16. Jahrhundert ſtände. Immerhin nahm man in 
der Kolonie alle Kraft zuſammen, um ſich ſelbſtändig zu zeigen: mit 
Hülfe tüchtiger Beamten wurde den vielſeitigen Mängeln im Hafen 
von Laurengo Marquez und beim Eiſenbahnbetriebe abgeholfen, auch 
wurde für die Zeit vom 15. März an ein Kriegsſteuergeſetz für die 
ganze Kolonie erlaſſen. Als nun am 22. März ein aus 6 Kriegs⸗ 
ſchiffen beſtehendes britiſches Geſchwader in die Bucht, ja ſogar 
in den Laurengofluß einlief, glaubte man, in Erinnerung an das 
frühere Verhalten Englands, das Schlimmſte gewärtigen zu können. 
Hatte es doch 1874 in ſchnödeſter Rechtsverletzung zwei in der Bucht 
liegende Inſeln beſetzt und erſt infolge Schiedsſpruchs des Präſidenten 
Mac Mahon 1875 wieder herausgegeben; hatte es doch ferner 1877 
Portugal zum Verzicht auf ſeine alten Rechte im Schive- Gebiete, 
1879 zu den weitgehendſten Zugeſtändniſſen und 1883 durch ab⸗ 
geſandte Kriegsſchiffe zur Abtretung des Manikalandes genötigt. 
Glücklicherweiſe ſtellte es ſich jedoch heraus, daß dem vierwöchigen 
Aufenthalte der britiſchen Flotte nur die Bedeutung einer Kundgebung 
zukam; allein ermutigt hierdurch, erhoben die Eingeborenen im 
Gaſalande, dem ſüdlichen Teile der Kolonie, die Fahne der 
Empörung, nachdem es erſt 1896 nach der Gefangennahme des 
Königs Gunguehana völlig unterworfen zu ſein ſchien. Jetzt ſtand 
deſſen Oheim an der Spitze von acht Volksſtämmen, deren Gebiet 
ſich bis zum Limpopo oder Krokodilfluſſe ausdehnt, von wo ſie auch 
Transvaal bedrohten. Infolgedeſſen wurde im Juli durch Sendung 
Alvaro da Coſta Ferreiro's, des Generaladjutanten des Königs, nach 
Pretoria ein freundſchaftliches Verhältnis mit der ſüdafrikaniſchen 
Republik angeknüpft. Nachdem der Oberbefehlshaber von Mozam⸗ 
bique, Major d' Albuquerque, im Auguſt den Aufſtand nieder⸗ 
geworfen hatte, hielt er im Dezember, unter größtem Jubel der Be⸗ 
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völkerung, einen feierlichen Siegeseinzug in Liſſabon. Auch die 
Eingeborenen in der Kolonie an der weſtafrikaniſchen Guinea— 
Küſte erhoben im März einen Aufſtand, wahrſcheinlich infolge von 
Aufhetzungen aus dem Auslande, denn 400 Jahre lang hatten ſie 
Ruhe gehalten. 
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Was das Königreich Velgien betrifft, ſo hoffte man auf vielen 
Seiten, daß der König beim Beginne des Jahres ein klärendes 
Wort über die durch den Streit der Parteien verworrene Lage reden 
werde, er beſchränkte ſich jedoch in ſeiner Antwort auf die Be⸗ 
grüßungen der Kammern darauf, in ſchönen, wahren und allgemein 
gehaltenen Worten die Notwendigkeit und den Wert patriotiſcher 
Geſinnung zu betonen. 

In der Deputiertenkammer ſpielten ſich gleich nach Wieder⸗ 
aufnahme der parlamentariſchen Arbeiten ſehr ſtürmiſche Szenen 
ab, bei welchen die Unduldſamkeit der klerikalen Mehrheit von neuem aufs 
deutlichſte hervortrat. Den Anlaß gab eine Anfrage wegen der vom Unter⸗ 
richtsminiſter verfügten Verhängung einer Disziplinarſtrafe gegen zwei 
Lehrerinnen in Gent, weil fie ihre Zöglinge zur Zivil-Beerdigung einer 
Mitſchülerin geleitet hatten. Der klerikale Miniſter Schollaert ver- 
ſuchte, den Nachweis zu erbringen, daß die Lehrerinnen ihre Befugniſſe 
überſchritten hätten. Der Abg. Anſeele brandmarkte hierauf die 
Sprache der klerikalen Preſſe, die u. a. geſagt habe, die Familie 
des verſtorbenen Kindes habe es wie einen Hund begraben laſſen. 
Als hierbei lebhafte Zwiſchenrufe erfolgten, kam es zu ſolchem 
Tumulte, daß der Präſident die Sitzung aufheben mußte. Die erſte 
größere Frage, welche die Kammern beſchäftigte, war der von den 
Vlamen Coremans und de Vriendt vor geraumer Zeit in der 
Deputiertenkammer vorgeſchlagene Geſetzentwurf, durch welchen der 
vlämiſchen Sprache, die in Belgien von der Mehrheit der 
Bevölkerung geſprochen wird, der Charakter einer Amtsſprache, 
gleich der franzöſiſchen Sprache, beigelegt werden ſollte. Der Vor⸗ 
ſchlag entſprach ſo ſehr den Gefühlen der Gerechtigkeit, daß ſelbſt die 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, welche in der Kammer ausſchließ⸗ 
lich franzöſiſche Wahlbezirke vertreten, nicht Anſtand nahmen, zuzu⸗ 
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ſtimmen. Zur großen Freude der Vlamen wurde der Vorſchlag von 
der Kommiſſion faſt einſtimmig angenommen; die Hoffnung auf 
Genehmigung durch den Senat wurde jedoch bitter getäuſcht, denn 
die franzöſiſche Partei, welche ihre bisher behauptete Oberherr⸗ 
ſchaft bedroht ſah, benutzte die Zwiſchenzeit zur Veranſtaltung einer 
tiefgehenden Agitation, wobei ſie die kräftige Unterſtützung amtlicher 
Kreiſe, insbeſondere der Gerichtshöfe, fand, welche ſämtlich an den 
Senat Eingaben mit der Bitte richteten, der vlämiſchen Sprache die 
Fähigkeit einer Gleichſtellung mit der franzöſiſchen abzuſprechen. Die 
franzöſiſchen Agitatoren riefen in den walloniſchen Provinzen 
ſogar eine Bewegung hervor, in der mit der Losreißung von Belgien 
gedroht wurde. So kam es, daß der Senat am 5. Februar den 
Geſetzvorſchlag dahin änderte, daß nur eine amtliche Übertragung 
der nach wie vor in franzöſiſcher Sprache abzufaſſenden Geſetze 
in das Vlämiſche erfolgen ſolle. Die Vlamen wurden hierdurch ſehr 
aufgebracht, ihr lange erſtrebtes, ſchon für ſo nahe gehaltenes Ziel 
war wieder in die Ferne gerückt; ſie fühlten ſich jedoch keineswegs 
entmutigt, ſondern in ganz Flandern entſtand eine immer mächtiger 
werdende Bewegung, um die Deputiertenkammer zum Feſthalten an 
ihren Beſchlüſſen zu bewegen. Am 28. Februar veranſtalteten ſie 
in der Brüſſeler Vorſtadt Schaerbeek eine große Kundgebung. 
Durch die Straßen bewegte ſich ein impoſanter Zug mit Bannern 
und Inſchriften, voran marſchierten die Vertreter Antwerpens, ſodann 
folgten die von Aloſt, Brügge, die Weſtflanderer und die aus Oſtende, 
weiter die aus Tongres, Haſſelt und dem Limburgſchen. Sehr zahl⸗ 
reich waren die Genter, den Schluß bildeten Studenten aus Mecheln 
und Löwen. Dann und wann ſtimmte eine Gruppe einen Geſang 
an, mit Vorliebe den, in welchem es hieß: „Gij hebt ons schande- 
lijk bedrogen, en ons in't aangezicht gespogen.“ Die Ver⸗ 
ſammlung beſchloß endlich, von den Kammern die völlige Gleich— 
ſtellung der beiden Sprachen und Abſtellung der Beſchwerden der 
Vlamen zu verlangen. Ferner erſchienen am 23. April in Ant⸗ 
werpen 150 Abgeſandte aus allen vlamiſchen Landesteilen, welche 
als „Volksrat“ dieſes Verlangen wiederhslten und weiterhin die 
Sprachenkenntnis der Richter in Brabant ſowie ein vlamifches 
Konſervatorium forderten. Ein Redner verglich übrigens die Lage 
der Vlamen mit der der Czechen in Ofterreih. Der Sprachenſtreit 
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rückte vorläufig nicht weiter, feindlicher aber als zuvor ſtanden ſich 
Wallonen und Vlamen gegenüber. 

Ein anderer Zwieſpalt unter beiden Kammern betraf einen 
Geſetzentwurf der Regierung wegen Verbots aller Hazardſpiele 
und Spiele, bei welchem eine Bank gehalten wird, nur in Oſtende 
und Spaa ſollten die Spielhöllen erhalten bleiben. Der Senat 
genehmigte den Entwurf, die Deputiertenkammer lehnte ihn jedoch 
dieſer Ausnahme wegen ab. 

Die wichtigſte Frage des Landes, die der Heeresreform, 
ruhte, ſeitdem im vorigen Jahre der Kriegsminiſter General Braſſine 
im Hinblick auf die Weigerung des klerikalen Miniſteriums de Smet 
de Nayer, die allgemeine Dienſtpflicht anzunehmen, zurückgetreten 
war. Ein Militär konnte infolgedeſſen für das Amt des Kriegs⸗ 
miniſters nicht gefunden werden, und doch konnte die Bekleidung 
dieſes Amts durch den Arbeitsminiſter Vandenpeerebom zu keiner 
Löſung führen. Dieſer Miniſter kam ſogar mit dem Könige in 
Streit, indem er ſich weigerte, die von ihm im Einverſtändnis 
mit dem Generalſtabe vollzogenen Ernennungen mehrerer Generale 
mit ſeiner Gegenzeichnung zu verſehen. Er berief ſich nämlich darauf, 
daß in Belgien nicht der König, ſondern das Miniſterium regiere. 
Darauf kam es am 13. Juni zu einer merkwürdigen Kundgebung: 
die ausgedienten Generale und Offiziere erſchienen beim Könige, 
dem fie eine Denkſchrift mit Proteſt gegen weiteren Aufſchub der 
Heeresreform und mit der Bitte um eine öffentliche Zuſtimmung des 
Königs zur Einführung der perſönlichen Dienſtpflicht an Stelle des 
Loskaufſyſtems überreichten, während vor dem Schloſſe Tauſende auf⸗ 
gezogen waren, welche eine Wählerſchaft vertraten, der die Generale 
mit ihrer Bitte aus dem Herzen ſprachen. Der König ließ ſich in 
ſeiner Antwort ſehr ſcharf für Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
aus und ſagte „Sie predigen einem Bekehrten; was uns betrifft, die 
wir uns in unmittelbarer Nachbarſchaft von Regierungsmittelpunkten 
befinden, die den vorherrſchenden Einfluß auf die Geſchicke Europas 
ausüben, ſo müſſen unſere militäriſchen Einrichtungen denen der uns 
umgebenden Nationen nachgebildet ſein“. Das war eine Kund⸗ 
gebung des Königs gegen ſein Miniſterium, welches, un⸗ 
geachtet ſeiner allgemeinen Zuſtimmung zur Heeresreform, der allge⸗ 
meinen Wehrpflicht nicht hold war, weil die Biſchöfe die Heranziehung 
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der Geiſtlichen zur Militärpflicht fürchten. übrigens hatte der König 
auf die in der Bitte der Generale thatſächlich auch liegende Auf⸗ 
forderung, nach Auflöſung der zweiten Kammer Neuwahlen unter 
dem Loſungsworte der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht aus⸗ 
zuſchreiben, erwidert: „Die Nation beſtimmt ſelbſt über ihre Geſchicke, 
aber meine Pflicht iſt es, zu warnen, und dieſe habe ich nie 
verſäumt.“ 

Die Rede des Königs gab dem Abgeordneten Delbeke in der 
Deputiertenkammer Anlaß zu einer Anfrage. Belgien, ſo begann 
er, iſt eine mutige, aber keine militäriſche Nation, es iſt neutral, 
und die Mächte haben ein Intereſſe daran, daß ſein Gebiet unverſehrt 
bleibt. Der Belgier liebt leidenſchaftlich ſeine Freiheit, er will ein 
ausreichendes Heer, aber keine militäriſchen Thorheiten, auch dürſtet 
er nicht nach militäriſchem Ruhme, trotzdem ſeien die Militärlaſten 
geſtiegen, es ſei ein Heer von 130000 Mann vorhanden, und 
jeit 1830 ſeien 3 Millarden für militäriſche Zwecke verausgabt. 
Aber eine kleine, nur aus Militärperſonen beſtehende Partei mit 
prätorianiſcher Haltung werde ſtets vom Könige geſtützt, fie habe ſich 
jedoch getäuſcht, die große Mehrheit des Landes weiſe den persönlichen 
Militärdienſt zurück; demgemäß habe das Miniſterium als „Löſegeld“ 
die Umgeſtaltung der Bürgergarde beantragt; hiermit nicht zufrieden 
habe ſodann die Militärpartei, unter Mitwirkung des Königs, jene 
Kundgebung veranſtaltet; allein die Einführung des perſönlichen 
Regiments ſei ebenſo unzuläſſig wie ein Ausſpruch des Königs als 
Befehlshabers des Heeres, denn auch als ſolcher habe er ſich den 
Anſchauungen der Miniſter zu fügen, ſonſt würde das Königtum ge⸗ 
fährdet ſein; in Wahrheit bilde die Rede des Königs das ſchroffſte 
militäriſche Programm, das je ausgeſprochen worden ſei. Der 
Miniſterpräſident de Smet de Nayer bemühte ſich in ſeiner durch 
Widerſpruch und höhniſche Zurufe vielfach unterbrochenen Rede, die 
Auslaſſung des Königs jeder ernſten Bedeutung zu entkleiden; der 
Empfang der 7 Generale ſei kein öffentlicher Akt, die Rede des 
Königs ändere nichts an der Politik des Miniſteriums, enthalte nur 
einen perſönlichen Wunſch und bekräftige nur die Achtung des Königs 
vor dem nationalen Willen; das Miniſterium achte die Entſchlüſſe 
der Kammermehrheit, habe aber doch als „Ideal“ die Beſeitigung 
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haben, der König ſei kein militäriſcher Minotauros, und ſeine Worte 
würden aufs übertriebendſte entſtellt. Der Fortſchrittler Magnette 
rügte ſcharf die klägliche Haltung des Miniſteriums; der Sozialiſt 
Turnémont rühmte den Stolz, Charakter und Mut des Königs, 
der jedoch ein ſtarkes Heer nicht gegen den äußeren Feind, ſondern 
gegen die Sozialiften haben wolle, die ſich aber über die mili- 
täriſchen Gelüſte inſofern freuten, als jeder dem Pfluge entzogene, 
in die Kaſerne geſchickte Bauer Sozialiſt werde. Der Rechtenführer 
Woeſte hielt die Rede des Königs für wirkungslos und verlangte ein 
feſtes Einſchreiten gegen die militäriſchen Kundgebungen. Schließlich 
ging die Kammer einfach zur Tagesordnung über. Gegen Ende 
Mai unternahm der Senator Janſon, Führer der Radikalen, noch 
einen Schritt zu gunſten der Heeresreform, und zwar mittels eines 
im Senate eingebrachten Antrags auf Veranſtaltung einer Volks⸗ 
abſtimmung über dieſe große Frage; das Miniſterium ſprach ſich 
jedoch, anſcheinend aus Beſorgnis vor einem der Reform günſtigen 
Ergebnis, dagegen aus, der Senat lehnte ab. 

Mit dem oben erwähnten neuen Geſetze über die Bürgerwehr 
ſollte das liberale Bürgertum bezüglich ſeines Verlangens nach Reform 
des Heeres abgefunden werden. Die Bürgerwehr ſollte vollſtändig 
als Reſerve des Heeres dienen zur Aufrechthaltung der Ordnung, 
zur Überwachung der Geſetze und zur Erhaltung der nationalen 
Unabhängigkeit des Landes; bedenklich war von vornherein nur die 
von Coremans aus Antwerpen hineingebrachte Beſtimmung, daß, 
außer den Belgiern, jeder Fremde, welcher wenigſtens ein Jahr 
lang ſeinen Aufenthalt in Belgien hat, nach zurückgelegtem 21. Lebens⸗ 
jahre bürgerwehrpflichtig ſein ſollte. Coremans ging eben nur davon 
aus, daß die vielen jungen Deutſchen in Antwerpen nicht beſondere 
Vorteile vor den Einheimiſchen haben dürften. Die Sache war aber 
ſehr unbedacht, und nach Unterzeichnung des Geſetzes durch den 
König wurde deutſcherſeits angefragt, wie ſich die Regierung die 
Ausführung des Geſetzes hinſichtlich der in Deutſchland noch dienſt⸗ 
pflichtigen Reichsangehörigen denke, eine Militärpflichtigkeit in beiden 
Ländern ſei doch nicht denkbar. Das Ende vom Liede war, daß 
ſämtliche Ausländer wieder freigegeben werden mußten. 

Auf dem an den Oſtertagen in Gent ſtattgehabten Kongreſſe 
der belgiſchen Sozialiſten zeigte ſich, daß unter ihnen eine Spaltung 
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im Entſtehen war. Am 15. Auguſt hielten 50000 Sszialiſten, von 
denen ein großer Teil mit Sonderzügen aus den Provinzen angelangt 
war, einen Umzug durch die Straßen von Brüſſel, um damit ihre 
Abneigung gegen eine Reform des Heeres zu bekunden. Alle 
ihre Muſikkapellen ſpielten die Marſeillaiſe, und unter einem Walde 
von roten Fahnen zogen ſie in muſterhafter Ordnung umher. Als 
aber im September die jog. „blutige“ Louiſe Michel und ähnliche 
Damen in Brüſſel eingetroffen waren, um Vorträge zu gunſten der 
Anarchiſten von Barcelona zu halten, wurden ſie ausgewieſen, ihre 
tumultuierenden Anhänger mit blanker Waffe polizeilich auseinander 
getrieben. 

Wie in früheren Jahren, waren belgiſche Städte zu Sitzen 
internationaler Konferenzen gewählt. So tagte im Juli in 
Oſtende eine Konferenz der Kommandeure der zum Schutz der 
Hochſeefiſcherei befehligten Kriegsſchiffe mehrerer Seeſtaaten, im 
Auguſt in Brüſſel die interparlamentariſche Schiedsgerichts— 
Konferenz und im September in Brüſſel der internationale Kongreß 
für Arbeiterſchutz. Am 1. März ſtarb in Nivelles der Geſandte 
in Liſſabon, de Burlet, welcher in den letzten zehn Jahren eine 
bedeutende politiſche Rolle geſpielt hatte. Im Miniſterium Beernardt 
war er von 1890—94 Miniſter des Innern und des Unterrichts, 
1895 war er Miniſter des Außern, ſodann Miniſterpräſident. 

Im Königreiche der Niederlande beſchäftigte ſich die Landes⸗ 
vertretung zu Anfang des Jahres mit Geſetzen über die Zuckerſteuer, 
über Errichtung von Arbeiterkammern und über eine Erbſchafts⸗ 
ſteuer. Dieſer letztere Geſetzentwurf rief im Auslande großen Sturm 
hervor, weil auf Antrag des Klerikalen Kolkman von der zweiten 
Kammer die Höhe der Erbſchaftsſteuer für diejenigen Grundſtücke, 
welche von Nichtholländern oder von den außerhalb Hollands 
wohnenden Holländern hinterlaſſen und vererbt werden, auf 8 ¼½ % 
feſtgeſezt war. Der Finanzminiſter Sprenger van Eyck ver- 
ſicherte jedoch, die Regierung werde dieſe Beſtimmung nur gutheißen, 
wenn zuvor ein Geſetzentwurf wegen Abſchaffung des Zuſchlags 
von 38 % genehmigt fein werde, wodurch jene Steuer thatſächlich 
auf 12% erhoben fein würde. Der Senat ſtimmte im Mai dem 
Geſetzentwurfe zu. 

Mit großer Spannung wurde dem Ausfalle der Wahlen zur 
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zweiten Kammer entgegengeſehen, welche am 15. und 25. Juni zum 
erſten Male nach Maßgabe des Wahlgeſetzes ſtattfanden, das nach 
mehrjährigen heftigen parlamentariſchen Kämpfen und nach Auf⸗ 
opferung des liberalen Miniſteriums Tak van Poortvliet, durch das 
Miniſterium Roell⸗van Houten im vorigen Jahre zu ſtande 
gekommen war und die bisher 280000 zählenden Wähler auf etwa 
600000 erhöht hatte. Bei den erſten 50 Wahlen ſiegte die Rechte, 
die 50 Stichwahlen veränderten aber das Bild, denn im ganzen 
wurden 47 Liberale, 4 Radikale, 4 Sozialiſten, 3 Chriſtlich⸗Hiſtoriſche, 
20 Antirevolutionäre und 22 Katholiken gewählt, ſodaß die Linke 
mit 12 Stimmen die Mehrheit über die Rechte beſitzt. Zwei Tage 
nach dieſen Wahlen bat das Miniſterium Roell-van Houten 
um Entlaſſung und erhielt zum Nachfolger ein vom früheren Miniſter 
Pierſon gebildetes Kabinett, in welchem dieſer ſelbſt die Finanzen, der 
frühere Profeſſor Cort van der Linden die Juſtiz, der Abgeordnete 
Goeman Borgeſius das Innere, der frühere Miniſter Janſen 
die Marine, der Abgeorduete de Beaufort das Äußere, General- 
major Eland das Kriegsweſen, Lely Handel, Induſtrie und Bauten, 
der Abgeordnete Cremer die Kolonien übernahmen. Am 30. Dezember 
gab es in der neuen Kammer einen Skandal infolge des Auftretens der 
Sozialiſten gegen den Budgetpoſten der „Zivilliſte und der 
Dotationen.“ Erſtere iſt zwar ein für allemal bewilligt, aber die 
Summen für die Prinzen unterliegen der jährlichen Beſchlußfaſſung. 
Die Sozialiſten benutzten nun den Poſten der 200 000 Fr. Jahres⸗ 
dotation des Grafen von Flandern, Thronfolgers und Bruders des 
Königs, zu den gemeinſten Angriffen auf dieſen, die Dynaſtie und 
die Monarchie. - 

Das neugewählte Parlament wurde am 20. September durch 
eine Thronrede der Königin-Regentin Emma eröffnet, und 
ſelten mag eine Thronrede ſo ungeteilten Beifall gefunden haben, 
als dieſe, denn fie kündigte die Abſchaffung des militäriſchen Stell- 
vertretungsſyſtems, die Einführung des obligatoriſchen Volksſchul⸗ 
unterrichts und eine umfaſſende Arbeiterſchutz⸗Geſetzgebung an. Die 
Feier wurde erhöht durch die Anweſenheit der jungen Königin 
Wilhelmine, welche ſomit zum erſten Male vor den Vertretern 
der Nation erſchien. Nach dem vorgelegten Budget für 1898 
betrugen die Ausgaben 141 Millionen Gld., was zu einem Fehl⸗ 
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betrage von 6 ¼ Millionen Gld. führte. Die Adreßverhandlung der 
zweiten Kammer gewann durch das Auftreten der drei ſozialiſtiſchen 
Abgeordneten einige Bedeutung. Am 15. Dezember lehnte dieſe 
Kammer mit 46 gegen 41 Stimmen die Forderung zum Bau eines 
vierten Panzerſchiffs ab, worauf der Marineminiſter Janſen 
zurücktrat und ſein Amt vorläufig auf den Kriegsminiſter überging. 
Dieſer ſetzte am 19. Dezember in der zweiten Kammer das Nähere 
über die geplante Heeresreform auseinander. 

Die Königinnen ſtatteten im April dem königlichen Hofe zu 
Stuttgart einen Beſuch ab. Am 28. Februar wurde der 100 jährige 
Geburtstag des verſtorbenen Prinzen Friedrich der Niederlande in 
Delft gefeiert. Am 9. Oktober ſtarb in Amſterdam Dr. Heems— 
kerk, welcher mehrfach eine hervorragende politiſche Rolle geſpielt 
hatte. 

Die Landesvertretung im Großherzogtume Luxemburg genehmigte 
Ende Februar, nach ſechswöchigen Verhandlungen, das Budget 
für 1897, in welchem die Einnahmen auf 11056 100 Fr., die Aus⸗ 
gaben auf 9910550 Fr. feſtgeſetzt wurden; im Mai verwarf fie 
einen Antrag auf Herabſetzung des Wahleenſus von 15 auf 
10 Fr. und in ihrer Wintertagung genehmigte ſie eine Anderung 
des Schulgeſetzes. Am 24. Juli feierte das Land den 80. Geburts⸗ 
tag des Großherzogs Adolf, welcher ſeit dem 23. November 1890 
regiert, jedoch längere Zeit des Jahres auf ſeinem Schloſſe Hohen⸗ 
burg bei Lenggries im Iſarthale zuzubringen pflegt. 


Dänemark, Schweden, Norwegen. 


Im Königreiche Dänemark begann der durch den politiſchen 
Ausgleich von 1894 beſeitigte langjährige Verfaſſungsſtreit wieder 
aufzuleben, und zwar wegen ähnlicher Fragen, als um welche es ſich 
damals gehandelt hatte. Die Beratungen des Folkethings über das 
Budget für 1898 waren glatt verlaufen, bis auf die den bisherigen 
Kriegs⸗ und Marineetat überſteigende Summe von 203 997 Kronen 
für Anſchaffung von Granaten und Vervollſtändigung der See⸗ 
befeſtigung Kopenhagens. Die hierauf am 12. März vom Miniſterium 
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abgegebene Erklärung, daß die Regierung mit dem beſchloſſenen 
Heeresbudget die Verwaltung nicht fortführen könne, eröffnete die 
Ausſicht auf Wiederkehr der einfeitig erlaſſenen proviſoriſchen Budgets. 
Zur Vermeidung dieſes Falles einigte ſich ſchließlich das Miniſterium 
mit der Finanzkommiſſion des Folkethings doch noch bis auf den 
Betrag von 11306 Kronen. Nun aber bereitete das Landsthing 
unter Führung Eſtrups, des Miniſterpräſidenten in der früheren 
Konfliktzeit, Schwierigkeiten. Als auch am 8. Mai in beiden Kam⸗ 
mern keine Einigung erzielt werden konnte, trat am 11. Mai das 
ſeit dem 11. Auguſt 1894 im Amte befindliche Miniſterium v. Reedtz⸗ 
Thott zurück, worauf der bisherige Miniſter des Innern Hoerring 
am 23. Mai ein neues Miniſterium bildete. Das von ihm dem 
Reichstage vorgelegte neue Budget für 1898, in welchem alle von 
beiden Kammern abgelehnten Forderungen des vorigen Budgets bis 
auf einen kleinen Betrag für das Heer geſtrichen waren, wurde ges 
nehmigt, worauf der Reichstag am 31. Mai geſchloſſen wurde. Die 
neue Seſſion wurde am 4. Oktober eröffnet. Das Budget für 
1898—99 wies, bei 68 600000 Kronen Einnahme, einen Überſchuß 
von 200000 Kronen auf. Unter den ſonſtigen den beiden Kammern 
vorgelegten 54 Geſetzentwürfen ragte beſonders der wegen Befeſtigung 
der Masnetinſel zwiſchen Seeland und Falſter hervor. Der Folke⸗ 
thing ſprach ſich, wie im vorigen Jahre, für gänzliche Neutralität 
des Landes aus. Im November kam ein Geſetz wegen Umwandlung 
der 3½ % Staatsſchuld von 1886 in 3% zu ſtande. 

Der Reichstag des Königreichs Schweden wurde am 19. Januar 
vom König Oskar II. mittels Thronrede eröffnet, in der er u. A. 
ſagte, die Welt müſſe wiſſen, daß Schwedens Freiheit des Handelns 
durch kein Land beſchränkt ſei, und daß es ſeine urſprüngliche Frei⸗ 
heit und Selbſtändigkeit liebe. Das vorgelegte Budget wies an 
Ausgaben 119 Millionen Kronen auf, alſo 7 Millionen mehr als 
bisher; die Einnahmen waren auf 102 Millionen Kronen veranſchlagt, 
der Fehlbetrag ſollte durch den überſchuß früherer Jahre und den 
der Reichsbank gedeckt werden, das Heeresbudget war mit 33 Millionen 
Kronen, alſo 3 ¼ Millionen mehr als bisher, das Marinebudget 
mit 14 Millionen, alſo eine Million Kronen mehr als bisher, be⸗ 
dacht. Der wichtigſte Vorgang in der Seſſion beſtand im Scheitern 
der beantragten Verlängerung des gekündigten und am 12. Juli ab⸗ 


Regierungsjubiläum des Königs Oskar II. Norweg. Storthing. 359 


laufenden, unter dem Namen des Zwiſchenreichsgeſetzes bekannten 
Handels- und Schiffahrtsvertrags mit Norwegen. Im übrigen kam 
das Miniſterium Boſtröm mit dem Reichstage ſehr gut aus, der 
u. A. ein Geſetz über Reform der Reichsbank genehmigte. König 
Oskar hielt am 28. Juni beim Feſtmahle, welches er den Mit⸗ 
gliedern des 4. internationalen Journaliſten-Kongreſſes in Schloß 
Drottningholm gab, eine längere Rede, in welcher er Schweden als 
eins der Länder pries, in welchen die konſtitutionellen Freiheiten die 
älteſten und tiefften Wurzeln hätten, namentlich ſei hier die Freiheit 
der Preſſe faſt unbeſchränkt. Am 17. September wurde im ganzen 
Lande das 25-jährige Regierungsjubiläum des Königs gefeiert. 
Den großartigen Feſtlichkeiten in Stockholm wohnten Prinz Friedrich 
Leopold von Preußen, die Erbgroßherzöge von Baden und Luxemburg, 
der Regent von Mecklenburg⸗Schwerin, der Fürſt von Waldeck, das 
Kronprinzenpaar von Dänemark u. A. bei. Dem glückwünſchenden 
Offizierkorps ſagte der König, künftig dürfe das Schwert nur zur 
Verteidigung des Landes gezogen werden. Abordnungen der Univerſitäten 
von Straßburg, München, Leyden, Wien, Bologna und Oxford über⸗ 
reichten dem Könige Chrendoftordiplome. Am 20. Juli wurde in 
Schweden der 500. Jahrestag der kalmariſchen Union (aller ſkan⸗ 
dinaviſchen Länder) und am 4. November der 83. Jahrestag der 
Union mit Norwegen gefeiert, gleichzeitig entſtand aber zwiſchen beiden 
Reichen ein Grenzſtreit. Am 30. Januar ſtarb in Stockholm der 
frühere liberale Miniſter Themptander. 

Der am 1. Februar durch Thronrede des Königs eröffnete 
Reichstag des Königreichs Norwegen nahm am 22. Februar einen 
Geſetzentwurf an, nach welchem Arbeitgeber mit Geldſtrafe oder Ge- 
fängniß beſtraft werden, welche verſuchen, durch Entloffung, durch 
Androhung derſelben oder des Verluſtes des Arbeitsverdienſtes u. dergl. 
auf das politiſche Auftreten ihrer Untergebenen Einfluß zu üben. Am 
20. Mai endete die Seſſion. Die vom September bis in den 
November ſich hinziehenden Neuwahlen zum Reichstage endeten mit 
einem großen Siege der Radikalen, welche ihr lang erſtrebtes Ziel, 
eine Zweidrittelsmehrheit, erlangten. Bisher zählten ſie im Storthing 
59 Stimmen gegen 55 der Rechten, während ſie künftig mit 79 Mann 
auftreten werden. 
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Schweiz. 


Das Schweizervolk hatte am 28. Februar über eine der wich⸗ 
tigſten volkswirtſchaftlichen Fragen, über die Errichtung einer Bundes- 
bank zu entſcheiden. Der bisherige Zuſtand, wonach faſt in jedem 
Kantone eine das Notenmonopol unter Bundesaufſicht ausübende 
Emiſſionsbank, ohne Beziehungen dieſer Banken unter einander, be 
ſteht, genügte den Verkehrsbedürfniſſen nicht mehr. Bei Begründung 
einer Centralſtelle mußte ein eigentümliches Kompromiß zwiſchen der 
Kantonspolitik der Föderaliſten und dem bundesfreundlichen Fort⸗ 
ſchritte eingegangen werden, wonach der Bund die Verantwortlichkeit für 
die Bank übernehmen, der ganze Reinertrag aber den Kantonen nach 
Maßgabe ihrer jeweiligen Wohnbevölkerung gehören ſollte. Dieſes 
Geſetz wurde mit 247500 gegen 192500 Stimmen abgelehnt, 
während 240000 Bürger nicht abgeſtimmt haben. Von den 25 Kan⸗ 
tonen waren nur 9 dafür. Der nächſtwichtige Vorgang war der 
am 11. März wegen der Frage von Lohnerhöhungen beſchloſſene, eine 
zeitlang dauernde Streik der Angeſtellten der Nordoſtbahn, infolge 
deſſen dieſes etwa 800 km lange Linien enthaltende Eiſenbahnnetz außer 
Betrieb kam und auch der Betrieb auf dem Hauptnetze der Oſtſchweiz 
lahm gelegt wurde. Ein am 25. März vom Bundesrate beſchloſſener 
und mittels begründender Botſchaft veröffentlichter Geſetzentwurf 
wegen Rückkaufs der 5 Haupteiſenbahnen, der Jura-Simplon⸗, 
der Central⸗, der Nordoſt⸗, der Gotthard-, und der Wohlen⸗Brau⸗ 
garten⸗Bahn, wurde am 1. Juli vom Ständerate, am 28. Sep⸗ 
tember vom Nationalrate genehmigt. Am 11. Juli genehmigte das 
Schweizervolk durch Abſtimmung zwei Verfaſſungs änderungen, 
wonach dem Bunde das Recht zur Geſetzgebung auf dem Gebiete des 
Lebensmittelverkehrs eingeräumt wurde und die bisher nur auf die 
Hochgebirge beſchränkte Aufſicht über die Waffer- und Forſtpolizei 
auf das ganze Land ausgedehnt werden darf. Zum Bundes— 
präſidenten für 1898 wählte die Bundesverfammlung am 16. De- 
zember den Chef des Innern, Ruffy, aus Waadt. In den Kan⸗ 
tonen Bern, Baſelſtadt und Freiburg herrſchte eine lebhafte Be⸗ 
wegung für Verfaſſungsänderungen, in Unterwalden nid dem Walde 
wurde ſie durchgeführt, Zürich entſchied ſich für Umbildung des 
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Polizeikorps, in Genf kamen die Radikalen ans Ruder. Freiburg 
ſah im September die Wallfahrt von Mitgliedern des deutſchen 
Katholikentages zum Grabe des Caniſius; der Fortbeſtand der erſt 
1889 eröffneten dortigen Univerſität wurde ins Wanken gebracht, 
nachdem acht dem deutſchen Reiche angehörige Profeſſoren im De⸗ 
zember ihre Entlaſſung nahmen, weil die ihnen bei der Berufung 
gegebenen Verſprechungen nicht gehalten waren und ihre aus romaniſchen 
Dominikanermönchen beſtehenden Kollegen überwiegenden Einfluß er⸗ 
langt hatten. Am 4. Dezember ſtarb in St. Gallen einer der 
bekannteſten ſchweizeriſchen Staatsmänner, Aepli. 


Die Balkauſtanten und Griechenland. 


Das Verhältnis der Türkei zu Griechenland geſtaltete ſich ſeit 
Beginn des Jahres wegen der Lage der Dinge auf Kreta in einer 
dem Frieden Europas gefährlichen Weiſe. Die im vorigen Jahre 
auf der Inſel ſtattgehabten Kämpfe zwiſchen Chriſten und Muhame⸗ 
danern ſetzten ſich, ungeachtet der am 5. September v. Is. durch 
Vermittlung der Mächte zwiſchen beiden Teilen zu ſtande gekommenen 
Einigung, mit ſteigender Heftigkeit fort, hauptſächlich infolge zuerſt 
geheimer, ſodann immer offener werdender Unterſtützung der chriſt⸗ 
lichen Bevölkerung von Griechenland aus. Während des Januars 
kam es täglich zu Ermordungen und Raubanfällen, anfangs Februar 
zu Kämpfen in Kanea, wobei ein Teil der Stadt in Flammen auf⸗ 
ging; auch der Ort Galata wurde von den Türken in Brand ge— 
ſteckt. Als infolge des allgemeinen Schreckens die Ausländer auf die 
vor der Inſel liegenden franzöſiſchen und öſterreichiſchen Kriegsſchiffe 
flüchteten, beeilte ſich Griechenland mit der Sendung zweier Kriegs⸗ 
ſchiffe zur Aufnahme von Flüchtigen, nach dem Wunſche der hier⸗ 
über begeiſterten Bevölkerung Griechenlands jedoch mit der Abſicht, 
ſich in die Angelegenheiten der Inſel einzumiſchen. Dies war denn 
auch in der That die eigentliche Beſtimmung der griechiſchen Schiffe, 
und indem fie bei ihrer Ankunft vor Kanea die türkiſche Flagge nicht 
grüßten, gaben ſie die wahre Abſicht bereits kund. Der vom Feuer 
verſchonte Teil dieſer Stadt wurde von türkiſchen Truppen geplün⸗ 
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dert, der Gouverneurpalaſt füllte ſich mit fliehenden Chriſten, das 
Hauptkomitee der Aufſtändiſchen aber appellierte, unter Hiſſung der 
griechiſchen Flagge, in einem Aufrufe an ſeine Brüder in Griechen⸗ 
land und fand am 7. Februar zu Athen ein Echo in einer großartigen 
Kundgebung für die Vereinigung mit Kreta. Auf die Drohung 
der Pforte, neue Truppen nach der Inſel zu ſchicken, ordnete König 
Georg die Einberufung der Rekruten in das eine verkappte Mobi⸗ 
liſterung bedeutende ſtändige Lager bei Theben an, ſandte am 10. Fe⸗ 
bruar 6 Torpedoboote unter dem Befehl ſeines zweiten Sohnes, des 
Prinzen Georg ab, um eine Landung türkiſcher Truppen auf der 
Inſel zu verhüten, und erklärte in einer Note den Großmächten, 
Griechenland könne, wegen ſeiner Pflichten und Gefühle für eine 
bluts⸗ und glaubensverwandte Bevölkerung, den dortigen Vorgängen 
nicht als bloßer Zuſchauer gegenüberſtehen. Unter dem Jubel und 
unter begeiſterten Kundgebungen der Bevölkerung Athens ſegelte Prinz 
Georg nach Kreta ab, alle Welt aber ſagte ſich, daß dies ein 
gegen das Völkerrecht verſtoßender Gewaltakt ſei, deſſen Frivolität 
ſich für das bankerotte und dem Gegner durchaus nicht gewachſene 
kleine Land höchſtens durch Anregungen von England aus oder durch 
den Glauben, von dieſer Macht ſchließlich nicht verlaſſen zu werden, 
erklären ließe. Die Pforte erhob bei den Mächten Vorſtellungen 
mit dem bitteren Bemerken, ſie und ihre Reformprojekte hätten 
die ſchwierige Lage herbeigeführt. Am 15. Februar landeten 
griechiſche Truppen unter dem Oberſten Vaſſos in der Bai von 
Kolymbari auf Kreta, an der Mündung des Platanias⸗Fluſſes, genau 
an derſelben Stelle, an welcher am 24. Juni 1645 die Türken die 
Inſel betreten hatten, um ſie vom Joche der Venetianer zu befreien. 
Vaſſos ſagte in einer vom Kloſter Gonia aus erlaſſenen An— 
ſprache an die Kretenſer, ihre Leiden hätten eine ſo tiefe Bewe⸗ 
gung im helleniſchen Volke hervorgerufen, daß König Georg beſchloſſen 
habe, denſelben durch militäriſche Beſetzung Kretas ein Ende zu 
machen. Die nächſte Folge dieſer groben Herausforderung nicht bloß 
der Türkei, ſondern auch der Großmächte beſtand in der Beſetzung 
Kanea's durch 500 Mann von den vor der Stadt liegenden 
ruſſiſchen, engliſchen, öſterreichiſchen, italieniſchen und franzöſiſchen 
Kriegsſchiffen. Die Großmächte, im Intereſſe des allgemeinen 
Friedens aufs eifrigſte bedacht, den Brand nicht auf die übrigen 
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Staaten der Balkauhalbinſel hinübergreifen zu laſſen, einigten ſich 
ferner dahin, auch die Orte Herakleion und Rethymo gemeinſam 
zu beſetzen, die griechiſche Flotte von Kreta zu entfernen und die 
Landung türkiſcher Truppen zu verhindern. Infolgedeſſen drohte der 
Befehlshaber der britiſchen Kriegsſchiffe dem Prinzen Georg Anwen⸗ 
dung von Gewalt an, falls er zur Ausführung der ihm erteilten 
Befehle ſchreiten ſollte; dem Oberſten Vaſſos aber konnte man nicht 
beikommen, weil er ſich, nachdem er das Fort Aphia erobert, in das 
Innere der Inſel zurückgezogen hatte. Hier lehnte er die Aufforde⸗ 
rung der Admirale, die Inſel zu verlaffen, ab und fuhr fort, dem 
Willen der Großmächte zu trotzen. In gleicher Weiſe verhielt ſich 
der griechiſche Miniſter des Außern ablehnend gegen die Vorſtellungen 
der Geſandten zweier Mächte. Griechenland, ſagte er, gehe nicht an⸗ 
greifend vor, ſondern bezwecke nur die Beruhigung Kretas. Bei der 
Wirkungsloſigkeit aller ſolcher Vorſtellungen beſchloſſen die groß⸗ 
mächtlichen Admirale die Anwendung von Gewalt gegen fernere 
Verſuche, griechiſche Truppen zu landen, ſowie im Falle von Kämpfen 
in den Küſtenorten. Der deutſche Vorſchlag einer Blockade 
Kretas war an Englands Widerſpruche geſcheitert. Griechiſcherſeits 
wurde nunmehr noch größere Starrköpfigkeit als bisher entgegengeſetzt. 
Die nationale Liga in Athen erklärte am 19. Februar, ſie würde, 
wenn die Großmächte die vollendete Thatſache der Vereinigung 
Kretas mit Griechenland umſtoßen ſollten, eine allgemeine Erhe⸗ 
bung des geſamten Griechentums herbeiführen, und am 20. Fe⸗ 
bruar verkündigte Oberſt Vaſſos auf Kreta die Einverleibung der 
Inſel. Die vereinigten Admirale anderſeits ließen am 21. Fe⸗ 
bruar die Aufſtändiſchen beſchießen, als dieſe die türkiſche Garniſon 
in Halepa auf der Halbinſel Akrotiri angriffen. Ein engliſches 
Schiff und das inzwiſchen angelangte deutſche Kriegsſchiff „Kaiſerin 
Auguſta“ eröffneten das Feuer, durch welches die Aufſtändiſchen 
vertrieben wurden. Auch jetzt nicht im geringſten nachgiebig, erklärte 
der um das Schickſal ſeiner Dynaſtie beſorgte, gegen die Leidenſchaft 
ſeines Volks widerſtandsunfähige König Georg dem Geſandten einer 
auswärtigen Macht, ſeine Geduld ſei erſchöpft, er habe den Befehl 
erteilt, die Angliederung Kretas nicht aufzugeben; ſodann erſchien er 
auf dem Balkon feines Schloſſes und erklärte einer 30000 Perſonen 
ſtarken Volksmenge, er werde das Mandat des geſamten 
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Volkes ausführen. In gleicher Weiſe ſprach ſich die griechiſche 
Preſſe für Fortſetzung des Widerſtands gegen Europa aus, ſie ver⸗ 
langte Gerechtigkeit und bezeichnete die Gründung einer Selbſtver⸗ 
waltung Kretas als Narrheit. Dieſem ganzen Verhalten gegenüber 
zeigten die Mächte nicht genügende Entſchiedenheit, ſodaß die Anſicht 
von einer unter ihnen herrſchenden Meinungsverſchiedenheit entſtand. 
Die Admirale begnügten ſich am 25. Februar mit einer Anſprache 
an die Kreter, wonach es ihnen nur auf Erhaltung der Ordnung 
bis zur Löſung der ganzen Frage ankomme. Am 1. März ſchtenen 
die Mächte wieder Ernſt machen zu wollen, denn ſie ließen in Athen 
erklären, Kreta ſolle unter den gegenwärtigen Umſtänden in keinem 
Falle Griechenland einverleibt, ſondern, unter völliger Aufrechterhal⸗ 
tung der türkiſchen Oberhoheit, mit einem vollſtändig durchgeführten 
Selbſtverwaltungsſyſtem ausgeftattet werden. Als Vorbedingung 
verlangten ſie die Zurückziehung der griechiſchen Schiffe und Truppen 
von Kreta; ſollte dies nach Ablauf von 6 Tagen nicht geſchehen ſein, 
fo würden fie vor keinem Zwangsmittel zurückſchrecken. Die 
griechiſche Regierung ließ ſich auch hierdurch nicht ſchrecken, ſondern 
erwiderte am 8. März, ſie habe den Kretern die Annahme der Re⸗ 
formen empfohlen, die Autonomie der Inſel enthalte jedoch keine 
Löſung und die Zurückberufung der griechiſchen Land⸗ und Seemacht 
würde dort das Zeichen zu neuen Ausſchreitungen geben, denen gegen⸗ 
über das griechiſche Volk nicht unthätig würde bleiben können. In 
Gemäßheit dieſer Ablehnung des Ultimatums verlegte Oberſt 
Vaſſos ſein Lager nach Sphakia und häufte hier große Mengen von 
Lebensmitteln an, wie zum Zeichen, daß an ſein Verlaſſen Kretas 
nicht zu denken ſei. Die Großmächte würdigten die griechiſche Note 
keiner Antwort und einigten ſich über die Verhängung der Blockade 
der kretiſchen Häfen bis zum 23. Grad 24 Min. 5. L. An dem 
Tage, an welchem die Blockade in Kraft trat, am 21. März, erhob 
Griechenland hiergegen Proteſt, rief indeß zwei Kriegsſchiffe zurück. 
Die Admirale verbürgten in einer Anſprache an die Kreter 
jedem, ohne Unterſchied der Abſtammung und Religion, Freiheit und 
Sicherheit des Eigentums, ſtellten nochmals die Begründung einer 
Selbſtändigkeit der Inſel in Ausſicht und forderten die Aufſtändiſchen 
wie die griechiſchen Truppen auf, ſich jeden Angriffes auf die tür⸗ 
kiſchen Forts zu enthalten. Als gleichwohl die Aufſtändiſchen am 
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25. März die Entſetzung des türkiſchen Forts Malaxa zu hindern 
verſuchten, wurden ſie, wie ſchon vorher bei ihrem Sturm auf das 
Fort Hie rapetra, durch das Feuer großmächtlicher Kriegsſchiffe zum 
Rückzuge genötigt, und auch die Aufſtändiſchen, welche ſich in die 
Berge zurückgezogen hatten, kamen bei Kandano in Kampf mit den 
großmächtlichen Truppen. Gegen Ende März bedrohten die Aufſtän⸗ 
diſchen ſogar die Stadt Kanea, griffen das den Eingang zur Suda— 
bucht beherrſchende Fort Izzedin an, hatten beim Fort Spinalonga 
einen heftigen Kampf mit den türkiſchen Truppen und ſchloſſen am 
8. April das Fort Kiſſamo ein, während die Streitkräfte der Groß⸗ 
mächte nichts durchgreifendes auszurichten vermochten und die Admi⸗ 
rale ſich am 31. März vom griechiſchen Befehlshaber Vaſſos in 
einem ausführlichen Proteſtſchreiben wegen ihres Verhaltens abkanzeln 
laſſen mußten. 

Um dieſelbe Zeit wurde der Schwerpunkt des griechiſch⸗türkiſchen 
Streits nach Theſſalien verlegt, an deſſen Grenze die Pforte, je 
weniger ſie ſich um Kreta bekümmern konnte, nach und nach eine 
anſehnliche Truppenmacht zuſammengezogen hatte. Infolgedeſſen rückte 
am 15. März die ganze Garniſon von Athen an die Grenze ab, 
Scharen Freiwilliger aus Rumänien, Italien und anderen Ländern 
trafen mit Muſik und Fahnen in Athen ein und begaben ſich, nach 
ihrer Vorſtellung vor dem Schloſſe, ebenfalls dorthin, Kronprinz 
Conſtantin langte am 28. März in Volo an und teilte in einer 
Anſprache an das Heer mit, daß er zum Oberbefehlshaber er— 
nannt ſei. Prinz Georg begab ſich mit den größeren Kriegsſchiffen 
an die theſſaliſche Küſte; König Georg erklärte bei einer Feſtlichkeit, 
ein Zurückweichen Griechenlands ſei unmöglich, und das ganze Land 
hallte wider vom begeiſterten Rufe „Es lebe der Krieg!“ Darauf 
ließen die Großmächte am 4. April die griechiſche Regierung wiſſen, 
daß der angreifende Teil die ganze Verantwortlichkeit zu tragen habe, 
und daß ſie zur Erhaltung des allgemeinen Friedens feſt ent⸗ 
ſchloſſen ſeien. 

Der erſte Zuſammenſtoß erfolgte zwiſchen griechiſchen Frei⸗ 
ſcharen, welche am 8. April die Grenze Macedoniens überſchritten 
hatten, und türkiſchen Truppen, und einige Tage darauf verſuchten 
griechiſche Schiffe eine Truppenlandung bei Preveſa am Eingange 
des Golfes von Arta in Epirus. Am 14. April ſchilderte der 


366 Griechiſch⸗türkiſcher Krieg. 


Miniſterpräſident Delyannis in der Deputiertenkammer zu 
Athen die Lage dahin, die Mächte hätten bisher ihre Anſicht über 
die friedliche Löſung der Frage Kretas und über Griechenlands Vor⸗ 
ſchläge nicht kundgegeben, die Türkei aber habe durch eilige Rüſtungen 
Griechenland zur Aufſtellung eines Heeres genötigt, deſſen Unvoll⸗ 
kommenheiten nach Möglichkeit ausgeglichen werden follten. Zugleich 
verlangte der Miniſter die Bewilligung einer Anleihe von 23 Mil⸗ 
lionen Drachmen behufs Ausgaben für Heer und Marine. Eine 
Andeutung, wer dem bankerotten Staat Geld leihen ſolle, war nicht 
beigefügt. 

Nachdem am 16. April wiederum griechiſche Freiſcharen und 
am 17. April nachts die erſten griechiſchen Truppen an ſieben 
Stellen die Grenze Macedoniens überſchritten hatten, ſah ſich die 
Pforte genötigt, am Oſterſonntage, den 18. April, an Griechenland 
den Krieg zu erklären, worauf Delyannis in der Kammer ſagte, 
Griechenland nehme den von der Türkei unter Vorwänden begonnenen 
Krieg an. Das griechiſche Heer ſtellte ſich in der nach drei Seiten 
von hohen Gebirgen umgebenen, öſtlich durch das Thal Tempe und 
den Golf von Volo mit dem Meere in Verbindung ſtehenden Ebene 
um Tyrnovo, Lariſſa, Trikala und Kalabaka, alſo öſtlich von dem 
tiefen, vom Salambria durchfloſſenen macedoniſchen Einſchnitt auf, 
während das türkiſche Heer unter Edhem Paſcha den die Grenze 
bildenden Höhenkamm beſetzt hielt. Um die Blockhäuſer am nörd⸗ 
lichſten der Gebirgspäſſe, bei Nezero, drehten ſich die erſten 
Kämpfe. Die Griechen griffen an, wurden aber an zwei Stellen 
zurückgewieſen, zum Teil mittels Kruppſcher Kanonen, welche vom 
hohen Olymp herab Tod und Verderben ſpien. Zu derſelben Zeit 
beſchoß eine griechiſche Flotille die türkiſchen Befeſtigungen am Vor⸗ 
gebirge Actium, nachdem von hier aus ein griechiſches Schiff im 
Golf von Ambrakia in den Grund gebohrt war, durch welches der 
griechiſchen Weſtarmee in Akarnanien Zufuhr hatte gebracht 
werden ſollen. Es folgte die Beſchießung und Zerſtörung des tür⸗ 
kiſchen Forts Skadifadi bei Actium durch zwei griechiſche Kriegs⸗ 
ſchiffe, am 21. April die Beſchießung der gegenüber liegenden Stadt 
Preveſa ſowie die Einnahme von drei kleinen Orten in Epirus 
durch Oberſt Manos, den Befehlshaber der Weſtarmee, und am 
23. April die Beſchießung des türkiſchen Forts von Aghioi Saranta 
gegenüber der Nordſpitze Korfus. 
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Die Vorgänge auf dem Hauptkriegsſchauplatze, in Theſſalien, 
folgten ſich raſch. Die Griechen kämpften an den Gebirgspäſſen mit 
großer Zähigkeit, erlangten auch einige unbedeutende Vorteile, im 
ganzen aber konnten ſie der übermacht der Türken nicht widerſtehen, 
welche am 19. April die Paßhöhe von Papa Livado erſtürmten und 
am 20. April den wichtigen Meluna⸗Paß ſowie die übrigen die 
theſſaliſche Ebene beherrſchenden Höhen einnahmen. Die Griechen 
hatten an einigen dieſer Punkte nur geringen Widerſtand geleiſtet 
und zogen ſich von dieſer Paßhöhe in panikartiger Eile auf Tyrnovo 
zurück. Man erwartete nun eine Schlacht in der Gegend von 
Lariſſa, allein die Griechen wichen jedem größeren Kampfe aus, 
teils weil ihre Streitkräfte zu ſehr verzettelt waren, teils weil ihnen 
die Disziplin in hohem Maße abging, während ſich die türkiſchen 
Truppen gerade hierin vorteilhaft auszeichneten. Es wäre auch nicht 
anders geworden, wenn die von der griechiſchen Regierung am 
20. April an alle Bürgermeiſter gerichtete Aufforderung, alle taug⸗ 
lichen Bürger mit Waffen nach dem Heere zu ſchicken, noch hätte 
zur Ausführung kommen können. Die Türken nahmen nach einem 
Artilleriekampfe am 24. April Tyrnovo ein und fanden folgenden 
Tags auch Lariſſa, die Hauptſtadt Theſſaliens, vom griechiſchen Heere 
wie von faſt der ganzen Bevölkerung, unter Zurücklaſſung vieler 
Geſchütze und reichlichen Proviants, verlaſſen. 

Mit dem Rückzuge der Griechen nach Pharſalos und 
ſodann nach dem noch ſüdlicher, am Nordabhange des Othrysgebirges 
liegenden Domokos, ſchien ausgemacht zu ſein, daß die Türken 
keinen ernſtlichen Widerſtand auf dem Wege nach Athen mehr finden 
würden, denn der einzige Punkt, an welchem er noch möglich war, 
der Thermopylenpaß, hatte nicht annähernd mehr die ſtrategiſche 
Bedeutung wie zur Zeit der Perſerkriege, weil die damals durch den 
ſchroff anſteigenden Kallidromon und den maliſchen Meerbuſen ein⸗ 
geengte Straße durch Anſchwemmungen von Gebirgsbächen und Zu⸗ 
rücktreten des Meeres im Laufe der Zeit bedeutend verbreitert worden iſt. 

Die mißliche Wendung übte auf die Griechen einen um ſo 
niederſchlagenderen Eindruck, als fie hochfahrend und leichtfertig den 
Krieg hervorgerufen hatten, und übte, wie 1870 bei den Franzoſen, 
die Wirkung, daß der Unmut ſich auf ein Opferlamm ſtürzte. Die 
Stimmung in Athen wurde derart, daß der Thron zu wanken ſchien. 
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Dem Drängen der leidenſchaftlichen „Ethnike Hetairia“ hatte der 
König wider alle Vernunft nachgegeben, um den Thron zu retten, 
und nun ſtand er im Begriffe, ihn gerade deshalb zu verlieren; wie 
Kröſus, hatte er ein großes Reich zu zerſtören geträumt und ſchien 
nun, wie dieſer, ſein eigenes verlieren zu ſollen. Der delphiſchen 
Pythia gleich, hatten die Einſichtsvollen in aller Welt das Unter⸗ 
nehmen von vornherein als ein kopfloſes bezeichnet, nun aber mußte 
geerntet werden, was in Verblendung geſät worden war. Der 
Kronprinz wurde dermaßen angefeindet, daß ſeine Nachfolge in 
Zweifel kam, ſelbſt auf feinem Gute in Achia fanden Kundgebungen 
gegen die Dynaſtie ſtatt. Der Oppoſitionsführer Railli veröffent⸗ 
lichte eine ſcharfe Kritik der Mängel der oberſten Kriegsleitung, und 
die zweifelhaften Freiwilligen aus aller Herren Länder ſchienen eine 
bedenkliche Stütze der Radikalen werden zu ſollen. Unter dieſen 
Umſtänden warf ſich der König gerade den Radikalen in die Arme, 
das einzige Mittel, um vielleicht das ſchlimmſte zu verhüten. De⸗ 
lyannis mußte zurücktreten, und am 1. Mai trat Railli als 
Miniſterpräſident vor die Kammer mit der Erklärung, die erſte 
Sorge der Regierung werde die Wiederaufrichtung des Heeres ſein. 
Oberſt Vaſſos wurde aus Kreta zurückberufen und zum Befehls⸗ 
haber der Weſtarmee ernannt. 

Das türkiſche Heer in Theſſalien rückte nicht ſo eilig vor als 
das griechiſche ſich zurückzog, ſondern ſicherte zunächſt ſeine linke 
Flanke, indem es in Kämpfen vom 28. bis 30. April bei Veleſtino 
die Griechen aus der Gegend von Volo und dem Peliongebirge ver⸗ 
trieb. Nach einem Gefechte vom 5. Mai nahmen die Türken Phar⸗ 
ſalos ein, die Griechen zogen ſich auf Lamia zurück, Volo fiel am 
10. Mai in die Hände der Türken. 

Gänzlich darniedergeworfen, würde Griechenland alle Forde⸗ 
rungen der Pforte haben erfüllen muſſen, wenn ſich nicht die Groß⸗ 
mächte eingemiſcht hätten. Deren Anerbieten vom 8. Mai, einen 
Waffenſtillſtand zu vermitteln, wenn Griechenland die Truppen 
aus Kreta abberufe und der Gründung einer Selbſtändigkeit der 
Juſel zuſtimme, wurde in Athen ſofort angenommen; die Pforte 
zeigte ſich jedoch nicht ſogleich geneigt, hatte doch die griechiſche Weſt⸗ 
armee es am 14. Mai noch zu einer Schlacht bei Gribowo kommen 
laſſen; ſondern ſie nahm den Waffenſtillſtand erſt an, nachdem 
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ihre Truppen am 17. Mai durch einen Sieg bei Domokos am 
Othrysgebirge eine beſſere ſtrategiſche Stellung erlangt hatten. Als 
Bedingung des Friedens aber verlangte der Sultan Herſtellung der 
alten Landesgrenze in Theſſalien und eine Kriegsentſchädigung von 
10 Millionen Pfund. 

Nach vielen von beiden Teilen gemachten Schwierigkeiten kam 
durch Vermittlung der Mächte am 18. September die Schließung 
eines Vorfriedens zuſtande, wonach die Türkei, zwar nicht den 
von ihr früher abgetretenen Teil Theſſaliens, wohl aber alle dortigen 
ſtrategiſch wichtigen Stellungen zurück erhielt, Griechenland eine 
Entſchädigung von 4 Millionen Pf. — 75 Millionen M. zu zahlen 
hat und ſich einer internationalen Kontrolle für die Verwaltung der 
zur Verzinſung der älteren Staatsanleihen ſowie der Kriegsentſchädi⸗ 
gungs⸗Anleihe erforderlichen Einkünfte gefallen laſſen muß. Am 
1. Oktober ſetzte der König ein neues Miniſterium ein, an deſſen 
Spitze der bisherige Kammerpräſident Zaimis ſtand, während der 
beliebte General Smolenski das Kriegsfach und v. Streit, bisher 
Direktor der Nationalbank, die Finanzen übernahm. Delyannis 
machte am 22. November einen vergeblichen Verſuch, dieſes 
Miniſterium zu ſtürzen. Der endgültige Friedensſchluß erfolgte 
am 18. Dezember, der internationale Finanzausſchuß trat am 
27. Oktober in Athen zuſammen. Die Türkei ging aus dem Streite 
mit erhöhtem Anſehen ihres Heeres hervor; was dagegen Griechen⸗ 
land betrifft, ſo wurde die in einigen Ländern ſtark hervorgetretene 
Sympathie für es bedeutend abgekühlt, nur einzelne Epiſoden und 
Perſönlichkeiten, worunter die begeiſterten Heldenmädchen Helene 
Conſtantinidu und Katharine Waſſarela, hatten an die Züge der 
früheren griechiſchen Freiheitskämpfe erinnert. 

Eine Nationalverſammlung auf Kreta erklärte am 28. Oktober 
ihre Bereitwilligkeit, an der Begründung einer Selbſtverwaltung der 
Inſel mitzuwirken, wofern die türkiſchen Truppen aus der Inſel ent⸗ 
fernt würden. 

Im Fürſtentum Bulgarien wurden, infolge des engen Anſchluſſes 
an Rußland, im Januar die nach dorthin deſertierten oder in 
ruſſiſchen Dienſt getretenen Offiziere begnadigt, durch Geſetz wurden 
ſie ſogar für penſionsfähig erklärt. Beſondere Aufmerkſamkeit erregte 
das Land nur durch das Hervortreten einer unglaublichen Verderbnis 
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und Verrohung des öffentlichen Geiſtes in zwei Prozeſſen: 
Boitſchew, Sohn eines Räuberhauptmanns, einer der Verſchwörer, 
welche den Fürſten Alexander vertrieben hatten, Adjutant des Fürſten 
Ferdinand, und der Polizeipräfekt Novelitſch in Philippopel wurden 
zu lebenslänglichem ſchweren Kerker verurteilt, weil ſie des erſteren 
Geliebte, wie ſie vorgaben, mit Einverſtändnis des Hofes, in der Maritza 
erſäuft hatten. In dem anderen Falle war der Volksdichter Konſtan⸗ 
tinow durch Schüſſe ermordet, welche dem oppoſitionellen Abg. Tackew 
gegolten hatten, nachdem ein Beamter für die Mörder geſorgt hatte. 
Aus unbekannt gebliebenem Grunde ſtattete Fürſt Ferdinand am 
9. Auguft dem Sultan in Konſtantinopel einen Beſuch ab. In der 
Thronrede zur Eröffnung der Sobranje hob der Fürſt am 
27. Oktober die Feſtigkeit des zwiſchen ihm und dem Volke beſtehen⸗ 
den Bandes und die Fortſchritte hervor, welche Bulgarien während 
ſeiner zehnjährigen Regierung auf dem Gebiete der Bildung und des 
Handels gemacht habe. Das Budget wurde in Einnahme und 
Ausgabe auf 84 ¼ Millionen feſtgeſetzt. 

Im Königreiche Rumänien trat am 12. April ein Wechſel 
des Miniſteriums ein. An Stelle des erſt im November v. J. ein⸗ 
geſetzten Miniſteriums Aurelianu bildete der damals zurückgetretene 
Senatspräſident Demeter Sturdza aus Mitgliedern der national⸗ 
liberalen Partei eine neue Regierung. Die lebensgefährliche 
Erkrankung des Kronprinzen Ferdinand rief eine Zeitlang ernſte 
Sorgen wegen der Thronfolge hervor. König Karol erhielt 6. Auguſt 
den Beſuch des Fürſten von Bulgarien, hielt am 24. Oktober in 
Plösci eine patriotiſche Rede bei der Enthüllung eines Denkmals 
für das Jägerbataillon, welches ſich 1877 vor Plewna ausgezeichnet 
hatte, war am 2. November anweſend bei der Eröffnung der neuen 
Univerſität in Jaſſy und eröffnete am 27. November das Par- 
lament mit einer Thronrede, in welcher er mit Befriedigung 
darauf hinwies, daß durch das Eingreifen der Großmächte in den 
türkiſch⸗griechiſchen Streit der allgemeine Frieden geſichert ſei, daß 
die Lage Rumäniens ſich befeſtigt und daß die Beſtändigkeit ſeiner 
vorſichtigen Politik Anerkennung gefunden habe. Im Senate wegen 
der anfangs Dezember in Bukareſt und Galatz gegen die Juden 
vorgekommenen Ausſchreitungen befragt, erklärte Miniſter Sturdza, 
der Grund liege in der von den Juden ſeit einiger Zeit geführten 
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gereizten und aufrühreriſchen Sprache. Am 27. Februar ſtarb der 
Senatspräfident Ghika, der eine hervorragende Rolle in der Ent⸗ 
wicklung des modernen Rumäniens geſpielt hatte, am 15. März in 
Paris der ehemalige Miniſter des Außern, Lahovari. 

Die Landesvertretung des Königreichs Serbien genehmigte im 
Juli, mit Rückſicht auf die Möglichkeit kriegeriſcher Verwickelungen, 
9 Millionen Fr. zur Stärkung der Militärmacht. König Alexander, 
der im Oktober nach einem Aufenthalte zu Biaritz in Paris ankam, 
erfuhr hier zu ſeinem Erſtaunen, daß das Miniſterium Simitſch 
ohne ſein Vorwiſſen über eine bedeutende Gewehrbeſtellung mit der 
franzöſiſchen Regierung verhandele ohne eine Deckung der Koſten zu * 
beſitzen. Infolge deſſen wurde an Stelle dieſes Miniſteriums ein 
neues unter dem Vorſitze des Dr. Georgiewitſch eingeſetzt, welcher 
der Fortſchrittspartei bis zu ihrer mit Anfang des Jahres eingetretenen 
Auflöſung angehört hatte, und während des ganzen deutſch⸗franzöſiſchen 
Krieges als freiwilliger Arzt im Armee⸗Feldlazareth zu Frankfurt a. M. 
thätig geweſen war. In einem Schreiben an Georgiewitſch ſagte 
der König, die Entſchloſſenheit der Mächte, den Frieden zu erhalten, 
gäben Serbien Gelegenheit, den unfruchtbaren politiſchen Partei- 
kämpfen ein Ende zu machen, es auf feſte politiſche, ökonomiſche 
und militäriſche Grundlagen zu ſtellen und aus ihm ein ſtarkes, 
verläßliches Element des Friedens wie der Ordnung auf der Balkan⸗ 
halbinſel zu machen. 

Das Fürſtentum Montenegro feierte am 14. Januar das 
200 jährige Beſtehen der Herrſcherfamilie Petrowitſch⸗Njegoſch. Der 
Fürſt erhielt am 1. Mai wiederum den Beſuch des Königs von 
Serbien. Prinzeſſin Anna vermählte ſich bald darauf mit dem 
Prinzen Franz Joſeph von Battenberg, Bruder des verſtorbenen 
Fürſten von Bulgarien. 


Außereurapäiſche Staaten. 


In Egypten war die Bewegung gegen die engliſche Herrſchaft 

im Steigen; eine Verſammlung von mehreren tauſend Eingeborenen 

in Alexandria forderte im Juni vom Sultan und von den Groß— 

mächten eine endliche Löſung dieſer Frage. Der Unwille erhielt 
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neue Nahrung durch unverantwortliche Handlungen engliſcher Soldaten, 
die ſtraflos ausgingen. Der im vorigen Jahre begonnene Feldzug 
britiſch⸗egyptiſcher Truppen nach dem Sudan führte im Auguſt zur 
Erſtürmung von Abu-Hamed und im September zur Beſetzung von 
Berber, aus dem ganzen öſtlichen Sudan wurden die Derwiſche 
vertrieben. Der Khedive legte am 1. April feierlich den Grundſtein 
zu einem neuen Muſeum bei Kaſer⸗el⸗Nil behufs Aufbewahrung 
der ägyptiſchen Altertümer, wobei der Miniſter Fakri Paſcha in feiner 
Feſtrede mit Stolz hervorhob, daß die aus ihrem 40 Jahrhunderte 
währenden Schlafe aufgeſchreckten Herrſcher Egyptens nunmehr in 
einem ihrer würdigen Aufenthaltsorte Ruhe finden würden. Die 
bei Abydos fortgeſetzten Ausgrabungen förderten wieder viele intereſſante 
Gegenſtände aus Gräbern zu Tage, deren Alter weiter als 3000 Jahre 
v. Chr. zurückliegen ſoll, darunter, nach chemiſcher Unterſuchung, 
Roſinenkuchen, die jedoch nicht mehr genießbar waren. 

Die am Küſtenſaume Marokko's zwiſchen Tetuan und Melilla 
hauſenden Riffpiraten vergewaltigten im September ein italieniſches 
und ein portugieſiſches Schiff; die hierauf nach Fez geſandten 
Beſchwerden der betreffenden Regierungen waren zwar in ſehr ent⸗ 
ſchiedenem Tone gehalten, es geſchah jedoch nichts zur Sühne oder 
zur Abſtellung des Übels, und Europa mußte ſich vergegenwärtigen, 
daß nicht weit von Gibraltar und der ſpaniſchen Küſte friedliche See⸗ 
fahrer von muhammedaniſchen Piraten noch ebenſo überfallen, geplündert, 
gefangen fortgeſchleppt, gepeinigt und ermordet werden können, wie 
zur Zeit Kaiſer Karls V. 

Die Verhältniſſe des Kongoſtaats nahmen keinen Fortfchritt 
zum Beſſern. Im Mai kam es im Uellegebiete zu einem erheblichen 
Aufſtande der zum Teil aus den Stämmen der Eingeborenen 
genommenen Soldaten und infolgedeſſen zu einem furchtbaren 
Kampfe unter den 7000 Arbeitern an der Kongo-Eiſenbahn. Die 
Brüſſeler Kongoregierung, an deren Spitze der Artillerieoffizier 
Wangermen geſtellt wurde, ſchickte den Major von Gele nach 
dem Kongo, um ordentlichere Zuſtände herzuſtellen. Als von Eng- 
land aus aufs neue Beſchwerden über die grauſame Behandlung der 
Eingeborenen durch chriſtliche Beamte des Kongoſtaats verbreitet 
wurden, erließ der Staatsſekretär van Eetvelde eine offene Erklärung, 
wonach jene Behauptungen übertrieben ſeien. — Der Sultan von 
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Sanſibar erließ im Mai eine Verordnung wegen Abſchaffung der 
Sklaverei auf Sanſibar und Pemba. — Um den beſtimmenden 
Einfluß auf Abeſſynien bemühten ſich, an Stelle Italiens, Eng⸗ 
land, Frankreich und Rußland. Eine engliſche Expedition unter 
Renell Rood, welche durch Abſchluß von Verträgen den anderen 
Mächten zuvorkommen ſollte, mußte unverrichteter Sache wieder 
abziehen; die Franzoſen, welche ſich ſtark vordrängten, ſchienen 
beliebter zu ſein, ſie erſtrebten die Herſtellung einer bequemeren Ver⸗ 
bindung von ihrer Kolonie Obok in das Herz Abeſſyniens und gingen 
durch einen ſeit langer Zeit beim Kaiſer Menelik ſehr angeſehenen 
Ingenieur Verhandlungen mit ihm über den Bau einer Eiſenbahn 
von Dſchiluti nach Harrar ein. Auch Prinz Heinrich von 
Orléans unternahm ſeine Reife nach Abeſſynien im Intereſſe Frank⸗ 
reichs. Eine ruſſiſche Expedition unter General Schoredow wurde 
ebenfalls freundlich aufgenommen, und in Rußland wurde durch frei⸗ 
willige Beiträge ein koſtbares Bild des h. Georg als Geſchenk für 
die Siegeskirche hergeſtellt, welche der orthodoxe Kaiſer Menelik auf 
dem Schlachtfelde von Adug zu errichten gedenkt. Im September 
brachte eine abeſſyniſche Geſandtſchaft Geſchenke an den Czaren. Am 
23. März wurde der Ingenieur Ilg zum erſten Miniſter und der 
Franzoſe Lagarde zur Würde eines Herzogs erhoben. Der aus 
früheren Kämpfen bekannte General Ras Alula ftard am 15. Februar. 

Die ſüdafrikaniſche Republik ſtand fortwährend gänzlich unter 
dem Eindrucke des im vorigen Jahre von Engländern unternommenen 
Einbruchs in ihr Gebiet, ſie traute England die ſchlimmſten Ab⸗ 
ſichten auf ihren Beſtand zu und fuhr nach Kräften fort, ſich in 
Verteidigungszuſtand zu ſetzen. Die herrſchende Stimmung kam recht 
kräftig zum Ausdruck in einer am Neujahrstage vom Richter Jorriſen 
an den Präſidenten Krüger gerichteten Anſprache voll Dankes für 
die Errettung aus der vorjährigen Gefahr, voll Beſorgnis wegen der 
Zukunft und voll tiefſter Mißbilligung der feierlichen Veranſtaltungen 
für Rhodes, der „wie ein Straßenräuber nächtlicher Weile“ die 
Buren überfallen habe und nun im Kaplande als ein Held nicht 
bloß von heute, ſondern auch von morgen gefeiert werde. Begreiflich 
war es auch, daß der Geburtstag des deutſchen Kaiſers in Pretoria 
und Johannesburg gefeiert wurde; hatte doch, wie die „Volksſtem“ 
ſagte, die Freundſchaft Deutſchlands ſich in den Tagen des engliſchen 
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Verrats in glänzendem Lichte gezeigt. Präſident Krüger hielt allen 
engliſchen Einſchüchterungsverſuchen gegenüber mit Feſtigkeit an dem 
Standpunkte und den Rechten der Republik feſt, ſprach wohl mit⸗ 
unter ſeine ernſte Mißbilligung der öffentlichen Behauptungen des 
engliſchen Kolonialſekretärs aus, ließ ſich aber möglichſt wenig auf 
Erörterungen mit der engliſchen Regierung ein und ſuchte künftigen 
engliſchen vorwandsvollen Beſchwerden frühzeitig den Boden zu ent⸗ 
ziehen. Solches geſchah z. B. im Februar durch Erteilung des 
Bürger⸗ und Wahlrechts an 862 Uitlanders im Randgebiete. 
Im Intereſſe der Unabhängigkeit des Landes ſetzte Krüger ferner, 
anläßlich eines Beſchluſſes des höchſten Gerichtshofes, im Februar 
ein Geſetz im Volksraade durch, wonach des letzteren ſämtliche Be- 
ſchlüſſe von allen Behörden anerkannt werden ſollen. Der Johannes⸗ 
burger „Star“, Organ der Führer des Aufſtandes, wurde auf drei 
Monate verboten. Das wichtigſte Schutzmittel beſtand in Ver— 
trägen, welche am 17. März zwiſchen beiden Buren-Republiken zu 
Bloemfontein geſchloſſen wurden. Der eine beſagte, beide Staaten 
wünſchten mit Rückſicht auf die zahlreichen, beide Völker vereinigenden 
Bluts⸗ und Freundſchaftsbande, einen Staatenbund mit einander 
zu errichten; da dieſer aber erſt in einigen Jahren verwirklicht werden 
könne, ſchlöſſen ſie ein Bündnis, dem zufolge beide Staaten ſich 
verpflichteten, ſich gegenſeitig mit allen ihren Kräften und Mitteln 
beizuſtehen, wenn die Unabhängigkeit des einen oder des anderen 
bedroht werde, und beide wollten ſich gegenſeitig über alle Angelegen⸗ 
heiten unterrichten, welche ihren Frieden und ihre Unabhängigkeit 
beeinträchtigen könnten. Chamberlain erklärte zwar, wegen Beſtehens 
des Vertrags von 1884 ſehe England dieſen Vertrag als nicht 
beſtehend an, es wollte dies jedoch nicht viel bedeuten angeſichts der 
Thatſache, daß beide Republiken zuſammen 43000 waffengeübte 
Buren ins Feld zu ſchicken vermögen. Nach dem zweiten Vertrage 
ſollen die Bürger des einen Staats dieſelben Rechte im Gebiete des 
anderen Staats genießen, wie die dortigen Bürger. Mit Rückſicht 
auf dieſe Beſtimmung konnte die im Mai von Regierung und Volks⸗ 
raad in Pretoria beſchloſſene Zurücknahme des den Engländern miß⸗ 
liebigen Einwanderungsgeſetzes, die im erſten Augenblicke als 
eine nicht begreifliche Nachgiebigkeit erſchien, weniger auffallen. Ohne 
vorausſichtlichen Nachteil war damit den Engländern wieder ein 
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Beſchwerdepunkt entzogen. Zum überfluß kam es im Juli zu einem 
Geſetze über die Ausweiſung gefährlicher Ausländer. Das Jubi⸗ 
läum der Königin von England wurde in Transvaal gefeiert, aber 
der von ihrer Regierung aufs neue erhobene Anſpruch einer Ober⸗ 
hoheit wurde vom Präſidenten Krüger am 25. Auguſt im Volks⸗ 
raade entſchieden zurückgewieſen. 

Die Bewohner des Oranje-Freiſtaats ſahen die Trausvaal 
drohenden Gefahren als die eigenen an. Demgemäß erhob Präſident 
Steyn in London und Kapſtadt ſcharfen Einſpruch gegen die die 
Burenſtaaten beleidigenden Behauptungen des kapländiſchen Premier⸗ 
Miniſters Sir Sivewright und ſchloß im März mit dem im ganzen 
Oranjelande mit Begeiſterung empfangenen Präſidenten Krüger die 
oben erwähnten Verträge. Steyn wies ferner im April Chamber⸗ 
lains Behauptung von einer Feindſchaft der Republik gegen England 
zurück und bewirkte im Mai ſowohl die Zurückziehung des Ein⸗ 
wanderungsgeſetzes, wie in Transvaal, als auch das Zuſtande⸗ 
kommen eines Geſetzes, wonach die Einwanderer am Oranjefluß an⸗ 
gehalten und nach Kapſtadt zurückgeſchickt werden können. Im Juni 
kam ein Geſetz über die militäriſche Kooperation mit Transvaal zu 
Stande. 

Perſiens politiſche Lage geſtaltete ſich immer troſtloſer. Der 
neue Schah entſprach nicht den Erwartungen, die Regierung erwies 
ſich als machtlos und unfähig, die Verarmung machte reißende Fort⸗ 
ſchritte. Der Emir Abdurrhaman von Afghaniſtan, deſſen Hal⸗ 
tung gegenüber den Aufſtänden der indiſchen Bergvölker von größter 
Wichtigkeit war, und von England ſehr mißtrauiſch angeſehen wurde, 
nahm jede Gelegenheit wahr, dieſen Aufſtänden gegenüber ſeine Hände 
in Unſchuld zu waſchen und pochte im September brieflich auf ſein 
den Engländern einmal gegebenes Verſprechen, denn, ſagte er, am 
Tage der Auferſtehung werde die erſte Frage die über das Halten 
von Verträgen fein. Der 44 jährige König Paramindr Maha 
Chulalongkorn von Siam, das ätteſte der 84 Kinder ſeines Vor⸗ 
gängers Phra Maha Mongkut, der einzige noch unabhängige Herr⸗ 
ſcher in Südaſien, erzogen von einer engliſchen Gouvernante, war, 
ſeit er mit 13 Jahren den Thron beſtiegen hatte, mit größtem Eifer 
darauf bedacht, ſeinem Volke die Vorteile der europäiſchen Kultur zu 
Teil werden zu laſſen. Er hatte die Sklaverei abgeſchafft, ſtatt der 
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recht ſpärlichen eine halb europäiſche Kleidung eingeführt, das über⸗ 
lieferte Kriechen vor ihm auf allen Vieren verboten, hatte Schulen, 
Hospitäler, Eiſen⸗ und Pferdebahnen, ſowie elektriſche Beleuchtung 
eingeführt, und hegte nunmehr den Wunſch, Europa ſelbſt kennen zu 
lernen. Im April fuhr er von Bangkok ab und langte am 17. Mai 
über Venedig in Genf an, empfangen von zahlreichen feiner Unter- 
thanen unter dem roten Banner mit dem weißen Elefanten. Bei 
einem ihm von den Genfer Behörden gegebenen Mahle zeigte er ſich 
bereits in der Sitte des Tiſchredens ſehr bewandert und verſicherte, 
fein lebhafter Wunſch ſei es geweſen, Europa zu beſuchen und Freund- 
ſchaftsverbindungen anzuknüpfen mit Staatsmännern und Männern 
der Wiſſenſchaft, deren Mitarbeit die Größe Europas begründet habe. 
Er bereiſte ſodann die Schweiz, Italien, Oſterreich, Ungarn, Ru⸗ 
mänien, Rußland, war in Berlin (S. 151), ſah die Krupp'ſchen Werke 
in Eſſen, beſuchte Dresden, den Fürſten Bismarck, Kiel, Kopenhagen, 
Hamburg, Brüſſel und mehrmals Paris, überall von den Staats- 
oberhäuptern ehrenvoll empfangen. Vielleicht gelingt es ihm, durch 
vermehrte Kultur ſeinen Pufferſtaat zwiſchen britiſch Birma und fran— 
zöſiſch Cochinching noch eine Zeit lang den Klauen der konkurrierenden 
Nachbarn zu entziehen. 

In der Geſchichte der Aufſchließung Chinas bildete dieſes Jahr 
einen wichtigen Abſchnitt, denn es wurde die erſte Eiſenbahn dem 
Verkehr übergeben, nämlich die von Peking nach dem Hafen 
Tientſin, außerdem die Tayebahn und die Teilſtrecke Tientſin⸗Tong⸗ 
kon⸗Schan⸗hai⸗kban, zuſammen 148 km. Von letzterem Orte ſoll 
eine Bahn nach Mukden in der Mandſchurei zum Anſchluß an die 
transſibiriſche Bahn gebaut werden. Von erheblichen Aufſtänden 
iſt nur der hervorzuheben, welchen die im japaniſchen Kriege in der 
Mandſchurei geſchlagenen, ſeither arbeitslos ſich umhertreibenden 
Soldaten erhoben. Am Ende des Jahres verhandelte China in 
Europa über die Aufnahme einer Anleihe von 100 Millionen Taöls. 

Das Parlament von Japan nahm in ſeiner Frühjahrstagung 
faſt alle Regierungsvorlagen ohne weiteres und raſch an, darunter 
am 3. März ein Geſetz wegen Einführung der Goldwährung. 
Aus Anlaß des Todes der Kaiſerin-Witwe Aſako fand eine alige- 
meine Herabſetzung aller Strafen im Gnadenwege ſtatt. Der Kron- 
prinz Noſhihito Harunomia ſtarb, 18 Jahre alt, im März, ſodaß die 
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Thronfolge wahrſcheinlich auf eine Seitenlinie übergehen wird. In 
ſeiner Thronrede zur Eröffnung der neuen Tagung des Parlaments 
erklärte der Mikado, die Beziehungen zu allen fremden Mächten 
ſeien freundſchaftlich, löſte jedoch, wohl um Nachfragen wegen des 
Verhältniſſes zum Auslande zu entgehen, ſchon folgenden Tags die 
Verſammlung auf. Des Vertrags mit Rußland über Korea wurde 
ſchon S. 283 gedacht. Der König von Korea nahm am 12. Oktober 
den Kaiſertitel an. Tſchinampo und Mokpo, Häfen an der Küſte 
der reichſten Provinzen, wurden am 1. Oktober dem fremden Handel 
erſchloſſen. R 

Ein auf den Geſellſchafts⸗Juſeln gegen die franzöſiſche Herr⸗ 
ſchaft ausgebrochener Aufſtand wurde nur mit großer Mühe einiger⸗ 
maßen unterdrückt. Der von den drei Schutzmächten ernannte neue 
Präſident des Munizipalrats von Apia anf den Samoa-Inſeln und 
Berater des Königs Malietoa, Dr. Raffel, trat am 14. Juni fein 
Amt an. Der neue nordamerikaniſche Oberrichter Chambers er— 
weiterte eigenmächtig den Bezirk von Apia einigen Amerikanern und 
Engländern zu Liebe, wogegen deutſcherſeits Verwahrung eingelegt 
wurde. Die Bevölkerung der Sandwichs-Inſeln zeigte ſich hin⸗ 
ſichtlich der von Nordamerika gewünſchten Einverleibung derfelben in 
die Union geſpalten; der Miniſter des Außern, Cooper, hielt im 
Januar in dem von 2000 Mitgliedern beſuchten Annexionsklub einen 
Vortrag zur Begründung des auf Einverleibung gehenden Programms 
der Regierung des Präſidenten Dole, außerhalb Honolulus aber 
entftand eine lebhafte Gegenbewegung. Als die Regierung im März 
aus Gründen der Anſchlußpolitik 600 japaniſchen Einwanderern die 
Landung verſagte, kam ſie mit Japan in Streit. 

Am 4. März wurde in Waſhington Mac Kinley unter großen 
Feierlichkeiten als Präſident der nordamerikaniſchen Union ein⸗ 
geführt. Seine gewöhnlich als „Botſchaft“ bezeichnete Inaugural 
Addreß deckte ſich nicht im erwarteten Maße mit dem von ihm als 
Kandidaten abgegebenen Erklärungen. Um der Bedrängnis des 
Staatsſchatzes abzuhelfen, kündigte er, da der Bundesſtaat eine 
direkte Beſteuerung ſtreng zu vermeiden habe, eine Erhöhung der 
Einfuhrzölle an, in der Währungsfrage drückte er ſich weniger 
klar aus, in der auswärtigen Politik nahm er eine ungemein fried- 
liche Haltung ein. Zu Miniſtern wählte der Präſident faſt lauter 
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Millionäre, denn dieſe Bezeichnung kam zu dem Staatsſekretär 
Sherman, dem Schatzamtsſekretür Gage, dem Kriegsſekretär 
Alger, dem Marineſekretär Long und dem Sekretär des Innern, 
Kaufmann Bliß. Ackerbauminiſter wurde Wilſon. Dem be- 
reits zum 15. März einberufenen 55. Kongreſſe wurde ſofort 
eine Zollbill vorgelegt, in welcher die an ſich ſchon ſehr hohen 
Zölle um durchſchnittlich über 70% erhöht waren, ſodaß ſie faſt 
einem Einfuhrverbote glichen. Die Bill paſſierte, unter hervor⸗ 
ragender Mitwirkung des Abgeordneten Dingley, mit Eilzugs⸗ 
geſchwindigkeit das Repräſentantenhaus, in dem ſie mit bis 1. April 
rückwirkender Kraft am 1. April angenommen ward. Am 24. Juli 
wurde fie vom Senate, unter Streichung der Rückwirkungsklauſel, 
endgiltig genehmigt und ſogleich ſanktioniert. Die geſamte Ausfuhr⸗ 
Induſtrie Europas wurde hierdurch aufs ſchwerſte betroffen. Gegen 
die Einführung der Differential⸗Zölle auf Zucker aus Ländern, welche 
Ausfuhrprämien zahlen, legte Deutſchland Verwahrung ein. Eine 
Einwanderungs-Bill, wonach u. a. die Einwanderer in irgend 
einer Sprache ſollen leſen oder ſchreiben können, kam nicht zu ſtande. 
Ein Monate langer Streik im pennſylvaniſchen Kohlenbezirke 
führte zu empörenden Gewaltthaten gegen die Arbeiter von Hazleton. 
Was die Beziehungen zum Auslande betrifft, ſo kam es am 
30. Januar zu einem Vertrage mit England wegen genauerer Feſt⸗ 
ſtellung der Grenze Alaskas gegen Kanada. Eine von der Unions⸗ 
Regierung vorgeſchlagene Konferenz über die Robbenfrage im 
Beringsmeere wurde von England abgelehnt, weil Rußland und 
Japan teilnehmen ſollten. Am 16. Juni kam es zu einem Vertrage 
mit der Republik der Sandwichsinſeln, wonach die Souveränetät 
über ſie auf Nordamerika übergehen, die Verwaltung jedoch von 
ihnen frei eingerichtet werden ſoll. Japan erhob ſofort Ver— 
wahrung hiergegen, erhielt die Antwort, es würde dadurch nicht 
benachteiligt, erwiderte jedoch, die Anwendung der Zoll- und anderer 
amerikaniſcher Geſetze müſſe Japans Intereſſen ſchädigen. Die 
Zuſtimmung des Kongreſſes iſt noch nicht erfolgt. Der Aufſtand 
auf Kuba wurde von Nordamerika aus reichlich unterſtützt, und der 
Senat erklärte am 4. Mai, daß dort „Kriegszuſtand“ herrſche, zu 
amtlichen Schritten im Intereſſe der Aufſtändiſchen kam es jedoch 
nicht. Mittelſt Botſchaft vom 6. Dezember ſprach ſich Präſident 
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Mac Kinley dem Kongreſſe gegenüber dahin aus, an eine 
zwangsweiſe Einverleibung Kubas könne nicht gedacht werden, 
ſie würde ein verbrecheriſcher Angriff ſein, auch die Aner⸗ 
kennung der dortigen Aufſtändiſchen als friegführende Macht wäre 
gegenwärtig unklug und unzuläſſig, ſondern man müſſe, ohne die 
Geduld zu verlieren, Spanien eine angemeſſene Zeit zur Verwirk⸗ 
lichung der Reformen auf Kuba ſetzen, über dies ſei General Wehler, 
deſſen Brutalität die Welt empört hätte, abberufen worden; gewalt⸗ 
ſame Einmiſchung ſei der Union erſt geboten, wenn die Ziviliſation, 
Menſchlichkeit und die Zuſtimmung der gebildeten Welt es verlangten. 
Der Präſident befürwortete ferner die Durchführung der Einver⸗ 
leibung der Sandwichinſeln, rühmte Japans Bereitwilligkeit zur 
friedlichen Verſtändigung über ſchwebende Fragen und ſtellte die 
Regelung der Währungsfrage als nächſtes Ziel hin. Vom 5. Mai 
bis 15. Juni fand in Waſhington der 5. Weltpoſtkongreß ſtatt. 
Das Gebiet des Weltpoſtvereins iſt ſeit ſeiner Gründung (1874) 
auf mehr als 100 Millionen [I-km angewachſen. Ein am Ufer 
des Hudſon errichtetes Denkmal zu Ehren des früheren Präftdenten 
Grant wurde am 27. April eingeweiht. 

Der Kongreß der Vereinigten Staaten von Mexiko wurde 
am 16. September durch eine Botſchaft des Präſidenten Porfirio 
Diaz eröffnet, wonach die Einnahmen für 1896—97 etwa 511 
Millionen Peſos, alſo eine Million mehr als im Vorjahre betragen 
haben, für das laufende Etatsjahr aber wegen der Schwankungen 
des Silberpreiſes nicht auf einen fo günftigen Abſchluß zu rechnen 
ſei. Als hierauf der Präſident, umgeben von ſeinem Stabe, ſich 
nach dem mauriſchen Pavillon begab, um an der Jahresfeier der 
Unabhängigkeitserklärung Mexikos teilzunehmen, durchbrach der 
32-jährige Mexikaner Arroyo die Umgebung des Präſidenten und 
verſetzte ihm einen Fauſtſchlag in den Nacken. Diaz blieb unver⸗ 
ſehrt, da der Hut die Wucht des Schlages minderte. Die Menge 
bereitete ihm lebhafte Kundgebungen. Was die 5 Republiken Mittel⸗ 
amerikas betrifft, ſo herrſchte im April wegen Grenzſtreitigkeiten 
Krieg zwiſchen Nicaragua und Coſta Rica; ein Aufſtand behufs 
Vertreibung des Präſidenten Bonilla von Honduras wurde im 
April durch Hilfe aus Nicaragua unterdrückt. Man konnte hoffen, 
daß den faſt unaufhörlichen, aufreibenden Kämpfen der fünf Staaten 
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dadurch ein Ende bereitet werde, daß am 15. Juni Guatemala und 
Coſta Rica dem am 20. Juni 1895 von den drei anderen Staaten 
geſchloſſenen Bunde, der „Repüblica mayor de Centro- America“ 
beitraten; dieſer vermochte jedoch weder neue große Wirren im Staate 
Guatemala, noch deſſen Streit mit San Salvador zu verhindern. 
Ein um die Frage der Wiederwahl des Präſidenten Reyna Barrios 
von Guatemala entſtandener Bürgerkrieg zog ſich monatelang hin. 
Barrios' Vetter und Kriegsminiſter Morales erhob im September 
den Aufſtand, wurde in der Schlacht bei Totonicapan geſchlagen, 
erhielt ſodann Hilfe von San Salvador und wurde ſchließlich 
über die mexikaniſche Grenze gedrängt. Ferner brach im September 
eine Revolution in Coſta Rica aus, die jedoch ihr Ziel, die Ver- 
hinderung der Wiederwahl des Präſidenten Igleſias, nicht erreichte. 
Die Republik Haiti zog durch ihren Streit mit dem deutſchen Reiche 
(S. 200) nach langer Zeit wieder vorübergehend die allgemeine 
Aufmerkſamkeit auf ſich. Die Wahl eines Präſidenten der Domini⸗ 
kaniſchen Republik fiel wieder auf den General Heureaur. 

Die Verhältniſſe in Ecuador waren traurig. Zwar gab ſich 
der Präſident General Alfaro alle Mühe, das Land wirtſchaftlich zu 
heben, es ſcheiterte jedoch alles an der Unehrlichkeit der Beamten, 
der durch die Aufkündigung des Konkordats erzürnten Geiſtlichkeit 
und der Unfähigkeit des Kongreſſes, deſſen Präſident, wohl in Nach⸗ 
ahmung des im ſpaniſchen Senate gegebenen Beiſpiels (S. 343), 
von einem Abgeordneten geohrfeigt wurde. Die Quellen der Ein⸗ 
künfte waren in Pfand gegeben, Schullehrer, Polizei und Militär 
blieben lange Zeit unbezahlt und der Bau der Eiſenbahn von 
Guayaquil nach Quito blieb liegen. Zum Präſidenten von Venezuela 
wurde an Stelle Crespos General Andrade gewählt. Präſident de 
Pierola von Perun rühmte im Auguſt in einer Botſchaft an den 
Kongreß die Regelmäßigkeit in der öffentlichen Verwaltung. Die 
Vereinigten Staaten von Braſilien können ſeit Abſchaffung der Mo⸗ 
narchie nicht zur Ruhe kommen. Im Mai wurde ein Aufftand 
der Kriegsſchüler in Rio niedergeſchlagen, im Kriege gegen den fom- 
muniſtiſchen Propheten Conſeilhero zogen jedoch die Regierungstruppen 
den kürzeren, zum Teil, weil die Offiziere und die Armeelieferanten 
ſich dabei finanziell gut ſtanden. Als hierauf der Kriegsminiſter 
Bitencourt durch Übernahme des Oberbefehls der Geld- und Krüfte- 
verſchleuderung ein Ende machen wollte, verſuchte am 5. November 
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ein Soldat, den Präſidenten Moraes zu erſchießen. Der Streich 
mißlang, aber Bitencourt wurde bei ſeiner Entwaffnung des Mörders 
getötet. Moraes verhängte am 13. November mit Zuſtimmung 
des Kongreſſes den Belagerungszuſtand über Rio und Nictheroy und 
verlängerte ihn im Dezember wegen Fortbeſtehens einer weitver⸗ 
zweigten Verſchwörung. Für Ermordung rutheniſcher Koloniſten im 
Staate Parana durch Botokuden wurde der öſterreichiſchen Regierung 
Genugthuung zugeſagt. Am 20. April kam es zu einem Vertrage 
mit Frankreich wegen ſchiedsrichterlicher Löſung der Grenzfrage 
Guyanas. In Uruguay kam es im März zum Kriege der ſeit 
35 Jahren nicht an der Regierung geweſenen Partei der Weißen 
gegen die herrſchende Partei der Roten oder der Colorados, weil, 
wie erſtere behaupteten, die Verwaltung nichts tauge und die Weißen 
von allen bedeutenden Staatsämtern ausgeſchloſſen ſeien. Die Sache 
ſtand übel für den Präſidenten Borda, weil ſogar die einflußreichſten 
Führer der Colorados ſich von ihm losſagten. Unterhandlungen 
zwiſchen beiden Teilen ſcheiterten am Verlangen von Bordas 
Rücktritt, eine 6⸗ſtündige Schlacht blieb unentſchieden, da kam die 
Löſung: als Borda, umgeben von zahlreichen Offizieren in Gala— 
uniform von der Feier des Jahrestags der Unabhängigkeit 
aus der Kathedrale trat, wurde er vom Offizier Arredonda ins 
Herz geſchoſſen. Der an Bordas Stelle tretende Senatspräſident 
Cueſtas verſprach größere Sparſamkeit, erſchien aber durch die 
Art der Ausführung des mit den aufſtändiſchen Weißen geſchloſſenen 
Friedens den Roten ſo verdächtig, daß der frühere Präſident 
Herrera 9 Obes im November den freilich mißlungenen Verſuch 
machte, ſich Cueſtas' zu bemächtigen und ihn abzuſetzen. So ſchloß 
das Jahr mit der Ausſicht auf weitere Wirren. Was Argentinien 
betrifft, ſo brachen im April in der Provinz San Louis wegen 
Säumigkeit der Regierung in Abhilfe der Hungersnot ernſte 
Unruhen aus. In Chile mißlang ein Verſuch des Generals Canto 
und anderer Offiziere, den General Körner aus der Stellung eines 
Chefs des Generalſtabs zu verdrängen, vielmehr wurde dieſem nun⸗ 
mehr auch die Stelle eines Befehlshabers des Heeres übertragen. 
Den deutſchen Lehrern an der Univerſität, den mittleren und niederen 
Schulen ließ Präſident Erräzuriz die Verträge kündigen, auf Grund 
deren ſie geglaubt hatten, lebenslänglich angeſtellt zu ſein. 
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